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(Beginn: 09.00 Uhr)

Zweite Vizepräsidentin Inge Aures: Verehrte Kolle-
ginnen, verehrte Kollegen, einen schönen guten Mor-
gen! Ich eröffne die 34. Vollsitzung des Bayerischen
Landtags. Presse, Funk und Fernsehen sowie Foto-
grafen haben um Aufnahmegenehmigung gebeten.
Die Genehmigung wurde erteilt.

Ich rufe Tagesordnungspunkt 18 auf:

Haushaltsplan 2015/2016
Einzelplan 14 für den Geschäftsbereich des
Bayerischen Staatsministeriums für Gesundheit
und Pflege

hierzu:

Änderungsanträge von Abgeordneten der CSU-
Fraktion (Drsn. 17/4327 mit 17/4334 sowie 17/4416
und 17/4417)
Änderungsanträge von Abgeordneten der SPD-
Fraktion (Drsn. 17/4147 mit 17/4157)
Änderungsanträge von Abgeordneten der
Fraktion FREIE WÄHLER (Drsn. 17/4351 mit
17/4359)
Änderungsanträge von Abgeordneten der
Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN (Drsn. 17/4142
mit 17/4146)

Im Ältestenrat wurde für die Aussprache eine Ge-
samtredezeit von 1 Stunde und 30 Minuten verein-
bart. Davon entfallen auf die Fraktion der CSU 25 Mi-
nuten, auf die SPD-Fraktion 16 Minuten und auf die
Fraktionen der FREIEN WÄHLER und BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN jeweils 12 Minuten. Die Redezeit der
Staatsregierung orientiert sich an der Redezeit der
stärksten Fraktion. Sie kann deshalb bis zu 25 Minu-
ten sprechen, ohne dass sich dadurch die Redezeit
der Fraktionen verlängert.

Bevor ich die Aussprache eröffne, kündige ich gleich
an, dass für die Endabstimmung über den Einzelplan
namentliche Abstimmung beantragt worden ist.

Ich bitte nun den ersten Redner zum Rednerpult, Kol-
legen Harald Kühn.

Harald Kühn (CSU): Sehr geehrte Frau Präsidentin,
Frau Staatsministerin, sehr geehrte Kolleginnen und
Kollegen! Gesundheit bedeutet Lebensqualität. Auch
im Hinblick auf die Lage im Bereich Gesundheit und
Pflege können wir froh sein, in Deutschland und in
Bayern zu leben. Unsere Versorgungsqualität gehört
bei aller Offenheit für Verbesserungsvorschläge zu
den besten der Welt. Bei uns hat grundsätzlich jeder
Bürger Anspruch auf qualitativ hochwertige ärztliche

Hilfe, unabhängig von Einkommen, Alter, sozialer
Herkunft und gesundheitlichem Risiko.

Im bundesdeutschen Vergleich braucht sich Bayern
nicht zu verstecken. In Bayern gibt es Spitzenmedizin
– der Hinweis auf unsere Uni-Kliniken, stellvertretend
für die anderen Bereiche, dürfte genügen. Bei der
Ärztedichte liegt Bayern auf Platz 1 unter den deut-
schen Flächenstaaten. Im Zusammenwirken mit allen
Beteiligten im Gesundheitswesen, vor allem mit der
kommunalen Familie, den Gemeinden, Städten, Land-
kreisen und Bezirken, den Trägern der Freien Wohl-
fahrtspflege und den Privaten konnten bedarfsgerech-
te und patientenorientierte Versorgungsstrukturen
geschaffen werden.

Solide Finanzen, das heißt ein ausgeglichener Staats-
haushalt, das Ziel der Schuldenfreiheit, sind dazu je-
doch auch künftig die ebenso entscheidende Voraus-
setzung wie ein Ja zu Forschung und Wissenschaft
im eigenen Land. Stichworte sind Medizintechnik,
Pharmaindustrie, die personalisierte Medizin und Bio-
technologie. Entscheidend ist zudem eine bestmögli-
che Bewusstseinsbildung in der Bevölkerung.

Für seine Krankenhäuser engagiert sich der Freistaat
seit Jahrzehnten auf Bundesebene für eine angemes-
sene Erlössituation und in Bayern im investiven Be-
reich. Die Abfinanzierungsquote für die laufenden
Projekte beträgt zurzeit 100 %. Die Investitionsmittel
in Höhe von 500 Millionen Euro und die pauschalen
Fördermittel in Höhe von 200 Millionen Euro im Etat
des Finanzministeriums sind derzeit ausreichend. Die
wichtige Frage nach den Erlösen aus dem laufenden
Betrieb, die wesentlich auf nationaler Ebene beein-
flusst und geregelt werden, beschäftigt dort alle Ver-
antwortlichen. Ein parteiübergreifender Konsens in
dieser überaus wichtigen Frage wäre wünschenswert.
Bei der künftigen Krankenhausstruktur darf es nicht
um Lokalkolorit, sondern muss es um Qualität und
Leistungsfähigkeit gehen.

Neben den privaten Angeboten muss die öffentliche,
vor allem die kommunale Daseinsvorsorge erhalten
werden. Sie darf durch keinerlei europäisches Recht,
zum Beispiel weder durch das Wettbewerbsrecht
noch durch Freihandelsabkommen, gefährdet werden.
Eine sinnvoll vernetzte Weltwirtschaft bietet große
Chancen, hat eine wohlfahrtsfördernde und friedens-
stiftende Wirkung. An dieser Stelle möchte ich jedoch
als meine persönliche Meinung ganz klar betonen und
zum Ausdruck bringen, meine Damen und Herren: Bei
den laufenden Verhandlungen zu den Freihandelsab-
kommen, die Bayern und Deutschland hoffentlich
möglichst Positives bringen, darf es nicht dazu kom-
men, dass die kommunale Daseinsvorsorge vom
Trinkwasser bis zur Gesundheit – Stichwort: öffentli-
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che Krankenhausversorgung – in irgendeiner Weise
angetastet wird. Die Tür darf keinen Millimeter aufge-
hen.

(Beifall bei der CSU)

Kein noch so großer Gewinn auf internationalen Märk-
ten würde eine Preisgabe dieses für die kommunale
Selbstverwaltung, die soziale Marktwirtschaft und den
Primat der Politik so elementaren Bestandteiles recht-
fertigen – im Gegenteil: Nicht nur im Interesse unserer
Bürger, sondern auch der Menschen anderer Staaten
gilt es, alles zu tun, diese Strukturen aufrechtzuerhal-
ten.

(Bernhard Pohl (FREIE WÄHLER): Ihr seid ja
lernfähig!)

Meine Damen und Herren, deshalb bin ich persönlich
auch absolut davon überzeugt, dass Bayern im Bun-
desrat und die CSU im Koalitionsausschuss keiner
Regelung zustimmen wird, die nicht zu 100 % wasser-
dicht ist. Genauso, liebe Kolleginnen und Kollegen
von der SPD, gehe ich allerdings davon aus, dass der
Ihrer Partei zugehörige Bundeswirtschaftsminister erst
gar keine Vorlage macht, die dem widersprechen
würde, und dass auch die GRÜNEN im Bundestag
und im Bundesrat entsprechend abstimmen werden.
Alles andere wäre ein Eintrag auf der falschen Seite
des Geschichtsbuches.

Meine Damen und Herren, der Schriftsteller Ödön von
Horváth hat einmal gesagt: Das Herz der Völker
schlägt im gleichen Takt. Ich hoffe, dass bei dieser
elementaren Frage wirklich alle schwarzen, roten und
grünen Herzen im gleichen Takt schlagen. Wir müs-
sen parteiübergreifend auch über diese Thematik hi-
naus alles tun, um grundsätzliche Eingriffe und Ein-
griffe nach Art einer Salamitaktik von interessierter
Seite mit größter Entschlossenheit zurückzuweisen.

(Beifall bei der CSU)

Zweite Vizepräsidentin Inge Aures: Herr Kollege,
gestatten Sie eine Zwischenfrage?

Harald Kühn (CSU): Nein. – Das ist auch deshalb
notwendig, damit die guten Seiten und die Chancen,
die mit solchen Abkommen verbunden sind, nicht ge-
fährdet und nicht überlagert werden.

Meine Damen und Herren, mit seiner vom Bayeri-
schen Landtag am 10. Oktober 2013 bestätigten Ent-
scheidung, ein eigenes Staatsministerium für Gesund-
heit und Pflege einzurichten, dem ersten dieser Art in
der bayerischen Geschichte, hat der Ministerpräsident
seine Einschätzung der enormen und in Zukunft noch
zunehmenden Bedeutung dieser Themenbereiche

klar zum Ausdruck gebracht. Mit dem Einzelplan 14
für die Jahre 2015 und 2016 werden die Weichen
dafür gestellt, dass den Bürgerinnen und Bürgern in
Bayern auch weiterhin die bestmöglichen gesundheit-
lichen Versorgungsstrukturen zur Verfügung gestellt
werden können.

Inzwischen ist die Aufbauphase des Ministeriums er-
folgreich abgeschlossen. Nach der Neubestimmung
der Geschäftsbereiche werden in dem vorliegenden
Einzelplan 14 vor allem die personelle Ausstattung
und die Haushaltsmittel der Einzelpläne 10 und 12
umgesetzt. An dieser Stelle sei der Hinweis gestattet,
dass auf ausdrückliche Nachfrage bestätigt wurde,
dass der Bedarf für die ärztliche Betreuung von Asyl-
bewerbern nicht Planstellen des Gesundheitsministe-
riums betrifft, sondern im Rahmen von Finanzmitteln
beim Sozialministerium geregelt ist.

Das Ministerium verfügt insgesamt über 195 Planstel-
len. In den kommenden zwei Jahren wird es eine Er-
höhung um 15 Planstellen geben. Mit einem Haus-
haltsvolumen von 202,4 Millionen Euro ist eine gute
Grundlage für die Arbeit in den nächsten zwei Jahren
gelegt.

Zu den Schwerpunkten ist zu erwähnen, dass natür-
lich die Prävention eine ganz besondere Bedeutung
hat. Unser Motto ist deshalb: Informieren und Motivie-
ren, statt Vorschriften zu erlassen und die Menschen
zu zwingen, abgesehen von Ausnahme- und Notfäl-
len.

(Beifall bei der CSU)

Dafür stehen insgesamt 7,4 Millionen Euro zur Verfü-
gung. Unsere Staatsministerin Melanie Huml hat an-
gekündigt, die Prävention weiter ausbauen zu wollen.
Das gilt für das Förderprogramm für die Kurorte und
Heilbäder, das Jahresschwerpunktthema Kinderge-
sundheit 2015, die Schuleingangsuntersuchung und
genauso für das Thema Impfen – eine der größten Er-
rungenschaften der Medizin.

Die Sucht- und Drogenpolitik des Freistaats Bayern ist
mit 10,6 Millionen Euro angemessen berücksichtigt.
Dabei wird auch die AIDS-Beratung weiter verstärkt.

Wir haben uns im Haushaltsausschuss – auch wenn
dieses Thema im Justizministerium ressortiert – auch
über die Situation der Gefangenen in Bayern unterhal-
ten. Hier zeigt sich ein hohes Maß an Sensibilität über
alle Parteigrenzen hinweg.

Die Telematikanwendungen werden fortgeführt. Da-
rauf wird die CSU-Fraktion noch im Rahmen einer an-
gestrebten Mittelerhöhung, für die sie sich hier einge-
setzt hat, näher eingehen.
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Meine Damen und Herren, die Menschen in Bayern
profitieren von dieser hochwertigen und flächendeck-
enden Gesundheitsversorgung. Der Erhalt und die
Verbesserung der ärztlichen Versorgung im ländli-
chen Raum ist und bleibt ein wesentliches Ziel. Des-
halb werden die Förderprogramme für die Niederlas-
sungsförderung, das Stipendienprogramm und die
Förderung innovativer medizinischer Versorgungskon-
zepte weitergeführt. Ein Kernanliegen ist es, gerade
im ländlichen Raum Strukturen zu stärken.

Immerhin handelt es sich um eine Wachstumsbran-
che, meine Damen und Herren: 875.000 Beschäftigte
und 50 Milliarden Euro Jahresumsatz mit weiter stei-
gender Tendenz. Deshalb geht mein Dank an das Mi-
nisterium für das Projekt "Gesundheitsregion plus",
das in einer erweiterten Form fortgeführt werden soll.

Der Mensch steht im Mittelpunkt unserer Politik. Des-
halb werden wir auch im Pflegebereich weiter Akzente
setzen, so bei der Förderung der Familienpflege.
Meine Damen und Herren, bei der stationären Pflege
haben wir in Bayern im Durchschnitt Bedarfserfüllung
und sogar 10 % freie Plätze. Trotz allem werden wir
die Situation weiterhin genau beobachten.

Was wir – wie andere Regionen auch – brauchen,
sind Initiativen zur Förderung der Pflegeberufe. Ich er-
wähne die Kampagne "Herzwerker", aber auch die in-
nerhalb des Ministeriums in Prüfung befindliche Pfle-
gekammer und den derzeit auf Bundesebene
diskutierten und behandelten Referentenentwurf über
die Zukunft der Pflegeberufe. Hinzu kommen ein De-
menzpreis und ein bayerisches Demenzregister, die
diesen Bereich abrunden sollen.

Die Transplantationsmedizin, meine Damen und Her-
ren, hat natürlich eine zentrale Bedeutung. Bei der
neuen rechtlichen Weichenstellung auf Bundesebene,
die wir zwar etwas anders wollten, mit der wir jetzt
aber arbeiten müssen, geht es darum, die Öffentlich-
keitsarbeit deutlich zu verstärken. Deshalb werden wir
diesen Bereich genauso im Auge behalten wie die
Palliativversorgung und die Hospizarbeit.

Sie sehen also, die wesentlichen Schwerpunkte sind
richtig gewählt, meine Damen und Herren. In enga-
gierten und intensiven Beratungen im Fachausschuss
und in den anderen Gremien sowie auch im Haus-
haltsausschuss wurde ein gutes Fundament für die
Arbeit des Ministeriums in den nächsten zwei Jahren
gelegt.

Mein Dank gilt unserem Ministerpräsidenten, der Ge-
sundheitsministerin Frau Huml sowie allen Mitarbei-
terinnen und Mitarbeitern auf allen Ebenen der staatli-
chen Verwaltung. Ich danke dem Kollegen Imhof, dem
Pflegebeauftragten der Staatsregierung, den Kollegen

Seidenath und Holetschek, dem Ausschussvorsitzen-
den Peter Winter sowie ausdrücklich allen Kollegin-
nen und Kollegen von der Opposition für die konstruk-
tive Zusammenarbeit.

Meine Damen und Herren, wenn SPD und GRÜNE
auf Bundesebene mit uns für eine bessere Finanzaus-
stattung kämpfen – Signale dafür hat es, Herr
Rinderspacher, ja schon gegeben, etwa beim Länder-
finanzausgleich – und wenn auch Sie sich für die Re-
gionalisierung von Steuern, zum Beispiel der Erb-
schaftsteuer, starkmachen würden, dann könnten wir
das Geld, das dann zusätzlich in Bayern bleibt, für un-
sere Bürger und verstärkt auch für den Einzelplan 14
einsetzen.

Ich danke Ihnen für Ihre Aufmerksamkeit und bitte das
Hohe Haus um Zustimmung zu diesem Haushalts-
plan.

(Beifall bei der CSU – Zuruf des Abgeordneten
Bernhard Pohl (FREIE WÄHLER))

Zweite Vizepräsidentin Inge Aures: Bitte bleiben Sie
am Rednerpult, Herr Kühn. Es folgt eine Zwischenbe-
merkung des Kollegen Pfaffmann.

Hans-Ulrich Pfaffmann (SPD): Herr Kollege Kühn,
Sie haben sich im Rahmen des Haushaltsplans aus-
führlich zu den Handelsabkommen geäußert. Ich höre
sehr gerne, dass Sie den Schutz der Daseinsvorsorge
und somit auch der Gesundheitsvorsorge sehr hoch-
halten. Das ist auch unsere Meinung.

Sie haben auf den Wirtschaftsminister hingewiesen,
der offensichtlich seine endgültige Position im Rah-
men der europäischen Debatte in der Tat noch nicht
gefunden hat. Ich erinnere Sie aber auch daran, dass
sich die Bundeskanzlerin eindeutig zugunsten der
derzeitigen Versionen der CETA- und TTIP-Abkom-
men ausgesprochen hat.

(Hubert Aiwanger (FREIE WÄHLER): Der Kollege
Lerchenfeld, der mittlerweile im Bundestag sitzt!)

Sind Sie denn mit uns dieser Meinung, oder würden
Sie einen gemeinsamen Antrag mit uns unterstützen,
der die Vertreter Bayerns dazu auffordert, im Bundes-
rat gegen diese Abkommen zu stimmen, wenn nicht
hundertprozentig gewährleistet werden kann, dass die
öffentliche Daseinsvorsorge unangetastet bleibt?
Dann könnten wir möglicherweise eine gemeinsame
Aktion ganz in dem heute von Ihnen formulierten Inte-
resse starten. Das wäre neben den schönen Reden
doch einmal eine ganz konkrete Aktion, um das um-
zusetzen, was Sie hier formulieren.
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Harald Kühn (CSU): Herr Pfaffmann, ich denke, das
dürfte im Hohen Hause relativ unstrittig sein. Die Zu-
kunft der kommunalen Daseinsvorsorge liegt allen am
Herzen. Wenn man das über die letzten 20 Jahre ver-
folgt, sieht man, dass die Situation an Schärfe zuge-
nommen hat. Um dies im Detail nachzuvollziehen,
dafür reicht der zeitliche Rahmen jetzt leider nicht
aus.

Für mich war das bemerkenswert und erschütternd.
Ich war damals noch Bürgermeister in meiner Heimat-
gemeinde – das ist schon über 15 Jahre her und war
zuzeiten von Bundeskanzler Schröder –, da gab es
einen parteilosen – nicht parteifreien – Bundeswirt-
schaftsminister Müller, und es wurde ein erster mass-
iver, lobbygetriebener Vorstoß zur Privatisierung der
Trinkwasserversorgung unternommen. Damals sind
wir Bürgermeister und Werkleiter aus ganz Bayern
parteiübergreifend nach Iphofen in Franken gefahren,
um mit einer massiven Demonstration klarzumachen,
dass wir das nicht wollen. Damit war das Thema vor-
läufig erledigt.

Nach Monaten habe ich einen Bekannten im Ministeri-
um angerufen und gefragt: Können wir davon ausge-
hen, dass das erledigt ist? Antwort: Innenpolitisch in
Deutschland – ja, aber sei versichert, das Thema
Trinkwasser ist noch viel wichtiger als das Thema Öl
in den letzten 100 Jahren. Über den Umweg Europa
wird das wieder kommen.

Bei der letzten Runde haben wir ja vor Kurzem erlebt,
dass gerade noch die Notbremse gezogen werden
konnte. Herr Pfaffmann, unsere Position ist klar. Ich
denke, wichtig ist, dass Sie mit dem Bundeswirt-
schaftsminister an der Spitze – und das meine ich
jetzt ganz ernst, jenseits aller parteipolitischen Be-
trachtungen –

(Beifall bei Abgeordneten der CSU)

auch aus Ihrem Verständnis als sozialdemokratische
Partei heraus niemals etwas vorlegen, das diese
Dinge infrage stellt.

(Hans-Ulrich Pfaffmann (SPD): Da können Sie
versichert sein!)

Ich bin der Meinung, wir brauchen jetzt keine Resolu-
tionen irgendwelcher Art mehr; die haben wir zuhauf.

(Hans-Ulrich Pfaffmann (SPD): Macht der Baye-
rische Ministerpräsident das auch im Bundesrat?)

– Davon bin ich persönlich überzeugt. Daran habe ich
überhaupt keinen Zweifel. Das war bisher auch immer
die Position der CSU-Fraktion.

(Beifall bei der CSU)

Zweite Vizepräsidentin Inge Aures: Jetzt bitte ich
den Kollegen Harald Güller zum Rednerpult.

Harald Güller (SPD): Frau Präsidentin, Frau Staats-
ministerin, Kolleginnen und Kollegen! Am Dienstag
durfte die stellvertretende Ministerpräsidentin die Re-
gierungserklärung des Ministerpräsidenten verlesen
und hat gesagt oder vorgelesen: Haushalt ist unser
Kursbuch für die Zukunft.

Wenn der Haushalt Ihr Kursbuch für die Zukunft ist
und wir uns dieses Kursbuch im Bereich Gesundheit
und Pflege anschauen, um zu sehen, welche Richtun-
gen und Geschwindigkeiten es vorgibt, dann ist leider
festzustellen, dass es viele falsche Weichenstellun-
gen gibt und dass Verspätungen schon im Plan vor-
gesehen sind. So manches Thema ist inhaltlich gleich
ganz am Bahnhof stehen geblieben. Das darf ich an
einigen Beispielen festmachen.

Thema Familienpflege: Verspätung schon eingeplant.
Wir sind uns, glaube ich, einig, dass die Haushaltshil-
fen bzw. die Familienpflege ein ganz wichtiger und
unverzichtbarer Bestandteil der Familienförderung in
Bayern sein muss. Sie stellen dafür auch Gelder zur
Verfügung – allerdings nur halbherzig – und erhöhen
um 100.000 Euro.

Wir als SPD-Fraktion schlagen eine zusätzliche Erhö-
hung um 90.000 Euro vor, damit man die Lücke zwi-
schen den von den Primär- und Ersatzkassen gezahl-
ten Stundensätzen von 21 oder 22 Euro und den
tatsächlichen Kosten in Höhe von 35 Euro eher
schließen kann.

(Beifall bei der SPD)

Sie, Kolleginnen und Kollegen der CSU, lehnen die-
sen Antrag im Ausschuss ab.

Thema ambulante Wohnprojekte – auch hier: Verspä-
tung bereits im Kursbuch eingeplant. Ambulante
Wohnprojekte und Betreuungsformen werden in
Sonntagsreden immer hochgehalten. Wir brauchen
andere Formen der Betreuung. Wir müssen es den
Menschen ermöglichen, in ihrem Wohnviertel zu blei-
ben. Wir müssen dafür sorgen, dass Pflege auch dort
möglich ist.

Im Haushalt findet man einen mickrigen Ansatz. So-
bald wir diesen Ansatz erhöhen wollen, erhalten wir
mitfühlende Worte im Ausschuss, dass das leider
nicht in die Gesamtkonzeption des Haushalts hinein-
passt. Es passt schon in diese Gesamtkonzeption hi-
nein, fast 100 Millionen Euro für einen G7-Gipfel aus-
zugeben. Es passt schon hinein, dass allein in der
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Staatskanzlei drei Millionen Euro für die Öffentlich-
keitsarbeit und die Empfänge am Rande des G7-Gip-
fels verbraten werden. Aber wenn es darum geht,
2,5 Millionen Euro für ganz Bayern, für die Pflegebe-
dürftigen und unsere älteren Mitbürgerinnen und Mit-
bürger einzuplanen, fällt Ihnen nur die Ablehnung un-
seres Antrags ein.

(Beifall bei der SPD – Hans-Ulrich Pfaffmann
(SPD): Sehr gut!)

Zur Modernisierung der Altenpflegeeinrichtungen: Zu-
letzt gab es hierfür im Doppelhaushalt 2003/04 Inves-
titionszuschüsse. Es gab dann verschiedene Gründe
zu sagen, nein, diese sind ab dem Jahr 2005 nicht
mehr notwendig. Nur müssen Sie zur Kenntnis neh-
men: Die Situation in diesem Bereich hat sich grund-
legend geändert. Bei bestehenden Pflegeeinrichtun-
gen ist ein riesiger Investitionsstau entstanden. Wir
müssen insbesondere zum Beispiel beim Thema
energetische Sanierung eine Menge tun. Wenn der
Freistaat hier den Trägern nicht helfend zur Seite
steht, werden die zu Pflegenden als Bewohner der
Einrichtungen durch erhöhte Pflegesätze die Zeche
zahlen müssen.

(Beifall bei der SPD)

An dieser Stelle muss der Freistaat massiv eingreifen.
Sie lehnen dagegen unseren Antrag ab und bringen
den Zug erst gar nicht auf den Weg. Das ist für die
Zukunft fahrlässig, Kolleginnen und Kollegen.

(Beifall bei der SPD)

Dann gibt es in Ihrem Haushalt Verbindungen, deren
Wiederaufnahme Sie völlig übersehen haben. Sie
haben sie gestrichen. Ich erinnere an das Thema
Crystal Meth und Suchtbekämpfung. Wie groß waren
im April dieses Jahres die Pressemitteilungen der
CSU und auch des Ministeriums: Wir stellen
500.000 Euro zusätzlich zur Verfügung, um Projekte
anzuschieben! Wenn man in den Haushalt hinein-
schaut, sieht man: Diese Verbindung wurde schlicht
und einfach vergessen. Sie haben das Geld, das Sie
dieses Jahr erst im Nachtragshaushalt bewilligt
haben,

(Zuruf von den FREIEN WÄHLERN)

für den Doppelhaushalt 2015/2016 überhaupt nicht
mehr eingestellt. Sie haben diese Verbindung kom-
plett verpennt, Kolleginnen und Kollegen!

(Beifall bei der SPD)

Und wenn die SPD mit ihrem Antrag darauf aufmerk-
sam macht, lehnen Sie diesen Antrag auch noch ab.

(Hubert Aiwanger (FREIE WÄHLER): Hauptsa-
che, es ist in der Zeitung gestanden. Passt doch!)

Danach sorgen Sie für eine abenteuerliche Begrün-
dung: Im Jahr 2015 brauchen wir gar nicht mehr Geld,
wir können die angestoßenen Projekte aus anderen
Mitteln finanzieren. Das heißt, Sie haben keine Pro-
jekte angestoßen, Kolleginnen und Kollegen. Es ist in
diesem Bereich ein schweres Versäumnis vonseiten
der CSU, nur Presseerklärungen zu machen und nicht
zu handeln.

(Beifall bei der SPD)

Weil es ja gar nicht geht, einen Oppositionsantrag an-
zunehmen, schreibt man lieber ab, greift das Thema
Crystal Meth in einem Nachtragshaushaltsantrag der
CSU auf und wählt eine abenteuerliche Finanzierung,
indem man Personalstellen aus dem Landgerichts-
ärztlichen Dienst in das Gesundheitsministerium um-
setzt. Dort spart man dafür die Stellen für Infektiolo-
gie, also das, was wir für die Seuchenbekämpfung
brauchen, ein und sagt, dafür stellen wir 406.000 Euro
für Crystal-Meth-Suchtbekämpfung ein, allerdings erst
im Jahr 2016. Das ist unseriös, Kolleginnen und Kolle-
gen. Das lassen wir Ihnen nicht durchgehen.

(Beifall bei der SPD)

Darum werden Sie heute noch einmal über diesen
Antrag betreffend Crystal Meth abstimmen. Klaus
Adelt kümmert sich um das Thema für unsere Frak-
tion genauso intensiv wie Kathrin Sonnenholzner.

Ich darf noch einen anderen Antrag ansprechen: Das
Thema Schuleingangsuntersuchung. Herr Kühn,
danke, dass Sie es angesprochen haben. Die SPD
hat letztes Jahr hierzu einen Antrag eingebracht. Wie
sagte die Kollegin im Ausschuss so schön zur Ableh-
nung unseres Antrags: Ihr sei nicht bekannt, dass es
im Bereich der Schuleingangsuntersuchungen Proble-
me gebe. Ja, Frau Kollegin Dettenhöfer, so kann man
sich irren. Ein Jahr später kommt selbstverständlich
ein Antrag der CSU, wir müssen dringend etwas bei
den Schuleingangsuntersuchungen ändern. Danke für
dieses Plagiat, liebe CSU. Aber das nächste Mal
stimmt doch unserem Antrag ein Jahr vorher zu! Das
wäre für die Verbindung besser und schneller.

(Beifall bei der SPD und Abgeordneten der GRÜ-
NEN)

Kolleginnen und Kollegen, auch ich danke natürlich
allen Kollegen. Und wie gut wir zusammengearbeitet
haben! Kollege Kühn, Sie haben viele unserer Anträ-
ge positiv begleitet, um dann immer am Schluss in
den Tisch zu schauen und zu sagen, ja, aber zustim-
men werden wir an dieser Stelle nicht.
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(Hans-Ulrich Pfaffmann (SPD): So ist es immer!)

Noch besser wäre die Zusammenarbeit, wenn Sie die
Größe hätten anzuerkennen, dass andere Fraktionen
in diesem Haus gute Ideen haben, die es lohnt weiter-
zuverfolgen, und wenn Sie nicht immer erst ein Jahr
später einen Antrag nachschieben würden.

(Beifall bei der SPD und den FREIEN WÄH-
LERN)

Insgesamt betonen Sie immer, wie toll es uns in Bay-
ern geht, wie schön wir es haben und wie viel Geld da
ist. Sie bleiben mit diesem Haushalt, mit diesem Kurs-
buch in Pflege und Gesundheit weit, sehr sehr weit
hinter den Möglichkeiten dieses Freistaats zurück.
Dieser Freistaat und seine Bürgerinnen und Bürger,
aber ich sage ausdrücklich auch die Mitarbeiter des
Ministeriums, die Mitarbeiter in den Gesundheitsäm-
tern und, ich würde sogar sagen, auch die Ministerin
haben den hier vorgelegten Murks nicht verdient. Zu-
rück zur Planungsphase! Wir werden diesen Haushalt
ablehnen.

(Beifall bei der SPD)

Zweite Vizepräsidentin Inge Aures: Danke schön. –
Ich bitte nun Herrn Dr. Vetter zum Rednerpult.

Dr. Karl Vetter (FREIE WÄHLER): (Vom Redner
nicht autorisiert) Sehr geehrte Frau Präsidentin, sehr
geehrte Kolleginnen und Kollegen! Wir FREIE WÄH-
LER stehen für gleichwertige Lebensverhältnisse in
ganz Bayern, für leistungsfähige und finanzstarke
Kommunen und für mehr Bürgerbeteiligung.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN)

An diesen politischen Zielen haben wir auch die Än-
derungsanträge zum Entwurf des Doppelhaus-
halts 2015/16 ausgerichtet. Unserer Meinung nach
hat der Entwurf der Staatsregierung nämlich einiges
an Verbesserungspotenzial.

Kolleginnen und Kollegen, die flächendeckende und
bedarfsgerechte Versorgung mit Haus- und Fachärz-
ten ist unabdingbar für gleichwertige Lebensverhält-
nisse in ganz Bayern. Ohne einen Hausarzt und
Facharzt vor Ort ist das Ausbluten des ländlichen
Raumes irgendwann nicht mehr zu vermeiden. Kolle-
ginnen und Kollegen, inzwischen sind 33 % der Haus-
ärzte älter als 60 Jahre. Es ist also absehbar, dass in
den kommenden Jahren eine erhebliche Anzahl an
Hausärzten ihre Praxis aus Altersgründen aufgeben
werden. Die Nachbesetzung ist in vielen Regionen
Bayerns unsicher.

Schon heute beginnt in unseren Kommunen in den
Landkreisen ein Wettbewerb um Ärzte; denn nach
dem Motto "Ärzte weg, Menschen weg" fürchten die
Kommunen berechtigterweise um ihre weitere Ent-
wicklung, Kolleginnen und Kollegen.

Was aber tat und tut die Staatsregierung? - Ich blicke
kurz zurück. Der damalige Gesundheitsminister Söder
hat bei einem Hearing hier im Bayerischen Landtag
den Hausärzten lautstark versprochen, dass Haus-
arztverträge nach altem Recht kommen würden, die
eine finanzielle Entlastung bringen sollten. Das war im
Januar 2011, Kolleginnen und Kollegen! Das ist also
vier Jahre her. Ich kürze jetzt ab. Daraufhin ist nichts
passiert. Gott sei Dank hat mittlerweile der Bund die
strittige Refinanzierungsklausel gestrichen. Kollegin-
nen und Kollegen, worauf ich hinaus möchte: Was
vonseiten der FREIEN WÄHLER bei diesem ständi-
gen Hin und Her damals vermisst wurde, war ein kla-
res Signal der Bayerischen Staatsregierung, war ein
Gesundheitsminister, Kolleginnen und Kollegen, der
sich wirklich für die Belange der bayerischen Bevölke-
rung einsetzt.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN)

Frau Staatsministerin, auch beim Thema Pflegekam-
mer erwarte ich möglichst bald ein klares Signal der
Bayerischen Staatsregierung.

(Kathrin Sonnenholzner (SPD): Kein Signal, son-
dern eine Entscheidung!)

- Eine Entscheidung wäre mir natürlich auch lieber.

Kolleginnen und Kollegen, das Ganze ist jetzt vier
Jahre her. Was ist seitdem passiert? Hat sich die
Lage bei der hausärztlichen Versorgung verbessert?
Damals war knapp ein Viertel der Hausärzte älter als
60 Jahre; jetzt ist es schon ein Drittel. Es müssen
noch mehr Praxisnachfolger gefunden werden. Leider
hat der medizinische Nachwuchs zahlenmäßig nicht
im gleichen Maße zugenommen. Die Situation hat
sich in diesen vier Jahren deutlich zugespitzt.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN)

Schon damals haben die FREIEN WÄHLER die
Hausarztverträge nach altem Recht, eine finanzielle
Förderung der Hausärzte auf dem Land, Lehrstühle
für Allgemeinmedizin an allen bayerischen Universitä-
ten und mehr Weiterbildungsverbünde gefordert.
Auch letzte Woche haben wir erneut einen Gesetzent-
wurf eingebracht, mit dem wir die Lockerung des Nu-
merus Clausus für das Medizinstudium fordern, damit
tatsächlich der junge Mensch Medizin studieren kann,
der anschließend auf dem Land am Patienten arbei-
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tet, der wirklich Arzt werden möchte und der nicht in
die Forschung oder Industrie abwandert.

Ich bin auf die weiteren Beratungen im Ausschuss ge-
spannt. Das alles dauert den FREIEN WÄHLER zu
lange. Wo bleibt die vorausschauende Planung in der
Gesundheitspolitik? - Die Politik kann nicht von heute
auf morgen agieren. Die Altersverteilung bei den
Hausärzten – bei den Fachärzten sieht es inzwischen
nicht viel besser aus – ist seit Jahrzehnten bekannt,
aber noch immer fehlt es an einer effektiven Strategie.
Die Aktionen erschöpfen sich in befristeten Förderpro-
grammen. So sehr wir diese letztendlich auch begrü-
ßen, ist das alles keine zukunftsweisende Gesund-
heitspolitik im Sinne der FREIEN WÄHLER.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN)

Kolleginnen und Kollegen, wir werden den Einzelplan
aus zwei Gründen ablehnen. Erstens weist der Einzel-
plan keine Visionen auf und blickt nicht in die Zukunft.
Zweitens wurden alle Anträge der FREIEN WÄHLER
abgelehnt.

Wir haben Anträge gestellt zur Umstrukturierung der
Krankenhäuser im ländlichen Raum – abgelehnt. Un-
seren Antrag zur Förderung der Heilbäder haben wir
mit konkreten Zahlen untermauert. Wir sagten nicht,
die Bundesregierung möge irgendwann einmal darauf
hinarbeiten. Auch dieser Antrag wurde abgelehnt. -
Die Anträge auf Förderung der freiberuflichen Hebam-
men wurden ebenfalls abgelehnt, ebenso wie die An-
träge zur palliativen Hospizversorgung oder zur
Förderung der psychiatrischen Pflegedienste. Auch
die Anträge zur Förderung der Suchtprävention – Herr
Güller hat dies schon angesprochen – sowie zur Dro-
gentherapie – Stichwort Crystal Meth – wurden abge-
lehnt, obwohl wir auch sie mit konkreten Zahlen unter-
legt haben. Aus all diesen Gründen lehnen wir den
Einzelplan ab.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN)

Und nun noch eine Bemerkung zum gestrigen Abend.
Ich hätte mich fast gegen den Willen meiner Fraktion
für den Antrag der CSU auf Verlängerung der Rede-
zeit für die CSU ausgesprochen; denn wer wirklich
etwas zu sagen hat, kann auch kurz sprechen.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN – Zuruf von
der CSU: Der kann auch gleich aufhören!)

Und noch eine Bemerkung. Kollege Piazolo hat ges-
tern von der Zipfelmützigkeit der CSU gesprochen.
Wenn man mit deutsch-nationalen Parolen fordert,
Flüchtlinge mögen zu Hause deutsch sprechen, die
Maut für Ausländer fordert oder Parolen bringt wie
"Wer betrügt, der fliegt", schürt Ressentiments und

schädigt damit den Spitzenstandort Bayern. Davon
betroffen wäre auch die Spitzenmedizin, für die es gilt,
Leute aus Australien oder aus den USA nach Bayern
zu bekommen. Glauben Sie mir, solche deutsch-nati-
onalen Töne der CSU in Bayern werden im Ausland
sehr wohl gehört.

(Florian Streibl (FREIE WÄHLER): Bravo! – Bei-
fall bei den FREIEN WÄHLERN)

Ich fasse zusammen: Die FREIEN WÄHLER setzen
sich ein für gleichwertige Lebensbedingungen in ganz
Bayern, für leistungsstarke Kommunen und für mehr
Bürgerbeteiligung. Dazu gehört eine Bedarfsplanung,
die eine flächendeckende Versorgung mit Hausärzten
und Fachärzten sowie eine zukunftsfähige Strategie
für die bayerischen Krankenhäuser garantiert, um
eine bedarfsgerechte, wohnortnahe Versorgung der
Menschen in Stadt und Land sicherzustellen.

(Florian Streibl (FREIE WÄHLER): Bravo! – Bei-
fall bei den FREIEN WÄHLERN)

Zweite Vizepräsidentin Inge Aures: Danke schön.
Nächster Redner: Kollege Leiner.

Ulrich Leiner (GRÜNE): Sehr geehrtes Präsidium,
meine lieben Kolleginnen und Kollegen! Lieber Kolle-
ge Kühn, ich bin von Ihren Ausführungen zu TTIP zu-
tiefst begeistert. Ich hoffe, dass vor allem die Wirt-
schaftspolitiker in Ihrer Fraktion genau zugehört
haben, was Sie uns da gesagt haben.

(Zuruf des Abgeordneten Hubert Aiwanger
(FREIE WÄHLER))

Wir stehen zur Fürsorgepflicht unseres Landes Bay-
ern, und da können Sie ganz sicher sein, dass wir
GRÜNE an ihrer Seite sind. Wir sind aber gespannt –
das haben wir bei der Gentechnik gesehen –, wie sich
die CSU in Berlin entscheiden wird.

(Hubert Aiwanger (FREIE WÄHLER): Das wissen
wir heute schon!)

Sie dürfen hier nicht so reden und in Berlin anders.
Auch Herrn Pfaffmann werde ich ausdrücklich unter-
stützen, in diese Richtung eine gemeinsame Initiative
zu starten.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Ich komme nun zum Einzelplan 14 für den Geschäfts-
bereich des Bayerischen Staatsministeriums für Ge-
sundheit und Pflege. Um es gleich vorwegzunehmen:
Viele der dazugehörigen Anträge, die im Fachaus-
schuss gestellt wurden, waren richtig und wichtig.
Deswegen haben die GRÜNEN auch vielen Anträgen
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zugestimmt. Mich wundert allerdings– Herr Güller hat
dies schon angesprochen –, dass unsere Anträge
häufig abgelehnt wurden. Ich sage das jetzt pauschal;
denn ich will die Anträge nicht im Einzelnen aufzäh-
len. Abgelehnt wurden sie häufig mit dem Beiwort "ei-
gentlich". Herr Imhof, ich kann mich sehr gut erinnern,
dass Sie sagten, eigentlich haben Sie recht, Herr Lei-
ner, eigentlich stimmen wir Ihnen zu. Warum haben
Sie dann bei der Abstimmung im Ausschuss unseren
Anträgen doch nicht zugestimmt?

(Beifall bei den GRÜNEN)

Ein Jahr haben wir jetzt das Staatsministerium für Ge-
sundheit und Pflege. Da können wir schon einmal fra-
gen, was es uns gebracht hat. Richtig ist, dass sich
viele Dinge in Berlin abspielen, die wir deshalb nur
über unsere Ministerin Frau Huml beeinflussen kön-
nen. Wir müssen mit diesen Entscheidungen leben.
Aber wir halten diese Entscheidungen oft, zum Bei-
spiel in Bezug auf das Pflegestärkungsgesetz, für
nicht ausreichend. Wir hoffen, dass da nachgebessert
wird. Auch bei der Krankenhausfinanzierung hoffen
wir auf eine Nachbesserung. Wir sind auch mit vielen
anderen Dingen nicht einverstanden. Frau Ministerin,
Sie müssen ihre Hausaufgaben vor Ort erledigen.
Und da fehlt es weit.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Seit dem Jahre 2008 warten wir auf die beschlosse-
nen Pflegestützpunkte. 8 sind es heute; 60 sollten es
sein. Wenn Sie die Mittel in Höhe von 2,4 Millionen
dafür nicht im Haushalt bereitstellen – dies fordern wir
–, werden diese Stützpunkte auch nicht kommen.

Auch die Einrichtung einer Pflegekammer wurde be-
reits angesprochen. Herr Söder ist leider nicht da; im
Jahr 2011 war die Gesundheit in seinem Ressort an-
gesiedelt. Er hat damals gesagt, die Pflegekammer
werde eingeführt. Seitdem warten wir auf die Pflege-
kammer. Es gab für deren Einrichtung eine Umfrage,
die uns heuer zugänglich gemacht wurde. Danach hat
sich die Mehrheit der Pflegenden eindeutig für eine
solche Pflegekammer ausgesprochen. Auch wenn es
nur eine kleine Mehrheit ist, waren doch über 50 %
dafür. Die CSU wäre doch froh, wenn sie einmal 50 %
hätte. Die Pflegekammer muss also dringend kom-
men.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Auch gibt es noch immer keine Ausbildungsumlage.
Das war ein besonderes Stück im Ausschuss. Wir
haben im Februar diese Ausbildungsumlage verlangt,
haben dann aber unseren Antrag zurückgestellt, weil
für Mai ein Gutachten zugesagt worden war, in dem
evaluiert werden sollte, ob wir Pflegekräfte brauchen.

Das war nahezu lächerlich; denn jeder, der sich in der
Pflege auskennt, weiß, dass wir Pflegekräfte brau-
chen. Jeder weiß, dass in unseren Pflegeeinrichtun-
gen "auf Kante" gepflegt wird. Der Notstand dort ist
sehr groß. Dafür brauchten wir keine Umfrage.

Das Schlimme war dann, dass uns das Ergebnis der
Umfrage erst im Oktober zugeleitet wurde. Das Ver-
fahren war mehr als schändlich. Unser Antrag wurde
ebenso wie der gleichlautende Antrag der SPD im
Ausschuss abgelehnt mit der Begründung, dass wir
keine Ausbildungsumlage fordern dürften, sondern
darum bitten sollten. So etwas macht die Opposition
nun wirklich nicht mit.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Gott sei Dank haben Sie immerhin das Schulgeld für
die Altenpflegeschulen abgeschafft. Das war eine un-
selige Geschichte. Wenn sich die Opposition damals
nicht so für die Abschaffung eingesetzt hätte, hätten
wir dieses Schulgeld heute noch.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Ein Problem, das Kollege Güller auch schon ange-
sprochen hat, ist die Erhöhung der Vorgaben des
Pflege- und Wohnqualitätsgesetzes. Diese Vorgaben
erschweren eine weitere Ertüchtigung unserer gesam-
ten Einrichtungen. – Ich sage jetzt mit Fleiß nicht "sta-
tionäre Einrichtungen"; denn viele Pflegeeinrichtungen
sind inzwischen umfassender. Um die neuen Anforde-
rungen erfüllen zu können, brauchen wir dringend In-
vestitionskostenzuschüsse für die Refinanzierung des
zusätzlichen Sanierungsbedarfes in unseren Einrich-
tungen.

Im Jahr 2005 wurden diese mit der Begründung abge-
schafft, dass wir über zu viele Pflegeplätze verfügen.
Das war damals richtig. Aber was damals richtig war,
ist heute falsch. Wir fordern, dass sich der Freistaat
wieder an der Finanzierung der baulichen Investitio-
nen beteiligt. Das ist dringend notwendig, meine
Damen und Herren.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Wir alle müssen viel zur Stärkung der Pflege tun. An
dieser Stelle haben wir kein Erkenntnisproblem.
Meine Damen und Herren, wir haben ein Umset-
zungsproblem. Das Umsetzungsproblem ist das zen-
trale Problem dieser Ihrer Regierung, Frau Huml,

(Beifall bei den GRÜNEN)

und zwar auch deshalb, weil die Krankenhäuser den
größten Teil ihrer Investitionen aus Eigenmitteln finan-
zieren müssen.
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Wahr ist auch, Sie haben die Unterstützung bei der
Finanzierung der Häuser auf 500 Millionen Euro er-
höht. Das ist richtig. Aber wir waren auf einem Stand
von 430 Millionen Euro, und das war der niedrigste
Stand; im Jahr 2002 waren es noch 613 Millionen
Euro. Die Krankenhausumlage muss dringend erhöht
werden. Der Zuschuss für die Investitionen der Kran-
kenhäuser muss dringend erhöht werden. Wir haben
das in einer maßvollen Größenordnung von 8 Millio-
nen Euro mehr verlangt. Darüber hinaus werden we-
sentliche Dinge nicht mehr in den Investitionskosten-
zuschuss mit einbezogen: Die Apotheken, die
Küchen, die Außenanlagen der Kliniken werden nur
noch begrenzt vom Freistaat gefördert. Genau auf
diesem Betrag bleiben die Kommunen sitzen. Wenn
sie das aus dem laufenden Betrieb zu refinanzieren
haben, dann haben diese Häuser die Not in der Pfle-
ge. Man spart an Personal, man sieht keine andere
Lösung. So haben die Krankenhäuser ihre Not, und
die ist mit verursacht durch die Kürzung der Mittel be-
ziehungsweise durch die Nichtausstattung mit Mitteln.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Wir GRÜNEN wollen nicht warten, bis eine Reform
des Vergütungssystems auf Bundesebene durchge-
setzt wird. Wir wollen, meine sehr geehrten Damen
und Herren, dass die Probleme, die wir auf Landes-
ebene beeinflussen können, angegangen und gelöst
werden. Das ist unsere Pflicht.

Es gibt kaum einen Wirtschaftszweig wie den Ge-
sundheitsmarkt, in dem derart viele Interessengrup-
pen um vergleichbar viele Milliarden Euro kämpfen.
Daher sind wir dagegen – das möchte ich betonen –,
die Gelder nach dem Gießkannenprinzip zu verteilen.
Deswegen fordern wir eine vernünftige Krankenhaus-
bedarfsplanung in Bayern, die festlegt, wo welche Kli-
nik notwendig ist und welche Art von Klinik notwendig
ist. Dabei müssen versorgungswichtige Kliniken erhal-
ten bleiben, auch wenn sie nicht die berühmte
schwarze Null schreiben. Die Kliniken, die notwendig
sind, die systemrelevant sind, wie man das nennt,
müssen erhalten bleiben, auch wenn sie defizitär sind,
also auch wenn sie negative Folgen haben. Diese
Folgen müssen wir tragen. Die bayerische Bevölke-
rung hat ein Recht darauf, wohnortnah und gut ver-
sorgt zu werden.

Ich nenne noch zwei Bereiche, die sehr wichtig sind:
die Notfallversorgung und die Geburtshilfe. Es ist
nicht zumutbar, dass die ländliche Bevölkerung 50 bis
80 Kilometer bis zur nächsten Geburtshilfe zu fahren
hat.

(Beifall bei den GRÜNEN)

In diesem Zusammenhang darf es nicht allein den
Oberbürgermeistern und Landräten zugemutet wer-
den, ihre Häuser zu schließen oder jahrzehntelang
Defizite ausgleichen zu müssen. Die Bayerische
Staatsregierung hält sich elegant zurück und sagt: Wir
waren es nicht. Es waren die Bürgermeister, es waren
die Landräte, die sind schuld an der Schließung unse-
rer Kliniken, wir haben damit nichts zu tun. – Dem ist
nicht so. Sie müssen Verantwortung übernehmen.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Liebe Kolleginnen, liebe Kollegen, ich wage vorauszu-
sagen, dass schon im Haushalt 2017/2018 deutlich
mehr Mittel zur Verfügung gestellt werden müssen.

Wir GRÜNEN in Bayern schauen in die Zukunft. Für
die enormen Herausforderungen, vor allem in der Be-
treuung unserer älteren Mitbürgerinnen und Mitbür-
ger, setzen wir auf innovative neue Wege in der Be-
treuung. Wir alle wissen, es kann jeden Einzelnen von
uns betreffen. Ich sage Ihnen auch in diesem Hause,
es wird ein wichtiges Thema werden. Deshalb müs-
sen wir uns weit mehr als bisher mit dem Thema Ge-
sundheit und Pflege beschäftigen. Das sind wir unse-
ren Bürgerinnen und Bürgern in Bayern schuldig.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Zweite Vizepräsidentin Inge Aures: Vielen Dank. –
Das Wort hat Kollege Seidenath. Bitte schön.

Bernhard Seidenath (CSU): Sehr geehrte Frau Prä-
sidentin, meine sehr geehrten Damen und Herren,
liebe Kolleginnen und Kollegen! Wir beraten heute mit
dem Einzelplan 14 einen der kleinsten, aber sicher
einen der wichtigsten Einzelpläne innerhalb des
Staatshaushalts, den Haushalt eines Ministeriums,
das bei den elementaren Lebensbereichen ansetzt,
eines Ministeriums, das durch den demografischen
Wandel immer wichtiger wird und dessen Themen die
Menschen bewegen: Wie bleibe ich möglichst lange
gesund? Wo bekomme ich im Krankheitsfall die opti-
male Versorgung? Wie kann ich würdevoll bis ans Le-
bensende mit viel Lebensqualität leben?

Aus diesem Grund und in diesem Geist ist das neue
Haus am Haidenauplatz aufgebaut worden. Inzwi-
schen ist es voll arbeitsfähig. Gründungsministerin
Melanie Huml hat in den letzten Monaten ganze Ar-
beit geleistet. Dafür sagen wir ein herzliches Danke-
schön.

(Beifall bei der CSU)

In diesen Dank beziehe ich natürlich alle Beschäftigen
des Hauses mit ein, die ebenfalls einen großen Anteil
daran haben.
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(Beifall bei der CSU)

Wie wichtig der Einzelplan des Gesundheitsministe-
riums ist, mögen Sie daraus ersehen, dass der 3-%-
Deckel für diesen Einzelplan nicht gilt. Die Steigerun-
gen liegen deutlich darüber. Jeder Cent in diesem
Haushalt ist gerechtfertigt. Ich danke deswegen auch
dem Berichterstatter im Haushaltsausschuss, Harald
Kühn, und auch dem Ausschussvorsitzenden Peter
Winter für ihre Unterstützung.

Die Schwerpunkte des Haushalts liegen auf der Prä-
vention und damit auf der Vermeidung von Krankhei-
ten. Ein weiterer Schwerpunkt liegt auf der Sicherstel-
lung der medizinischen, pflegerischen und
therapeutischen Versorgung in ganz Bayern sowohl
im ambulanten als auch im stationären Bereich. Die
Pflege und eine menschenwürdige Begleitung von
Schwerstkranken und Sterbenden sind weitere wichti-
ge Punkte dieses Haushalts.

Im Hinblick auf diese Schwerpunkte will das Gesund-
heits- und Pflegeministerium einen Präventionsplan
auflegen, 2015 mit dem Schwerpunkt Kindergesund-
heit inklusive Neukonzeption der Schuleingangsunter-
suchungen. Es will die Niederlassungsförderung wei-
ter voranbringen und die Telemedizin fördern. Es will
einen Fünf-Punkte-Plan für die Pflegeausbildung um-
setzen sowie die Palliativ- und Hospizversorgung wei-
ter ausbauen. Alle diese Zielsetzungen werden durch
den vorliegenden Einzelplan 14 abgebildet.

Rund 2 % des Haushaltsvolumens des Einzelplans 14
für das kommende Jahr werden auf Änderungsanträ-
ge der CSU-Fraktion zurückgehen, auf die zehn Ab-
geordneten des Arbeitskreises Gesundheit und Pfle-
ge, unter ihnen der Patienten- und Pflegebeauftragte
der Staatsregierung Hermann Imhof, Dr. Thomas
Goppel oder mein Vertreter im Vorsitz des Arbeitskrei-
ses Klaus Holetschek. Es gibt eine hervorragende Zu-
sammenarbeit im Arbeitskreis, die Spaß macht. Wir
können und wollen etwas bewegen. Mit unseren Än-
derungsanträgen setzen wir bewusst Schwerpunkte
im Bereich der Gesundheits- und Pflegepolitik des
Freistaats, etwa beim Kampf gegen Demenz; denn
Demenzerkrankungen entwickeln sich mehr und mehr
zur modernen Geißel der Menschheit. Weltweit er-
kranken täglich rund 20.000 Menschen neu an einer
Demenz. In diesem Licht wollen wir die Versorgungs-
forschung verstärken und ermöglichen, dass das im
Raum Erlangen bestehende Demenz-Register über
das Jahr 2014 hinaus mit einem bayerischen De-
menz-Survey mit zwei weiteren Vergleichsregionen,
einer demografisch begünstigten und einer demogra-
fisch benachteiligten Region, fortgeführt wird.

Sie sehen, es geht uns dabei auch und gerade um
gleichwertige Lebensverhältnisse in ganz Bayern. Da-
rauf hat nicht irgendeine Partei in diesem Hohen
Hause ein Monopol.

(Beifall bei der CSU)

Mit dem Demenz-Survey wollen wir den Blick darauf
richten, wie die neuen Wohnformen, die der Freistaat
fördert, angenommen werden und wie sie sich in der
Praxis bewähren. Dasselbe gilt für internetbasierte
Lösungen zur Unterstützung von Angehörigen. 70 %
der Demenzkranken leben noch zu Hause. Wir kön-
nen versuchen, herauszufinden, wie den pflegenden
Angehörigen geholfen werden kann, damit sie nicht
selbst zu sehr belastet werden oder gar selbst krank
werden. Das ist Versorgungsforschung im besten
Sinne. Genau das wollen wir mit dem Bayerischen
Demenz-Survey tun.

Ein Ergebnis des Erlanger Demenz-Registers liegt
schon jetzt vor: Wir brauchen mehr teilstationäre Pfle-
geplätze und mehr Kurzzeitpflegeplätze, um die Fami-
lien zu entlasten. Entsprechend sind für 2016 zusätzli-
che 1,5 Millionen Euro für die Förderung der Tages-,
Nacht- und Kurzzeitpflege vorgesehen, insbesondere
für die Anforderungen Demenzkranker.

Zur Versorgungsforschung passt auch die Überle-
gung, ein bayerisches Gesundheitsdatenzentrum ein-
zurichten. Anhand von anonymisierten Daten könnte
genau gesehen werden, in welcher Region Bayerns
gehäuft welche Krankheiten auftreten. Das wäre ein
Meilenstein für die Prävention. Wir könnten dann ent-
sprechend gegensteuern. Für eine Machbarkeitsstu-
die, die vor allem Datenschutzaspekte beleuchten
muss, stehen 100.000 Euro zur Verfügung. Dieses
Feld dürfen wir nicht alleine den Googles, Amazons
oder Apples überlassen, die sowieso nur Geschäfts-
modelle generieren wollen. Wir brauchen meiner Mei-
nung nach ein Korrektiv, das nicht von privaten Ge-
schäftsinteressen getrieben wird.

(Beifall bei der CSU)

Ich komme vom Gesundheitsdatenzentrum zum
Stichwort Digitalisierung. Wie auf vielen Gebieten liegt
auch im Gesundheitswesen das größte Innovations-
potenzial in der Digitalisierung. Ich bin deshalb froh,
dass wir es geschafft haben, explizit Gesundheitsthe-
men in das Konzept "Bayern 3.0 – Digital in die Zu-
kunft!" aufzunehmen. Bisher gibt es sehr gute Ansät-
ze in der Telemedizin, so etwa in der
Schlaganfallversorgung mit den Stroke Units. Wir wer-
den in den nächsten Jahren Telematikanwendungen
mit 1,5 Millionen Euro pro Jahr fördern. Eine weitere
halbe Million Euro steuert die CSU-Fraktion durch ihre
Änderungsanträge bei, um ein Netzwerk zur Epilep-
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siebehandlung an der Universität Erlangen zu fördern.
Ebenso soll ein präventives Telemonitoring von Pfle-
gebedürftigen gefördert werden.

Eines der wichtigsten gesundheitspolitischen Themen
ist aktuell die ärztliche Versorgung auf dem Land und
deren Sicherstellung. Harald Kühn hat darauf hinge-
wiesen. Wir wollen das Programm, das für Hausärzte
besteht, auch auf die Fachärzte ausweiten, und zwar
auf alle Fachärzte, die in Mittelbereichen beplant wer-
den. Das ist die Vorstellung unseres Arbeitskreises.
Hintergrund und Motivation sind auch hier die Gleich-
wertigkeit der Lebensverhältnisse in Stadt und Land
und die Stärkung des ländlichen Raums.

In die gleiche Kerbe schlägt das Projekt "Gesund-
heitsregionen plus", das einen erheblichen Beitrag für
das Gesundheitswesen in der jeweiligen Region leis-
ten kann. Ziel ist dabei eine weitere Vernetzung vor
Ort und eine struktur- und sektorenübergreifende Ent-
wicklung. Hierfür werden wir eine Million Euro ausge-
ben, um 24 Landkreise und kreisfreie Städte in den
nächsten Jahren zu fördern.

Herr Güller, zu Crystal Meth passiert in Bayern so viel
wie in keinem anderen Bundesland. Sie haben ver-
gessen, dass wir 402.000 Euro zusätzlich aufgenom-
men haben. Im Übrigen hat Ihre Rede nicht zu dem
Geist gepasst, der in unserem Ausschuss für Gesund-
heit und Pflege herrscht. Der Geist ist nämlich kon-
struktiv. Und von "Murks", wie Sie es gesagt haben,
kann keine Rede sein. Ich meine, da haben Sie sich
im Ton vergriffen.

(Beifall bei der CSU)

Kommen wir zur Pflege. Staatsministerin Melanie
Huml hat einen Fünf-Punkte-Plan für eine bessere
Ausbildung in der Altenpflege vorgelegt. Damit soll
der Pflegeberuf für junge Leute attraktiver werden;
denn gute Pflege braucht motiviertes und qualifizier-
tes Personal. Ziel des Fünf-Punkte-Plans ist einmal
der Ausbau der bayerischen "Herzwerker"-Kampagne,
mit der bei Jugendlichen für den Pflegeberuf gewor-
ben wird. Hierfür sind in den nächsten beiden Jahren
jeweils 241.500 Euro mehr für Personalgewinnung
und Nachwuchskräfteförderung eingestellt. Es geht
um eine bessere Anleitung in der praktischen Ausbil-
dung, um eine deutliche Entbürokratisierung in der
Pflegearbeit durch weniger Dokumentation, um eine
Ausbildungsumlage, die wir mit 400.000 Euro für die
nächsten zwei Jahre im Haushalt abgesichert haben.
Und es geht um ein Projekt zum Stopp von Ausbil-
dungsabbrüchen.

Hervorheben möchte ich am Ende meiner Ausführun-
gen das neu einzurichtende Bündnis für Organspen-
de, das für Organspende und Transplantation einen

Schub in einer überaus schwierigen Phase bringen
soll und hoffentlich auch bringen wird. In Bayern war-
ten aktuell mehr als 2.000 Familien händeringend auf
ein geeignetes Spenderorgan. 100.000 Euro haben
wir im Haushalt für die Geschäftsstelle eines Bündnis-
ses für Organspende eingestellt. Weitere 50.000 Euro
werden auf Antrag der CSU bewusst für Aktionen die-
ses Bündnisses hinzugefügt.

Lassen Sie mich deshalb zusammenfassend feststell-
en: Der vorliegende Einzelplan 14 ist ein solider
Haushalt. Er setzt gute Schwerpunkte. Er entwickelt
Gesundheit und Pflege in unserem Land weiter. Er
macht unseren Freistaat Bayern für die Bürgerinnen
und Bürger so noch ein Stückchen menschlicher und
zukunftsfähiger. Ich bitte Sie deshalb, dem Einzel-
plan 14 zusammen mit unseren Änderungsanträgen
zuzustimmen.

(Beifall bei der CSU)

Zweite Vizepräsidentin Inge Aures: Danke schön.
Bitte verbleiben Sie am Rednerpult. Wir haben eine
Zwischenbemerkung vom Kollegen Güller.

Harald Güller (SPD): Ich habe eine kurze Frage an
Sie, Herr Seidenath, weil Sie gesagt haben, ich hätte
von "Murks" gesprochen. Wenn Sie im April zum Bei-
spiel zur Bekämpfung von Crystal Meth und für die
Suchtprävention 500.000 Euro in den Haushalt ein-
stellen, dazu Presseerklärungen machen, dann aber
am Ende des Jahres vergessen, das Geld in den
Doppelhaushalt 2015/2016 einzustellen, wenn es
dann eines Antrags der SPD bedarf, um an dieses
Thema erinnert zu werden, und dann Stellen aus dem
landgerichtsärztlichen Dienst für 2016 umwidmen und
Stellen in der Infektiologie streichen, damit dieses
Thema doch noch aufgegriffen werden kann, dann
lautet meine Frage ganz einfach: Wie bezeichnen Sie
diesen Vorgang anders als "Murks"?

(Beifall bei der SPD – Hubert Aiwanger (FREIE
WÄHLER): Absichtliche Täuschung der Öffent-
lichkeit!)

Bernhard Seidenath (CSU): Sehr geehrter Herr Gül-
ler, Sie können sicher sein, dass wir die gesundheits-
politischen Themen selbst sehr genau auf dem
Schirm haben. Wenn Sie uns daran erinnern wollen,
ist das sehr schön. Das hätte es aber nicht gebraucht.

In der Tat sind die Mittel im Haushalt eingestellt wor-
den. Ich habe es erwähnt. Sie müssen nur den Haus-
halt ganz lesen. Sie sind schließlich im Haushaltsaus-
schuss. Suchtprävention betreiben wir nicht nur bei
Crystal Meth. Es gibt einen ganz großen Bereich, in
dem die Mittel gegenseitig deckungsfähig sind. Wenn
wir ein Thema anpacken – Crystal Meth ist bei uns im
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ländlichen Bereich entlang der Grenze zu Tschechien
ein drängendes Thema -, dann werden wir dafür Geld
zur Verfügung stellen. Das ist in diesem Haushalt
passiert.

Wenn ich jetzt die Gelegenheit habe, kann ich auch
noch darauf eingehen, dass Sie einen weiteren Punkt
nicht richtig dargestellt haben, Herr Güller. Wenn Sie
mir durch Ihre Zeitspende die Gelegenheit dazu
geben, möchte ich das auch tun. Sie haben vorhin er-
wähnt, dass wir dringend die Investitionskosten für die
Altenheime fördern müssten. Fakt ist, dass es einen
Investitionsstau gibt. Fakt ist auch, dass es hierfür
KfW-Darlehen gibt. Fakt ist – das ist für Sie ganz
wichtig, und damit hat auch Herr Leiner nicht recht -,
dass wir leerstehende Plätze in stationären Pflegeein-
richtungen haben. Das zeigt natürlich, dass es den
großen Bedarf nicht gibt und dass die Heimträger
durch unser Programm mit den KfW-Darlehen weiter-
kommen können. Deshalb hat es für dieses Projekt,
das Sie hier vorgestellt haben, keinen Bedarf gege-
ben. Auch Ihr Antrag auf Förderung von Pflegestütz-
punkten, die Sie im Landtag gefordert haben, ist des-
wegen ein Rohrkrepierer gewesen, weil die
Kommunen keine Doppelstrukturen wollen. Es gibt in
Bayern über 100 Fachstellen für pflegende Angehöri-
ge, die dasselbe leisten wie die Pflegestützpunkte,
und das auch noch besser. Das wollte ich dazu nur
sagen.

(Beifall bei der CSU)

Zweite Vizepräsidentin Inge Aures: Nächste Redne-
rin ist die Kollegin Kathrin Sonnenholzner.

Kathrin Sonnenholzner (SPD): (Von der Rednerin
nicht autorisiert) Frau Präsidentin, Kolleginnen und
Kollegen! Die Versuchung ist groß, an einer solchen
Stelle eine Generaldebatte zu führen. Ich versuche
aber, dieser Versuchung nicht zu erliegen, und verbin-
de das mit dem Wunsch an Sie, Frau Ministerin, dass
Sie uns Gesundheitspolitikern im Rahmen einer Re-
gierungserklärung im nächsten Jahr Gelegenheit
geben, Ihr Tun oder auch Ihr Unterlassen zu kom-
mentieren.

Herr Seidenath, eine kleine Richtigstellung muss ich
jetzt schon noch machen. Auch im Fall des Einzelpla-
nes 14 stellen nicht CSU-Fraktion, sondern die Steu-
erzahlerinnen und Steuerzahler das Geld zur Verfü-
gung.

(Beifall bei der SPD)

Ich beschränke mich auf einige wenige Themen.
Eines dieser Themen ist natürlich das neue Ministeri-
um für Gesundheit und Pflege. Die Opposition hätte
selbstverständlich sagen können: Das ist überflüssig.

Es kostet Geld. Wir brauchen es nicht. - Wir haben
das aus gutem Grund nicht getan; denn wir halten die
Entscheidung, die der Ministerpräsident getroffen hat,
für richtig. Diese Themen sind so wichtig, dass sie
eines eigenen Hauses bedürfen. Ein Türschild allein
reicht aber nicht. Wenn ein neues Ministerium gegrün-
det wird, muss es auch arbeitsfähig sein. Das wieder-
um bedeutet, dass die personelle Ausstattung passen
muss.

Wir haben noch Altlasten, zum Beispiel im Referat 27,
das sich unter anderem mit den Themen Psychiatrie,
Drogen und Sucht beschäftigt. Dieses Referat ist
schon seit Jahren, auch als es noch im Sozialministe-
rium ressortiert war, chronisch unterbesetzt. Dennoch
stellen wir diesem Referat zu Recht immer neue Auf-
gaben, zum Beispiel die Aufgabe der Entwicklung
eines Psychisch-Kranken-Hilfe-Gesetzes. Sie haben
dafür Stellen der ehemaligen Landgerichtsärzte in die-
ses Referat umgeschichtet. Da ich das Wort "Murks"
in diesem Zusammenhang nicht verwenden darf,
nenne ich das "kreative Stellenbewirtschaftung". Sie
haben keine zusätzlichen Stellen geschaffen. Immer-
hin gibt es in diesem Referat zwei neue Stellen, was
auch ein Erfolg der SPD-Fraktion ist. Eine dieser Stel-
len ist schon besetzt. Damit hat dieses Referat eine
erhöhte Arbeitsfähigkeit.

Es brennt jedoch auch an vielen anderen Ecken. Die
Worte "schlanker Staat" klingen gut; wer wollte dies in
der Gesundheitspolitik bezweifeln. "Schlank" bedeutet
jedoch, dass Überflüssiges fehlt. Bezogen auf das Mi-
nisterium bedeutet "schlank" eher Kachexie oder Ano-
rexie. Frau Ministerin, Sie und ich wissen, dass dies
Krankheitsbilder sind. Deshalb fordert die SPD seit
Jahren jeweils eine ärztliche und eine nichtärztliche
Stelle an den bayerischen Gesundheitsämtern. Die
Tatsache, dass wir nicht zu allen Forderungen Anträ-
ge zum Haushalt gestellt haben, heißt nicht, dass wir
diese Forderungen nicht aufrechterhielten. Wir haben
diese Anträge nicht gestellt, weil wir wussten, dass
Sie ihnen nicht zustimmen werden.

Diese geforderten Stellen waren schon in den letzten
Jahren dringend nötig. Sie sind umso nötiger gewor-
den, da auch Sie endlich erkannt haben, dass Schul-
eingangsuntersuchungen wichtig sind. Deshalb haben
Sie etwas in diese Richtung unternommen, aber nicht
genug. Ich möchte ein Thema aus der heutigen Pres-
se aufgreifen: Ich begrüße es sehr, dass der Bund in
das Präventionsgesetz die Impfberatungspflicht hi-
neinschreiben will. Ich möchte, dass bei diesem
Thema die Gesundheitsämter ihre Verantwortung
wahrnehmen, da nicht alle Ärzte die Impfberatung in
der Weise leisten, wie wir es uns wünschen.
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Wir bräuchten sehr viel mehr Stellen für die Anerken-
nung ausländischer Berufsabschlüsse. Dort besteht
ein riesiger Antragsstau. Wir können Stellen in der
Pflege nicht besetzen, weil Anerkennungsanträge
nicht abgearbeitet werden.

(Beifall bei der SPD)

Ich bedanke mich an dieser Stelle bei der überwie-
genden Mehrheit der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter
im Ministerium für Gesundheit und Pflege. Wir wissen,
was dort geleistet wird. Die Zusammenarbeit läuft
größtenteils hervorragend. Ich schließe in diesen
Dank auch die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des
Landesamtes für Gesundheit und Lebensmittelsicher-
heit ein, aber insbesondere auch der Gesundheitsäm-
ter vor Ort.

Damit komme ich zu unserem aktuellen Haushaltsan-
trag auf Drucksache 17/4157, mit dem wir 20 zusätzli-
che Stellen bei den Bezirksregierungen fordern. Mit
diesen Stellen soll vor allem die Betreuung von Asyl-
bewerberinnen und Asylbewerbern sichergestellt wer-
den. Sie verweisen hierzu auf die Beleihung von nie-
dergelassenen Ärzten. Wir werden es Ihnen nicht
ersparen abzufragen, wie viel Geld dies mehr kostet.
Wir wissen ohnehin, dass es ein Mehr an organisato-
rischem Aufwand geben wird. Sie wollen sich dieser
Aufstockung bei den Regierungen entziehen. Ich
merke bei meinen Gesprächen vor Ort immer, wie
groß die Not tatsächlich ist. Bei dem großen Ansturm
können nicht einmal die Erstuntersuchungen bewältigt
werden. Deshalb wäre es wirklich nötig, dass Sie die-
sem Antrag zustimmen.

(Beifall bei der SPD)

Frau Ministerin, wir brauchen eine Kampagne, um
mehr Personal in den ÖGD zu bringen. Dies wäre das
nächste Thema.

Uns ist ein Thema wichtig, das Sie für unbedeutend
halten, nämlich die Kondomversorgung von Häftlin-
gen. Dies wäre gerade für die Prophylaxe wichtig.

(Unruhe)

Zweite Vizepräsidentin Inge Aures: Ich bitte um
etwas mehr Ruhe! Wenn Sie etwas zu besprechen
haben, dann unterhalten Sie sich bitte draußen.

Kathrin Sonnenholzner (SPD): In fast allen Bundes-
ländern werden Kondome niedrigschwellig abgege-
ben. Sie verweisen darauf, dass dies die Ärzte tun
sollen. In der "Passauer Neuen Presse" vom Juli wird
berichtet, dass ein Kollege aus der Medizin die Abga-
be von Kondomen an einen Häftling, der sich an ihn
gewandt hat, verweigert habe. Wenn das stimmt,

wäre das ein Riesenskandal. Ein Häftling wendet sich
an einen Arzt, was bereits ein Riesenschritt ist, und
der Arzt sagt: Das gibt es nicht; denn wir wollen der
Homosexualität keinen Vorschub leisten.

Ich denke, die Redezeit ist zu kurz, auch wenn man
am Anfang nicht sieben Minuten lang über TTIP
schwadroniert. Deshalb nur ganz kurz zum Thema
Prävention: Die Jahresschwerpunkte verpuffen. Sie
werden dem Problem nicht gerecht. Beginnen Sie
endlich damit, Querschnittsaufgaben der Prävention
aufzugreifen, zum Beispiel die Themen Bewegung
und Sport. Diese Themen spielen bei fast allen Prä-
ventionen eine wichtige Rolle. Versuchen Sie, diese
Themen nachhaltig zu etablieren. Sie werden bei
allen konstruktiven Maßnahmen, bei denen es darum
geht, die Gesundheitsversorgung der Menschen in
Bayern zu verbessern, die SPD-Fraktion an Ihrer
Seite haben.

(Beifall bei der SPD)

Zweite Vizepräsidentin Inge Aures: Herzlichen
Dank. - Ich bitte nun Herrn Professor Dr. Bauer ans
Rednerpult.

Prof. (Univ. Lima) Dr. Peter Bauer (FREIE WÄH-
LER): Sehr geehrte Frau Präsidentin, liebe Kollegin-
nen und Kollegen! Unser Verfassungsauftrag lautet,
gleichwertige Lebensverhältnisse im ganzen Land zu
schaffen. Seitdem die FREIEN WÄHLER das Vertrau-
en der Bevölkerung bekommen haben und im Bayeri-
schen Landtag Sitz und Stimme haben, setzen sie
sich für die Schaffung dieser gleichwertigen Lebens-
verhältnisse im ganzen Land ein. Wir stellen fest,
dass gleichwertige Lebensverhältnisse nicht nur für
Investitionen gelten, sondern auch für die Themen
Gesundheit und Pflege. Hier bestehen erhebliche
Nachteile, Defizite und ein ausgeprägtes Nord-Süd-
Gefälle.

Lesen Sie die Sozialberichte der Staatsregierung.
Herr Kollege Unterländer, ich spreche von den offiziel-
len Berichten, die wir seit dem Jahr 2010 regelmäßig
erhalten. In diesen Berichten können Sie erkennen,
dass das Ungleichgewicht in Bayern nach wie vor
existent ist. Unsere Aufgabe ist es, nicht nur in der
Wirtschaftspolitik, sondern auch in der Gesundheits-
 und Pflegepolitik endlich für ausgeglichene und
gleichwertige Lebensverhältnisse in Bayern zu sor-
gen.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN)

Deshalb haben wir Anträge gestellt. Lieber Herr Zell-
meier, ich habe heute Nacht sehr schlecht geschla-
fen. Ich habe mich daran erinnert, was Sie gestern
Abend gesagt haben. Glauben Sie, dass Sie draußen
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an Glaubwürdigkeit gewinnen, wenn Sie 105 Haus-
haltsanträge der FREIEN WÄHLER ablehnen? Kön-
nen Sie das einem Bürger erklären? Dieses Vorgehen
ist auch aus einem anderen Grund problematisch: Sie
beleidigen damit fast 10 % der Wähler in Bayern, die
uns ihr Vertrauen geschenkt haben! Das sollten Sie
einmal bedenken. Es entspricht nicht der Lebenswirk-
lichkeit und der Lebenserfahrung, dass 105 Haushalt-
santräge von der Mehrheitsfraktion kompromisslos
abgelehnt werden. Dies widerspricht dem gesunden
Menschenverstand und ist eine Beleidigung für unse-
re Wähler. Das möchte ich an dieser Stelle einmal
ganz deutlich sagen.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN – Josef Zell-
meier (CSU): Haben Sie diese 105 Anträge ge-
genfinanziert? Sie müssen sagen, wo das Geld
dafür herkommen soll!)

- Wie machen Sie es denn bei Ihren Mehrungen?
Sehen Sie sich einmal an, wie sich der Haushalt in
den letzten Jahren entwickelt hat. Herr Zellmeier, ein
Thema beschäftigt mich jeden Tag, nämlich das
Thema Landesbank.

(Kerstin Schreyer-Stäblein (CSU): Ist das Thema
Landesbank auch im Gesundheitshaushalt abge-
bildet?)

- Ach Gott, schwatzen Sie doch nicht daneben! Ver-
halten Sie sich ruhig und hören Sie einmal zu! Ich
habe immer das Gefühl, dass Sie dazwischenplärren,
wenn Sie nervös werden. Sie lassen mich nicht ein-
mal einen Gedanken zu Ende führen. – Herr Zellmei-
er, jeden Tag wird eine Million Euro an Steuergeldern
für die Zinszahlungen für die Landesbank verbraten.
Dort wollen wir das Geld hernehmen, um die sozialen
Projekte zu finanzieren.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN)

Diese ganz klare Auskunft gebe ich Ihnen. Sie können
mich hier gar nicht in Verlegenheit bringen; dafür
müssten Sie noch ein bisschen mehr lernen.

Vielen Dank an dieser Stelle, dass ich hier die Mög-
lichkeit hatte, etwas ganz anderes zu sagen. Damit
konnte ich ein Thema von gestern abarbeiten, das in
der Bevölkerung draußen ganz anders ankommt.
Glauben Sie mir das. Indem Sie 105 Anträge ableh-
nen, beleidigen Sie 10 % der Wählerschaft in Bayern.
Das sollte Ihnen zu denken geben.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN und der
SPD)

Drei Themen, zu denen Anträge von uns abgelehnt
worden sind, möchte ich hervorheben. Eines davon

bezieht sich auf alternative Wohnformen. Unsere An-
träge hierzu sind leider abgelehnt worden. Sie wissen,
es ist ganz wichtig, dass ältere Menschen in ihren ei-
genen vier Wänden leben. Das ist menschenwürdig,
menschengerecht und auch billiger und für die Gesell-
schaft zielführender, im Alter in den eigenen Räumen
leben zu können.

Das nächste Thema ist Demenz. Es ist vorhin schon
angesprochen worden. Wir wissen aus medizinischen
Studien, dass sich die Zahl der Demenzkranken in
den nächsten Jahren verdoppeln wird. Hier gibt es ein
riesiges Problem. Wir haben dazu ganz klare Vor-
schläge gemacht. Auch diese können wir mit der Milli-
on Euro finanzieren, die Sie jeden Tag wegen des
Landesbankskandals verbraten. Daher kommt das
Geld. Das sage ich ganz deutlich, damit es auch der
Letzte mitbekommt.

Auch die ambulanten Pflegedienste sind sehr wichtig.
In Bayern gibt es nur einen einzigen psychiatrischen
Pflegedienst. Dieser psychiatrische Pflegedienst sitzt
in München. Auch hieran wird wieder deutlich, wie un-
ausgewogen das Verhältnis zwischen Nord und Süd
in Bayern ist. Auch hier fordern wir gleichwertige Le-
bensverhältnisse in Bayern. – Diese Strukturen müs-
sen geändert werden. Sie sind nicht mehr zeitgemäß
und auch nicht mehr verfassungskonform.

Deswegen fordere ich Sie auf, über Ihr Abstimmungs-
verhalten nachzudenken. Denken Sie über Ihre Wir-
kung draußen im Lande nach! Denken Sie daran,
dass auch vonseiten der Opposition sehr gute Vor-
schläge kommen! Denken Sie daran, dass Sie nicht
ständig erhebliche Bevölkerungsteile in Bayern durch
Ihre Verweigerungshaltung beleidigen können! –
Herzlichen Dank für die Aufmerksamkeit.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN)

Zweite Vizepräsidentin Inge Aures: Danke schön.
Herr Professor Bauer, bitte bleiben Sie am Redner-
pult. Herr Kollege Baumgärtner hat sich zu einer Zwi-
schenbemerkung gemeldet.

(Dr. Sepp Dürr (GRÜNE): Ihr habt jetzt mehr Re-
dezeit, da braucht ihr keine Zwischenbemerkung
mehr!)

Jürgen Baumgärtner (CSU): - Erst denken, dann
sprechen.

(Beifall bei der CSU)

Guten Morgen, Frau Präsidentin, Kolleginnen und
Kollegen! Der Eindruck könnte entstehen, dass die
CSU Anträge nur deshalb ablehnt, weil sie von den
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FREIEN WÄHLERN, der SPD oder den GRÜNEN
kommen. Das weise ich in aller Deutlichkeit zurück.

(Hubert Aiwanger (FREIE WÄHLER): Es ist aber
trotzdem so! Das sieht ja ein Blinder, dass es so
ist!)

Herr Bauer, ringen wir denn im Ausschuss für Ge-
sundheit und Pflege nicht parteiübergreifend um gute
Lösungen?

(Bernhard Pohl (FREIE WÄHLER): Es geht jetzt
um den Haushalt, oder? – Zurufe von der SPD,
den FREIEN WÄHLERN und den GRÜNEN)

Zweite Vizepräsidentin Inge Aures: Bitte, Herr Pro-
fessor Bauer, Sie haben das Wort. Sie haben zwei Mi-
nuten für Ihre Antwort.

(Unruhe)

Ich bitte doch um etwas Ruhe. Das Wort hat Herr Pro-
fessor Bauer.

Prof. (Univ. Lima) Dr. Peter Bauer (FREIE WÄH-
LER): Vielen Dank für die Zwischenfrage. Ich kann
aus voller Überzeugung sagen: Dieser Eindruck trügt
nicht, dieser Eindruck stimmt.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN, der SPD
und den GRÜNEN)

Zweite Vizepräsidentin Inge Aures: Danke schön. –
Bitte, Herr Holetschek.

Klaus Holetschek (CSU): Sehr geehrte Frau Präsi-
dentin, liebe Kolleginnen und Kollegen! Genau wegen
solcher Debatten fragen sich die Menschen: Was tut
die Politik eigentlich für unsere Probleme? – Genau
das muss die Zuhörerinnen und Zuhörer auf der Be-
suchertribüne begeistern. Wenn wir über Gesundheit
und Pflege reden, müssen wir über die Probleme der
Menschen reden und nicht über irgendwelche Ge-
schäftsordnungsthemen. Das ist unser Auftrag.

(Beifall bei der CSU)

Diesen Auftrag nehmen wir, die CSU, ernst, meine
Damen und Herren. Wir haben ein eigenes Ministeri-
um für Gesundheit und Pflege. Das bedeutet einen
Quantensprung. Wir zeigen damit: Gesundheit und
Pflege stehen im Mittelpunkt der Gesellschaft und
sind uns wichtig.

Wir haben in diesem Jahr schon einiges auf diesem
Gebiet geleistet. Es geht darum, die ärztliche Versor-
gung im ländlichen Raum sicherzustellen. Es geht
darum, in Berlin Akzente zu setzen. Gesundheitspoli-
tik wird auch in Berlin gemacht, meine Damen und

Herren. Ich muss der Ministerin gratulieren und ihr
Respekt zollen, welchen Einfluss sie bei den Koaliti-
onsverhandlungen genommen hat, damit es auch
eine bayerische Handschrift gibt. Melanie Huml hat
dafür die richtigen Akzente gesetzt. Dafür ein herzli-
ches Dankeschön.

(Beifall bei der CSU – Kerstin Schreyer-Stäblein
(CSU): Bravo!)

Meine Damen und Herren, im ländlichen Raum befin-
den sich unter anderem Kurorte und Heilbäder. Dort
gibt es 100.000 Arbeitsplätze, und dort entstehen
3,7 Milliarden Euro an Wertschöpfung. Auch dort ist
es wichtig, dass wir Förderprogramme fortsetzen. Das
tun wir. Wir setzen Akzente für den ländlichen Raum,
indem wir dort die richtigen Maßnahmen bündeln.
Und wir werden nicht nachlassen, die demografische
Herausforderung gemeinsam anzugehen.

Das sind die großen gesellschaftspolitischen Themen:
die älter werdende Gesellschaft und die Frage, wie
wir mit Pflege umgehen. Hier müssen wir gemeinsam
handeln. Das Parlament muss in Einigkeit vorgehen.
Wenn wir dafür werben, dass sich Menschen in der
Pflege engagieren, müssen wir Wertschätzung in den
Mittelpunkt stellen. Dafür steht auch die Initiative des
Kollegen Imhof zur Bezahlung. Ich bin außerordent-
lich dankbar für die Anstöße, die wir geben. Diese
müssen wir verstetigen und voranbringen. Diesen
Aufgaben stellen wir uns hier gemeinsam.

Wichtig sind mir außerdem die Palliativ- und Hospiz-
bewegung. Auch dieses Aufgabenfeld halte ich für
sehr wichtig. Im Moment verfolgen wir die Diskussio-
nen über die Sterbehilfe. In Belgien wurde schon be-
schlossen, dass Kinder Sterbehilfe beanspruchen
können. Vor diesem Hintergrund erkennen wir, vor
welchen ethischen Herausforderungen wir hier ge-
meinsam stehen. Wir wissen, dass wir diese nur be-
wältigen können, wenn wir darüber sehr ernsthaft und
mit großem Verantwortungsbewusstsein diskutieren.

Gleichzeitig stärken wir die ehrenamtlichen Palliativ-
und Hospizbewegungen. Wir haben dafür 50.000 Eu-
ro vorgesehen. Das ist zugegebenermaßen ein klei-
ner Tropfen. Aber diese Ausgabe soll zeigen, dass
uns das Thema wichtig ist. Die darauf bezogenen Fra-
gen haben Tiefgang und betreffen wirklich die Versor-
gung der Älteren in der Gesellschaft. Ich bitte darum,
dass wir diese Themen weiter gemeinsam angehen.

Ich möchte mich an dieser Stelle auch für die gute Ar-
beit im Gesundheitsausschuss bedanken. Sie ist sehr
konstruktiv und von einer großen Gemeinsamkeit ge-
tragen. – Herr Kollege Güller, anscheinend verhält es
sich im Haushaltsausschuss nicht so. Sie sitzen näm-
lich immer noch im Zug nach Nirgendwo. Vorhin
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haben Sie das Kursbuch angesprochen. Dabei kann
ich Ihnen wirklich nicht folgen. Diese Äußerungen
waren platt und populistisch.

(Harald Güller (SPD): Und vor allem richtig!)

Es ging um irgendwelche Empfänge mit Bezug zur
Gesundheitspolitik. – Herr Kollege Güller, machen Sie
sich doch nicht lächerlich. Das ist wirklich unterste
Schublade!

(Beifall bei der CSU)

Ich bin froh, dass es in der SPD auch andere Formen
des Umgangs gibt. Im Gesundheitsausschuss han-
deln wir gemeinsam, damit unsere Gesellschaft, die
Jungen und die Älteren, gut versorgt werden.

Das Thema eines eigenen bayerischen Präventions-
plans will ich auch noch ansprechen. Nächstes Jahr
wird das Thema Kindergesundheit sehr wichtig sein.
In diesem Aufgabenbereich sind wir auf einem guten
Weg. Das ist ein Kernthema der Politik und ein Mar-
kenzeichen der CSU. Daran wollen wir arbeiten, und
das nehmen wir sehr ernst.

(Beifall bei der CSU)

Zweite Vizepräsidentin Inge Aures: Danke schön.
Bitte bleiben Sie am Rednerpult; wir haben noch eine
Zwischenbemerkung der Kollegin Rauscher.

Doris Rauscher (SPD): (Von der Rednerin nicht au-
torisiert) Herr Holetschek, ich habe nur eine kleine
Zwischenbemerkung. Ich stelle mir gerade die Frage,
woran es denn liegen könnte, dass das Klima im Ge-
sundheitsausschuss so positiv ist. Könnte das auch
an der Vorsitzenden aus der SPD liegen?

Klaus Holetschek (CSU): Ich glaube nicht, dass die
Frau Vorsitzende hier ein öffentliches Lob braucht.

(Widerspruch bei der SPD, den FREIEN WÄH-
LERN und den GRÜNEN)

Die Gemeinsamkeit eines Parlaments liegt doch darin
- -

(Zurufe von der SPD, den FREIEN WÄHLERN
und den GRÜNEN)

Lassen Sie uns doch einfach in den Mittelpunkt stel-
len, dass Gesundheitspolitik und Pflegepolitik eine
Kernpolitik für die Menschen bedeuten, der wir uns
alle über die Parteigrenzen hinweg verpflichtet sehen.
Wir ringen um die besten Lösungen. Dass wir oft die
besten Argumente haben, ist nun einmal unserer Poli-
tik geschuldet.

(Widerspruch bei der SPD, den FREIEN WÄH-
LERN und den GRÜNEN)

- Die meisten stimmen ja; das ist schön.

(Beifall bei der CSU)

Zweite Vizepräsidentin Inge Aures: Danke schön. –
Liebe Kolleginnen, liebe Kollegen, auf unserer Ehren-
tribüne haben heute Gäste Platz genommen. Ich be-
grüße den Präsidenten des Bayerischen Verfassungs-
gerichtshofs, Herrn Dr. Karl Huber, den Präsidenten
des Oberlandesgerichts Nürnberg, Herrn Peter Küs-
pert, sowie die Generalsekretärin des Bayerischen
Verfassungsgerichtshofs, Frau Dagmar Ruderisch,
sehr herzlich. Sie sind wegen des nächsten Tages-
ordnungspunkts gekommen. Herzlich willkommen!

(Allgemeiner Beifall)

Frau Ministerin, Sie haben das Wort.

Staatsministerin Melanie Huml (Gesundheitsminis-
terium): Werte Präsidentin, liebe Kolleginnen und Kol-
legen! Zuallererst bedanke ich mich dafür, dass ich
überhaupt an dieser Stelle stehen darf, dafür, dass es
ein eigenes Gesundheits- und Pflegeministerium gibt.
An dieser Stelle sage ich Horst Seehofer ein herzli-
ches Dankeschön, auch wenn er heute nicht da ist. Er
hat diese Entscheidung getroffen. Ich sage auch
allen, die im letzten Jahr beim Aufbau mitgeholfen
haben, ein herzliches Dankeschön. Das waren sehr
viele: der Haushaltsausschuss unter dem Vorsitz von
Peter Winter und dem stellvertretenden Vorsitz von
Volkmar Halbleib, mein eigener Ausschuss – wenn
ich es so ausdrücken darf – unter dem Vorsitz von
Kathrin Sonnenholzner und Bernhard Seidenath, und
all die weiteren, die aus den verschiedenen Fraktio-
nen hier mitgewirkt haben. Vorweg an alle ein herzli-
ches Dankeschön, dass die Arbeit von großer Ge-
meinsamkeit getragen wird.

Ich glaube, es ist ein wichtiges Signal an die Bevölke-
rung in Bayern, dass wir ein eigenes Gesundheits-
und Pflegeministerium haben. Das zeigt sich auch an
den Aktivitäten, die wir im letzten Jahr neben dem
Aufbau, der mit der Schaffung eines neuen Ministeri-
ums verbunden ist, entfalten konnten. Es war ein star-
kes Signal an die Bürgerinnen und Bürger, das zeigt,
dass uns der Bereich Gesundheit und Pflege so wich-
tig ist, weil in ihm unwahrscheinlich viele Menschen
Tag und Nacht arbeiten. Das sind viele Ehrenamtli-
che, und viele arbeiten zu Hause in der Familie für
Gesundheit und Pflege. Es sind aber auch viele
Hauptamtliche. Auch ihnen an dieser Stelle ein herzli-
ches Dankeschön! Es wird enorm viel geleistet, vor
allem im Bereich der Pflege.
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(Beifall bei der CSU)

Zu denjenigen, die sich in diesem Bereich besonders
einsetzen, gehört mein Kollege Herrmann Imhof als
Patienten- und Pflegebeauftragter, der stets ein offe-
nes Ohr für die Sorgen und Nöte der Menschen vor
Ort hat und sich entsprechend einbringt. Für deinen
unermüdlichen Einsatz sage ich auch dir ein herzli-
ches Dankeschön an dieser Stelle.

Das neue Ministerium steht für das, was sich die Men-
schen am meisten wünschen: Gesundheit und Le-
bensqualität. Es gilt, diese Bereiche weiterzuentwi-
ckeln, gleichzeitig aber auch die Menschen an ihre
Eigenverantwortung zu erinnern. Wir müssen dafür
sorgen, dass die Menschen für sich selbst Verantwor-
tung übernehmen. Wenn sie krank oder pflegebedürf-
tig sind, sind wir da, unterstützen sie und sorgen für
sie. Um diese beiden Bereiche kümmern wir uns ganz
stark.

Ich habe schon gesagt: Das erste Jahr war sehr vom
Aufbau geprägt. Es war aber auch von den Koalitions-
verhandlungen geprägt. Hier haben wir dafür gesorgt,
dass vieles die bayerische Handschrift trägt. Wir wer-
den sehr darauf achten, dass das, was in der Koaliti-
onsvereinbarung steht, auch umgesetzt wird.

Wir haben im ersten Jahr unser Förder- und Stipendi-
enprogramm erfolgreich weitergeführt und eine Task-
force Infektiologie auf den Weg gebracht. Wir haben
den Auf- und Ausbau der Hospiz- und Palliativversor-
gung weiter stark vorangetrieben.

Wir haben auch dafür gesorgt, dass die Honorarober-
grenze für Hausärzte fällt. Lieber Kollege Dr. Vetter,
dazu gab es in den Koalitionsverhandlungen eine Initi-
ative aus Bayern, und uns ist es gelungen, dass die
Umsetzung für die Hausärzte sehr schnell erfolgt. Ich
bin voll bei Ihnen, wenn Sie sagen, dass es gut war,
dass die Honorarobergrenze gefallen ist.

(Beifall bei Abgeordneten der CSU)

Aber es gibt auf Bundesebene noch mehr zu tun, und
ich bin froh, wenn wir manches parteiübergreifend vo-
ranbringen können, zum Beispiel mehr Regionalisie-
rung, damit nicht so viele Mittel aus Bayern abfließen,
und die Definition der Pflegebedürftigkeit noch in die-
ser Legislaturperiode. Das sind Themen, die mir noch
sehr stark auf den Nägeln brennen, und ich werde
dafür kämpfen, dass wir hier weiter vorankommen
werden.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, liebe Kolle-
ginnen und Kollegen, als Gesundheits- und Pflegemi-
nisterin und als Ärztin ist es mir vor allem ganz wich-
tig, dass wir immer den Menschen im Mittelpunkt

haben und bei allen Diskussionen über Summen und
Stellen nicht vergessen, dass wir alles für die Men-
schen in Bayern tun. Dabei geht es nicht darum, dass
man alles komplett umkrempelt, sondern darum, dass
man das Gesundheitssystem besonnen und intelligent
weiterentwickelt. Deswegen sind mir für die nächsten
zwei Jahre einige Schwerpunkte sehr wichtig.

Dazu gehören die Prävention und die Vermeidung
von Krankheiten und die Eigenverantwortung der
Menschen, die Sicherstellung der medizinischen und
der pflegerischen Versorgung in ganz Bayern – ich
sage bewusst: in ganz Bayern – sowohl ambulant als
auch stationär. Dazu gehört auch, neue Wege in der
Pflege zu gehen und schwerstkranke und sterbende
Menschen menschenwürdig zu begleiten. All das ist
mir für die nächsten zwei Jahre neben allem anderen,
was wir tun, besonders wichtig.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, liebe Kolle-
ginnen und Kollegen! Prävention und Gesundheitsför-
derung gehören zu den Kernelementen bayerischer
Gesundheitspolitik. Deswegen, liebe Kollegin Sonnen-
holzner, wollen wir eine ganzheitliche Präventions-
strategie. Deswegen haben wir auch mit den Kabi-
nettskollegen und ihren Mitarbeitern Arbeitskreise
geschaffen mit dem Ansatz in den Lebenswelten und
der Lebensphasen. Wir wollen die Menschen da ab-
holen, wo sie sind, um möglichst viele von ihnen zu
erreichen. Deswegen wollen wir im nächsten Jahr
auch den Bayerischen Präventionsplan zum Laufen
bringen.

Ein besonderes Augenmerk von mir und von uns allen
– ich hoffe, von möglichst vielen – wird auf der Kinder-
gesundheit liegen. Im Mittelpunkt sollen Themen wie
gesunde Ernährung und Bewegung stehen; dazu ge-
hört aber noch viel mehr. Dazu gehört auch eine Imp-
foffensive, eine Impfkampagne. Man muss sich nur
die Zahl der Masernausbrüche 2013 in München und
Umgebung anschauen. Sie zeigt, dass wir hier noch
Nachholbedarf haben. Deswegen wollen wir rund
2 Millionen Euro in Präventionsprojekte und Aufklä-
rungskampagnen und 600.000 Euro in eine Impfkam-
pagne geben, um möglichst viele Kinder und Eltern zu
erreichen.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, mir ist auch die Neu-
konzeption der Schuleingangsuntersuchung ein Anlie-
gen. Übrigens ist schon in der letzten Legislaturperio-
de von der Kollegin Kerstin Schreyer-Stäblein mit
angeregt worden, sich die Schuleingangsuntersu-
chungen einmal genauer anzuschauen. Dabei ist mir
wichtig klarzustellen, dass wir die Schuleingangsun-
tersuchungen nicht deshalb um ein Jahr vorverlegen,
damit die Schülerinnen und Schüler ein Jahr eher in
die Schule gehen sollen. Nein, wir wollen ein Jahr
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mehr Zeit für eine Förderung haben, wenn sie not-
wendig ist. Das macht Sinn, und das ist gut für unsere
Kinder.

(Beifall bei der CSU)

Die Schuleingangsuntersuchungen geben uns auch
die Möglichkeit, alle Kinder in Bayern zu erreichen.
Ich will, dass wir diese Chance ordentlich nützen, von
daher die Neukonzeption. Dadurch, dass das Pilotpro-
jekt schon im nächsten Jahr beginnen kann, kommen
wir ein Stück schneller voran.

Dabei wird auch der öffentliche Gesundheitsdienst
eingebunden sein. Liebe Kollegin Sonnenholzner,
wenn wir für den Nachwuchs werben wollen, bin ich
gern bereit, konzeptionell etwas zu tun; denn ich bin
der Auffassung, dass der öffentliche Gesundheits-
dienst vor Ort viel leistet. Deswegen müssen wir dafür
sorgen, dass es genügend Nachwuchs gibt.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, liebe Kolle-
ginnen und Kollegen! Wenn wir von Prävention spre-
chen, ist für uns entscheidend – darauf hat Herr Kolle-
ge Holetschek schon hingewiesen –, dass die
medizinische Qualität und die Infrastruktur unserer
Kur- und Heilbäder verbessert werden.

(Beifall bei der CSU)

Wir haben hier schon ein Förderprogramm auf den
Weg gebracht und haben im Doppelhaushalt 1,8 Milli-
onen Euro pro Jahr für die weitere Förderung vorge-
sehen. Ich halte das für richtig und zielführend. Das
wird durch das betriebliche Gesundheitsmanagement
ergänzt; denn in meinen Augen werden gesunde Mit-
arbeiter für die Unternehmen immer wichtiger. Ich
halte die Kombination mit Kur- und Heilbädern für
sehr sinnvoll. Deswegen unterstützen wir das sehr
gerne.

Kur- und Heilbäder erhöhen die Attraktivität des ländli-
chen Raums. Es geht um mehr als eine schöne Land-
schaft. Es ist klar, dass die Infrastruktur stimmen
muss; aber es gibt noch mehr. Die Menschen achten
inzwischen sehr wohl darauf, dass es eine gute medi-
zinische Versorgung vor Ort gibt, wenn sie an einen
Ort ziehen oder in einem Ort bleiben wollen. Deswe-
gen ist es mir enorm wichtig, dass wir unsere bewähr-
ten Programme zur Niederlassungsförderung der
Hausärzte voranbringen und das Stipendienpro-
gramm, mit dem Studierende motiviert werden sollen,
nach dem Studium im ländlichen Raum tätig zu sein,
weiter auf hohem Niveau fahren können. Wir wollen
das Hausärzteniederlassungs-Förderprogramm – der
Kollege Bernhard Seidenath hat es schon angespro-
chen – auf Fachärzte ausdehnen; denn wir brauchen
in der Fläche Hausärzte und Fachärzte. Im ländlichen

Bereich werden die Kommunalpolitiker darauf immer
häufiger angesprochen, und auch uns ist es wichtig,
dass es eine gute Vernetzung vor Ort gibt.

Unsere Regionen sind unterschiedlich. Auch die me-
dizinische Versorgung und die Präventionsangebote
vor Ort sind unterschiedlich. Die Idee der "Gesund-
heitsregionen plus" besteht darin, die Partner im Ge-
sundheits- und Pflegebereich vor Ort zusammenzube-
kommen, damit gemeinsame Ideen für Prävention
und Gesundheitsversorgung entwickelt werden kön-
nen. Dann können wir schauen, wie wir das, was vor
Ort entwickelt wird, mit Förderprogrammen unterstüt-
zen können.

(Unruhe)

Deswegen sprechen wir von "Gesundheitsregionen
plus", weil in den Regionen schon viel passiert ist und
wir das weiter unterstützen wollen.

(Beifall bei der CSU)

Zweite Vizepräsidentin Inge Aures: Frau Staatsmi-
nisterin, einen Moment bitte. Ich hätte noch eine Bitte
an die Kolleginnen und Kollegen: Es ist ein derartiges
Gemurmel hier im Saal, ich bitte Sie, einfach zuzuhö-
ren. Ich denke, jeder Redner – egal welcher Partei -,
der am Rednerpult steht, hat den Respekt aller ver-
dient. Wenn Sie sich unterhalten müssen, gehen Sie
bitte nach draußen. Die Abstimmungen beginnen hin-
terher, das geht dann Schlag auf Schlag. Bitte seien
Sie doch etwas ruhiger!

Staatsministerin Melanie Huml (Gesundheitsminis-
terium): Wir haben für die Förderung der Gesund-
heitsregionen allein Mittel im Umfang von 2,6 Millio-
nen Euro und Verpflichtungsermächtigungen für einen
Zeitraum von fünf Jahren im Haushalt einbringen kön-
nen. Mir war dies wichtig, weil es sich um eine länger-
fristige Maßnahme handeln soll.

Auch die stationäre Versorgung muss stimmen. Wir
haben in Bayern ein dicht geknüpftes Netz an zeitge-
mäßen Krankenhauseinrichtungen. Das ist für den
Flächenstaat Bayern von enormer Bedeutung. Wir be-
nötigen den Erhalt dieser stationären Versorgungs-
strukturen. Ich halte das für wichtig, und deswegen in-
vestieren wir in diese Strukturen. Wir haben im
Doppelhaushalt 2015/2016 je 500 Millionen Euro zur
Verfügung, um in die Krankenhäuser, das heißt die
Gebäude, investieren zu können. Lieber Kollege Lei-
ner, wir haben dafür auch die Pauschalen erhöht, weil
das der Wunsch der Krankenhausträger vor Ort war.

Lieber Kollege Dr. Vetter, Sie hatten auch davon ge-
sprochen, wir sollten im ländlichen Bereich die Ver-
sorgung sicherstellen. 60 % der Maßnahmen mit
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einem Volumen von einer Milliarde Euro entfallen auf
Krankenhäuser im ländlichen Raum. Auch die Kran-
kenhausförderung in Bayern berücksichtigt die ländli-
chen Strukturen. Ich finde, das geschieht zu Recht,
weil wir gerade auch in ländlichen Räumen eine Kran-
kenhausversorgung benötigen. Deswegen habe ich
mich vor Kurzem in der Bund-Länder-Arbeitsgruppe
für Krankenhausreform so massiv dafür eingesetzt,
Sicherstellungszuschläge festlegen zu können, und
dafür, dass die Notfallambulanzen besser ausgestat-
tet werden, um die flächendeckende Versorgung mit
bedarfsgerechten Häusern weiter erhalten zu können.
Wir sind sehr aktiv und tun etwas für unsere Kranken-
häuser.

(Beifall bei der CSU)

In Bezug auf den ländlichen Raum ist auch ein Aus-
bau der Telemedizin wichtig. Es ist erforderlich, dass
das Wissen der Spezialisten in die Fläche kommt. Es
müssen die Daten laufen, und es darf nicht sein, dass
die Menschen laufen müssen. Es gibt in Bayern viele
Projekte, die wir weiter vorantreiben, weil die Teleme-
dizin und die Digitalisierung sehr wichtig sind.

Mich bewegt auch das Thema der Personalengpässe
in der Altenpflege sehr intensiv. Sie wissen, dass es
eine aktuelle Bedarfs- und Angebotsprognose gibt,
wonach ein starker Mangel bei den Auszubildenden in
den nächsten Jahren vorausgesagt wird. Deswegen
war es mir eine großes Anliegen zu überprüfen, wie
wir den Altenpflegeberuf noch attraktiver machen kön-
nen. Wir haben im Oktober ein 5-Punkte-Programm
dazu vorgestellt. Zuallererst gehört für mich die Ent-
bürokratisierung dazu. Das bedeutet weniger Doku-
mentation in den Alten- und Pflegeheimen. Dazu ge-
hört für mich aber auch die weitere Fortführung der
Kampagne "Herzwerker". Ebenso gehört eine bessere
Anleitung in der praktischen Ausbildung dazu. Wenn
ich mit denjenigen spreche, die eine Ausbildung
durchlaufen, höre ich immer wieder, es käme darauf
an, wo die Ausbildung absolviert werde, ob eine gute
Anleitung erfolge oder nicht. Ich möchte, dass wir
einen Standard für ganz Bayern haben. Wenn jemand
die Ausbildung durchläuft, muss er sich darauf verlas-
sen können, eine gute Praxisanleitung zu erhalten.
Das erscheint mir sehr wichtig. Gleichzeitig möchte
ich ein Projekt zum Stopp von Ausbildungsabbrüchen
auflegen.

Wichtig ist schließlich auch die Ausbildungsumlage.
Vorhin ist die Frage aufgetaucht, warum wir in diesem
Zusammenhang zuerst eine Studie in Auftrag gege-
ben haben. In anderen Bundesländern ist die Umlage
bereits wieder aufgehoben worden. Ich möchte eine
Umlage, die auf solider Basis steht. Deswegen: erst
die Studie, dann ein Konzept. Wir haben im Haushalt

bereits 800.000 Euro dafür vorgesehen. Es wird ernst-
haft daran gearbeitet, die Ausbildungsumlage umzu-
setzen. Ich hoffe auf Unterstützung aus Ihren Reihen.

(Beifall bei der CSU)

Herr Kollege Seidenath hat darauf hingewiesen, dass
die Ausbildung in den nächsten zwei Jahren ein
Schwerpunkt sein wird.

Wir haben auch einen Ansatz zur investiven Förde-
rung der Angebote der Tages-, Nacht- und Kurzzeit-
pflege für Menschen mit Demenzerkrankungen.
1,5 Millionen Euro stehen dafür zur Verfügung. Natür-
lich könnte man immer sagen: Wir wollen noch mehr
und noch mehr. Aber man muss auch bei den Neu-
auflagen von Programmen erst einmal schauen, wie
sie abgerufen und angenommen werden. Wenn wir
dann mehr benötigen, werde ich als Gesundheits- und
Pflegeministerin das hoffentlich dem Haushaltsaus-
schuss so darlegen können, dass wir noch mehr Gel-
der bekommen können. Ich denke aber, wir sollten
Schritt für Schritt vorgehen, und das tun wir mit unse-
rem Haushalt.

Wir wollen auch etwas in Bezug auf pflegende Ange-
hörige erreichen. Herr Kollege Leiner, Sie haben Pfle-
gestützpunkte angesprochen. Bei uns in Bayern gibt
es die Fachstellen für pflegende Angehörige, die in
der Fläche angesiedelt sind. Deswegen brauchen wir
keine Doppelstruktur bei den Pflegestützpunkten. Wir
setzen auf die Fachstellen für pflegende Angehörige.

(Beifall bei der CSU)

Es muss uns darum gehen zu schauen, was ange-
nommen wird und wo es sich eher um eine Doppel-
struktur handelt.

Ein ernstes Thema, das mich sehr bewegt und be-
schäftigt, ist die Sterbebegleitung in der letzten Le-
bensphase. Für mich gehört es zu einer humanen Ge-
sellschaft, Schwerstkranken und sterbenden
Menschen ein würdevolles Sterben zu ermöglichen.
Deswegen sollte Sterben viel stärker ein Teil des Le-
bens sein und sollte weder künstlich verlängert noch
künstlich verkürzt werden. Deswegen lehne ich aktive
Sterbehilfe entschieden ab.

(Beifall bei der CSU)

Es gilt für mich nach wie vor: Wir müssen dafür sor-
gen, dass ein Mensch an der Hand eines anderen
versterben kann, aber eben nicht durch die Hand
eines anderen.

(Beifall bei der CSU)
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Ich warne in diesem Zusammenhang dringend davor,
Möglichkeiten zur assistierten Selbsttötung zu eröff-
nen. Gemeinnützige Sterbehilfeorganisationen sollten
in Deutschland gesetzlich nicht erlaubt werden. In
meinen Augen sollten wir alten und schwerstkranken
Menschen nicht das Gefühl vermitteln, dass sie der
Gesellschaft zur Last fallen. Wir sollten ihnen vielmehr
ein Leben in Würde und möglichst ohne Schmerzen
bis zuletzt ermöglichen. Das muss unser Ansatz sein,
und daran müssen wir arbeiten.

(Beifall bei der CSU)

In Bayern handeln wir nach unseren Überzeugungen.
Wir haben in der Palliativversorgung und bei den Hos-
pizen in den letzten Jahren massiv Betten aufgebaut.
Es gibt sehr viele Palliativstationen in Bayern. Es gibt
palliativmedizinische Dienste an einzelnen Häusern.
Es gibt an insgesamt 94 Krankenhäusern eine statio-
näre Palliativversorgung. Wir haben 29 Palliativteams
in der ambulanten Versorgung. Wir haben Hospize in
Bayern. Wir wollen und brauchen noch mehr. Deswe-
gen fördern wir auch den Aufbau von Hospizbetten
mit 10.000 Euro, um noch mehr erreichen zu können.
Wir haben insgesamt die Chance zu investieren und
wollen weiter vorankommen. An dieser Stelle ein
herzliches Dankeschön an all diejenigen, die im
Haupt- und im Ehrenamt in der Palliativversorgung
und in den Hospizen mitarbeiten. Ein ganz herzliches
Dankeschön! Ich habe sehr viel Respekt vor den
Menschen, die dort tätig sind.

(Beifall bei der CSU)

Deswegen werde ich mich übrigens in Bezug auf die
Hospize auch auf Bundesebene dafür einsetzen, dass
100 % der zuschussfähigen Kosten übernommen
werden. Ich glaube, das wäre ein großer Schritt für
die Hospize in Bayern.

Ich wollte Ihnen eines aufzeigen: Wir werden im Ge-
sundheits- und Pflegebereich einerseits Kontinuität
haben, und zwar mit Krankenhausinvestitionen und
den Fördermitteln, die wir bisher aufbringen konnten.
Uns geht es andererseits darum, Schwerpunkte zu
setzen, wenn neue Herausforderungen und aktuelle
Entwicklungen anstehen. Wir wollen uns ebenfalls
sehr stark auf Berliner Ebene einbringen, weil dort im
Rahmen der Gesetzgebung derzeit viel läuft.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, liebe Kolle-
ginnen und Kollegen, an dieser Stelle danke ich noch
einmal für das gute Miteinander im Ausschuss. Ich
werde den Dank, der vielfach von Ihnen geäußert
worden ist, an die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter im
Gesundheits- und Pflegeministerium gerne weiterge-
ben. Ich kann Ihnen sagen, dass dort wirklich sehr viel
geleistet wird. Vielen herzlichen Dank!

(Anhaltender Beifall bei der CSU)

Zweite Vizepräsidentin Inge Aures: Frau Ministerin,
Herr Professor Bauer von den FREIEN WÄHLERN
hat sich, wenn auch etwas spät, zu einer Zwischenbe-
merkung gemeldet.

Prof. (Univ. Lima) Dr. Peter Bauer (FREIE WÄH-
LER): Frau Staatsministerin, Sie haben von Ihren Auf-
gaben und Tätigkeiten berichtet. Das habe ich sehr
wohl vernommen. Über eine wichtige Strukturent-
scheidung haben Sie leider keinen Satz verloren,
nämlich zur Strukturentscheidung über die Einsetzung
einer Pflegekammer. Sie haben mehrmals angekün-
digt, dass die Entscheidung bis zum Jahresende fällt.
Heute haben wir die letzte Plenarsitzung. Deshalb
bitte ich Sie um eine Aussage, wie diese Entschei-
dung ausgefallen ist: Pflegekammer ja oder Pflege-
kammer nein. – Danke.

Staatsministerin Melanie Huml (Gesundheitsminis-
terium): Lieber Herr Kollege Bauer, es ist richtig, dass
uns das Thema Pflegekammer sehr beschäftigt. Wir
haben schon immer gesagt, dass wir eine starke Inte-
ressenvertretung der Pflegenden brauchen. Dazu gibt
es ein entsprechendes Konzept meines Hauses. Sie
wissen, dass es Befürworter und Gegner der Pflege-
kammer gibt. Gerade bin ich dabei, das abzuspre-
chen. Deswegen kann ich Ihnen heute noch nicht das
endgültige Ergebnis präsentieren; denn wir befinden
uns gerade im Abstimmungsprozess. Es gibt jedoch
einen konkreten Vorschlag aus meinem Haus. Gerne
werde ich diesen mit Ihnen absprechen.

(Beifall bei der CSU)

Zweite Vizepräsidentin Inge Aures: Danke schön. –
Liebe Kolleginnen und Kollegen, weitere Wortmeldun-
gen liegen mir nicht vor. Deshalb ist die Aussprache
geschlossen. Wir kommen nun zur Abstimmung. Der
Abstimmung liegen der Entwurf des Haushalts-
plan 2015/2016, Einzelplan 14, die Änderungsanträge
auf den Drucksachen 17/4142 bis 17/4157, 17/4327
bis 17/4334, 17/4351 bis 17/4359, 17/4416 und
17/4417 sowie die Beschlussempfehlung des feder-
führenden Ausschusses für Staatshaushalt und Fi-
nanzfragen auf der Drucksache 17/4608 zugrunde.

Vorweg lasse ich jetzt, wie von der SPD-Fraktion und
der Fraktion der FREIEN WÄHLER beantragt, über
die Änderungsanträge auf den Drucksachen 17/4155,
17/4351, 17/4352, 17/4358 und 17/4359 in einfacher
Form abstimmen. Der federführende Ausschuss für
Staatshaushalt und Finanzfragen empfiehlt die Ände-
rungsanträge zur Ablehnung. 

Wer entgegen dem Ausschussvotum dem SPD-Ände-
rungsantrag auf der Drucksache 17/4155 zustimmen
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möchte, den bitte ich um ein Handzeichen. – Das ist
die Fraktion der SPD. Gegenstimmen? – Das ist die
CSU-Fraktion. Stimmenthaltungen? – Das sind die
Fraktionen der FREIEN WÄHLER und von BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN. Damit ist der Änderungsantrag
abgelehnt. 

Damit komme ich zur Einzelabstimmung zum FW-Än-
derungsantrag auf der Drucksache 17/4351. Wer ent-
gegen dem Ausschussvotum dem Änderungsantrag
zustimmen möchte, den bitte ich um ein Handzeichen.
– Das ist die Fraktion der FREIEN WÄHLER. Gegen-
stimmen? – Das sind die Fraktionen der CSU und der
SPD. Stimmenthaltungen? – Das ist die Fraktion
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN. Damit ist der Ände-
rungsantrag abgelehnt. 

Jetzt komme ich zur Abstimmung über den FW-Ände-
rungsantrag auf der Drucksache 17/4352. Wer entge-
gen dem Ausschussvotum dem Änderungsantrag zu-
stimmen möchte, den bitte ich um ein Handzeichen. –
Das ist die Fraktion der FREIEN WÄHLER. Gegen-
stimmen? – Das ist die Fraktion der CSU. Stimment-
haltungen? – Das sind die Fraktionen der SPD und
von BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN. Der Änderungsan-
trag ist abgelehnt. 

Jetzt komme ich zur Abstimmung über den FW-Ände-
rungsantrag auf der Drucksache 17/4358. Wer entge-
gen dem Ausschussvotum dem Änderungsantrag zu-
stimmen möchte, den bitte ich um ein Handzeichen. –
Das ist die Fraktion der FREIEN WÄHLER. Gegen-
stimmen? – Das ist die Fraktion der CSU. Stimment-
haltungen? – Das sind die Fraktionen der SPD und
von BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN. Damit ist der Ände-
rungsantrag abgelehnt. 

Jetzt komme ich zur Abstimmung über den FW-Ände-
rungsantrag auf der Drucksache 17/4359. Wer entge-
gen dem Ausschussvotum dem Änderungsantrag zu-
stimmen möchte, den bitte ich um ein Handzeichen. –
Das ist die Fraktion der FREIEN WÄHLER. Gegen-
stimmen? – Das ist die CSU-Fraktion. Stimmenthal-
tungen? – Das sind die Fraktionen der SPD und von
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN. Damit ist der Ände-
rungsantrag abgelehnt. 

Der Einzelplan 14 wird vom Ausschuss für Staats-
haushalt und Finanzfragen mit den in der Beschluss-
empfehlung auf der Drucksache 17/4608 genannten
Änderungen zur Annahme empfohlen. Die Abstim-
mung soll in namentlicher Form erfolgen. Abstim-
mungsgrundlage ist der Einzelplan 14 mit den vom
Haushaltsausschuss vorgeschlagenen Änderungen.
Für die Stimmabgabe stehen die Urnen wieder bereit.
Ich bitte Sie, noch ganz kurz zuzuhören. Die Abstim-
mung dauert fünf Minuten. Danach bitte ich Sie, sofort

wieder Platz zu nehmen. Im Anschluss werden wir
gleich den Tagesordnungspunkt 19 aufrufen und die
Wahl durchführen. Ich eröffne nun die Abstimmung.
Sie haben fünf Minuten Zeit.

(Namentliche Abstimmung von 10.46 bis
10.51 Uhr)

Die Stimmabgabe ist abgeschlossen. Liebe Kollegin-
nen und Kollegen, wir zählen außerhalb des Plenar-
saals aus. Ich darf Sie nun bitten, sich wieder hinzu-
setzen. Ich möchte nämlich gerne
Tagesordnungspunkt 19 aufrufen. – Ich bitte doch,
Platz zu nehmen, meine Damen und Herren!

Ich rufe nun Tagesordnungspunkt 19 auf:

Besetzung des Bayerischen
Verfassungsgerichtshofs
Neuwahl des Präsidenten

Der bisherige Präsident des Bayerischen Verfas-
sungsgerichtshofs und Präsident des Oberlandesge-
richts München Herr Dr. Karl Huber tritt mit Ablauf des
Monats Februar 2015 in den Ruhestand und scheidet
damit auch aus dem Amt als Präsident des Verfas-
sungsgerichtshofs aus.

Die Staatsregierung hat beschlossen, zur Neuwahl als
Präsident des Verfassungsgerichtshofs den derzeiti-
gen Präsidenten des Oberlandesgerichts Nürnberg
Herrn Peter Küspert vorzuschlagen.

Herr Küspert erfüllt die in Artikel 5 des Gesetzes über
den Verfassungsgerichtshof genannten besonderen
Wahlvoraussetzungen. Dort heißt es insbesondere,
dass der Präsident des Verfassungsgerichtshofs aus
den Präsidenten der Bayerischen Oberlandesgerichte
zu wählen ist.

Die Richter-Wahl-Kommission hat in ihrer gestrigen
Sitzung beschlossen, der Vollversammlung die Wahl
von Herrn Küspert zu empfehlen. Eine Gegenkandi-
datin oder ein Gegenkandidat wurde vonseiten der
Fraktionen nicht vorgeschlagen.

Wir kommen nun damit zur Wahl. An Ihrem Platz fin-
den Sie einen gelben Stimmzettel vor, auf dem der
vorgeschlagene Kandidat aufgeführt ist. Außerdem
enthält Ihre Stimmkartentasche eine gelbe Namens-
karte, die Sie bitte für die Wahl verwenden.

Die Urnen stehen an den bekannten Stellen zur Ver-
fügung. Ich bitte, sowohl die Namenskarte als auch
den Stimmzettel nicht selbst in die Urnen einzuwer-
fen, sondern diese den hierfür bereitstehenden
Schriftführern und Mitarbeitern des Landtagsamts
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auszuhändigen. Nur so kann ein ordnungsgemäßer
Ablauf des Wahlvorgangs sichergestellt werden. 

Für die Wahl stehen fünf Minuten zur Verfügung. Wir
beginnen jetzt.

(Geheime Wahl von 10.53 bis 10.58 Uhr)

Die Stimmabgabe ist abgeschlossen. Danke schön.
Wir zählen außerhalb des Saales aus.

Liebe Kolleginnen, liebe Kollegen, auf der Ehrentribü-
ne darf ich eine Delegation aus der Mongolei unter
der Leitung des Vizepräsidenten des mongolischen
Parlaments, Herrn Tsog Logi, sehr herzlich begrüßen.
Ich darf Sie im Bayerischen Landtag sehr herzlich will-
kommen heißen. Wir wünschen Ihnen einen angeneh-
men Aufenthalt in unserem Hause.

(Allgemeiner Beifall)

Liebe Kolleginnen, liebe Kollegen, wir fahren fort. Das
Ergebnis der Abstimmung über Einzelplan 14 liegt
vor. Mit Ja haben 86 Abgeordnete gestimmt, mit Nein
haben 73 gestimmt, Stimmenthaltungen gab es keine.
Damit ist der Einzelplan 14 mit den vom Ausschuss
für Staatshaushalt und Finanzfragen vorgeschlagenen
Änderungen angenommen.

(Abstimmungsliste siehe Anlage 1)

Gemäß § 126 Absatz 6 der Geschäftsordnung gelten
gleichzeitig die vom Ausschuss für Staatshaushalt
und Finanzfragen zur Ablehnung vorgeschlagenen
Änderungsanträge, soweit über sie nicht einzeln ab-
gestimmt worden ist, als erledigt. Eine Liste dieser
Änderungsanträge liegt Ihnen vor.

(Siehe Anlage 2)

Außerdem schlägt der Ausschuss für Staatshaushalt
und Finanzfragen noch folgende Beschlussfassung
vor:

Das Staatsministerium der Finanzen, für Landes-
entwicklung und Heimat wird ermächtigt, die er-
forderlichen Berichtigungen insbesondere in den
Erläuterungen, der Übersicht über die Verpflich-
tungsermächtigungen und den sonstigen Anlagen
beim endgültigen Ausdruck des Einzelplanes vor-
zunehmen.

Wer dem zustimmen möchte, den bitte ich um sein
Handzeichen. – Was ist mit euch, der CSU? Wollt ihr
nicht mitstimmen? – Das ist ganz unverfänglich; ihr
könnt alle zustimmen. Ich darf zwar keine Beeinflus-
sung ausüben, dies aber dennoch sagen. Bisher war
es immer einstimmig. – Wer will also zustimmen? –
CSU, SPD und FREIE WÄHLER. Gegenstimmen bitte

ich anzuzeigen. – Keine Gegenstimmen. Stimment-
haltungen? – Bei Stimmenthaltung von BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN ist das so beschlossen. 

Unter Bezugnahme auf die Beschlussempfehlung des
federführenden Ausschusses für Staatshaushalt und
Finanzfragen auf Drucksache 17/4608 weise ich da-
rauf hin, dass die Änderungsanträge auf den Drucksa-
chen 17/4327 bis 17/4334, 17/4416 und 17/4417
damit ihre Erledigung gefunden haben.

Die Beratung des Einzelplans 14 ist somit abge-
schlossen.

Wir unterbrechen jetzt kurz die Sitzung, bis das Wahl-
ergebnis vorliegt.

(Unterbrechung von 11.01 bis 11.07 Uhr)

Erster Vizepräsident Reinhold Bocklet: Verehrte
Kolleginnen und Kollegen! Ich nehme die Sitzung wie-
der auf. Ich darf das Wahlergebnis der vorher durch-
geführten Wahl des Präsidenten des Bayerischen
Verfassungsgerichtshofs bekannt geben.

An der Wahl haben 160 Abgeordnete teilgenommen.
Davon waren alle 160 Stimmzettel gültig. Auf Herrn
Küspert entfielen 127 Stimmen. Mit Nein stimmten
7 Abgeordnete. Ihrer Stimme enthalten haben sich
26 Abgeordnete. 

Ich stelle fest, dass der Bayerische Landtag Herrn
Peter Küspert mit Wirkung vom 1. März 2015 zum
Präsidenten des Verfassungsgerichtshofs gewählt
hat.

(Anhaltender allgemeiner Beifall)

Sehr geehrter Herr Küspert, ich darf Ihnen im Namen
des Hohen Hauses und auch persönlich sehr herzlich
zur Wahl gratulieren. Ich wünsche Ihnen alles Gute
für Ihr hohes Amt, das die höchste Position der Judi-
kative im Freistaat Bayern beinhaltet.

(Allgemeiner Beifall)

Sehr geehrter Herr Präsident Dr. Huber, Ihnen danke
ich im Namen des bayerischen Parlaments und per-
sönlich für die hervorragende Arbeit, die Sie in vielen
Jahren für den Freistaat geleistet haben. Alles Gute
für den wohlverdienten Ruhestand!

(Allgemeiner Beifall)

Ich rufe nun Tagesordnungspunkt 20 auf:
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Haushaltsplan 2015/2016
Einzelplan 10 für den Geschäftsbereich des
Bayerischen Staatsministeriums für Arbeit und
Soziales, Familie und Integration

hierzu:

Änderungsanträge von Abgeordneten der CSU-
Fraktion (Drsn. 17/3934 mit 17/3940)
Änderungsanträge von Abgeordneten der SPD-
Fraktion (Drsn. 17/3908 mit 17/3933, 17/3985 und
17/3986)
Änderungsanträge von Abgeordneten der
Fraktion FREIE WÄHLER (Drsn. 17/3828 mit
17/3847 und 17/4161)
Änderungsanträge von Abgeordneten der
Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN (Drsn. 17/4010
mit 17/4026, 17/4028 und 17/4029)

Im Ältestenrat wurde für die Aussprache eine Ge-
samtredezeit von zwei Stunden vereinbart. Davon
entfallen auf die Fraktion der CSU 33,5 Minuten, auf
die SPD-Fraktion 21 Minuten sowie auf die Fraktionen
der FREIEN WÄHLER und von BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN jeweils 16 Minuten. Die Redezeit der
Staatsregierung orientiert sich an der Redezeit der
stärksten Fraktion. Die Staatsregierung kann deshalb
bis zu 33,5 Minuten sprechen, ohne dass sich da-
durch die Redezeiten der Fraktionen verlängern.

Bevor ich die Aussprache eröffne, weise ich darauf
hin, dass zu den Änderungsanträgen auf den Druck-
sachen 17/3832, 17/3913, 17/3927, 17/4017 und
17/4029 jeweils namentliche Abstimmung beantragt
worden ist.

Nun eröffne ich die Aussprache. Erster Redner ist
Herr Kollege Wolfgang Fackler von der CSU. – Bitte
schön, Herr Kollege, Sie haben das Wort.

Wolfgang Fackler (CSU): (Vom Redner nicht autori-
siert) Sehr geehrter Herr Präsident, sehr geehrte Frau
Staatsministerin, geschätzte Kolleginnen und Kolle-
gen! Eine Gesellschaft zeichnet sich dadurch aus, wie
sie mit ihren schwachen Mitgliedern umgeht. Wir alle
kennen den sozialen Aspekt dieser Aussage. Doch
wie können die Qualität und das Niveau einer Gesell-
schaft gemessen und beurteilt werden bzw. wie kann
diese Aussage präzisiert werden?

Dafür ist der Sozialetat aus meiner Sicht ein sehr
guter Indikator. Er spiegelt die politischen Ansätze
wider, die die Verantwortlichen unter den gegebenen
Voraussetzungen sehen und angehen. Die bayeri-
schen Sozialpolitiker wollen viele Impulse setzen. Die
Details und Handlungsfelder dokumentiert der baye-
rische Sozialhaushalt 2015/2016, der 273 Seiten um-
fasst.

Doch nicht nur die Vielzahl der Ansatzpunkte und Ein-
zelposten beweist, wie wichtig dem Freistaat Bayern
der sozialstaatliche Anspruch ist, auch die puren Zah-
len zeigen dies deutlich. So weist der vorliegende So-
zialhaushalt für die Jahre 2015 und 2016 eine Aufsto-
ckung um circa 400 Millionen Euro auf rund
4,4 Milliarden Euro in den Jahren 2015 und 2016 auf.
Damit sind Steigerungsraten von fast 10 % gegenüber
2014 zu verzeichnen. Zur Erinnerung: 2013 lagen wir
noch bei 3,6 Milliarden Euro, und im Nachtragshaus-
halt 2010 gar nur bei 2,6 Milliarden Euro. Wer also
hätte sich diese Steigerung auch nur vorstellen kön-
nen?

Der Sozialetat ist und bleibt damit der fünftgrößte
Ausgabenposten des bayerischen Haushalts. Diese
Entwicklung und die Gesamthöhe des Etats sind unter
der Prämisse, nicht nur am Haushalt ohne Neuver-
schuldung, sondern sogar am Schuldenabbau festzu-
halten, mehr als bemerkenswert. Das ist sogar großer
Anerkennung wert, meine sehr geehrten Damen und
Herren.

(Beifall bei der CSU)

Der Sozialetat spiegelt aber auch die wirtschaftliche
Dynamik und die wirtschaftliche Stärke in Bayern
wider und wird dabei auch der Generationenverant-
wortung gerecht. Die neuen Rekordzahlen zeigen
uns: Wir brauchen diese wirtschaftliche Dynamik für
ein soziales Gleichgewicht. Nur durch Wirtschaftlich-
keit kann ein gesamtsozialer Fortschritt für die Gesell-
schaft erreicht werden. - Verehrte Kolleginnen und
Kollegen, lassen Sie mich im Folgenden die wichtigs-
ten Bereiche anreißen. Seit Konfuzius

(Zurufe: Oooh!)

wissen wir, dass die Familie die Keimzelle unserer
Gesellschaft ist.

(Beifall bei der CSU)

Dementsprechend ist es folgerichtig, dass insbeson-
dere die Leistungen für Familien erneut kräftig anstei-
gen. Hierfür sind in den Haushaltsjahren 2015 und
2016 jeweils circa 1,9 Milliarden Euro vorgesehen,
was einem Anteil von 43 % an allen Ausgaben des
Sozialetats entspricht. Bayern ist und bleibt unbestrit-
ten familienfreundlich und leistet hier mehr als jedes
andere Bundesland. Wir sind deshalb das Familien-
land Nummer 1.

(Beifall bei der CSU – Karl Freller (CSU): Sehr
richtig!)

Der weitaus größte Teilbetrag an den Ausgaben des
Sozialhaushalts geht in die Förderung von Kinderta-
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geseinrichtungen. Der entsprechende Haushaltsan-
satz beträgt 1,55 Milliarden Euro, was eine Steigerung
um 145 Millionen Euro bzw. 157 Millionen Euro be-
deutet. An dieser Stelle möchte ich deshalb auch ein-
mal ein ausdrückliches Lob für die gute Arbeit und die
gute Qualität in unserer Bildungs- und Betreuungsar-
beit für Kinder und Jugendliche in Bayern ausspre-
chen.

(Beifall bei der CSU)

Schaut man sich die Ergebnisse von Bildungsstudien
an, kann man erfreut feststellen, dass bayerische
Schüler im Bundesdurchschnitt

(Zuruf von den GRÜNEN)

immer Spitzenplätze einnehmen. Auch die sehr niedri-
ge Jugendarbeitslosigkeit in unserem Land belegt ge-
rade nicht die These von schlechter Bildungsqualität
in unseren Einrichtungen.

(Thomas Gehring (GRÜNE): Die Bertelsmann-
Stiftung - -)

Selbstverständlich kann man immer besser werden.
Dies sollte auch das Bestreben aller Verantwortlichen
sein. Wir sollten aber nicht ständig unsere Kitas und
Schulen schlechter reden, als sie sind.

(Beifall bei der CSU)

Dies wird den Leistungen der Erzieherinnen und Er-
zieher in den Kitas nämlich nicht gerecht. Wir setzen
in diesem Bereich weiterhin auf Unterstützung und
Entlastung der Familien sowie auf die Erhöhung der
Qualität der frühen Bildung.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, zudem gibt
es Bildungs- und Betreuungsqualität nicht nur in Kitas
und Schulen, sondern vor allem auch daheim im El-
ternhaus. Das muss an dieser Stelle auch einmal ge-
sagt werden.

(Beifall bei der CSU)

Die weltweiten Krisen haben auch Bayern ergriffen,
sodass ich zur Asylpolitik komme. Viele Menschen
müssen aus ihren Heimatländern flüchten und bringen
sich in Bayern in Sicherheit. Der Sozialetat bildet
diese Entwicklung gut ab; denn die Ansätze für die
Unterbringung der Asylbewerber wurden deutlich an-
gehoben. Der Gesamtbetrag an Aufwendungen er-
höht sich demnach um über 100 Millionen Euro auf
circa 450 Millionen Euro für 2015 und 2016. Das ist
für zwei Jahre knapp eine Milliarde Euro; nur damit
man das einmal deutlich versteht. Dies ist gegenüber
dem Jahr 2014 eine Steigerung um rund 30 %. Zum

Vergleich: Im Jahr 2012 lagen wir noch bei 121 Millio-
nen Euro. Das ist circa ein Viertel der heutigen Auf-
wendungen für Asyl.

Die Situation bei der Aufnahme von Flüchtlingen hat
sich in Bayern deutlich verbessert. Die im Herbst er-
griffenen Maßnahmen der Bayerischen Staatsregie-
rung haben die Kapazitäten bei der medizinischen
Versorgung und bei der Unterbringung erheblich aus-
geweitet. Im Gegensatz zum Bund und zu anderen
Ländern entlastet der Freistaat seine Kommunen,
indem er ihnen die Kosten in vollem Umfang erstattet.
Wir haben diese Thematik in Bayern bisher gut bewäl-
tigt, was in hohem Maße auch auf die Hilfsbereitschaft
in der Bevölkerung und auf die Mithilfe der Kommu-
nen zurückzuführen ist; denn der Freistaat unternimmt
erhebliche humanitäre Anstrengungen. In den nächs-
ten beiden Jahren geben wir für die Bewältigung der
Flüchtlingsströme so viel Geld aus wie für die Städte-
bauförderung und die Staatsstraßen zusammen.

Rund 50.000 Flüchtlinge leben derzeit in den Gemein-
schaftsunterkünften in Bayern. Bei diesen Menschen
gilt es, in einem ersten Schritt zu klären, ob eine Auf-
nahme überhaupt infrage kommt. Nur wenn diese
erste Frage mit Ja beantwortet ist, reden wir in einem
zweiten Schritt über deren Zukunft in Deutschland.
Deshalb, meine sehr geehrten Damen und Herren, sei
mir noch eine Bemerkung gestattet: Die größte
Flüchtlingsbewegung seit dem Zweiten Weltkrieg ist
eine gesamteuropäische Aufgabe und erfordert eine
europäische Solidarität.

(Beifall bei der CSU)

Wir müssen die anderen EU-Länder an ihre Pflichten
aus den Schengener Abkommen und der Dublin-III-
Verordnung erinnern, damit sie diese erfüllen. Nur
dann erreichen wir eine gerechte Lastenverteilung in
Europa. Nur so können wir die Flüchtlingswelle bes-
ser bewältigen.

Auf dem Gebiet der freiwilligen Leistungen gilt es fest-
zuhalten, dass Bayern eines der wenigen Bundeslän-
der in Deutschland ist, die überhaupt noch freiwillige
Leistungen zahlen. Auch dies ist bemerkenswert und
ein ganz wesentlicher Beitrag zum sozialen Gleichge-
wicht.

Als erste Mehrung möchte ich die beim Thema "Bay-
ern – Barrierefrei 2023" erwähnen, das wir jetzt schon
mehrfach diskutiert haben. Der Freistaat Bayern geht
in diesem Bereich als Ideengeber voran, kann die He-
rausforderungen aber nicht allein bewältigen. Denn es
ist und bleibt eine Aufgabe für viele: Freistaat, kom-
munale Spitzenverbände, Kommunen und Eigentü-
mer. Nur gemeinsam, schrittweise und verantwor-
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tungsbewusst lässt sich diese große Aufgabe
schultern.

Insgesamt steht im Doppelhaushalt 2015/2016 für die
drei Handlungsfelder Mobilität, Bildung und öffentlich
zugängliche staatliche Gebäude ein Investitionsvolu-
men von rund 193 Millionen Euro zur Verfügung.
Durch einen Änderungsantrag der CSU erhöht sich
dieser Betrag nochmals um 12 Millionen Euro auf
rund 205 Millionen Euro. Für flankierende Maßnah-
men als Beitrag zum Leitziel "Bayern -Barriere-
frei 2023" sind in den Jahren 2015/2016 erstmals
Ausgabemittel und Verpflichtungsermächtigungen in
Höhe von jeweils 2,5 Millionen Euro veranschlagt.
Dies ist ein Signal an unsere behinderten Mitbürgerin-
nen und Mitbürger. Es weckt Zuversicht und zeigt,
dass wir dieses wichtige gesellschaftliche Thema mit
Überzeugung angehen.

Eine nennenswerte Erhöhung weist auch der Ansatz
für die Jugendhilfe auf. Die Mittel werden sich hier
nochmals um 250.000 Euro bzw. 1,1 Millionen Euro
auf rund 30 Millionen Euro bzw. 31 Millionen Euro er-
höhen. Damit können bei der wichtigen Jugendsozial-
arbeit an Schulen weitere 40 Stellen im Jahre 2015
bzw. 60 Stellen im Jahre 2016 in das staatliche För-
derprogramm aufgenommen werden. Diese Präven-
tionsarbeit stellt eine effiziente Unterstützungsleistung
für die vor Ort unterrichtenden Lehrer dar. Das gilt es
zu stärken, wie ich aus meinem eigenen Stimmkreis
weiß.

(Beifall bei der CSU)

Erster Vizepräsident Reinhold Bocklet: Herr Kolle-
ge, lassen Sie eine Zwischenfrage der Frau Kollegin
Celina zu?

Wolfgang Fackler (CSU): Zum Schluss! - Erwähnen
möchte ich auch die Aufstockung der Fördermittel für
die Jugendarbeit in Höhe von jeweils 500.000 Euro in
den Jahren 2015/2016. Mit diesen zusätzlichen Mit-
teln ist vor allen Dingen die verstärkte Förderung von
Investitionskosten möglich. Durch zwei Änderungsan-
träge der CSU-Fraktion hat sich dieser Ansatz zudem
um weitere 2 Millionen Euro erhöht. Damit sollen in
erster Linie die Ziele und mehrere Schwerpunkte des
im vergangenen Jahr fortgeschriebenen Kinder- und
Jugendprogramms verwirklicht werden. - Aus diesem
Betrag erhält auch der Verein JFF einen erhöhten Zu-
schuss von 200.000 Euro. Auch beim Ansatz für die
Förderung des Abbaus der Gewalt gegen Frauen und
Kinder ist erfreulicherweise eine Aufstockung um jähr-
lich 250.000 Euro auf rund 1,9 Millionen Euro vorge-
sehen.

Durch eine Initiative der CSU-Fraktion werden diese
Mittel nochmals um 300.000 Euro aufgestockt, sodass

wir letztendlich proaktive Beratungsangebote für Frau-
en schaffen können, um diese besser vor Gewalt zu
schützen. Denn mit diesem Geld können neben den
Zuschüssen an soziale Einrichtungen künftig auch
acht Interventionsstellen mit proaktivem Beratungsan-
satz gefördert werden. Ich denke, dieses Thema
bleibt nichtsdestotrotz ein drängendes politisches An-
liegen, dem wir auch weiterhin unsere Aufmerksam-
keit schenken werden.

(Beifall bei der CSU)

Des Weiteren darf ich noch auf zwei freiwillige Leis-
tungen im Bereich der Unterbringung von Asylbewer-
bern eingehen. Zum einen ist vorgesehen, den Ansatz
für die Asylsozialberatung um 4 Millionen Euro auf
9,3 Millionen bzw. 9 Millionen Euro in 2016 anzuhe-
ben. Damit kann der Betreuungsschlüssel für die Erst-
aufnahmeeinrichtungen von 1 : 150 auf 1 : 100 abge-
senkt werden. Zudem wird auch der deutliche Ausbau
der Förderung des Betreuungspersonals ermöglicht,
entsprechend der Schaffung weiterer Plätze in Ge-
meinschaftsunterkünften.

Zum anderen kümmern wir uns auch um die unbeglei-
teten minderjährigen Flüchtlinge, indem wir bei Bedarf
jährlich bis zu 8,5 Millionen Euro für diese Aufgabe
zur Verfügung stellen. Über die bereits genannten Än-
derungsanträge hinaus sind noch folgende weitere
Initiativen der CSU-Fraktion zu nennen: Mit zusätzli-
chen 300.000 Euro für die Förderung der Betreuungs-
vereine soll eine bestmögliche Unterstützung der eh-
renamtlichen Betreuer durch die Vereine
sichergestellt werden. – Mit zusätzlichen 500.000 Eu-
ro für die Ehe- und Familienberatung wird dem stetig
steigenden Beratungsbedarf von Paaren und Familien
in Krisensituationen Rechnung getragen. Für die Sa-
nierung von Einrichtungen Heimatvertriebener werden
1 Million Euro zur Verfügung gestellt und für das Pro-
jekt "mehrWert Demokratie" 45.000 Euro.

Die Änderungsanträge der CSU-Fraktion belaufen
sich auf insgesamt 4,15 Millionen Euro. Die Wunsch-
zettel der Opposition sind im Vergleich zu unserem
Vorschlag 25-mal, 21-mal bzw. 13-mal so lang wie
unser Vorschlag. Die Anträge der SPD belaufen sich
auf insgesamt 105 Millionen Euro, die der FREIEN
WÄHLER auf 85 Millionen Euro und die der GRÜNEN
auf 54 Millionen Euro. Das ist leider selbst kurz vor
Weihnachten beim besten Willen nicht darstellbar.

(Beifall bei der CSU – Harald Güller (SPD): Noch
nicht mal euer G7-Gipfel!)

Zum Abschluss ist es mir wichtig, nicht auf den G7-
Gipfel einzugehen, sondern den Abertausenden Eh-
renamtlichen im Sozialbereich an dieser Stelle sehr
herzlich zu danken.
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(Beifall bei der CSU)

Mein Dank gilt aber auch den vielen im Lande arbei-
tenden Sozialverbänden und auch den Mitarbeiterin-
nen und Mitarbeitern des Bayerischen Sozialministeri-
ums mit unserer Ministerin Emilia Müller an der
Spitze, der ich für ihren stetigen, unermüdlichen Ein-
satz in diesem sensiblen Bereich sehr herzlich danke.

(Beifall bei der CSU)

Ich danke auch allen Sozialpolitikern in diesem Raum,
vor allem unserem Vorsitzenden Joachim Unterlän-
der, aber auch seiner Stellvertreterin Angelika Wei-
kert, die immer wieder eingesprungen ist, sowie allen
weiteren Mitgliedern des Sozialausschusses.

(Beifall bei der CSU)

Zusammenfassend gilt es festzuhalten: Der Sozial-
haushalt bietet in den kommenden beiden Jahren
eine sehr gute Grundlage. Er passt sich den verän-
derten Anforderungen mit Blick auf das Asylthema an
und stellt Weichen für die Zukunft. Oder anders aus-
gedrückt: Er zeigt, dass Bayern ein vorbildliches Bun-
desland ist. Bayern ist wirtschaftlich stark. Bayern ist
sozial und Bayern denkt auch an seine schwächeren
Bürgerinnen und Bürger. Dafür wollen wir auch in Zu-
kunft gemeinsam arbeiten. Ich bitte um Zustimmung.

(Lebhafter Beifall bei der CSU)

Erster Vizepräsident Reinhold Bocklet: Herr Kolle-
ge, die Frau Celina hat sich für eine Zwischenfrage
gemeldet. Bitte sehr, Kollegin Celina.

Kerstin Celina (GRÜNE): Lieber Herr Kollege Fack-
ler, Sie haben das Thema Asyl genannt und europä-
ische Solidarität gefordert. Wie diese aussehen soll,
ist seit letzter Woche bekannt. Die CSU hat in einem
Leitantrag für ihren Parteitag ein Sonderprogramm für
Flüchtlingshilfe in Höhe von 1 Milliarde Euro gefordert.
Dass die Leitantragsentwürfe der CSU nicht immer
sinnvolle Vorschläge beinhalten, haben wir letztes
Wochenende mitbekommen. Ich frage Sie allerdings,
wie Sie das sehen. Schließlich hat Italien über lange
Zeit hinweg alle Kosten für Mare Nostrum und für die
Grenzsicherung selber zahlen müssen. Da ist nie-
mand auf die Idee gekommen, dass die Europäische
Union sich daran beteiligt. Daher finde ich Ihre Idee
jetzt unsinnig.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Erster Vizepräsident Reinhold Bocklet: Herr Kolle-
ge Fackler, Sie haben das Wort.

Wolfgang Fackler (CSU): Ich glaube, wir brauchen
hier im Hohen Haus nicht über parteiinterne Anträge
zu reden. Letztendlich ist klar, dass wir eine europä-
ische Solidarität in dieser Frage brauchen. Die Italie-
ner haben sich an die Vereinbarungen, die in Schen-
gen und Dublin gemacht worden sind, zu halten, und
diese gilt es letzten Endes umzusetzen und auch wei-
terhin zu debattieren.

(Kerstin Celina (GRÜNE): Dabei sterben Men-
schen!)

Letztendlich ist es unsere Aufgabe, humanitäre Hilfe
solidarisch zu leisten. Das tun wir mit der Zurverfü-
gungstellung unserer Mittel. Und das ist die Aufgabe,
die wir erfüllen können.

(Beifall bei der CSU)

Erster Vizepräsident Reinhold Bocklet: Danke
schön, Herr Kollege. – Bevor ich der nächsten Redne-
rin das Wort gebe, darf ich zwei Dinge tun. Erstens
begrüße ich die Behindertenbeauftragte der bayeri-
schen Staatsregierung, Frau Irmgard Badura, auf der
Tribüne sehr herzlich.

(Allgemeiner Beifall)

Wir freuen uns, dass Sie der Debatte über den Haus-
halt für Ihr Aufgabengebiet beiwohnen.

Zweitens. Angesichts von sechs namentlichen Ab-
stimmungen, die uns in diesem Zusammenhang noch
ins Haus stehen, habe ich mich mit den Fraktionen
dahingehend verständigt, dass wir keine Mittagspau-
se machen. Ich möchte darauf hinweisen, dass wir
unmittelbar nach diesem Tagesordnungspunkt mit
dem Einzelplan 06 fortfahren werden, damit wir das
zeitliche Ende absehen können.

(Beifall bei der CSU)

Jetzt hat Frau Kollegin Angelika Weikert von der SPD
das Wort. Bitte schön, Frau Kollegin.

Angelika Weikert (SPD): (Von der Rednerin nicht au-
torisiert) Herr Präsident, Kolleginnen und Kollegen!
Eine gute Sozialpolitik kann sich im Grunde an drei
"A" orientieren. Das erste "A" steht für das Aufwach-
sen von Kindern in unseren Familien und unserer Ge-
sellschaft. Dazu wird meine Kollegin Doris Rauscher
im Laufe der Diskussion einiges beitragen. Das zweite
"A", Kolleginnen und Kollegen, steht für Armut, hier
natürlich für Armutsbekämpfung. Das dritte "A" steht
für die Gestaltung einer älter werdenden Gesellschaft.

Die Ausgangslage für diese drei "A" finden wir im Be-
richt zur sozialen Lage in Bayern. Ich gehe davon
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aus, dass Sie alle ihn nicht nur in den Aktenschränken
verstaut haben, sondern die wichtigsten Daten im
Kopf parat haben. Der Sozialbericht der Staatsregie-
rung sollte die Leitlinie für die Sozialpolitik in Bayern
vorgeben.

Ich bleibe beim zweiten "A", beim Thema Armut.
Armut hat im Land Bayern zugenommen. Im Ver-
gleich der letzten zehn Jahre ist die Armutsgefähr-
dungsquote in Bayern von 13,8 % auf 14,3 % gestie-
gen. 1,7 Millionen Menschen in Bayern leben von
weniger als 754 Euro im Monat. Besonders betroffen
sind ältere Menschen über 65 Jahre, in Bayern deut-
lich mehr als im übrigen Bundesgebiet, Alleinerzie-
hende, Personen mit Migrationshintergrund, und – be-
sonders schmerzlich – Kinder unter sechs Jahren sind
zu 16,6 % armutsgefährdet, Kinder und Jugendliche
unter 18 Jahren zu 15,3 %.

Dagegen steht Reichtum im Land: 10 % der Men-
schen in Bayern haben ein Einkommen, welches um
200 % über dem mittleren Einkommen liegt. Der Ab-
stand zwischen den einkommensstärksten und ein-
kommensschwächsten 10 % der bayerischen Bevöl-
kerung hat zwischen 2008 und 2012 um 5,6 %
zugenommen. Das ist nur die Einkommenssituation
und sagt noch nichts über die Vermögenssituation
aus.

Entscheidend für Armutsgefährdung ist sowohl bei
Kindern als auch bei älteren Menschen die Erwerbs-
biografie, bei Kindern natürlich die der Eltern. Deshalb
steht gute Arbeit für uns Sozialdemokraten nach wie
vor im Mittelpunkt unserer Politik. Es hat uns schon
erstaunt, mit welcher Leichtigkeit die CSU und die
Bayerische Staatsregierung mit dem Thema Mindest-
lohn umgehen. Was soll eigentlich die Aussage des
Kollegen Erwin Huber, die er in diesem Zusammen-
hang gemacht hat - jetzt ist er gerade nicht da -: Nun
haben wir zwar den Mindestlohn, den musste man
hinnehmen, aber kontrollieren ist zu viel des Guten. -
Der gesetzliche Mindestlohn ist ein Mittel – ich beto-
ne, ein Mittel –, um den Menschen im Land zu einem
besseren Einkommen zu verhelfen. Genauso wichtig
sind eine stärkere Tarifbindung, mehr Allgemeinver-
bindlichkeit bei den Tarifverträgen und die regelmäßi-
ge Anhebung des Mindestlohns.

(Beifall bei der SPD)

Ich kündige schon jetzt an: Diesen laxen Umgang mit
dem Thema Mindestlohn in Bayern werden wir Sozial-
demokraten nicht hinnehmen.

(Beifall bei der SPD)

Bleiben wir bei der Erwerbsbiografie. Ich spreche kurz
die Langzeitarbeitslosigkeit an. Alle Studien belegen:

Um hier tatsächlich Wirkung zu erreichen, brauchen
wir eine öffentlich geförderte Beschäftigung. Leider
konnten wir uns bisher in der Großen Koalition in Ber-
lin zu diesem Thema nicht durchsetzen. Aber auch
hier verspreche ich: Wir bleiben dran. Öffentliche Be-
schäftigung zum Abbau von Langzeitarbeitslosigkeit
muss es geben.

(Beifall bei der SPD)

Ganz wichtig bei Armut und Erwerbsbiografie ist das
Thema Jugendarbeitslosigkeit. Es ist gut, dass wir in
Bayern im Vergleich zu den anderen Bundesländern
und im europäischen Vergleich eine gute Ausgangsla-
ge haben. Aber in neueren Studien – übrigens, Frau
Müller, mit Unterstützung Ihres Sozialministeriums –
wurde festgestellt, dass die Zahl der Jugendlichen
ohne Ausbildung, die Zahl derer, die sich in unserem
System verweigern, die nach einer verkrachten Schul-
laufbahn einfach nichts mehr wissen wollen von Schu-
le und Bildung, groß ist und immer größer wird.
Genau um diese Gruppe von Jugendlichen, die keiner
mehr erreicht, die in keinen Statistiken auftauchen,
müssen wir uns besonders kümmern.

(Beifall bei der SPD)

Das Thema Jugendarbeitslosigkeit können wir in Bay-
ern nicht abhaken. Kein Jugendlicher darf verloren
gehen. Das gilt für uns Sozialdemokraten nach wie
vor.

(Beifall bei der SPD)

Zum Thema Armut und Reichtum passt eine Studie
der OECD, die erst vor wenigen Tagen veröffentlicht
wurde - ich kann sie kurz zeigen -, mit der Überschrift:
Wachsende Ungleichheit bremst deutsches Wachs-
tum. Diese Studie besagt, dass wachsende Ungleich-
heit das deutsche Wachstum bremst. Gerade für die
Wirtschaftspolitiker hier im Hause halte ich das für
eine lohnende Lektüre. Die Autoren stellen fest: Star-
ke Ungleichheit in der Einkommensverteilung ist eine
Wachstumsbremse, vor allem deshalb, weil in dem är-
meren Teil der Bevölkerung naturgemäß von den Fa-
milien nur noch wenig in Bildung investiert werden
kann. Klar, wenn man gerade einmal genug zum
Leben hat, hat man wenig Geld, den Bildungsprozess
der Kinder zu begleiten. Wir wissen alle, in Bayern gilt
nach wie vor: Der Bildungsprozess der Kinder ist vom
Geldbeutel der Eltern abhängig.

(Beifall bei der SPD)

Diese Ungerechtigkeit schadet Deutschland. Umver-
teilung ist deshalb richtig und wichtig. Es ist auch
langfristig der richtige Weg, um Wachstum zu ermögli-
chen. Gerechtigkeit und wirtschaftliche Entwicklung
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zusammen zu denken, Kolleginnen und Kollegen, ist
daher das Ziel sozialdemokratischer Politik.

(Beifall bei der SPD)

Ich habe jetzt zum "A" wie Armut gesprochen. Auf das
Thema ältere Menschen und Mobilität geht Kollegin
Waldmann später ein.

Asyl fängt auch mit "A" an. Einige Bemerkungen hier-
zu. Wir haben im Plenum und im Ausschuss wirklich
viel über das Thema Asyl geredet. Deswegen möchte
ich mich heute auf drei für mich sehr wichtige Bemer-
kungen beschränken.

Erstens. Die durch die Krisen in unserer Welt ausgel-
östen Fluchtbewegungen und die damit verbundenen
Herausforderungen für Bayern haben Sie von der
Bayerischen Staatsregierung jahrelang ignoriert. Wir
hoffen, dass durch den jetzt eingerichteten Krisenstab
alle Menschen, die jetzt im Winter zu uns kommen,
gut durch den Winter kommen.

Zweitens. Ein Bett alleine reicht nicht. Diese Men-
schen brauchen persönliche Zuwendung, und die wird
ihnen durch die haupt- und ehrenamtlich Aktiven in
der Flüchtlingsarbeit gewährt. Wir finden hier eine un-
geheure Solidarität innerhalb unserer Gesellschaft
vor. Es gibt eine Willkommenskultur in den Gemein-
den, in den Städten. Von den Städten und Gemein-
den und Landkreisen wurde ganz viel geleistet. Aber
ich sage an dieser Stelle ganz ausdrücklich: Asylsozi-
alarbeit ist ein unverzichtbarer Bestandteil dieser ge-
sellschaftspolitischen Aufgabe. Es bleibt auch nach
dem Haushaltszuwachs für uns immer noch die
Frage: Wie groß ist der Schlüssel, nicht in den Erst-
aufnahmeeinrichtungen, sondern in den Gemein-
schaftsunterkünften im Land? Auf meine Nachfrage
im letzten Plenum haben Sie, Frau Müller, versichert,
der Schlüssel wird 1 : 150 sein. Wir finden allerdings
diese Regelung in keiner der Grundlagen, auch nicht
im Haushaltsgesetz.

(Beifall bei der SPD)

Kollege Kreuzer hat zu Beginn dieser Haushaltsde-
batte vieles gesagt. Ein richtiger Satz war dabei, viel-
leicht mehrere, aber einen will ich hervorheben. Er hat
gesagt, dass die Finanzierung der Unterbringung der
bei uns ankommenden Flüchtlinge und Asylbewerber
staatliche Aufgabe ist. Deshalb erhalten die Kommu-
nen vollen Ersatz. Das ist so. Die Unterbringung ist
eine staatliche Aufgabe, also müssen Sie es im Haus-
halt auch abbilden. So ist die Situation, da gibt es
nichts, wofür besonders zu danken wäre, sondern Sie
haben diese Aufgabe einfach zu erfüllen.

(Beifall bei der SPD)

Das Dritte, Kolleginnen und Kollegen, verursacht
überhaupt keine Kosten. Es ist gesellschaftspolitisch
trotzdem sehr wichtig. Die Menschen, die zu uns kom-
men, ob aus Bürgerkriegsgebieten, aus Staaten, in
denen es keinen Staat mehr gibt, wegen Armut, Na-
turkatastrophen oder aus welchen Gründen auch
immer, sind Opfer und nicht Täter.

(Beifall bei der SPD)

Wählen Sie deshalb eine verantwortungsvolle Spra-
che, wenn Sie mit dieser Thematik umgehen. Wählen
Sie eine Sprache, die Ängste in unserer Gesellschaft
abbaut und nicht schürt. Das wäre ein wichtiger ge-
sellschaftspolitischer Beitrag. Dieser Beitrag wäre ge-
rade in der momentanen Situation, wo es in der Ge-
sellschaft noch eine hohe Bereitschaft gibt,
Flüchtlinge aufzunehmen, sehr wichtig.

(Beifall bei der SPD)

Kolleginnen und Kollegen, ich will mich zum Schluss
bedanken. Ich bedanke mich bei den Mitarbeitern
Ihres Ministeriums, Frau Ministerin Müller, bei Herrn
Höhenberger und bei Herrn Sigl. Wir hatten immer
eine korrekte Zuarbeit vonseiten des Ministeriums.
Ihre Mitarbeiter im Ministerium standen uns hilfreich
zur Seite, wenn es Petitionen gab. Ich bedanke mich
als stellvertretende Ausschussvorsitzende auch bei
Herrn Unterländer und bei den Kollegen im Sozialaus-
schuss für die gute Zusammenarbeit. Trotz unter-
schiedlicher Positionen, die wir im Sozialausschuss
sehr deutlich austragen, geht es uns um Gemeinsam-
keiten. Ich denke nur an die Vorgehensweise beim
Bundesteilhabegesetz. Hier haben wir als Ausschuss
immer Wert darauf gelegt, dass viele Interessengrup-
pen in diesen Prozess einbezogen werden. Dafür be-
danke ich mich. Vielen Dank für Ihr Zuhören und eine
gute weitere Beratung!

(Beifall bei der SPD)

Erster Vizepräsident Reinhold Bocklet: Danke
schön, Frau Kollegin. – Als Nächste hat Kollegin Gabi
Schmidt von den FREIEN WÄHLERN das Wort. Bitte
schön, Frau Kollegin.

Gabi Schmidt (FREIE WÄHLER): Sehr geehrter Herr
Präsident, Herr Unterländer, Frau Weikert, liebe Kolle-
ginnen und Kollegen! Bayern ist spitze. Das habe ich
gestern bis abends um neun Uhr – und ich habe es si-
cherlich einige Male verpasst – 57-mal gehört.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN)

Es reicht nicht, wenn Sie Ihre Goldmedaille polieren,
die Sie in der Kreisliga oder der Landesliga errungen

2586 Bayerischer Landtag – 17. Wahlperiode Plenarprotokoll 17/34 v. 11.12.2014

http://www.bayern.landtag.de:80/www/lebenslauf/lebenslauf_555500000162.html
http://www.bayern.landtag.de:80/www/lebenslauf/lebenslauf_555500000437.html


haben, und sich darauf ausruhen. Sportler sollten wei-
ter trainieren und nach Höherem streben.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN)

Sie sind der Steuermann in Bayern. Das hat der Sou-
verän, der Wähler, so bestimmt. Sie sind der Steuer-
mann in diesem Ruderboot. Eines möchte ich Ihnen
aber sagen: Der Bürger stattet Sie aus. Es ist eine
Mannschaftsleistung in Bayern, die diese Steuerein-
nahmen und dieses System erwirkt hat. - Herr Freller
ist leider nicht da. - Es ist nicht das Verdienst der
CSU, was wir hier verplanen, es ist das Verdienst des
Bürgers.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN – Kerstin
Schreyer-Stäblein (CSU): Das hat er auch nicht
gesagt, das müssen Sie lesen!)

Der Mensch steht im Mittelpunkt. Sie haben eine Koa-
lition mit den Bürgern. So, wie Sie mit Koalitionspart-
nern umgegangen sind, weiß auch ich nicht, ob ich
mit Ihnen froh wäre, aber man kann sich immer verän-
dern. Manchmal habe ich das Gefühl, dass Sie keine
Koalition mit Frauen, mit Jugendlichen aus schwieri-
gen Verhältnissen, mit Zuwanderern und mit Men-
schen auf der Flucht eingehen. Auch die Taubblinden
und andere haben Sie vergessen. Wenn man so
großartig ist, müsste man sich dadurch auszeichnen,
wie man mit den Schwächsten in der Gesellschaft
umgeht. Liebe Frau Schreyer-Stäblein, ich habe ges-
tern Ihren Lobgesang einmal hochgerechnet. Ich gehe
davon aus, dass jeder stramme CSUler 50-mal am
Tag Bayern und die CSU lobt.

(Hubert Aiwanger (FREIE WÄHLER): Und das in
Richtung Osten!)

Bei 100 Abgeordneten – ich meine, einer fällt viel-
leicht einmal aus – und 360 Tagen im Jahr - an Weih-
nachten braucht man das nicht – sind das 1,8 Millio-
nen Mal im Jahr, in denen Bayern und die CSU gelobt
werden. Ich wünschte, Sie hätten diese Energie für
Schwache, Obdachlose und Frauen, die unter Gewalt
leiden.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN – Kerstin
Schreyer-Stäblein (CSU): Wir können halt beides,
das ist der Vorteil!)

Herr Kreuzer, Sie haben gestern gesagt, man musste
die Kröte Mindestlohn schlucken. Ich möchte zum
Mindestlohn nicht mehr viel sagen. An der Anakonda,
die Maut heißt und die die SPD schlucken musste,
wird sich eventuell das ganze Land verschlucken.

(Thomas Kreuzer (CSU): Sprechen Sie zum So-
zialhaushalt? – Angelika Weikert (SPD): Was hat
das eine mit dem anderen zu tun?)

Ich spreche schon weiter. Mehr Menschen sind im
letzten Jahr in die Grundsicherung gegangen. Für
heuer weiß man es noch nicht. Früher war es jeder
Hundertsechste in Bayern. Vier von fünf sind Frauen.
Im letzten Sozialbericht war es jeder oder jede Hun-
dertste. Von 391 Euro im Monat muss eine alleinste-
hende Frau leben. Das ist vielleicht das, was mancher
von uns in der Woche ausgibt. Bitte denken Sie
daran, dass die Zahl der Menschen in der Grundsi-
cherung gestiegen ist. Es ist auch ein Zeichen für ein
Land, ob es den Menschen gut geht oder nicht. Und
hier müssen wir schon einmal "In Bayern ist alles toll"
abziehen.

Zum Blindengeld. Als Steuermann in diesem Boot er-
möglichen Sie Blinden und Taubblinden nicht einmal
die Mitfahrt in dem Boot Sozialpolitik oder dem Boot
Bayern, weil sie keinen Zugang zum Steg haben.
Egal, ob es jetzt Barrierefreiheit oder Mehrausstattung
für erhöhte Lebenshaltungskosten ist. Ich bitte Sie,
ändern Sie das! Die Vorschläge waren da. Wenn es
uns doch so gut geht, warum können wir nicht jedem
Menschen den Zugang ermöglichen? – Alle Men-
schen wollen an der Mobilität teilhaben. Alle Men-
schen wollen an der Kommunikation teilhaben. Wir
wollen Menschen im Team Bayern haben, egal wel-
che Behinderung und welche soziale Ausstattung sie
haben. Wir nennen das Inklusion. Bitte leben Sie In-
klusion!

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN)

Für die Frauenhäuser haben Sie uns zugesagt, dass
der Ansatz um 300.000 Euro erhöht wird. Ich habe
noch 300.000 hier stehen. Dafür wollte ich Danke
sagen. Jetzt habe ich aber gehört, dass es nur noch
250.000 Euro sind.

(Zuruf von der CSU: 500.000!)

Entschuldigung. Das ist die Erhöhung, mit Sie die
acht oder neun Beratungsplätze schaffen wollen, was
eine nette Menge ist. Ich möchte Sie aber um eines
bitten: Investieren Sie in die Sicherheit von Frauen
und Kindern! Wir haben gestern gehört, dass Sie in
die Opferhilfe investieren. Die Opferhilfe kommt aber
einfach zu spät. Nutzen Sie den Ansatz zuvor, greifen
Sie früher ein.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN)

Ein Steuermann gibt den Rhythmus vor, in dem geru-
dert wird. Ich bitte Sie: Geben Sie doch einmal einen
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gescheiten Rhythmus vor, machen Sie ein wenig Zug
dahinter.

(Kerstin Schreyer-Stäblein (CSU): Machen wir!)

- Das habe ich gemerkt.

Obdachlose und Wohnungslose sind in Bayern nicht
genau erfasst, weil die Menschen nicht gemeldet sind.
Bundesweit bemüht man sich wenigstens, sie zu er-
fassen. Auf Bundesebene wird gesagt, dass die Ob-
dachlosigkeit in den letzten Jahren um 25 % gestie-
gen ist. In Bayern geht man Pi mal Daumen von
25.000 Menschen aus. Wenn man von nur
25.000 Menschen ausgeht, geben wir pro Person und
pro Tag vier Cent aus, mit denen der Freistaat die
Schwächsten in der Gesellschaft unterstützt. Wir von
der Opposition wollten alle gemeinsam nur eine Ver-
doppelung dieser Mittel, mit denen wir die Kommunen
und diese Menschen unterstützen. Das ist keine faire
Handlung und kein weitsichtiger Blick des Steuerman-
nes, wenn man den Menschen ganz unten und den
Kommunen, die diese unterstützen, nicht einmal vier
Cent mehr am Tag gönnt. Das kann es nicht sein.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN)

Zur Integration. Gestern hat der Staatsminister kriti-
siert, dass wir nur mehr Geld verlangen. Es gibt viele
Maßnahmen, die Sie bei der Integration ohne Geld
durchführen könnten. Sprechen Sie respektvoll über
Menschen, die alles verloren haben. Seien Sie gast-
freundlich. Benutzen Sie auch Ihr Hirnschmalz und
Ihre Aufmerksamkeit. Wenn wir an einem Platz rund
41 Millionen Euro verbauen und nur 50.000 für die
Ausstattung haben, kann doch etwas nicht stimmen.
Das kann nicht der Grundsatz der Sparsamkeit sein.

Ich weiß nicht, ob Sie schon einmal bei der Ausschrei-
bung für ein öffentliches Gebäude dabei waren. Hier
muss mehr Geld zu den Menschen. Drohen Sie den
Menschen im Boot nicht! Behandeln Sie sie mit Res-
pekt, und ändern Sie Ihr Sprachverhalten!

(Kerstin Schreyer-Stäblein (CSU): Das ist eine
gute Idee!)

Vorsicht! Eine Goldmedaille hält nicht ewig. Sie haben
einfach aufgehört zu trainieren und schauen auf Ihre
Trophäensammlung. Trainieren Sie wieder! Tun Sie
wieder etwas! Auch andere haben gute Ideen und
gute Trainingserfolge. Eines muss ich Ihnen sagen:
Wenn die Mannschaft aussteigt, geht der Steuermann
gnadenlos unter.

Erster Vizepräsident Reinhold Bocklet: Frau Kolle-
gin, lassen Sie eine Zwischenfrage des Herrn Kolle-
gen Nussel zu?

Gabi Schmidt (FREIE WÄHLER): Nein, im Moment
nicht. Nachher. – "Armutszuwanderung" ist das Un-
wort des Jahres geworden. Die sogenannte Deutsch-
Pflicht im Wohnzimmer hat die Chance, das nächste
Unwort des Jahres zu werden. Ich wünsche an dieser
Stelle unserem Ministerpräsidenten gute Genesung,
damit er es noch schafft, dieses Unwort des Jahres
auf Kosten anderer einzureichen. Ich bin darauf nicht
stolz. Sie dürfen das auch nicht sein.

Ich bitte Sie um eines: Gehen Sie vor Ort und spre-
chen Sie mit den Menschen. Ob in der Jugendarbeit
oder beim Ehrenamt: Sie vergeben alle Stellen nur
noch befristet. Nichts wird dauerhaft gemacht. Fangen
Sie wieder an zu trainieren. Wir messen unsere Kräfte
gerne mit den Ihren.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN)

Erster Vizepräsident Reinhold Bocklet: Frau Kolle-
gin, bleiben Sie bitte am Rednerpult. Herr Kollege
Nussel möchte eine Zwischenbemerkung machen.

Walter Nussel (CSU): (Vom Redner nicht autorisiert)
Frau Kollegin Schmidt, wir haben uns jetzt zehn Minu-
ten lang angehört, wie schlecht es in Bayern ist. Ich
hätte eine direkte Frage: Wo haben wir, die CSU, dem
Bürger gedroht? – Das haben Sie in Ihren Ausführun-
gen behauptet.

Eine zweite Frage: Sie waren mit unserer Ministerin in
der Türkei. Sie haben gegenüber der Presse erklärt,
dass dort im Zusammenhang mit den Flüchtlingen
alles besser sei. Wie kommen Sie darauf? Können
Sie das einmal begründen? – Es kann nicht sein,
dass das, was wir leisten, schlechtgeredet wird. Ich
möchte mich dagegen wehren. Durch solche Ausfüh-
rungen gerät alles, was der Haushaltsausschuss und
dieses Haus beschließt, in ein völlig falsches Licht.

(Beifall bei der CSU)

Erster Vizepräsident Reinhold Bocklet: Danke
schön, Herr Kollege. – Frau Kollegin, Sie haben das
Wort.

Gabi Schmidt (FREIE WÄHLER): Ich beantworte zu-
erst die zweite Frage. Ich habe gesagt, dass die Or-
ganisation der Flüchtlingslager in der Türkei sehr gut
und teilweise besser als bei uns ist. Herr Kollege Nus-
sel, sehen Sie sich einmal den Pressebericht von
Frau Ministerin Merk an. Sie hat das fast 1 : 1 so ge-
schrieben. Hier habe ich einmal Copy-and-paste ge-
macht. Ich glaube, ich habe die Hälfte abgeschrieben.
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Herr Nussel, Sie waren nicht dabei. Fragen Sie ein-
mal Ihren Integrationsbeauftragten. Was gut ist, muss
man auch zugestehen. In diesen Lagern bleiben die
Familien zusammen. Ich sage aber auch, was
schlecht ist. Sie haben es nicht gesehen. Ich war vor
Ort. Sehen Sie es sich einmal selbst an.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN)

Nun zur ersten Frage. Sie sagen: "Wer betrügt, der
fliegt", und Sie sagen: Armutszuwanderung brauchen
wir nicht. Das ist eine Bedrohung unserer Gäste, die
Sie zuvor eingeladen haben.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN – Wider-
spruch bei der CSU)

- Selbstverständlich ist das eine Bedrohung. Auf die
Anfrage, wie viele Betrügereien es überhaupt gab,
kam keine Antwort. Die Zahl der Fälle war minimal.
Herr Nussel, ein Generalverdacht ist eine Drohung.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN – Kerstin
Schreyer-Stäblein (CSU): Auch wenn man CSU-
Abgeordnete generell herabsetzt!)

Erster Vizepräsident Reinhold Bocklet: Als Nächste
hat Frau Kollegin Kerstin Celina vom
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN das Wort. Bitte schön,
Frau Kollegin.

Kerstin Celina (GRÜNE): Sehr geehrte Damen und
Herren! Bayern schreibt die schwarze Null. Das
haben wir in den letzten Tagen immer wieder gehört.
Es ist aber auch leicht, die schwarze Null zu schrei-
ben, wenn Aufgaben und damit Ausgaben auf andere
abgewälzt werden, insbesondere auf die kommunalen
Träger.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Wir GRÜNE schreiben in unserem Haushalt ebenfalls
die schwarze Null, aber ohne die Kosten abzuwälzen.
Wir haben unseren Haushalt gegenfinanziert und
keine unfinanzierbare Weihnachtswunschliste hinein-
geschrieben, wie Sie, Herr Kollege Fackler, gesagt
haben.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Vor gut einem Jahr hat der Ministerpräsident in die-
sem Hohen Haus versprochen, dass der gesamte öf-
fentliche Raum in Bayern bis zum Jahr 2023 barriere-
frei werden soll. Für mich und viele andere hörte sich
das so an, als sei mit diesem Versprechen eine klare
Prioritätensetzung verbunden. Liebe Kollegen, wenn
ich mir diesen Haushalt so ansehe, ist diese Prioritä-
tensetzung nicht zu erkennen. Stattdessen ist klar, bei

dem sogenannten Sonderinvestitionsprogramm "Bay-
ern – Barrierefrei 2023" handelt es sich vermutlich um
die größte Mogelpackung im gesamten Doppelhaus-
halt der Staatsregierung.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Im Einzelplan 10 wird in einer Übersicht zum Sonder-
investitionsprogramm ein angebliches Investitionsvo-
lumen von 192 Millionen Euro für die Jahre 2015
und 2016 ausgewiesen. Doch bei genauerem Hinse-
hen zeigt sich, dass nur rund 10 % dieser Summe tat-
sächlich zusätzliche Mittel im Sinne eines Sonderin-
vestitionsprogrammes sind. Nur 20 Millionen Euro
sind tatsächlich frisches Geld. Das ist weniger als ein
halbes Prozent des bayerischen Staatshaushalts. Der
Rest besteht aus einem Sammelsurium unterschiedli-
cher Haushaltstitel, die bereits seit Langem im Haus-
halt fest eingestellt sind.

Teilweise werden sogar Bundesmittel einfach nur
durchgereicht, wie bei den Maßnahmen im ÖPNV.
Teilweise werden aus allgemeinen Fördertiteln ein-
fach fiktive Anteile für die Umsetzung der gesetzlichen
Vorgaben zur Barrierefreiheit ausgewiesen, wie zum
Beispiel bei den Investitionen in Schulen und Kitas
oder beim staatlichen Hochbau. Wenn Sie ehrlich
sind, sollten Sie das Sonderinvestitionsprogramm in
"Sonderdurchreichungsprogramm" oder "Sonderab-
wälzungsprogramm" umbenennen, statt Versprechen
auf Kosten anderer zu machen.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Von den drei inzwischen definierten prioritären Hand-
lungsfeldern bei der Umsetzung der Barrierefreiheit
bleibt bei näherem Hinsehen nicht sehr viel übrig. Das
behaupte ich nicht nur; ich kann das auch beweisen:
Im ersten Förderbereich, der Mobilität, werden aus-
schließlich Bundesmittel weitergereicht. Die ausge-
wiesenen 60 Millionen Euro für neue Linienbusse sind
langjährige Bundesmittel zur Förderung des ÖPNV.
Bei der Neuanschaffung von Bussen ist die Barriere-
freiheit zudem längst Standard. Auch die 20 Millionen
Euro zum Umbau von Bahnhöfen sind lediglich wei-
tergegebene Bundesmittel aus dem Kraftfahrzeugs-
teuerverbund. So lassen sich leicht politische Ver-
sprechen auf Kosten anderer machen.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Im zweiten Förderbereich, der Bildung, sieht es nicht
besser aus. Bei den 22 Millionen Euro zum Umbau
von Kitas und Schulen handelt es sich lediglich um
einen geschätzten Anteil der staatlichen Standardför-
derung zum Bau von Schulen, schulischen Sportanla-
gen und Kitas. Von einem Gesamtfördervolumen von
742 Millionen Euro nach dem Finanzausgleichsgesetz
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werden einfach 22 Millionen Euro zur Umsetzung der
Standards im Bereich der Barrierefreiheit ausgewie-
sen. Auch hier handelt es sich lediglich um die Umset-
zung der bestehenden gesetzlichen Verpflichtungen
nach dem Finanzausgleichsgesetz und nicht um zu-
sätzliche finanzielle Mittel.

Auch im dritten Förderbereich, dem staatlichen Hoch-
bau, werden teilweise einfach fiktive Anteile aus den
staatlichen Bundesmitteln für die Umsetzung der ge-
setzlichen Vorgaben zur Barrierefreiheit ausgewiesen.

Was bleibt denn jetzt an zusätzlichen Mitteln für "Bay-
ern – Barrierefrei 2023"? - Lediglich bei den insge-
samt 17,5 Millionen Euro an zusätzlichen Investitio-
nen in die Barrierefreiheit von Bestandsgebäuden
könnte es sich um zusätzliches Geld handeln. Doch
auch diese Summe ist angesichts des Gesamtbestan-
des von staatlichen Gebäuden lächerlich gering.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Hinzu kommen noch 2,5 Millionen Euro für flankieren-
de Maßnahmen, Werbung und Öffentlichkeitsarbeit
für "Bayern - Barrierefrei 2023". Doch dieses Pro-
gramm hat weder Werbung noch Öffentlichkeitsarbeit
verdient.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Von einer Verwirklichung der Barrierefreiheit im ge-
samten öffentlichen Raum bis 2023, wie es Minister-
präsident Seehofer in seiner Regierungserklärung
versprochen hat, sind wir nicht neun Jahre, sondern
eher neunzig Jahre entfernt.

Frau Sozialministerin Müller, Sie gingen in Ihren Pla-
nungen bisher von einem zusätzlichen Investitionsbe-
darf von mindestens 1,5 Milliarden Euro bis 2023 aus.
Das Gesamtkonzept scheiterte im Ministerrat an
einem Veto von Finanzminister Söder. Die jetzt einge-
stellten zusätzlichen 20 Millionen Euro sind der klägli-
che Rest, der übrig blieb. Auf dieser Basis wird es so
gut wie keine zusätzlichen Maßnahmen zur Verwirkli-
chung von Barrierefreiheit in Bayern geben. Auch die
bayerischen Kommunen erhalten keinerlei staatliche
Hilfe bei der Schaffung eines inklusiven barrierefreien
Sozialraums vor Ort.

Wir GRÜNEN haben mit unseren Haushaltsanträgen
zur Umsetzung der Barrierefreiheit eine Alternative zu
dieser faktischen Beerdigung des Sonderprogramms
aufgezeigt. Wir fordern ressortübergreifend in den Be-
reichen Verkehr, Soziales, Wissenschaft und Kunst
sowie in der Allgemeinen Finanzverwaltung insge-
samt rund 200 Millionen Euro an zusätzlichen Mitteln
zur Umsetzung der Barrierefreiheit – gegenfinanziert,
wie auch Frau Ministerin Aigner vorgestern festge-

stellt hat. Dabei könnte man von einem Sonderinvesti-
tionsprogramm sprechen. Die alten Kamellen einfach
umzubenennen und durchzureichen, wie Sie es tun,
ist dagegen unredlich.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Ich habe mir gestern das Bayerische Gesetz zur
Gleichstellung, Integration und Teilhabe von Men-
schen mit Behinderung angesehen. Es wurde bereits
im Jahr 2003 beschlossen. In Artikel 3 steht: "Zur
Durchsetzung der Gleichberechtigung von Frauen
und Männern sind die besonderen Belange behinder-
ter Frauen zu berücksichtigen und bestehende Be-
nachteiligungen zu beseitigen sowie künftige Benach-
teiligungen zu verhindern."

Liebe Kollegen und Kolleginnen, wenn behinderte
Frauen einen behindertengerechten Platz im Frauen-
haus suchen, müssen sie in Bayern lange suchen.
Nachdem Sie diesen Antrag und alle anderen Anträge
von uns zur Förderung der Frauenhäuser in der letz-
ten Woche abgelehnt haben und nur für die proaktive
Beratung der Frauen Geld in den Haushalt eingestellt
haben, ist klar: Gleichstellung für behinderte und nicht
behinderte Frauen bedeutet, dass sowohl behinderte
als auch nicht behinderte Frauen gegebenenfalls kei-
nen Platz in einem Frauenhaus finden, da es trotz
massiv gestiegener Zahlen häuslicher Gewalt bei den
vorerst 340 Plätzen in Bayern bleiben wird. Das be-
deutet weder Gleichstellung noch ist es sozial oder
behindertenfreundlich; das ist einfach nur traurig.

(Zustimmung bei den GRÜNEN)

Traurig ist auch, dass Sie viele Anträge und Geset-
zesvorschläge der Oppositionsfraktionen, die mit
wenig Geld zu mehr Barrierefreiheit hätten führen
können, in den vergangenen Wochen und Monaten
abgelehnt haben. Ein Beispiel bezieht sich auf das
Blindengeld für hochgradig sehbehinderte Menschen.
Mit wenig Geld könnte hier viel mehr Teilnahme er-
reicht werden. Die Gegenfinanzierung erwirtschaften
die blinden und sehbehinderten Menschen fast schon
selbst, weil ihre Zahl sinkt und weniger Geld für Blin-
dengeld bereitgestellt werden muss. Aber die Erhö-
hung des Blindengelds für hochgradig sehbehinderte
Menschen lässt sich nicht öffentlichkeitswirksam dar-
stellen, indem man bunte Bändchen durchschneidet.
Vielleicht rutschte diese Maßnahme deshalb in der
Prioritätenliste der Staatsregierung nach unten. Ich
finde das schade.

Wie sieht es denn sonst mit den Leistungen für baye-
rische Bürger, die Hilfe brauchen, aus? Und wie sieht
es mit Leistungen für diejenigen, die anderen helfen,
aus? – Obwohl der Haushalt des Ministeriums für Ar-
beit und Soziales, Familie und Integration im komm-
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enden Doppelhaushalt um knapp 10 % auf insgesamt
4,4 Milliarden Euro wächst, gibt es immer noch zahl-
reiche Bereiche der sozialen Infrastruktur, die chro-
nisch unterfinanziert sind. Hier ließen sich bereits mit
kleinen Beiträgen strukturelle Verbesserungen errei-
chen. Ich erwähne hier stellvertretend für viele andere
Möglichkeiten die von uns geforderte Erhöhung der
staatlichen Förderung der seit Jahren chronisch unter-
finanzierten Insolvenzberatung in Bayern um eine Mil-
lion Euro.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Ich habe mich jedoch auch gefragt, ob eine Million
Euro zu viel sind, wenn sogar für das Sonderinvestiti-
onsprogramm "Bayern - Barrierefrei 2023" nur 20 Mil-
lionen Euro an zusätzlichem Geld und für die Energie-
wende, wie wir gestern gehört haben, nur 10 Millionen
Euro bereitgestellt werden.

Die Fallpauschalen für die außergerichtliche Schul-
denbereinigung wurden seit 1999, also seit 15 Jahren,
nicht mehr angepasst. Allein die Personalkosten sind
in diesem Zeitraum um fast 30 % angestiegen. Die
wachsende Finanzierungslücke muss von den Trä-
gern der Insolvenzberatung oder den Kommunen aus-
geglichen werden, bei steigenden Fallzahlen und ge-
wachsenen Aufgaben.

Als weiteres Beispiel nenne ich die Zuschüsse für die
Ehe- und Familienberatung. Die staatliche Unterstüt-
zung hierfür wurde seit 2009 nicht mehr an die höhe-
ren Personalkosten und den steigenden Beratungsbe-
darf angepasst. Zumindest für das Jahr 2015 ist aber
ein Licht am Horizont zu sehen. Der Fördertopf für
115 bayerische Ehe- und Familienberatungsstellen
wurde um 500.000 Euro aufgestockt. Allerdings wird
sich spätestens beim Nachtragshaushalt des Jah-
res 2016 erneut das Problem stellen, ob die Aufsto-
ckung der Mittel Bestand hat. Dann werden wir sehen,
ob sich das Licht am Horizont als schnell sinkende
Sternschnuppe erweist oder tatsächlich dauerhaft we-
nigstens ein bisschen glimmt.

Liebe Kollegen, wir geben Ihnen allen heute die Mög-
lichkeit, noch einmal Stellung zu beziehen und die vie-
len guten Anträge, die wir und die Kollegen von den
Oppositionsfraktionen gestellt haben, zu beurteilen.
Sie können nicht nur Stellung beziehen, sondern auch
zeigen, wie viel Geld Ihr soziales Gewissen Ihnen in
diesen Feldern Wert ist.

Meine Vorrednerinnen haben auch zum Thema Lang-
zeitarbeitslosigkeit und Armut gesprochen. Viele As-
pekte davon sind Bundesthemen; aber auch dort sind
Sie zuständig. Die Auswirkungen sind hier in Bayern
zu spüren. Daher lautet mein Appell: Tun Sie etwas!

Eine Gesellschaft zeichnet sich dadurch aus, wie sie
mit ihren schwachen Mitgliedern umgeht. Damit hat
Kollege Fackler von der CSU vorhin begonnen, und
damit beende ich meine Ausführungen. Ich bitte Sie,
diese Haltung in die Tat umzusetzen und den Anträ-
gen zuzustimmen.

(Beifall bei den GRÜNEN und den FREIEN WÄH-
LERN)

Erster Vizepräsident Reinhold Bocklet: Danke
schön. – Als Nächster hat der Kollege Joachim Unter-
länder von der CSU das Wort. Bitte schön, Herr Kolle-
ge.

Joachim Unterländer (CSU): Herr Präsident, meine
sehr geehrten Damen und Herren! Gestatten Sie mir,
einen persönlichen Dank quasi in eigener Sache aus-
zusprechen. Da ich krankheitsbedingt in diesem Jahr
einige Zeit ausgefallen bin, möchte ich mich zunächst
bei meiner Stellvertreterin Angelika Weikert und auch
beim Kollegen Hermann Imhof sehr herzlich bedan-
ken,

(Allgemeiner Beifall)

dass sie nahtlos und in einer menschlich sehr ange-
nehmen, solidarischen Art die Vertretung übernom-
men und das Miteinander gepflegt haben. Das ist
auch für die weitere Zusammenarbeit eine gute
Grundlage.

Zu einer effektiven Arbeit in einem Ausschuss gehört
aber auch, dass man sich sachlich mit Themen ausei-
nandersetzt. Frau Kollegin Weikert, in der Tat kann
man das mit Ihnen in sachlicher Weise tun. Gestatten
Sie mir, zu Ihrem Beitrag nur eines zu ergänzen –
dabei erinnere ich mich an die Aktuelle Stunde, die
vorletzte Woche stattgefunden hat -: Wir unterstützen
den Mindestlohn, und wir stehen zu ihm. Das sage ich
ganz deutlich. Jedoch ist es problematisch, dafür treu
nach deutscher Art einen Kontrollmechanismus aufzu-
bauen und 1.600 zusätzliche Stellen vorzusehen, die
im ganzen Land eine Bürokratie entwickeln und die
Betriebe nicht mehr atmen lassen. Es ist zu bezwei-
feln, dass das tatsächlich so effektiv ist, wie gedacht.
Zugleich gibt es auf der Bundesebene einen großen
Stellenbedarf, zum Beispiel beim Bundesamt für Mi-
gration und Flüchtlinge. Hier müssen die Prioritäten
richtig und effektiv gesetzt werden. Es ist notwendig,
kritisch zu hinterfragen, ob das richtig gemacht wor-
den ist, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der CSU)

Gestatten Sie mir an dieser Stelle nur noch zwei
grundsätzliche Bemerkungen zu dem, was die Kolle-
gin Schmidt vorgetragen hat. Sie äußert sich zwar im
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Ausschuss sehr sachlich, aber in dieser Aussprache
konnte ich diese Sachlichkeit nicht wahrnehmen. Frau
Kollegin Schmidt, Sie fordern, dass wir zusätzliche
Leistungen für Taubblinde erbringen sollen. Das ein-
schlägige Gesetz ist bereits vorletztes Jahr geändert
worden. Für Taubblinde gilt der doppelte Satz des
Blindengeldes. Deswegen fordere ich Sie auf: Bleiben
Sie bei der Wahrheit, oder informieren Sie sich, wenn
Sie so etwas behaupten! Dieser Tonfall zieht sich
durch Ihren ganzen Beitrag hindurch. So kann man
nicht miteinander diskutieren.

(Beifall bei der CSU)

Mich ärgert besonders, dass Sie davon sprechen, wir
würden den Asylbewerbern drohen. Hier droht nie-
mand. Wenn Sie – nicht nur Sie persönlich – Kollegin-
nen und Kollegen aus diesem Haus wie gestern
Abend diffamieren, steht das im Widerspruch zu der
Aussage, die Sie in diesem Zusammenhang getroffen
haben. Das sollten Sie sich einmal hinter die Ohren
schreiben, meine Damen und Herren.

Die bayerische Sozialpolitik, wie sie von der CSU-
Landtagsfraktion und der Staatsregierung verstanden
wird, ist nicht in erster Linie nur ein Korrekturbetrieb
gesellschaftlicher Entwicklungen. Sozialpolitik ist vor
allen Dingen dafür vorgesehen, Menschen aus unter-
schiedlichen Schichten und mit unterschiedlichen Be-
gabungen Perspektiven zu geben, damit sie ein men-
schenwürdiges Leben selbst gestalten können. Das
heißt vom Grundsätzlichen her Hilfe zur Selbsthilfe.
Menschen sollen in die Lage versetzt werden, ihr
Leben zu meistern, und das Subsidiaritätsprinzip soll
in unserem Land zum Gesellschaftsmodell gemacht
werden. Ich möchte an dieser Stelle den Selbsthilfei-
nitiativen, den Bürgerinitiativen, den Freien Wohl-
fahrtsverbänden, der kommunalen Selbstverwaltung
und den Familien in unserem Land danken und der
Perspektive Ausdruck verleihen, dass sie ihre Dinge
selbstständig und kompetent erledigen können. Da
kann man nicht hineinregieren. Das gilt auch für For-
mulierungen, die in der CSU diskutiert worden sind.
Es ist notwendig, dass Subsidiarität auch tatsächlich
vollzogen wird. Ich danke den Wohlfahrtsverbänden,
der Selbsthilfe und der kommunalen Selbstverwaltung
sowie dem bürgerschaftlichen Engagement im Frei-
staat Bayern. Ein herzliches "Vergelts Gott"! Ohne sie
wäre der Sozialstaat wesentlich ärmer.

Meine Damen und Herren, Solidarität brauchen vor
allen Dingen diejenigen, die auf Hilfe und Unterstüt-
zung angewiesen sind und sich nicht selbst helfen
können. Die grundsätzlichen Zielrichtungen müssen in
gesellschaftliche Entwicklungen eingebettet sein, die
wir zu berücksichtigen haben und mit denen wir uns
auseinandersetzen müssen. So müssen wir auf die

demografische Entwicklung mit einem zunehmenden
Anteil älterer Mitbürgerinnen und Mitbürger reagieren.
Wir müssen aber auch die Jugend stärken; denn nur
wenn wir das Miteinander der Generationen in den
Vordergrund rücken, wird sich die Gesellschaft positiv
weiterentwickeln können.

Die Globalisierung mit ihren positiven und negativen
Folgen zieht unser Land und unsere sozialen Struktu-
ren in den Bann. In diesem Zusammenhang müssen
wir uns vor allen Dingen mit den negativen Entwick-
lungen auseinandersetzen. Die Digitalisierung und die
Medienvielfalt sind positiv zu bewerten. Sie haben
aber, gerade was die Kindesentwicklung anbelangt,
im Alltag nicht immer nur den gewünschten positiven
Einfluss. Deshalb ist es notwendig, eine vernünftige
Medienkompetenz zu unterstützen.

Die vierte generelle gesellschaftspolitische Herausfor-
derung sind die Flüchtlingsströme. Sie wird nicht nur
bei der Unterbringung, sondern auch in der Kinder-
und Jugendhilfe und der Migrationsarbeit zu neuen
Ansätzen beitragen. Wir hören hier manches kritische
und nachdenkliche Wort aus den Fachbereichen, und
das muss die Sozialpolitik berücksichtigen. Die CSU-
Landtagsfraktion und die Bayerische Staatsregierung
versuchen – der Kollege Fackler hat darauf dankens-
werterweise hingewiesen –, diese Entwicklung zu be-
rücksichtigen.

Lassen Sie mich in diesem Zusammenhang einige
Themen ansprechen. Die Entwicklungen bedeuten,
Familien in ihrem Lebensraum zu unterstützen. Wir si-
chern im Gegensatz zu der öffentlichen und auch von
der Opposition immer wieder betriebenen Diffamie-
rung der betroffenen Menschen finanzielle Leistun-
gen. Das Lebensgefühl der Familien und manche
Aussagen der Opposition passen absolut nicht zu-
sammen.

Das Landeserziehungsgeld ist eine ergänzende Leis-
tung zum Elterngeld. Wir streben an, wie es auch in
der Regierungserklärung dargestellt worden ist, diese
Leistung weiterzuentwickeln. Das so viel kritisierte Be-
treuungsgeld ist gerade in Bayern ein absolutes Er-
folgsmodell. Es wird zu einem sehr hohen Prozent-
satz angenommen. Studien, in denen kritisiert wurde,
dass das Erziehungsgeld von den Familien nicht ak-
zeptiert wird, sind vor der Zeit erstellt und veröffent-
licht worden, in der das Betreuungsgeld noch nicht
eingeführt war. Da werden Tatsachen verschleiert,
und es ist notwendig, sich mit den Tatsachen objektiv
auseinanderzusetzen. Vor allen Dingen ist die Le-
benswirklichkeit der Familien aufzugreifen und zu un-
terstützen.
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Bayern ist auch bei den Vätermonaten Spitzenreiter.
Das zeigt, dass der partnerschaftliche Ansatz in den
Beziehungen bayerischer Familien Realität ist. Die
frühkindliche Bildung und Betreuung ist nicht nur eine
Frage gelingender Vereinbarkeit von Familie und
Beruf, sondern auch ein wesentlicher Bestandteil der
Entwicklung der Kinder. Das Bayerische Kinderbil-
dungs- und -betreuungsgesetz ist hier ein flexibles
Instrument, wobei wir Planungssicherheit, aktuelle An-
passung und Qualitätssicherung in den Kindertages-
stätten miteinander verknüpfen müssen. Dies ist eine
lohnende Aufgabe.

Eine günstige Regelung bei den Fehlzeiten hat es
durch eine gemeinsame Initiative von Frau Staatsmi-
nisterin Emilia Müller und dem Parlament ermöglicht,
sie im Sinne einer Verbesserung der Rahmenbedin-
gungen zu erhöhen. Wir verlangen aber – das möchte
ich ausdrücklich sagen –, dass dies unbürokratisch
erfolgt und die Regelung bei den Einrichtungen voll
zum Tragen kommt. Das ist notwendig, um die Rah-
menbedingungen und die Planungssicherheit in den
Einrichtungen zu verbessern.

Ein besonderes Anliegen muss uns angesichts des
rasanten quantitativen Ausbaus eine Krippenpädago-
gik sein, die auf die aktuellen Herausforderungen be-
sonders eingeht. Für mich kommt das oft zu kurz, Kol-
leginnen und Kollegen. Wir bauen rasant aus, fragen
uns aber nicht, wie es inhaltlich pädagogisch weiter-
geht. Es ist dringend notwendig, auch das in den Blick
zu nehmen.

Ich möchte an dieser Stelle auch, Frau Kollegin
Schreyer-Stäblein und Frau Kollegin Brendel-Fischer,
eine Lanze für die Horte brechen, die mehr als nur ein
Überbleibsel aus der Zeit mit Ganztagesschulbetrieb
sind. Sie sind ein flexibles, nicht an den Schulferien
orientiertes Modell, das vor allen Dingen auf sozialpä-
dagogische Schwerpunkte Wert legt. Wir brauchen
diese Einrichtungen auch in Zukunft, meine Damen
und Herren.

Die Familien stehen infolge der geschilderten Ent-
wicklungen vor großen Herausforderungen. Vor allen
Dingen müssen Familien, die einen besonderen Un-
terstützungsbedarf haben, durch Familienbildung, Fa-
milienstützpunkte, Familienzentren und Erziehungs-
beratung gefördert werden. Für alles finden wir im
Haushalt Ansätze. Sie müssen gegebenenfalls in den
nächsten Jahren weiterentwickelt werden.

Mit dem Asylgipfel und der Weiterentwicklung der
Asylsozialarbeit wird auf die Flüchtlingsströme in be-
sonderer Weise Rücksicht genommen. Ich darf an
dieser Stelle den Helferinitiativen, dem ehrenamtli-
chen Engagement in unserem Land, den Wohlfahrts-

verbänden und dem kirchlichen Engagement, aber
auch den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern im Sozial-
ministerium, in den Regierungen und in den sonstigen
Behörden ein Dankeschön sagen. Die Herausforde-
rungen, die zu meistern sind, sind zwar eine Verpflich-
tung, aber man kann den Menschen auch einmal ein
"Vergelts Gott!" sagen. Das sind wir ihnen schuldig,
und das gehört zur Kultur in unserem Land.

(Beifall bei der CSU)

Ein besonderes Anliegen müssen uns die unbegleite-
ten minderjährigen Flüchtlinge sein. Die Herausforde-
rung in diesem Zusammenhang habe ich schon ange-
sprochen, was die Kinder- und Jugendhilfe anbelangt.

Jetzt lassen Sie mich, Frau Kollegin Celina, das
Thema Barrierefreiheit ansprechen: Wenn wir als
Haushaltsgesetzgeber objektiv über 200 Millionen als
ersten Einstieg – man muss das ausdrücklich sagen;
das wird ja im Haushalt fortgesetzt – für Barrierefrei-
heit zur Verfügung stellen, dann ist das doch ein guter
Einstieg. Wenn Sie dann davon sprechen, wir würden
das Ziel nicht erreichen, sehe ich Sie, obwohl ich Sie
sehr schätze, als Kassandra, die angestoßene positi-
ve Entwicklungen nicht akzeptiert. Die Barrierefreiheit
wird in diesem Programm entscheidend fortgesetzt.

Eines darf ich in diesem Zusammenhang auch sagen:
Es ist notwendig, als bayerischer Gesetzgeber beim
Bundesteilhabegesetz selbst einen Akzent – auch
wenn es sich um eine Bundesangelegenheit handelt –
zu setzen. Wir werden das mit einer Anhörung tun
und werden uns entsprechend einbringen.

Erster Vizepräsident Reinhold Bocklet: Herr Kolle-
ge Unterländer, lassen Sie eine Zwischenfrage zu?

Joachim Unterländer (CSU): Hinterher.

Erster Vizepräsident Reinhold Bocklet: Also, Frau
Kollegin Celina, Sie können hinterher eine Zwischen-
bemerkung machen.

Joachim Unterländer (CSU): Ich unterstütze aus-
drücklich alle Initiativen, die die Bekämpfung der Al-
tersarmut, die eine große Herausforderung ist, erfolg-
reich ermöglichen.

Ich möchte auch noch ein Wort zur Frauenpolitik
sagen: Die CSU-Fraktion steht in Gänze zu einer För-
derung der Frauenhäuser und der proaktiven Gestal-
tung dieser Einrichtungen. Wir sagen auch dafür ein
herzliches "Vergelts Gott!". Dies ist ein wesentlicher
Bestandteil der bayerischen Sozialpolitik.

(Beifall bei der CSU)
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Abschließend gilt es, dem sozialen Bayern Dank zu
sagen. Das soziale Bayern sind das Bayerische
Staatsministerium für Arbeit und Soziales mit seiner
Verwaltung, an der Spitze Frau Staatsministerin Emi-
lia Müller und Ministerialdirektor Höhenberger, denen
wir besonders für ihre umsichtige und differenzierte
Politik danken.

(Beifall bei der CSU)

Der Freien Wohlfahrtspflege, ohne die es ein soziales
Bayern nicht gäbe, gilt ebenso unser Dank. Danke an
die Wohlfahrtsverbände und vor allen Dingen an die
Mitarbeiter! Danke an die Selbsthilfegruppen, das bür-
gerschaftliche Engagement und vor allen Dingen die
vielen Bürgerinitiativen, die nicht nur in Bezug auf
Flüchtlinge Menschen in Not helfen. Dank auch an
das Hohe Haus, an die Kolleginnen und Kollegen im
sozialpolitischen Ausschuss, im Haushaltsausschuss
und vor allem an Herrn Kollegen Fackler als Bericht-
erstatter. Ein Dankeschön auch an die Behinderten-
beauftragte der Bayerischen Staatsregierung, Frau
Irmgard Badura, die sich wesentlich einbringt. Dank
auch unserem Beauftragten für Integration und
Flüchtlinge, der mit unkonventionellen Vorschlägen
die Diskussion belebt. Ein herzliches Dankeschön an
Martin Neumeyer. - Ich bedanke mich für Ihre Auf-
merksamkeit.

(Beifall bei der CSU)

Erster Vizepräsident Reinhold Bocklet: Herr Kolle-
ge Unterländer, wir haben noch zwei Meldungen für
Zwischenbemerkungen. Die eine stammt von Frau
Celina und die nächste von Herrn Kollegen Tasdelen.
Bitte schön, Frau Celina.

Kerstin Celina (GRÜNE): Herr Kollege Unterländer,
auch ich schätze Sie sehr. Ich bemängle aber, dass
die Bayerische Staatsregierung den Anschein er-
weckt, für Barrierefreiheit ein Riesensonderinvestiti-
onsprogramm zu starten. Tatsächlich werden längst
bekannte Ziele und längst bekannte Gelder dafür her-
genommen, während die Kommunen und die Träger,
die zusätzliches Geld bräuchten, im Regen stehen ge-
lassen werden.

Joachim Unterländer (CSU): Ich habe, Frau Kollegin
Celina, vorhin darauf hingewiesen, dass die Schaf-
fung der Barrierefreiheit eine Aufgabe des Staates ist.
Das gilt für die eigenen staatlichen Dienststellen und
Behörden. Es ist aber auch eine Aufgabe der Gesell-
schaft, wenn es zum Beispiel um die Barrierefreiheit
in den Medien oder in der Verwaltung geht. Es han-
delt sich nicht nur um eine Frage des Betons. Es ist
eine Aufgabe der Träger, für die es selbstverständlich
auch Bezuschussungen gibt. Diese Zuschüsse finden

sich aber in anderen Haushaltsstellen wieder, um auf
diese Weise die Barrierefreiheit zu ermöglichen.

Es wäre auch schlecht, wenn dies nur auf staatliches
Handeln begrenzt wäre. Es ist dringend notwendig,
eine gesellschaftliche Akzeptanz zu finden, diese Bar-
rierefreiheit in den Köpfen der Menschen herzustellen,
damit die Schranken beseitigt werden. Dafür ist es
notwendig, dass alle zusammenwirken. Der Staat tut
es mit diesem Programm, und die Gesellschaft, das
heißt die Verbände und die Organisationen, müssen
es auch tun. Lassen Sie uns dieses Gemeinschafts-
werk in diesem Sinne weiterentwickeln. Auch in den
kommenden Jahren sind weitere Investitionen not-
wendig, um das Ziel bis zum Jahre 2023 zu erreichen.

(Beifall bei der CSU)

Erster Vizepräsident Reinhold Bocklet: Danke
schön, Herr Kollege. – Jetzt hat Herr Kollege Tasde-
len das Wort. Bitte schön.

Arif Taşdelen (SPD): (Vom Redner nicht autorisiert)
Herr Kollege Unterländer, Sie haben im Zusammen-
hang mit dem Mindestlohn gesagt, wir würden eine
Bürokratie aufbauen, die ziemlich unnötig sei, und
würden damit nicht nur diejenigen verunsichern, die
das kontrollieren müssen, sondern auch die Betriebe,
die das umsetzen müssen.

Ich war viele Jahre in der Finanzkontrolle Schwarzar-
beit beschäftigt und habe dabei das Problem gese-
hen. Wenn wir zum Beispiel Gebäudereiniger kontrol-
liert haben, dann wussten wir nicht, ob es sich um
einen Fall von Mindestlohn handelt, der allgemeinver-
bindlich ist, oder ob kein Mindestlohn gezahlt werden
muss. Es war unklar, ob es dafür irgendwelche Ver-
ordnungen gibt. Der Arbeitgeber war verunsichert,
weil er nicht wusste, ob es sich um einen Gebäuderei-
niger handelt oder um jemanden, der mehr Böden rei-
nigt oder mehr Fenster putzt. Insofern war die Verun-
sicherung groß. Das bedeutet: Diese Regelung eines
klaren Mindestlohns ist sowohl für diejenigen, die es
kontrollieren müssen, als auch für diejenigen, die das
als Arbeitgeber umsetzen müssen, eine ziemlich ein-
deutige Geschichte. Jeder muss sich daran halten,
und es gibt keine Ausnahmen. Insofern ist das aus
Sicht eines Kontrolleurs eher eine Erleichterung.

Deswegen habe ich nicht verstanden, inwiefern dort
ein Mehrbedarf an Bürokratie besteht. Vielleicht kön-
nen Sie mir das erklären. Fakt ist, dass wir durch den
Mindestlohn mehr Bedienstete brauchen, die das kon-
trollieren. Falsch ist, dass es mehr Bürokratie gibt.
Vielleicht können Sie mir das erklären; ich habe es als
Praktiker noch nicht verstanden, warum in diesem Zu-
sammenhang ein Bürokratiemonstrum aufgebaut wer-
den soll.
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(Beifall bei der SPD)

Erster Vizepräsident Reinhold Bocklet: Herr Kolle-
ge Unterländer, Sie haben das Wort.

Joachim Unterländer (CSU): Herr Kollege Tasdelen,
wenn für ein Vorhaben in der für die Schwarzarbeits-
bekämpfung zuständigen Zollverwaltung 1.600 Stellen
geschaffen werden, wenn Verordnungen und Richtli-
nien mit immensen Fragebögen aufgelegt werden, die
kleine und mittelständische Betriebe in besonderer
Weise herausfordern, müssen wir uns überlegen, ob
das berechtigte Ziel, den Mindestlohn umzusetzen,
damit die Menschen von ihrer Arbeit leben können, so
richtig praktiziert und umgesetzt wird oder ob das viel-
leicht in einer Art und Weise passiert, dass man einen
Verwaltungsapparat aufbaut, den man auch in ande-
ren Teilen der Bundesverwaltung in besonderer
Weise benötigt, ohne dass man das Ziel der Realisie-
rung des Mindestlohns deswegen in Abrede stellt.
Vielmehr ist es so, dass es ein abgestuftes Verfahren
bei der Einführung des Mindestlohns gibt. Sie selbst
wissen, wie die Regelung gefasst worden ist.

Die Strukturen, die geschaffen worden sind, sind klar
und nachvollziehbar. Ob man für die Kontrolle einen
so großen Apparat braucht, möchte ich noch hinterfra-
gen. Ich sage Ihnen auch: Das werden wir kritisch be-
gleiten und prüfen, ob das in dieser Form notwendig
ist, um das Ziel zu erreichen. Das hat nichts mit Lax-
heit zu tun. Das hat mit einer vernünftigen Umsetzung
eines Gesetzes zu tun. Ich habe meine Zweifel, wenn
die Bürokratie im Vordergrund steht. Danke schön.

(Anhaltender Beifall bei der CSU)

Erster Vizepräsident Reinhold Bocklet: Danke
schön, Herr Kollege. - Als Nächste hat Frau Kollegin
Doris Rauscher von der SPD das Wort. Bitte schön,
Frau Kollegin.

Doris Rauscher (SPD): (Von der Rednerin nicht au-
torisiert) Sehr geehrter Herr Präsident, liebe Kollegin-
nen und Kollegen! Für mich und die SPD-Fraktion
heißt gute Familienpolitik, Männern und Frauen die
Möglichkeit zu eröffnen, sich für Familie zu entschei-
den, sie in ihrem Alltag zu entlasten, ihnen in ihrer Le-
bensplanung beizustehen und sie zu unterstützen.

(Beifall bei der SPD)

Für uns gehört zu einer guten Familienpolitik insbe-
sondere auch die Vereinbarkeit von beruflichem En-
gagement und Familienleben. Dabei müssen allen
Kindern von Anfang an gleiche Bildungschancen er-
möglicht werden. Als familienpolitische Sprecherin
meiner Fraktion möchte ich gerne zu Beginn an das A
anknüpfen, das Angelika Weikert vorher in ihrem Re-

debeitrag als eines der drei Säulen der Sozialpolitik
angeführt hat: Das A steht für das Aufwachsen von
Kindern. In Krippen, Kindergärten, Kinderhäusern und
all den Kitas wird der Grundstein für eine gelingende
Entwicklung, für die Fähigkeit, stabile Bindungen ein-
zugehen, für späteren Bildungserfolg und nicht zuletzt
für den zukünftigen sozioökonomischen Status gelegt.
Die Erhöhung der staatlichen Mittel für den Bereich
frühkindliche Bildung ist daher ein längst überfälliger
Schritt; denn Investitionen – das betonen immer alle
in diesem Hohen Haus – in die Lebensphase unserer
Jüngsten zahlen sich für die Zukunft in jeder Hinsicht
aus. Sie aber haben die Kitas in Bayern, die Erziehe-
rinnen und Erzieher, die eine so wertvolle Arbeit leis-
ten, in den vergangenen Jahren ganz schön im
Regen stehen lassen, obwohl diese täglich bis an die
Grenzen ihrer Belastbarkeit gehen. An dieser Stelle
möchte ich ausdrücklich allen Erzieherinnen und Er-
ziehern, allen Leiterinnen und Leitern, allen Kinder-
pflegerinnen und Kinderpflegern und allen Engagier-
ten in den Kitas meinen ganz herzlichen Dank für ihre
tägliche engagierte Arbeit ausdrücken.

(Beifall bei der SPD)

In der Vergangenheit hat die Anhebung des Basis-
werts den Kindertageseinrichtungen keine finanziellen
Spielräume eingeräumt – im Gegenteil. Herr Unterlän-
der, ich mache einen kleinen Schwenk zu Ihrer Aus-
sage. Die Initiative zur Abschaffung der Fehlzeitenre-
gelung kam von der SPD-Fraktion in Verbindung mit
einigen anderen Fraktionen im sozialpolitischen Aus-
schuss. Das war nicht primär die Initiative der Ministe-
rin. Selbstverständlich wurde das auf der ausführen-
den Ebene weiter vorangetrieben, aber die Initiative
kam vom Ausschuss. Ich bin mir jetzt nicht sicher, ob
das zu einer Zeit war, zu der Sie vielleicht nicht anwe-
send waren. Das wollte ich noch einmal zur Klarstel-
lung sagen.

(Beifall bei der SPD)

Die Summen, von denen wir heute sprechen und die
der Freistaat in den kommenden beiden Jahren in die
frühkindliche Bildung investieren wird, werden im Ver-
gleich zu anderen Bildungsbereichen nicht wirklich
hoch finanziert. Der Anteil der Gesamtausgaben für
die frühkindliche Bildung beträgt lediglich 13 % aller
Ausgaben im Bildungshaushalt. Die zusätzlichen Gel-
der, die der Freistaat nun für mehr Qualität einsetzen
möchte, gehen leider auf Kosten der Eltern. Ihnen
wurde eine Beitragsentlastung für das zweite, das
mittlere Kindergartenjahr versprochen. Das wäre ein
weiterer wichtiger Schritt in Richtung beitragsfreie Kin-
dertagesbetreuung gewesen.

(Beifall bei der SPD)
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Ob und wie diese Mittel den Kitas und somit letztend-
lich den Kindern zugutekommen werden, wird sich
noch zeigen. Solange die Zusage der Kommunen,
den optionalen Basiswert in gleicher Höhe mitzufinan-
zieren, noch nicht verbindlich steht, kann es am Ende
sein, dass manche Kitas leer ausgehen werden. Dann
wird die Schere der Qualitätsentwicklung wirklich weit
auseinandergehen. Das hätte mit gleichwertigen Le-
bensbedingungen in unserem Land nichts mehr zu
tun.

(Beifall bei der SPD)

Kollege Kreuzer ist jetzt nicht da. Ich wollte so gerne
noch einmal Bezug auf seine Rede am ersten Haus-
haltstag vorgestern nehmen, in der er sagte, die
Staatsregierung werde alles umsetzen, was vor der
Wahl im September 2013 versprochen worden sei,
und zwar konsequent. An dieser Aussage werden wir
ihn und Sie, liebe CSU, auch messen. Heute spre-
chen wir erst von einem Doppelhaushalt. Vielleicht ist
die Beitragsermäßigung nur verschoben und nicht
ganz aufgehoben.

Sehr geehrte Damen und Herren, ich möchte noch
kurz auf unseren bereits gestellten Antrag zur Anhe-
bung der Gewichtungsfaktoren zur besseren Finan-
zierung der Betreuung von Kindern unter drei Jahren,
also der Krippenkinder, und vor allem auch zur Anhe-
bung der Finanzierung von Kindern mit Behinderung
für eine bessere Inklusion in unseren Kindertagesein-
richtungen eingehen. Der Antrag konnte sich mehr-
heitlich nicht durchsetzen. Deshalb haben wir ihn er-
neut als Haushaltsantrag eingebracht. Die CSU setzt
jedoch auf Kostenneutralität bei der Qualitätsentwick-
lung. Ich stelle wirklich die Frage: Wie kann Qualitäts-
entwicklung in Kindertageseinrichtungen kostenneut-
ral über die Bühne gehen? - Das leuchtet mir nicht
ein.

Bevor Sie uns vorwerfen, wir hätten keinen Gegenfi-
nanzierungsvorschlag zu unseren Forderungen einge-
bracht, möchte ich Folgendes zum Abschluss sagen:
Meiner Fraktion hätte es gut gefallen, wenn die zur
Verfügung stehenden freien Mittel aus den BAföG-
Geldern zu einem Drittel oder wenigstens zu einem
Viertel auch in die frühkindliche Bildung geflossen
wären; denn wir verorten Bildung auch bei den Kin-
dern unter sechs Jahren. Das wäre wirklich ein Fort-
schritt gewesen.

(Beifall bei der SPD)

Das wäre für Bayern wirklich innovativ gewesen. Die
Entscheidung ist jedoch bereits getroffen worden, lei-
der nicht für die Jüngsten unserer Gesellschaft.

Am Ende möchte ich nicht verpassen, allen Ehren-
amtlichen und Hauptamtlichen im sozialen Bereich zu
danken. Mit Ihnen gemeinsam werden wir es schaf-
fen, diesen Bereich für die Zukunft positiv zu entwi-
ckeln. Ich danke auch Herrn Vorsitzenden Unterlän-
der und der Stellvertretung Angelika Weikert für die
gute Zusammenarbeit. Danke.

(Beifall bei der SPD)

Erster Vizepräsident Reinhold Bocklet: Frau Kolle-
gin, Herr Kollege Vogel hat sich zu einer Zwischenbe-
merkung gemeldet. Bitte bleiben Sie noch am Red-
nerpult. Herr Kollege, Sie haben das Wort.

Steffen Vogel (CSU): (Vom Redner nicht autorisiert)
Frau Kollegin Rauscher, gerade haben Sie die Anträ-
ge, die im sozialpolitischen Ausschuss beraten wor-
den sind, zitiert. Heute haben Sie die Änderungen
zum Sozialhaushalt eingebracht. Als CSU-Fraktion
werden wir diese Änderungen ablehnen.

(Doris Rauscher (SPD): Das wissen wir schon!)

Das geschieht letztendlich in Übereinstimmung mit
Ihrem sogenannten Haushaltsexperten Volkmar Halb-
leib. Ich zitiere die "Main-Post" von heute: "Trotz üppi-
ger Steuermehreinnahmen lebe der von der Staatsre-
gierung vorgelegte Haushalt für die Jahre 2015 und
2016 von der Substanz, kritisiert Halbleib: ‚Für mich
ist das keine seriöse Haushaltspolitik.‘" Das sagt der
SPD-Haushaltsexperte Halbleib.

(Dr. Paul Wengert (SPD): Das ist aus dem Zu-
sammenhang gerissen, Herr Kollege!)

Sie haben im sozialpolitischen Ausschuss Anträge für
die Verbesserung der Finanzierung der Kindertages-
stätten in Höhe von 770 Millionen Euro vorgelegt. Ich
halte es insoweit für doppelzüngig, wenn man der
Staatsregierung auf der einen Seite eine unseriöse
Haushaltspolitik vorwirft, andererseits aber Anträge im
sozialpolitischen Ausschuss und im Plenum im Um-
fang von 770 Millionen Euro stellt. Wir sehen Schul-
denberge nicht als ausreichende Perspektive für die
junge Generation. Der Ausblick, Schuldenberge zu
haben, ist fatal.

(Hans-Ulrich Pfaffmann (SPD): Das sagen die
Landesbank-Experten!)

Die Schulden von heute sind die Steuererhöhungen
von morgen. Ich sage Ihnen eines: Für uns ist das
keine seriöse Haushaltspolitik. Wir haben das Ganze
im Blick.
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(Hans-Ulrich Pfaffmann (SPD): Jeden Tag eine
Million Euro Zinsbelastung! – Zuruf des Abgeord-
neten Dr. Paul Wengert (SPD))

- Ich wollte eine abschließende Zwischenbemerkung
machen. Sollen wir die Zinsen weglassen?

Erster Vizepräsident Reinhold Bocklet: Bitte lassen
Sie den Redner ausreden. Er hat sich zu einer Zwi-
schenbemerkung gemeldet, die er zu Ende bringen
soll. Bitte schön.

Steffen Vogel (CSU): (Vom Redner nicht autorisiert)
So ist es. Es ist doppelzüngig, die Staatsregierung auf
der einen Seite für die Haushaltspolitik zu kritisieren,
weil das Haushaltsvolumen zu groß ist, und auf der
anderen Seite immer mehr für jeden Bereich zu for-
dern. Das erinnert mich an Goethe, der in "Faust - Der
Tragödie erster Teil" gute Literatur geschrieben hat.
Ich dichte um: Doch in den allerneuesten Jahren die
SPD nicht mehr gewohnt zu sparen und, wie ein jeder
böser Zahler, weit mehr Begierden hat als Taler, da
bleibt dem Bürger viel zu dulden, dort, wo die SPD re-
giert, nur Schulden.

(Doris Rauscher (SPD): So, haben wir es jetzt?)

Erster Vizepräsident Reinhold Bocklet: Jetzt hat
Frau Kollegin Rauscher das Wort. Bitte schön.

Doris Rauscher (SPD): (Von der Rednerin nicht au-
torisiert) Herr Kollege, ich habe schon fast auf Sie ge-
wartet und danke für Ihren Redebeitrag. Ein kleiner
Hinweis: Wir befinden uns heute in den Beratungen
des Doppelhaushalts und nicht im sozialpolitischen
Ausschuss. Die Anträge zum Doppelhaushalt haben
wir, weil wir wussten, dass Ihnen der Happen, der ge-
fordert wurde, zu groß ist, in kleinere Häppchen auf-
geteilt, damit dies leichter zu verdauen ist. Wir haben
uns auf zwei gezielte Anträge konzentriert, die nicht
700 Millionen Euro oder einen Betrag in dieser Grö-
ßenordnung umfassen, sondern nach einer Hochrech-
nung etwa 55 Millionen Euro. Das ist überschaubar.
Dazu haben wir eine Gegenfinanzierung vorgelegt, zu
der aus genau einem Grund keine gezielte Initiative
kam: Weil im Vorfeld feststand, wie die CSU mit den
Geldern umgehen möchte. Wie gesagt also: Wir sind
in den Haushaltsberatungen, nicht im sozialpoliti-
schen Ausschuss. Das Antragspaket mit acht Anträ-
gen ist bereits im Juni beraten und abgelehnt worden.

Gerade wurde schon durch Zwischenrufe auf etwas
hingewiesen. Ich möchte an die Landesbank erinnern.
Ich möchte auch an die Debatte – ich glaube, sie fand
gestern statt – erinnern, in der gesagt wurde, dass wir
bei den Finanzämtern nicht ausreichend Stellen be-
setzen, weil Sie unserem Vorschlag nicht zugestimmt
haben.

(Beifall bei der SPD)

Wir könnten jährlich Millionen Euro an Steuergeldern
generieren. Das würde auch im sozialpolitischen Be-
reich eine Weiterentwicklung ermöglichen. Es geht
nicht um unrealistische Haushaltsplanung, sondern es
geht um eine verantwortungsvolle Sozialpolitik – das
möchte ich Ihnen gar nicht komplett absprechen.

Wir beide kabbeln uns gerne, wenn es um die Kitas
geht. In der Zeit, in der ich in diesem Haus Abgeord-
nete bin, möchte ich bis zu dem Punkt kommen, an
dem wir beginnen, das Männchen endlich einmal vom
Kopf auf die Beine zu stellen und viel Geld für die
Jüngsten einzusetzen, damit wir am Ende nicht bei
der Jugendhilfe aufgrund von Reparaturmaßnahmen
hohe Ausgaben haben, was sich momentan abzeich-
net. Herr Unterländer, es ist einfach so. Ich bin völlig
davon überzeugt, dass wir einen Systemwechsel
brauchen. Dieser muss im Grunde schon bei den Kin-
dern ab der Geburt beginnen. Wenn wir uns schon in
Bayern für mehr Betreuung und auch mehr Fremdbe-
treuung der Kinder einsetzen und dies letztlich bei
allen Fraktionen ankommt, dann müssen wir auch
Sorge dafür tragen, dass diese Kinder erhalten, was
sie für eine gute Entwicklung benötigen. So weit sind
wir noch nicht. Ich rede auch keine Erzieher schlecht
– falls Sie sich gleich noch einmal zu Wort melden
wollen.

Erster Vizepräsident Reinhold Bocklet: Frau Kolle-
gin, darf ich Sie an die zwei Minuten erinnern?

Doris Rauscher (SPD): (Von der Rednerin nicht au-
torisiert) Es geht um eine vernünftige Entscheidung,
die einfach nur angemessen wäre.

(Beifall bei der SPD)

Erster Vizepräsident Reinhold Bocklet: Als näch-
ster Redner hat nun Herr Kollege Hans Jürgen Fahn
von den FREIEN WÄHLERN das Wort. Bitte schön,
Herr Kollege.

Dr. Hans Jürgen Fahn (FREIE WÄHLER): (Vom
Redner nicht autorisiert) Herr Präsident, meine
Damen und Herren! Im Jahre 1949 wurde in Bayern
als erstem Bundesland das Landesblindengeld einge-
führt. Das ist eine sehr positive Sache gewesen. Aller-
dings – das wurde in den letzten Wochen diskutiert –
gibt es noch Probleme, zum Beispiel eine Versor-
gungslücke bei hochgradig sehbehinderten Men-
schen, deren Sehschärfe beim besseren Auge nicht
mehr als 5 % beträgt. Hier geht es um circa 12 Millio-
nen Euro. Diese Gelder sollten wir insgesamt einmal
schultern, da es um die Schwächsten der Gesell-
schaft geht.
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Ein zweiter Punkt betrifft die Barrierefreiheit. Frau Ce-
lina hat dazu eigentlich schon alles Wesentliche ge-
sagt. Ich muss hinzufügen: Im letzten Jahr gab es ein
Versprechen des Herrn Ministerpräsidenten in seiner
Regierungserklärung. Von diesem Versprechen – das
haben wir in den letzten Monaten bemerkt –, von die-
sen 1,3 Milliarden Euro ist relativ wenig übrig geblie-
ben. Man muss auch sagen: Ein gegebenes Verspre-
chen ist wie eine unbezahlte Schuld. Jetzt bemerke
ich – das ist vielleicht sogar positiv –, dass Sie von
der CSU inzwischen auch gemerkt haben, dass die
Barrierefreiheit wichtig ist und dass man etwas tun
muss. Deswegen ist in fast jedem Redebeitrag eines
CSU-Abgeordneten auch das Thema Barrierefreiheit
enthalten. Das ist insgesamt positiv.

Ich darf an dieser Stelle Frau Badura zitieren, die Be-
hindertenbeauftragte. Sie hat gesagt: Inklusion ist
kein Sprint, sondern ein Marathonlauf. Angesichts der
42,2 Kilometer und des atemberaubenden Tempos
dieser Staatsregierung fragt man sich, ob wir das Ziel
noch in diesem Jahrhundert erreichen, meine Damen
und Herren.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN und den
GRÜNEN)

Ein positiver Punkt ist – das will ich zur CSU-Fraktion
sagen –, dass die Mittel für die Vertriebenenverbände
erhöht wurden. Das unterstützen wir, und das haben
wir auch im Haushaltsausschuss unterstützt. Bei die-
ser Gelegenheit sage ich auch, dass wir unterstützen,
dass der bayerische Gedenktag für die Opfer von
Flucht und Vertreibung in Zukunft weitergeführt wird.
Das ist eine positive Sache. Die Erfahrungen waren
sehr, sehr gut.

Punkt Nummer 3 wurde bisher noch nicht angespro-
chen, ist aber sehr wichtig. Das Jahr 2014 begann
sehr positiv. Das Ehrenamt, meine Damen und Her-
ren, wurde in unsere Verfassung aufgenommen. Auch
in Grußworten wird immer wieder darauf hingewiesen.
Wir wissen: Das Ehrenamt ist der Kitt, der unsere Ge-
sellschaft zusammenhält. Ein Beispiel: Beim Hoch-
wasser des letzten Jahres waren 78.000 Ehrenamtli-
che insgesamt 1 Million Stunden im Einsatz. Wenn
man weiß, dass der Einsatz von 1 Euro im Ehrenamt
einen gesellschaftlichen, einen volkswirtschaftlichen
Nutzen von 7,24 Euro bringt, weiß man auch, wie
wichtig das Ehrenamt ist. Wir stellen dann aber bei
Haushaltsanträgen fest: Da wird ein Beschluss des
Landtags, einen bayerischen Innnovationspreis mit
100.000 Euro auszuloben, einfach nicht umgesetzt,
obwohl das im Landtag schon beschlossen wurde.
Das ist nicht darstellbar. Herr Fackler, Sie haben ge-
sagt, die Anträge der Opposition seien nicht darstell-
bar. 100.000 Euro für einen Innovationspreis für das

Ehrenamt sind darstellbar. Für diese Menschen ist es
wichtig und notwendig, dass ihnen auch einmal etwas
Positives zurückgegeben wird, meine Damen und
Herren.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN)

Der Antrag zur Ehrenamtskarte wird überall gelobt.
Die finanzielle Förderung muss aber noch verstärkt
werden. Deshalb ist es nicht erstaunlich, dass große
Städte wie zum Beispiel München nicht mitmachen.

Wir haben auch einen Antrag zum Anliegen gestellt,
das Landesnetzwerk Bürgerschaftliches Engagement
aufgrund gestiegener Lohnkosten mit schlappen
30.000 Euro zusätzlich zu unterstützen. Dieser Antrag
wurde abgelehnt. Wir meinen, dass diese Erhöhung
darstellbar wäre. Für uns ist es blamabel, dass dies
im Haushaltsausschuss abgelehnt wurde. Deshalb
haben wir diesen Antrag heute hochgezogen, meine
Damen und Herren.

Ein weiterer Punkt ist die Flüchtlingspolitik. Ich kann
aufgrund der knappen Zeit nur kurze Ausführungen
machen. 2014 gab es eine Bilanz des Versagens.
Das haben nicht nur wir gesagt. Das stand zum Bei-
spiel auch am 16. Oktober in der "Abendzeitung". Alle
sagen das. Langsam ist dann die Staatsregierung auf
Trab gekommen und hat vor dem Hintergrund des
Winters und der Tatsache, dass mehr und mehr
Flüchtlinge kamen, jetzt einiges gemacht. Hier auch
von unserer Seite her herzlichen Dank an die vielen
Ehrenamtlichen, die sich super einsetzen. Von unse-
rer Seite – das ist ganz wichtig – auch ein Dank an
die Kommunen, die die Unterbringung gut organisier-
ten und organisieren und die Defizite der Staatsregie-
rung ausbügelten oder ausbügeln, meine Damen und
Herren.

Drei Punkte sind für uns noch nicht richtig umgesetzt.
Ich bin gespannt, was die Frau Sozialministerin dazu
sagt. Die Asylsozialberatung ist weiterhin personell
unterbesetzt. Welchen Betreuungsschlüssel haben
wir jetzt? Herr Fackler hat 1 : 100 gesagt. Es wäre
super, wenn wir in allen Unterbringungen einen sol-
chen Schlüssel hätten.

(Zuruf von der CSU: In den Erstaufnahmeeinrich-
tungen!)

– Sie sagen, nur in den Erstaufnahmeeinrichtungen;
Herr Fackler hat aber gesagt, in allen Einrichtungen.
Wir merken im Moment, dass nicht einmal ein Schlüs-
sel von 1 : 150 umgesetzt ist. Diese Umsetzung ist
wichtig; wir brauchen sie noch.

Wir brauchen eine flächendeckende Förderung von
Sprachkursen. Wir sind noch meilenweit davon ent-
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fernt. Es gibt einen Landtagsbeschluss, dass Sprach-
kurse flächendeckend stattfinden sollen. Frau Ministe-
rin Müller teilte mir aber mit, aufgrund der
vorhandenen Haushaltsmittel ist nur eine einge-
schränkte Zahl von Kursen möglich. Für Aschaffen-
burg heißt das zum Beispiel, dass in einer GU
360 Personen sind, aber nur 25 einen Sprachkurs be-
suchen können. Das ist insgesamt zu wenig, meine
Damen und Herren. Hieran müssen wir etwas ändern.

Von der CSU wurde im Hinblick auf die Flüchtlings-
problematik auch gebracht, dass wir Europa im Auge
haben müssen. – Jawohl, das sagen wir schon lange.
Wir brauchen eine gerechte Lastenverteilung in Euro-
pa. Es kann nicht sein, dass zehn Länder in Europa
80 % der Asylbewerber aufnehmen. Hierzu brauchen
wir eine europäische Lösung. Natürlich appelliere ich
immer wieder an den Bund. Im Bund ist die CSU auch
in der Regierung. Tun Sie etwas dafür, dass die Las-
ten in Europa gerechter verteilt werden. Dies ist dann
auch für uns insgesamt besser.

Wir müssen in den nächsten Wochen und Monaten
versuchen, im Rahmen einer bayerischen und bun-
desdeutschen Flüchtlingspolitik auch die Fluchtursa-
chen vor Ort zu bekämpfen. Wir müssen mehr Mittel
zur Verbesserung der Infrastruktur und zur Förderung
von Arbeitsplätzen in den Fluchtländern schaffen,
meine Damen und Herren.

Ein letzter Punkt, dann bin ich leider schon am Ende:
Wir haben einfach zu wenige Angebote für eine Of-
fensive zum Mehrgenerationenkonzept. Wir alle loben
Mehrgenerationenhäuser, und dann heißt es bei Ver-
anstaltungen immer: Da ist der Bund mehr gefordert!
Aber auch der Freistaat müsste aktiver werden. Wir
haben in Bayern 82 Mehrgenerationenhäuser, und
nur 50 davon werden vom Freistaat mit jeweils
5.000 Euro gefördert. Warum nicht alle 82 Mehrgene-
rationenhäuser? Wir haben dazu einen Antrag ge-
stellt, der insgesamt abgelehnt wurde. Mehrgeneratio-
nenhäuser haben einen ganz hohen
gesellschaftlichen Wert, meine Damen und Herren.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN)

Fazit: Wir haben 18 Anträge eingereicht – diese An-
träge wurden abgelehnt. Insgesamt werden wichtige
Bereiche wie Barrierefreiheit zu wenig angegangen.
70 % aller Bahnhöfe in Bayern sind nicht barrierefrei,
meine Damen und Herren. Das merken Sie zum Teil
auch als Abgeordnete, wenn Sie einen großen Koffer
dabeihaben. Es ist dann richtig schwer, voranzukom-
men.

Erster Vizepräsident Reinhold Bocklet: Herr Kolle-
ge, ich darf Sie an die Redezeit erinnern.

Dr. Hans Jürgen Fahn (FREIE WÄHLER): (Vom
Redner nicht autorisiert) Meine Damen und Herren,
es gibt noch viel zu tun – packen wir es an.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN)

Erster Vizepräsident Reinhold Bocklet: Als nächste
Rednerin hat Frau Kollegin Christine Kamm von der
Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN das Wort. – Bitte
schön.

Christine Kamm (GRÜNE): Sehr geehrter Herr Präsi-
dent, sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen! Wir
haben gehört, dass wir eine strukturelle Reform in un-
serem Sozialhaushalt brauchen. Beispiel frühkindliche
Bildung: Der Bund hat ein weiteres Programm zum
Ausbau der Kitas beschlossen; das bayerische Son-
derprogramm dagegen läuft aus. Viele Kommunen
können es sich unter den derzeitigen Rahmenbedin-
gungen aber nicht leisten, den erforderlichen weiteren
Ausbau zu stemmen. Es kann aber nicht sein, dass
Kinder demnächst abgewiesen werden, weil der Aus-
bau fehlt.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Fördern Sie mit einer Zustimmung zu unseren Anträ-
gen den weiteren Ausbau – auch den Ausbau der
Qualität, die Verbesserung des Personalschlüssels
und eine bessere Honorierung von Kitas mit höherer
Qualität, mit längeren Öffnungszeiten; entschlacken
Sie dabei gleichzeitig Ihre unklugen bürokratischen
Regelungen des BayKiBiG!

(Beifall bei den GRÜNEN)

Alle von uns geforderten Verbesserungen können
durch andere Lösungen bei den Themen Landeser-
ziehungsgeld und beitragsfreies Jahr gegenfinanziert
werden. Das wäre ein Schritt hin zu mehr Qualität und
zu einer besseren Politik für Kinder in Bayern.

Ich komme zur Migrations- und Asylpolitik. Das Eh-
renamt schenkt der Asylpolitik in Bayern ein menschli-
ches Gesicht; Ehrenamt schenkt Bayern ein menschli-
ches Gesicht. Insbesondere bei der Asylpolitik gilt:
Geld allein reicht nicht. Es kommt auf die Haltung an.

(Beifall bei den GRÜNEN und Abgeordneten der
SPD)

Heute Morgen führte die Sozialministerin aus, dass
die Mittel im Bereich Migration in keiner Weise ausrei-
chen werden. Wenn Sie, liebe Kolleginnen und Kolle-
gen, Ihren Fraktionsbeschlüssen folgen, laufen Sie
also Gefahr, einen Haushalt zu beschließen, von dem
zumindest die zuständige Ministerin schon weiß, dass
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er unrealistisch ist. Bessern Sie daher nach; folgen
Sie unseren Anträgen.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Ich möchte nicht unbedingt sagen, dass bei den Un-
terkünften Geld fehlt, hier könnte weitaus besser ge-
wirtschaftet werden. Oft werden überteuerte Mieten
für schäbige Immobilien bezahlt. Das könnte besser
sein; hier könnte mehr auf Qualität geachtet werden.

Insbesondere könnte das bayerische Unterbringungs-
gesetz geändert werden, das Flüchtlinge in Bayern
zwingt, länger als in anderen Bundesländern in Ge-
meinschaftsunterkünften zu wohnen. Ich sage Ihnen
eines, und das weiß ich ganz genau: Wohnungen sind
weitaus preisgünstiger als viele dieser Unterkünfte.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Ich komme zu Ihrem sogenannten Winternotfallplan:
Er ist teuer, schlecht, unwürdig. Ich habe ein Flücht-
lingspaar kennengelernt, das Mitte September zu uns
gekommen ist und das mittlerweile in der sechsten
sogenannten Dependance Ihrer Erstaufnahmeeinrich-
tungen lebt. Statt kurzfristiger Notlösungen müssen
wir dauerhafte, anständige Lösungen finden. In dieser
Richtung müssen wir weiterarbeiten und dürfen nicht
immer nur von heute auf morgen denken.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Ich komme zur Asylsozialarbeit. Versprechungen sind
viele gemacht worden: 80 % Zuschuss für die Sozial-
arbeiterstelle und in Erstaufnahmeeinrichtungen
Schlüssel von 1 : 100, anschließend dann ein Schlüs-
sel von 1 : 150 – wunderbar! Jetzt nehmen wir Ihre
nachgebesserten 9,3 bzw. 9 Millionen Euro, teilen sie
durch den 80-%-Anteil für die Sozialpädagogenstellen
und vergleichen das mit der momentanen Zahl der
Flüchtlinge in Bayern. Dabei kommt ein durchschnittli-
cher Betreuungsschlüssel von 1 : 225 heraus. Sie kal-
kulieren also, dass die Quoten, die Sie versprechen,
nicht eingehalten werden. Sonst könnten Sie diesen
Haushaltsansatz nicht aufrechterhalten.

Daher sage ich Ihnen: Stimmen Sie mit uns für die Er-
höhung der Mittel für die Asylsozialarbeit, sonst geht
das nicht.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Ich komme zur Sprache.

Erster Vizepräsident Reinhold Bocklet: Frau Kolle-
gin, lassen Sie eine Zwischenfrage der Frau Kollegin
Schorer-Dremel zu?

Christine Kamm (GRÜNE): Gerne.

Erster Vizepräsident Reinhold Bocklet: Bitte schön,
Frau Kollegin.

Tanja Schorer-Dremel (CSU): Ist Ihnen bekannt,
dass Kommunen und Landkreise wahnsinnig große
Anstrengungen unternehmen, um einen Winternotfall-
plan in der Tasche zu haben? – Es gibt bei den Kom-
munen detaillierte Notfallpläne. In meiner Gemeinde
kenne ich diesen Plan. Ich bin mehr als beeindruckt,
was die Kommunen, die Landkreise, die Landräte und
die ehrenamtlichen Organisationen hier tun.

Erster Vizepräsident Reinhold Bocklet: Bitte schön,
Sie haben das Wort, Frau Kollegin Kamm.

Christine Kamm (GRÜNE): Das ist mir sehr wohl be-
kannt, Frau Kollegin. Allerdings sind nicht alle Notfall-
pläne gut. Ich habe festgestellt, dass dabei sehr viele
Turnhallen mit eingeplant werden, insbesondere Turn-
hallen von Mittelschulen und Grundschulen, weniger
von Gymnasien.

(Unruhe bei der CSU)

– Es tut mir leid, es sind jede Menge Turnhallen
dabei. Das halte ich für unwürdig und ungut. Letzte
Woche wollte ich mit der zuständigen Ministerin von
Rheinland-Pfalz die Dependance im Olympiazentrum
besuchen, wo Flüchtlinge in Lagerbetten im Keller un-
tergebracht sind. Das durfte ich nicht.

(Kerstin Schreyer-Stäblein (CSU): Man kann
wirklich alles schlechtreden!)

– Nein, es geht nicht darum, alles schlechtzureden,
liebe Kollegin. Wenn Sie die Unterkünfte sehen – –

(Kerstin Schreyer-Stäblein (CSU): Dann schaue
ich, dass ich es vor Ort verbessere!)

Erster Vizepräsident Reinhold Bocklet: Wir haben
hier jetzt keine Zwiesprache, Frau Kamm. Ihre Rede-
zeit ist um eine Minute und 23 Sekunden überschrit-
ten.

Christine Kamm (GRÜNE): Entschuldigung – das
war ja bloß eine Interaktion; das wird nicht auf die Re-
dezeit angerechnet.

Erster Vizepräsident Reinhold Bocklet: Selbstver-
ständlich. Die Redezeit ist unabhängig von der Inter-
aktion.

Christine Kamm (GRÜNE): Zur Sprache: Ich finde –
 –
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(Unruhe bei der CSU – Zurufe von der CSU:
Ende!)

Erster Vizepräsident Reinhold Bocklet: Frau Kolle-
gin, Ihre Redezeit ist zu Ende. Ich habe das Mikrofon
abgeschaltet.

(Christine Kamm (GRÜNE): Ich will zur Sprache
noch etwas sagen! Sie verweigern den Flüchtlin-
gen eine angemessene Möglichkeit, Deutsch zu
lernen. Wenn Sie wollen, kann ich Ihnen dazu
Weiteres sagen!)

Das Protokoll nimmt Ihre Ausführungen nicht mehr
auf. – Danke schön, Frau Kollegin Kamm.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Als nächste Rednerin hat Frau Kollegin Ruth Wald-
mann von der SPD-Fraktion das Wort. – Bitte schön,
Frau Kollegin.

Ruth Waldmann (SPD): Sehr geehrtes Präsidium,
sehr geehrte Damen und Herren! Ich habe jetzt nur
drei Minuten, möchte aber zu einem doch wirklich we-
sentlichen Thema der Barrierefreiheit noch kurze An-
merkungen machen.

Vor gut einem Jahr haben wir in der Regierungserklä-
rung des Ministerpräsidenten mit Begeisterung ge-
hört, dass der gesamte öffentliche Raum, der gesam-
te öffentliche Personennahverkehr in zehn Jahren
barrierefrei sein werde. Das fanden wir toll. Ein großer
Entwurf – da wurde Mut bewiesen.

Klar ist, dass Sie damit sehr große Hoffnungen ge-
weckt haben. Ich bin viel bei Menschen mit Behinde-
rungen und in unterschiedlichen Verbänden – einige
von Ihnen ja auch. Sicher haben auch Sie die Reakti-
onen feststellen können: Endlich Teilhabe, endlich
Dazugehören, endlich ernst genommen werden! End-
lich ein gemeinsamer öffentlicher Raum, endlich nicht
mehr Bittsteller sein! Es bedeutet eine große Verant-
wortung, solche Hoffnungen zu wecken.

Aber es stellte sich heraus: Es war gar nicht wirklich
ein Entwurf, dem Planungen zugrunde liegen, son-
dern eine Absichtserklärung. Diese wurde inzwischen
deutlich relativiert. Im Juli wurde sie noch bekräftigt.
Der Herr Ministerpräsident hat gesagt, das gilt unein-
geschränkt, Bayern wird in zehn Jahren barrierefrei.
Aber jetzt hat er im Herbst entdeckt, dass im Wesent-
lichen die Bahn und die Kommunen in der Verantwor-
tung seien. Das hat auch Innenminister Herrmann
kürzlich hier am Pult gesagt: Die Bahn hat eine
Hauptverantwortung. Aber jetzt sage ich Ihnen eines:
Das ist doch keine Überraschung, dass die Züge und
die Bahnhöfe der Bahn gehören.

(Beifall bei der SPD – Zuruf von der CSU – Hans-
Ulrich Pfaffmann (SPD): Das ist ganz neu!)

Das hat der Herr Ministerpräsident auch vor einem
Jahr schon gewusst. Das Gleiche gilt für die Zustän-
digkeit der Kommunen im öffentlichen Bereich. Da su-
chen Sie jetzt den Schulterschluss. Da wird jetzt eine
Arbeitsgruppe gegründet. Die Leute haben natürlich
erwartet, die Menschen mit Behinderung haben natür-
lich gedacht, dass Sie das längst vorbereitet haben.
Aber sie wurden ja gar nicht gefragt. Jetzt wollen wir
gerne wissen, welche Förderungen und welche Unter-
stützungen es ganz konkret gibt.

Die Vorgabe Bayern barrierefrei im Jahr 2023 hätte
für die Haushaltsberatungen eigentlich bedeutet, alles
auf den Prüfstand zu stellen und alle Planungen und
Investitionen daraufhin zu überprüfen, welchen Bei-
trag sie dazu leisten. Dies müsste in allen Ressorts
eine vorrangige Rolle spielen. Dieses große Projekt
kann man nicht in der Logik der Einzelpläne verhan-
deln. Es ist übrigens auch keine Sonderaufgabe der
Sozialpolitiker und Spezialisten im Ausschuss. Das ist
wirklich eine ressortübergreifende Aufgabe. In Einzel-
fällen ist das in den letzten beiden Tagen auch schon
angeklungen, aber eher am Rande und nicht mitten-
drin. Stattdessen haben wir, nicht nur zu diesem
Thema, jede Menge Zahlenvergleiche gehört, zwei
Tage lang. Das waren Zahlenvergleiche mit anderen
Bundesländern, wobei munter Prozentzahlen und ab-
solute Zahlen durcheinandergingen. Na ja, in diesem
Vergleich ist Bayern vorn, in jenem ist es hinten; dann
kommt der dritte Vergleich, dort sind wir in der Mitte.

(Josef Zellmeier (CSU): Meistens sind wir vorne!)

Wir sind nicht in Vergleichistan. Es geht hier um die
konkreten Bedürfnisse und Bedarfe. Das ist der Maß-
stab, an dem wir die Investitionen messen müssen:
Was ist nötig, um ein barrierefreies Bayern zu schaf-
fen?

(Beifall bei der SPD)

Das haben Sie den Menschen versprochen. Sie
haben sich dafür feiern lassen. Jetzt geht es um die
konkrete Umsetzung. Tun Sie uns einen Gefallen: Be-
stellen Sie bitte künftig nicht bei jeder Absenkung
eines Bordsteins ein Staatsorchester und sagen Sie
dabei nicht, jetzt ist Bayern aber wirklich auf dem Weg
zur Barrierefreiheit.

(Heiterkeit bei der SPD)

Wir werden das kritisch begleiten. Wir bekommen im
Januar die Antwort auf die Interpellation und haben
dann einen ungefähren Handlungsrahmen vor uns,
was die künftigen Aufgaben angeht. Klar ist: Das ist
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ein großes Projekt. Ich glaube, da besteht Einigkeit.
Es gibt viel zu tun. Es geht nur miteinander. Es geht
auch politisch nur miteinander. Das würde aber vo-
raussetzen, dass Sie künftig bitte nicht jeden einzel-
nen Vorschlag von uns, jeden Gesetzentwurf und
jeden Antrag, grundsätzlich ablehnen. Wenn mir mit-
einander an dieser großen Aufgabe arbeiten wollen,
sollte sich daran etwas ändern, damit wir gemeinsam
weiterkommen. – Ich sehe schon, ich muss mich
etwas beschränken. - Ich freue mich auf die Zusam-
menarbeit.

(Beifall bei der SPD)

Erster Vizepräsident Reinhold Bocklet: Danke
schön. – Weitere Wortmeldungen sehe ich nicht.
Dann hat jetzt Frau Staatsministerin Emilia Müller das
Wort. – Bitte schön.

Staatsministerin Emilia Müller (Sozialministerium):
Sehr geehrter Herr Präsident, liebe Kolleginnen und
Kollegen! Im Sozialbereich geht es um Wesentliches.
Es geht um die Themen, die die Menschen bewegen
und die Menschen in ihrem Innersten berühren. Der
Sozialhaushalt setzt Maßstäbe. Der Gesamthaushalt
2015/16 zeigt auch: Schuldenabbau und soziale Ba-
lance sind keine Gegensätze. Wir investieren in Fami-
lien. Wir investieren in Bildung. Wir investieren in Bar-
rierefreiheit. Wir investieren in Chancen für alle und
damit in starke soziale Strukturen. Liebe Frau Celina,
wir haben jetzt das elfte Mal eine schwarze Null ge-
schrieben. Das ist richtig.

(Dr. Paul Wengert (SPD): Wo ist die Landesbank-
verschuldung?)

Aber gleichzeitig muss ich dazu sagen, dass der kom-
munale Finanzausgleich auf 8,3 Milliarden Euro er-
höht worden ist. Wir schieben also nichts an die Kom-
munen weiter.

(Beifall bei der CSU)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, die florierende Wirt-
schaft in Bayern erlaubt uns, kraftvoll in die Zukunft zu
investieren. Der Sozialhaushalt steigt nach dem Ent-
wurf im Jahr 2015 auf rund 4,4 Milliarden Euro. Das
ist ein Plus von knapp 10 % und damit ein neues Re-
kordniveau.

Der Schlüssel zur Teilhabe und zum Wohlstand ist ein
gesicherter Arbeitsplatz. Das wissen wir alle. Dabei
sind wir auf einem sehr guten Weg. In Bayern haben
wir momentan, im November, eine Arbeitslosenquote
von 3,4 % und mit 77 % die höchste Erwerbstätigen-
quote aller Länder. Auf diesem Weg wollen wir weiter-
gehen. Wir haben uns das hohe Ziel gesteckt, bis
zum Jahr 2018 Vollbeschäftigung zu erreichen. Sehr

geehrte Frau Weikert, das trägt auch zur Bekämpfung
der Altersarmut bei. Das stellt die Weichen dafür,
dass man in die Altersvorsorge investiert und sein
Leben im Alter vorbereitet. Auch die Mütterrente, das
möchte ich hier sagen, wirkt der Altersarmut, vor allen
Dingen von Frauen, entgegen. Dafür haben wir alle
gekämpft und das auch umgesetzt.

(Beifall bei der CSU – Zuruf von den GRÜNEN)

Wir investieren in den nächsten zwei Jahren über
168 Millionen Euro in die Arbeitsmarktintegration
sowie in die berufliche Aus- und Weiterbildung. Was
die Langzeitarbeitslosen anbelangt, tragen zum Bei-
spiel die Modellprojekte TANDEM und KAJAK mit
ihrem ganzheitlichen Ansatz zur Verbesserung der Si-
tuation der Langzeitarbeitslosen bei. Für mich ist
wichtig, dass alle Jugendlichen, auch Jugendliche aus
schwierigen Milieus, die Sie vorher angesprochen
haben, Frau Weikert, eine Perspektive auf dem Ar-
beitsmarkt bekommen, dass sie an die Hand genom-
men werden und man ihnen beibringt, wie ein Leben,
wie ein Arbeitsplatz ausschaut und wie der zeitliche
Ablauf ausschauen muss, um selbstbestimmt das ei-
gene Leben in die Hand zu nehmen und sich auf ein
erfülltes Leben vorzubereiten.

Wir verbessern die berufliche Teilhabe von Menschen
mit Behinderung auf dem ersten Arbeitsmarkt durch
zusätzliche Arbeits- und Ausbildungsplätze. Wir unter-
stützen gezielt junge Menschen auf dem Weg in den
Arbeitsmarkt. Dazu haben wir im September 2014 zu-
sammen mit dem Handwerkstag, der IHK, der vbw
und der Regionaldirektion die Allianz für starke Be-
rufsbildung geschlossen. Mir geht es darum, dass
jeder ausbildungsfähige und ausbildungswillige Ju-
gendliche einen Arbeits- oder Ausbildungsplatz be-
kommt und Chancen für die Zukunft entwickelt wer-
den. Unsere derzeitige Jugendarbeitslosigkeit liegt bei
2,6 %. Das ist außergewöhnlich gut. Trotzdem müs-
sen wir jedem, der noch arbeitslos ist, der keinen Aus-
bildungsplatz hat, eine Perspektive eröffnen und müs-
sen ihn weiter fördern.

(Beifall bei der CSU)

Der Schwerpunkt des Haushalts liegt weiter auf den
familienpolitischen Leistungen. Es ist in der Tat so:
Bayern ist und bleibt Familienland. Familien sind für
unsere Gesellschaft und für unsere Zukunft wichtig.
Deswegen fördern wir die ganze Vielfalt von Familien-
modellen und gewährleisten die Wahlfreiheit für Fami-
lien. Um dies zu ermöglichen, haben wir 43 % aller
Ausgaben des Sozialhaushalts für familienpolitische
Leistungen vorgesehen. Das sind über 3,8 Milliarden
Euro für die Jahre 2015/16. Alleine für die Kinderbe-
treuung stellen wir mehr als 1,5 Milliarden Euro pro
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Jahr zur Verfügung. Das sind pro Jahr jeweils 150 Mil-
lionen Euro mehr, als es im Jahr 2014 der Fall war.

Wir werden auch die Bundesmittel für den weiteren
Ausbau für die Kinder unter drei Jahren in voller Höhe
an die Kommunen weitergeben. Das ist es, was Sie
vorhin angemahnt haben, Frau Kamm. Wir wollen
ganz einfach, dass die Kommunen hier unterstützt
werden, wohl wissend, dass die Kinderbetreuung ori-
ginär eine kommunale Aufgabe ist.

Nach dem beispielhaften Ausbau der Kinderbetreu-
ung investieren wir in den kommenden Jahren vor
allem in eine höhere Qualität. An dieser Stelle möchte
ich meine ganz große Wertschätzung allen Erziehe-
rinnen und Kinderpflegerinnen aussprechen. Sie leis-
ten eine unschätzbar wertvolle Arbeit. Ich wünsche
mir, dass diese Berufe eine größere Wertschätzung in
unserer Gesellschaft erfahren. Deswegen müssen wir
alles daran setzen, das in Zukunft gemeinsam zu er-
reichen.

(Beifall bei der CSU)

Die Eltern erwarten zu Recht, dass ihre Kinder in der
Kindertageseinrichtung altersgerecht gefördert wer-
den und so früh wie möglich das Fundament der Per-
sönlichkeitsentfaltung gelegt wird. Das erreichen wir,
indem wir zum Beispiel den Basiswert erhöhen. Bei
einer durchschnittlichen Einrichtung mit 54 Kindern er-
gibt die Basiserhöhung ein Plus von circa 14.000 Euro
jährlich. Wir erhöhen den Basiswert zur Qualitätsver-
besserung um 63 Millionen Euro. Wenn die Kommu-
nen dasselbe tun, ist das ein absolutes Plus. Es wäre
ein Highlight für unsere Einrichtungen.

(Beifall bei der CSU)

Gemeinsam mit der Wirtschaft haben wir den Famili-
enpakt Bayern ins Leben gerufen. Er umfasst ein
Bündel von Maßnahmen. Zum Beispiel werden wir
Unternehmen informieren und beraten, wie die Ver-
einbarkeit von Familie und Beruf noch besser gelebt
werden kann. Wir werden erwerbstätige Familien bei
der Kinderbetreuung und Pflege strukturell unterstüt-
zen, und wir werden gezielt die Teilzeitausbildung för-
dern.

Das kommt all den Frauen zugute, die ihre Ausbil-
dung nicht beendet haben oder die während der Aus-
bildung ein Kind bekommen haben und so nicht für ihr
eigenes Leben und auch nicht für das Leben des Kin-
des vorsorgen können. Für den Familienpakt stehen
in den Jahren 2015/2016 4 Millionen Euro zur Verfü-
gung. Unsere Zielsetzung ist ganz klar: Wir wollen die
Arbeitswelt in Bayern familiengerechter gestalten.

Ein weiterer Punkt ist die Förderung der bayerischen
Ehe- und Familienberatungsstellen. Hier investieren
wir 2015 weitere 500.000 Euro, sodass wir insgesamt
2,2 Millionen Euro haben. Dafür danke ich den Kolle-
ginnen und Kollegen der Regierungsfraktion ganz be-
sonders, die dies in ihrem Antrag gefordert haben. Die
Ehe- und Familienberatungsstellen leisten einen un-
verzichtbaren Beitrag für den Schutz von Ehe und Fa-
milie.

Bei den Frauenhäusern führen wir einen proaktiven
Beratungsansatz ein. Dabei stehen für die Beratung
misshandelter Frauen und deren Kinder im Jahr 2015
550.000 Euro zur Verfügung. Sie haben das vorhin
angemahnt, Frau Schmidt. Dieses Geld ist richtig an-
gelegt, und ich bin davon überzeugt, wir gehen damit
einen neuen, richtigen Weg.

(Beifall bei der CSU)

Bayern hält als eines von derzeit noch drei Bundes-
ländern am Landeserziehungsgeld fest und baut es
sogar weiter aus. Wir heben die Einkommensgrenzen
an und erreichen damit wieder die Mitte der Gesell-
schaft. Dafür investiert Bayern 90 Millionen Euro im
Jahr 2016. Das bedeutet 15 Millionen Euro mehr für
unsere Familien. Damit stärken wir unsere Familien fi-
nanziell.

(Beifall bei der CSU)

Als Sozialministerin bin ich der Überzeugung wie
auch der Kollege Unterländer, dass das der richtige
Ansatz ist. Baden-Württemberg hat sich vom Landes-
erziehungsgeld verabschiedet, und auch im Thüringer
Koalitionsvertrag ist jetzt die Abschaffung vorgese-
hen, das ist ein falscher Ansatz. Man kommt damit
den Familien nicht entgegen. Wir wollen, dass die Fa-
milien in Bayern unterstützt werden.

(Lebhafter Beifall bei der CSU)

Ich bin der Überzeugung, dass das Landeserzie-
hungsgeld ein wichtiger Baustein besonders für die
Alleinerziehenden ist, aber auch für kinderreiche Fa-
milien. Es genießt eine hohe Akzeptanz bei den El-
tern. Rund 80 % der Eltern bezeichnen das Landeser-
ziehungsgeld als wichtige Ergänzung zu ihrem
Einkommen.

Für die Jugendarbeit investieren wir im Doppelhaus-
halt über 50 Millionen Euro. An dieser Stelle danke ich
erneut der Regierungsfraktion, die sich dafür einge-
setzt hat, dass die Mittel für die Jugendarbeit um
1,8 Millionen Euro aufgestockt werden. Kollege Fack-
ler hat sich dafür vehement ins Zeug gelegt, wofür ich
ihm besonders danke.
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(Beifall bei der CSU – Zuruf von der CSU: Guter
Mann!)

Ich möchte aber auch dem Kollegen Dr. Hopp sehr
danken, der ebenfalls in der Jugendarbeit Pflöcke ein-
schlägt und die Weichen richtig stellt. Ich danke ihm
für seine Unterstützung.

(Beifall bei der CSU)

Mit den Mitteln können in erster Linie Ziele aus dem
jüngst fortgeschriebenen Kinder- und Jugendpro-
gramm verwirklicht werden. Beispielsweise sollen Kin-
der und Jugendliche mit Migrationshintergrund ver-
stärkt am Vereinsleben teilhaben können. Damit
können sie in das gesellschaftliche Leben bestmög-
lich integriert werden.

Ich komme jetzt zu einem Thema, das immer
schlechtgeredet wird. Ich finde das bodenlos.

(Unruhe – Glocke des Präsidenten)

Bayern soll im öffentlichen Raum bis zum Jahr 2023
barrierefrei werden. Oberstes Gebot ist es, dort zu in-
vestieren, wo die Barrierefreiheit für die ganze baye-
rische Bevölkerung von elementarer Bedeutung ist.
Menschen mit Behinderung sollen genauso profitieren
wie ältere Menschen und Familien mit Kindern. Bar-
rierefreiheit kann nur Schritt für Schritt in Angriff ge-
nommen werden. Der Haushalt ermöglicht genau die-
sen Schritt. Bayern investiert 205 Millionen Euro als
ersten Schritt in den nächsten zwei Jahren konkret in
die Barrierefreiheit. Schwerpunkte dabei sind die Mo-
bilität, die Bildung und öffentlich zugängliche staatli-
che Gebäude. Liebe Frau Celina, es ist eine gesamt-
gesellschaftliche Aufgabe. Alle müssen sich daran
beteiligen, nicht allein der Staat.

(Beifall bei der CSU)

Im Einzelnen stehen für die kommenden zwei Jahre
97,5 Millionen Euro für staatliche Gebäude zur Verfü-
gung, 60 Millionen Euro für den öffentlichen Nahver-
kehr, 21 Millionen Euro für Bahnhöfe und 22 Millionen
Euro für die Barrierefreiheit von Schulen und Kinder-
tageseinrichtungen. Zusätzlich wird Bayern weiterge-
hende Beratungs- und Informationsangebote zur Bar-
rierefreiheit und Anreize für die Privatwirtschaft
schaffen. Dafür stehen 3,5 Millionen Euro zur Verfü-
gung.

Addieren wir das Ganze auf, dann sehen wir, dass wir
bis zum Jahre 2023 weit über 1 Milliarde Euro zur
Verfügung stellen müssen. Neben diesen 205 Millio-
nen Euro für die nächsten zwei Jahre stellt die Staats-
regierung seit Jahren auf sehr hohem Niveau Mittel
für die Barrierefreiheit in anderen Bereichen zur Ver-

fügung. Ich nenne zum Beispiel den Wohnungsbau,
die Tourismus- und Städtebauförderung sowie die
Krankenhausfinanzierung. Wir fangen nicht bei null
an. Allein im Rahmen der Wohnungsbauförderung für
Neubauten und bestehende Gebäude investiert die
Staatsregierung jährlich über 100 Millionen Euro.

Dritter Vizepräsident Peter Meyer: Frau Staatsmi-
nisterin, gestatten Sie eine Zwischenfrage der Abge-
ordneten Claudia Stamm?

Staatsministerin Emilia Müller (Sozialministerium):
Nein, später. - Wir haben in unterschiedlichsten Haus-
haltsansätzen in weiteren Ressorts diese Mittel vorge-
sehen. Wir stehen ganz konkret dazu, dass wir die
UN-Behindertenrechtskonvention umsetzen und ver-
wirklichen. Wir wollen, dass Inklusion eine Selbstver-
ständlichkeit wird in unserer Gesellschaft. Wir wollen,
dass Menschen mit und ohne Behinderung gut zu-
sammenleben können, gut arbeiten können und ge-
meinsam lernen können. Ich möchte in diesem Zu-
sammenhang unserer Behindertenbeauftragten, Frau
Badura, die heute auch da ist, ein ganz großes Lob
aussprechen. Sie setzt sich enorm dafür ein, dass
Menschen mit Behinderung Erleichterung in unserer
Gesellschaft erfahren.

(Allgemeiner Beifall)

Sehr geehrte Frau Schmidt, Taubblinde – das ist vor-
hin auch schon vom Kollegen Unterländer angespro-
chen worden – erhalten das doppelte Blindengeld seit
letztem Jahr. Ich glaube, da sind Sie nicht richtig infor-
miert.

Ein ganz wesentliches Thema in meinem Haus ist na-
türlich - wie könnte es anders sein - die Asylthematik.
Wir haben wichtige Maßnahmen auf den Weg ge-
bracht und setzen uns weiter für eine menschenwürdi-
ge Unterbringung der Asylbewerber ein. Wir stellen
uns darauf ein, dass wir auch in den Jahren 2015 und
2016 eine mindestens ebenso hohe Zahl an Asylbe-
werbern haben werden wie im Jahr 2014. Ich sage
Ihnen: Wir haben vieles verändert in den letzten Mo-
naten. Auch der Krisenstab war hilfreich, um bürokra-
tische Hemmnisse zu beseitigen und ganz gezielt
Verbesserungen herbeizuführen, auch bei der medizi-
nischen Versorgung.

Wir bauen zügig die Erstaufnahmeeinrichtungen aus,
und zwar in jedem Regierungsbezirk. Auch die de-
zentralen Unterkünfte werden weiter ausgebaut. Sehr
geehrte Frau Kamm, wir wollen, dass Asylbewerber
angemessen untergebracht werden. Wir wollen nicht,
dass sich Anbieter eine goldene Nase verdienen oder
sich bereichern können.

(Beifall bei der CSU)
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Bayern stockt die Mittel für die Unterbringung von
Asylbewerbern deutlich auf. In den Jahren 2015 und
2016 werden jeweils über 100 Millionen Euro mehr als
2014 zur Verfügung stehen. Wir haben im Haushalt
pro Jahr 450 Millionen Euro vorgesehen. 30 % mehr
sind auch notwendig, damit wir all den Herausforde-
rungen begegnen können. Damit können wir auch un-
sere Kommunen entlasten. Ihnen erstatten wir die
Kosten für die Unterbringung spitz. Das leistet kein
anderes Land; das möchte ich noch einmal betonen.

(Beifall bei der CSU)

Schauen Sie sich Nordrhein-Westfalen an; dort erhal-
ten die Kommunen eine Pauschale. Sie deckt auf kei-
nen Fall die gesamten Kosten. Ich darf Ihnen sagen:
Unsere Kommunen wissen das sehr wohl zu schät-
zen. Wir arbeiten mit den Kommunen intensiv und gut
zusammen.

(Beifall bei der CSU)

Wir erfahren momentan, liebe Kolleginnen und Kolle-
gen, eine große Solidarität in der Gesellschaft: bei
den Kommunen, bei den Hilfsorganisationen und bei
den vielen Ehrenamtlichen, die sich in diesem Bereich
momentan enorm engagieren. Wenn Sie mich aus der
Praxis fragen, wie das aussieht, kann ich Ihnen
sagen, dass dieses ehrenamtliche Engagement eine
neue Art der Beheimatung ist für Asylbewerber und
Flüchtlinge, die zu uns ins Land kommen.

Ich möchte es nicht versäumen, unserem Integrati-
onsbeauftragten Martin Neumeyer heute von ganzem
Herzen zu danken.

(Beifall bei der CSU)

Er ist in den Einrichtungen unterwegs, diskutiert mit
den Ehren- und Hauptamtlichen. Er unterstützt unsere
Arbeit maßgeblich. Noch einmal: meinen ganz großen
Respekt, dir lieber Martin!

(Beifall bei der CSU)

Im Bereich Ehrenamt, liebe Kolleginnen und Kollegen,
brauchen wir eine bessere Vernetzung zwischen
Hauptamtlichen und Ehrenamtlichen, zwischen Asyl-
sozialarbeit und Ehrenamtlichen, zwischen Koordinie-
rungsstellen und Ehrenamtlichen, zwischen Sozialäm-
tern und Ehrenamtlichen. Das ist dringend
erforderlich, damit alle dieselbe Orientierung geben
können bei der Unterstützung unserer Asylbewerber.
Liebe Kolleginnen und Kollegen, für die Asylsozialbe-
ratung ist auch mehr Geld vorgesehen. Bayern hat die
Mittel für die Asylsozialberatung seit 2011 gut verdrei-
facht. Jetzt werden sie um über 4 Millionen Euro auf
9,3 Millionen Euro im Jahr 2015 steigen. Damit kön-

nen wir auch den Betreuungsschlüssel – Herr
Dr. Fahn, hören Sie gut zu! – in den Erstaufnahmeein-
richtungen auf 1 : 100 verbessern, und die Förderquo-
te verbessern wir von 70 % auf 80 %.

(Dr. Hans Jürgen Fahn (FREIE WÄHLER):
Wann?)

Das ist alles abgestimmt mit den Hilfsorganisationen,
mit Caritas und Diakonie.

Zudem fördert Bayern die Teilhabe durch Sprache.
Bayern ermöglicht als einziges Bundesland Asylbe-
werbern im laufenden Verfahren und den Geduldeten
den Zugang zu Deutschkursen. Bayernweit sind
Kurse Mitte 2013 gestartet. Seit Oktober 2013 unter-
stützen wir zudem ehrenamtliche Sprachkurse auch
finanziell mit jeweils 500 Euro. Dies ist wichtig; denn
Sprache ist aus meiner Sicht der Schlüssel zum ge-
genseitigen Verständnis.

Vorhin ist viel über Kommunikation gesprochen wor-
den. Kommunikation ist unglaublich wichtig. Bürgerin-
formationsveranstaltungen sind wichtig. Auf eines
müssen wir enorm achten, nämlich darauf, dass wir
die Balance halten bei uns im Land, dass die Akzep-
tanz in der Bevölkerung nicht kippt. Mein Wunsch ist
mit Sicherheit nicht, dass wir hier Demonstrationen
haben wie in anderen Bundesländern, sondern ich
will, dass keine überzogenen Forderungen gestellt
werden. Ich will, dass wir unsere Asylbewerber ange-
messen unterbringen, dass aber auch Asylbewerber,
die unberechtigt bei uns sind, so schnell wie möglich
zurückgeführt werden. Ich darf Ihnen sagen: Was die
sicheren Drittstaaten angeht, das war eine kluge Ent-
scheidung. 70 % der vorgestern in München ange-
kommenen Asylbewerber sind aus dem Westbalkan
zu uns gekommen. Daran kann man schon erkennen,
dass es wirklich Handlungsbedarf gibt und wir hier
einfach Veränderungen brauchen.

(Beifall bei der CSU)

Jeder Platz, der unberechtigt eingenommen wird,
steht nicht zur Verfügung für die Menschen, die bei
uns Hilfe suchen, die berechtigt zu uns kommen, die
Unterstützung brauchen, ein schweres Schicksal
haben und einen langen Weg hinter sich haben.

Mein ganz besonderes Augenmerk und unser aller
Augenmerk liegt natürlich auf den unbegleiteten Min-
derjährigen, die unseren besonderen Schutz brau-
chen. Sie werden von Anfang an unter dem Dach der
Jugendhilfe betreut. Dort erhalten sie die Hilfe, die sie
benötigen. Diese Hilfeleistung stellen wir in den soge-
nannten Inobhutnahme-Einrichtungen fest.
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Neben den Leistungen, die die Kommunen über ein
bundesweites Verteilungssystem erhalten, bekommen
sie vonseiten des Freistaates 8,5 Millionen Euro für
den Ausbau zentraler Inobhutnahme-Einrichtungen,
für Vormundschaftskosten und weitere Verwaltungs-
kosten. Gerade die jungen unbegleiteten Minderjähri-
gen bringen – das sind die Erfahrungen – ein großes
Potenzial mit. Sie sind wissbegierig und wollen etwas
erreichen. Ihnen wollen wir eine gute schulische und
berufliche Bildung auf den Lebensweg mitgeben.

Meine sehr verehrten Kolleginnen und Kollegen, Ziel
der bayerischen Sozialpolitik ist es, gute Lebensbe-
dingungen für alle, insbesondere für die Familien in
Bayern zu schaffen. Ich möchte allen Kolleginnen und
Kollegen danken, die konstruktiv an der Verwirkli-
chung dieses Sozialhaushalts mitgewirkt haben. Ich
danke den Berichterstattern und dem Vorsitzenden
des Haushaltsausschusses Peter Winter. Ich möchte
aber auch dem Vorsitzenden des Sozialausschusses
Joachim Unterländer ein Dankeschön sagen. Danken
möchte ich auch Frau Weikert, die ihn vertreten hat,
als er gesundheitlich nicht auf der Höhe war. Ich
danke allen ehrenamtlichen Helfern in der Wohlfahrts-
pflege und den Sozialverbänden.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, wir wollen allen Men-
schen die Teilhabe an Arbeit, Wohlstand und dem
Leben in der Gesellschaft ermöglichen und Chancen
eröffnen. Mit dem Doppelhaushalt 2015/2016 schaf-
fen wir die dafür notwendige finanzielle Basis. Wir be-
weisen damit, dass ein ausgeglichener Haushalt mit
einer starken sozialen Seite in Bayern möglich ist. -
Danke für die Aufmerksamkeit.

(Anhaltender Beifall bei der CSU)

Dritter Vizepräsident Peter Meyer: Vielen Dank,
Frau Staatsministerin. Sie sind richtigerweise gleich
stehen geblieben. Wir haben zwei angemeldete Zwi-
schenbemerkungen: zunächst Frau Kamm und dann
Herr Kollege Fahn.

Christine Kamm (GRÜNE): Sehr geehrte Frau Minis-
terin, Sie haben zugesagt, dass die Asylsozialbera-
tung mit 80 % bezuschusst werden soll. In den Erst-
aufnahmeeinrichtungen ist dringend – das ist derzeit
überhaupt nicht der Fall - ein Schlüssel von 1 : 120
notwendig und im weiteren Verlauf ein Schlüssel von
1 : 125. Wann werden Sie einen Nachtragshaushalt
vorlegen, um die Mittel anzupassen? - Die neun Milli-
onen reichen nach Adam Riese schlicht und einfach
nicht aus. Das ist die erste Frage.

Die zweite Frage: Halten Sie die derzeitigen Haus-
haltsmittel für Sprachkurse für ausreichend, um allen
Flüchtlingen, die es wollen, ein Angebot an qualifizier-
ten Sprachkursen zu machen? - Nicht in jeder dezent-

ralen Unterkunft befindet sich ein ausreichendes An-
gebot durch ehrenamtliche Tätigkeit. Wer eine
berufliche Integration möchte, braucht zudem einen
Sprachkurs, der jeden Tag und nicht nur einmal oder
zweimal in der Woche abends stattfindet.

Die weitere Frage: Was tun Sie, um Integrationsleis-
tungen von Flüchtlingen zu würdigen? - Es gibt viele
Flüchtlinge, die sich mit großem Engagement um Inte-
gration bemühen. Gerade jugendliche Flüchtlinge er-
bringen erhebliche Leistungen in der Schule. Was tun
Sie dafür, dass diese zukünftig nicht mehr von der
Schulbank weg abgeschoben werden? Was tun Sie
für eine Mutter mit ihrem Kind, die erhebliche Integra-
tionsleistungen erbracht hat, jetzt aber am 23. De-
zember aus Deutschland ausreisen muss?

(Beifall bei den GRÜNEN)

Staatsministerin Emilia Müller (Sozialministerium):
Frau Kamm, das war ein ganzer Fragenkatalog. Ich
möchte ganz kurz antworten. Lassen Sie uns bei der
Asylsozialberatung doch einmal mit den 9,3 Millionen
Euro für das Jahr 2015 beginnen. Ich bin davon über-
zeugt, dass das der richtige Einstieg ist. Wir werden
sehen, wie sich im nächsten Jahr alles entwickelt.

In die Sprachkurse investieren wir derzeit 3,75 Millio-
nen Euro. Wir unterstützen die ehrenamtlich abgehal-
tenen Sprachkurse mit 500 Euro. Daneben gibt es
weitere, hoch professionelle Sprachkurse, die wir in
Kooperation mit dem Bundesamt für Migration und
Flüchtlinge anbieten. Da geht es auch darum, welche
Anzahl an Asylbewerbern nächstes Jahr kommt. Ich
bin ebenfalls der Auffassung, dass Sprache der
Schlüssel dafür ist, dass sich die Menschen hier ver-
ständigen können. Deswegen fördern wir auch im
nächsten Jahr die Sprachkurse.

Zur Integration: Wir müssen erst einmal feststellen,
was wir uns darunter vorstellen. Reden wir über die
Asylbewerber, reden wir über Flüchtlinge, oder reden
wir über hoch qualifizierte Menschen mit Migrations-
hintergrund? Wir gestalten derzeit ein Integrations-
konzept, das eine Anerkennungskultur und eine Wert-
schätzungskultur mit enthält. Das ist die Basis, auf der
wir Integration aufbauen.

(Beifall bei der CSU)

Dritter Vizepräsident Peter Meyer: Jetzt Herr
Dr. Fahn.

Dr. Hans Jürgen Fahn (FREIE WÄHLER): Zwei Fra-
gen an Sie, Frau Ministerin. Erstens, zur Asylsozialbe-
ratung: Sie haben von der Erhöhung der Förderquote
von 70 auf 80 % gesprochen. Ab wann kommen diese
80 %?
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Zweite Frage: Der Integrationsbeauftragte Herr Neu-
meyer hat schon vor über einem Jahr – ich habe die
Pressemitteilung – geschrieben, wir bräuchten ein
bayerisches Integrationsgesetz. Ich warte schon seit
einem Jahr auf einen entsprechenden Gesetzentwurf
Ihrer Fraktion. Wie weit ist das? - Sie haben gesagt,
es gibt ein Konzept. Wann wird dieses Konzept ein-
mal in ein Gesetz gegossen? Wäre es denn nicht
sinnvoller, dass ein solcher Gesetzentwurf fraktions-
übergreifend vorgelegt wird, wenn wir schon ein baye-
risches Integrationsgesetz wollen und wünschen? -
Bei der Inklusion ist uns das wunderbar gelungen.
Alle loben uns dafür, dass alle vier Fraktionen frakti-
onsübergreifend die Inklusion wollen.

Staatsministerin Emilia Müller (Sozialministerium):
Wann werden die 70 % auf 80 % erhöht? - Wenn Sie
den Haushalt für das nächste Jahr genehmigt haben.

(Beifall bei der CSU)

Wir arbeiten an einem Integrationskonzept. Der
Wunsch des Integrationsbeauftragten ist ein Integrati-
onsgesetz. Darüber sind wir in der Diskussion.

(Beifall bei der CSU)

Dritter Vizepräsident Peter Meyer: Vielen Dank.
Damit sind die Zwischenbemerkungen erledigt. Weite-
re Wortmeldungen liegen nicht vor. Damit ist die Aus-
sprache geschlossen. Wir kommen jetzt zu einer
etwas längeren Abstimmungsprozedur.

Der Abstimmung liegen der Entwurf des Haushalt-
splans 2015/2016, Einzelplan 10, die Änderungsan-
träge auf den Drucksachen 17/3828 bis 17/3847,
17/3908 bis 17/3940, 17/3985, 17/3986, 17/4010 bis
17/4026, 17/4028, 17/4029 und 17/4161 sowie die
Beschlussempfehlung des federführenden Ausschus-
ses für Staatshaushalt und Finanzfragen auf der
Drucksache 17/4602 zugrunde. 

Zunächst führen wir die bereits zu Beginn der Bera-
tung angekündigten namentlichen Abstimmungen
durch. Zuerst stimmen wir über den Änderungsantrag
der Fraktion der FREIEN WÄHLER auf Drucksa-
che 17/3832 in namentlicher Form ab. Für die Stimm-
abgabe sind die Urnen wie immer bereitgestellt. Ich
gehe davon aus, dass Sie damit einverstanden sind,
wenn wir gleich mit drei Minuten die Abstimmung be-
ginnen. Dann beginnen wir jetzt mit der Abstimmung.

(Namentliche Abstimmung von 13.38 bis
13.41 Uhr)

Die drei Minuten sind um. Ich schließe die Abstim-
mung und bitte, das Ergebnis draußen zu ermitteln. 

Wir kommen zur namentlichen Abstimmung über den
Änderungsantrag von Abgeordneten der SPD-Frak-
tion auf der Drucksache 17/3913. Die Urnen stehen
wieder bereit. Ich eröffne die Abstimmung. Dafür ste-
hen wieder drei Minuten zur Verfügung.

(Namentliche Abstimmung von 13.42 bis
13.45 Uhr)

Ich schließe die Abstimmung und bitte, die Urnen wie-
der freizumachen. 

Wir kommen zur namentlichen Abstimmung über den
Änderungsantrag von Abgeordneten der SPD-Frak-
tion auf der Drucksache 17/3927. Die Urnen stehen
bereit. Ich eröffne die Abstimmung. Dafür stehen wie-
der drei Minuten zur Verfügung.

(Namentliche Abstimmung von 13.45 bis
13.48 Uhr)

Ich schließe die Abstimmung. 

Wir kommen zur namentlichen Abstimmung über den
Änderungsantrag der Fraktion des
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN auf der Drucksa-
che 17/4017. Die Urnen sind wieder bereit. Ich eröffne
die Abstimmung. Dafür stehen drei Minuten zur Verfü-
gung.

(Namentliche Abstimmung von 13.49 bis
13.52 Uhr)

Ich schließe den Abstimmungsvorgang. 

Die nächste namentliche Abstimmung betrifft den Än-
derungsantrag der Fraktion des BÜNDNISSES 90/
DIE GRÜNEN auf der Drucksache 17/4029. Die
Urnen stehen bereit. Ich eröffne die Abstimmung.

(Namentliche Abstimmung von 13.52 bis
13.55 Uhr)

Meine Damen und Herren, ich schließe diesen Ab-
stimmungsvorgang.

(Unruhe – Glocke des Präsidenten)

Ich bitte, die Plätze wieder einzunehmen, weil wir jetzt
einfache Abstimmungen durchführen. – Ich würde
auch die CSU-Fraktion bitten, die Plätze einzuneh-
men. – Das gilt ebenso für die Kollegen der GRÜ-
NEN-Fraktion. Es dauert jetzt länger; Sie dürfen sich
gerne hinsetzen. Die Ergebnisse der namentlichen
Abstimmung werden ermittelt.

Auf der Ehrentribüne hat eine Delegation von Wissen-
schaftlern Platz genommen. Es handelt sich um die
Asia-Europe Perspectives Association. Sie hält sich in
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Kooperation mit der Hanns-Seidel-Stiftung hier in
München auf. Herzlich willkommen im Bayerischen
Landtag!

(Allgemeiner Beifall)

Wir führen jetzt die von den Fraktionen der FREIEN
WÄHLER und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN
beantragten gesonderten Abstimmungen über die Än-
derungsanträge auf den Drucksachen 17/3838,
17/4013 und 17/4025 in einfacher Form durch. – Ich
würde darum bitten, dass für die in einfacher Form
durchgeführten Abstimmungen auch die Mitglieder
der Staatsregierung die vorgesehenen Plätze einneh-
men. 

Wer entgegen dem Ausschussvotum dem Änderungs-
antrag der Fraktion der FREIEN WÄHLER auf der
Drucksache 17/3838 zustimmen möchte, den bitte ich
um ein Handzeichen. – Die Fraktionen der FREIEN
WÄHLER und der SPD. Gegenstimmen? – Die CSU-
Fraktion. Enthaltungen? – Fraktion BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN. Damit ist dieser Antrag abgelehnt. 

Wer entgegen dem Ausschussvotum dem Änderungs-
antrag der Fraktion des BÜNDNISSES 90/
DIE GRÜNEN auf der Drucksache 17/4013 zustim-
men möchte, den bitte ich um ein Handzeichen. –
Fraktionen BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und SPD. Ge-
genstimmen? – CSU. Enthaltungen? – FREIE WÄH-
LER. Damit ist dieser Änderungsantrag abgelehnt. 

Wer entgegen dem Ausschussvotum dem Änderungs-
antrag der Fraktion des BÜNDNISSES 90/
DIE GRÜNEN auf der Drucksache 17/4025 zustim-
men möchte, den bitte ich um ein Handzeichen. –
Fraktionen BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, FREIE WÄH-
LER, SPD. Gegenstimmen, bitte! – CSU. Enthaltun-
gen? – Sehe ich nicht. Damit ist dieser Änderungsan-
trag abgelehnt. Danke schön.

Die Ergebnisse der namentlichen Abstimmungen lie-
gen vor. Ich gebe zuerst das Ergebnis der namentli-
chen Abstimmung zum Änderungsantrag der FREIEN
WÄHLER betreffend "Wohnungslosenhilfe in Bayern",
Drucksache 17/3832, bekannt. Mit Ja haben 52, mit
Nein haben 90 Abgeordnete gestimmt. Es gab
17 Stimmenthaltungen. Damit ist dieser Antrag abge-
lehnt.

(Abstimmungsliste siehe Anlage 3)

Der Änderungsantrag der SPD-Fraktion betreffend
"Sonderinvestitionsprogramm Barrierefreiheit", Druck-
sache 17/3913, hat bei der namentlichen Abstimmung
68 Ja-Stimmen und 89 Nein-Stimmen erhalten. Es
gab keine Stimmenthaltungen. Damit ist auch dieser
Änderungsantrag abgelehnt.

(Abstimmungsliste siehe Anlage 4)

Das Ergebnis der namentlichen Abstimmung zum Än-
derungsantrag der SPD-Fraktion betreffend "Förde-
rungen von Maßnahmen zum Abbau der Gewalt
gegen Frauen und Kinder", Drucksache 17/3927, lau-
tet: Mit Ja haben 68, mit Nein haben 91 Abgeordnete
gestimmt. Es gab keine Stimmenthaltungen. Damit ist
dieser Änderungsantrag abgelehnt.

(Abstimmungsliste siehe Anlage 5)

Ich gebe das Ergebnis der namentlichen Abstimmung
zum Änderungsantrag der Fraktion des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN betreffend "Sonderinvestitions-
programm Bayern - Barrierefrei 2023", Drucksa-
che 17/4017, bekannt. Mit Ja haben 67, mit Nein
haben 91 Abgeordnete gestimmt. Es gab keine
Stimmenthaltungen. Der Änderungsantrag ist damit
abgelehnt.

(Abstimmungsliste siehe Anlage 6)

Das Ergebnis der namentlichen Abstimmung zum Än-
derungsantrag der Fraktion des BÜNDNISSES 90/
DIE GRÜNEN betreffend "Sprachkurse für Asylsu-
chende flächendeckend ermöglichen", Drucksa-
che 17/4029, lautet: Mit Ja haben 66, mit Nein haben
91 Abgeordnete gestimmt. Es gab keine Stimmenthal-
tungen. Damit ist auch dieser Änderungsantrag abge-
lehnt.

(Abstimmungsliste siehe Anlage 7)

Der Einzelplan 10 wird vom Ausschuss für Staats-
haushalt und Finanzfragen mit den in der Beschluss-
empfehlung auf Drucksache 17/4602 genannten Än-
derungen zur Annahme empfohlen. Die Abstimmung
darüber soll wieder in namentlicher Form erfolgen.
Abstimmungsgrundlage ist der Einzelplan 10 mit den
vom Haushaltsausschuss vorgeschlagenen Änderun-
gen. Die Urnen stehen bereit. Sie sind mit drei Minu-
ten einverstanden. Ich eröffne die Abstimmung.

(Namentliche Abstimmung von 14.01 bis
14.04 Uhr)

Ich schließe die Abstimmung. Das Abstimmungser-
gebnis wird außerhalb des Sitzungssaales ermittelt.

Wir fahren in der Tagesordnung mit dem
Tagesordnungspunkt 21 fort:
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Haushaltsplan 2015/2016
Einzelplan 06 für den Geschäftsbereich des
Bayerischen Staatsministeriums der Finanzen, für
Landesentwicklung und Heimat

hierzu:

Änderungsanträge von Abgeordneten der CSU-
Fraktion (Drsn. 17/3382 und 17/3383)
Änderungsanträge von Abgeordneten der SPD-
Fraktion (Drsn. 17/3338 mit 17/3341 und 17/3510)
Änderungsantrag von Abgeordneten der Fraktion
FREIE WÄHLER (Drs. 17/3325)
Änderungsanträge von Abgeordneten der
Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN (Drsn. 17/3397
mit 17/3399)

Im Ältestenrat wurde für die Aussprache eine Ge-
samtredezeit von einer Stunde und 30 Minuten ver-
einbart. Davon entfallen auf die Fraktion der CSU
25 Minuten, auf die SPD-Fraktion 16 Minuten sowie
auf die Fraktionen der FREIEN WÄHLER und des
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN jeweils 12 Minuten.
Die Redezeit der Staatsregierung orientiert sich an
der Redezeit der stärksten Fraktion; die Staatsregie-
rung kann deshalb bis zu 25 Minuten sprechen, ohne
dass sich dadurch die Redezeit der Fraktionen verlän-
gert.

Ich eröffne die Aussprache. Erster Redner ist der Kol-
lege Herold. Bitte sehr.

Hans Herold (CSU): Sehr geehrter Herr Präsident,
liebe Kolleginnen und Kollegen, meine sehr verehrten
Damen und Herren! Ich muss ganz ehrlich sagen, es
gibt für mich fast nichts Schöneres, als heute den Ein-
zelplan 06 des Bayerischen Staatsministeriums der
Finanzen, für Landesentwicklung und Heimat vorstel-
len zu dürfen. Deswegen richte ich gleich zu Beginn
meiner Rede ein ganz besonderes Dankeschön an
unseren bayerischen Finanzminister Dr. Markus
Söder für seine großartige und zukunftsweisende Ar-
beit.

(Beifall bei der CSU)

Finanzminister Dr. Markus Söder hat gemeinsam mit
uns, der CSU-Fraktion, lieber Thomas Kreuzer und
lieber Peter Winter, wieder einen Doppelhaushalt aus-
gearbeitet, der nach meiner Ansicht in Deutschland
und in Europa seinesgleichen sucht. Dafür ein herzli-
ches Dankeschön.

Ich habe gestern in der "Augsburger Allgemeinen"
einen sehr interessanten Kommentar von Uli Bach-
meier mit der Überschrift "Bayern glänzt – im Mo-
ment" gelesen, wobei ich hinzufüge: auch in Zukunft.
Ich zitiere:

Der Freistaat Bayern lässt mit seinem Doppel-
haushalt alle anderen Länder in Deutschland hin-
ter sich. Der Staat ist solide finanziert. Das
Wachstum der Ausgaben ist begrenzt. Schulden
werden getilgt. Kurz gesagt: Bayern glänzt.

(Hubert Aiwanger (FREIE WÄHLER): Nur die Zei-
tung vorlesen!)

Ich kann diesen Kommentar nur unterstreichen,
meine sehr verehrten Damen und Herren.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, ich möchte gleich zu
Beginn meiner Rede einige wichtige Botschaften zum
Doppelhaushalt 2015/2016 herausstellen, basierend
auf dem Top-Rating AAA: Erstens, zum elften und
zwölften Mal keine neuen Schulden,

zweitens, massive Schuldenrückzahlung,

drittens, höchste Investitionen in Bildung, Familie,
Wissenschaft und Innovationen,

viertens, hohe investive Quote von 12 % – zum Ver-
gleich: Baden-Württemberg 9,8 % und Nordrhein-
Westfalen 9,1 % –,

fünftens, Stabilisierung der Personalquote, aber
gleichzeitig mehr Stellen in wichtigen Bereichen, zum
Beispiel im Bildungsbereich, bei der Polizei, bei der
Justiz sowie bei der Steuer- und Finanzverwaltung,

sechstens, ein grandioser kommunaler Finanzaus-
gleich – das sage ich auch als Kommunalpolitiker, als
Kreisrat und stellvertretender Landrat – in Höhe von
8,3 Milliarden Euro im Jahr 2015 – dafür eine hohe
Anerkennung unserem Finanzminister Dr. Markus
Söder –,

siebtens, Schaffung gleichwertiger Lebensbedingun-
gen – Stichwort intensive Breitbandförderung, zum
Beispiel 1,5 Milliarden Euro, wie Sie alle wissen –,
und

achtens, Übernahme des Tarifabschlusses für unsere
tüchtigen Beamtinnen und Beamten – das ist ein ganz
wichtiger Hinweis, liebe Ingrid Heckner – im Unter-
schied zu Nordrhein-Westfalen. Das haben unsere
tüchtigen Beamtinnen und Beamten in Bayern auch
verdient.

Ich möchte in den Dank an das Finanzministerium na-
türlich auch unsere beiden Staatssekretäre Albert Fü-
racker und Johannes Hintersberger einbeziehen. Ich
bedanke mich aber auch ganz, ganz herzlich bei den
Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern aus dem Finanzmi-
nisterium, von denen wir immer wieder beraten, unter-
stützt und betreut werden. Ein ganz besonderes Dan-
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keschön, meine sehr verehrten Damen und Herren,
natürlich auch an die tüchtigen Mitarbeiterinnen und
Mitarbeiter der bayerischen Finanz- und Steuerver-
waltung. Sie sind die besten in Deutschland, und
diese Auffassung kann man auch begründen.

Bayern nimmt bei Effizienz und Prüfungsmehrergeb-
nis im Ländervergleich den Spitzenplatz 1 ein. Der
Bundesdurchschnitt beim Mehrergebnis pro Prüfer
beläuft sich auf 1,2 Millionen Euro, bei den Bayern auf
1,4 Millionen Euro. Das sind 200.000 Euro mehr,
meine sehr verehrten Damen und Herren, bei den Be-
amtinnen und Beamten des Freistaates Bayern.

Ich sage auch, dass der Freistaat Bayern in Deutsch-
land das Land mit den solidesten und stabilsten Haus-
halts- und Finanzstrukturen ist. In den Diskussionen
der letzten Tage wurde auch ganz klar herausgearbei-
tet, dass wir in allen Bereichen, egal, ob in der Wirt-
schaft, bei der Beschäftigung, in der Bildung, bei den
Finanzen oder den Innovationen, die Nummer 1 in
Deutschland sind. Das, liebe Kolleginnen und Kolle-
gen, ist natürlich auch ein Erfolg unserer fleißigen
Bürgerinnen und Bürger und unserer tüchtigen Unter-
nehmerinnen und Unternehmer. Deswegen sage ich
an dieser Stelle auch ein herzliches Dankeschön an
die Bürgerinnen und Bürger des Freistaats Bayern für
die großartige Arbeit, die sie leisten.

(Beifall bei der CSU)

Ich sage aber auch, dass wir beispielhaft sind. Das
gilt insbesondere im Hinblick auf das Ehrenamt. Auch
darauf ist zurückzuführen, dass wir im Freistaat Bay-
ern so erfolgreich sind. Das ist aber auch ein großes
Verdienst der von der CSU-Fraktion getragenen
Staatsregierung.

Frau Ministerin Ilse Aigner hat am Dienstag gesagt:
Bayern ist das Land der Möglichkeiten. Ich setze noch
ein Wort drauf: Bayern ist das Land der unbegrenzten
Möglichkeiten. Die vielen Menschen, die zu uns nach
Bayern kommen, kommen zu uns – lieber Herr Kolle-
ge Halbleib, ich weiß, dass Ihnen das nicht gefällt,
das verursacht Ihnen Schmerzen, aber ich kann Ihnen
diese Schmerzen heute leider nicht ersparen -, weil
sie bei uns in Bayern die besten Perspektiven haben.

(Beifall bei der CSU)

Kein anderes Land in Deutschland zahlt 5 Milliar-
den Euro in den Länderfinanzausgleich und kann
gleichzeitig massiv Schulden tilgen. Das ist einmalig
in Deutschland und einmalig in Europa. Ich kann nur
die Aussage unseres Ministerpräsidenten Horst See-
hofer unterstreichen. Er hat gesagt: Das ist der beste
Haushalt aller Zeiten.

(Harry Scheuenstuhl (SPD): Das war er letztes
Jahr auch schon!)

- Das stimmt, lieber Harry Scheuenstuhl, da kann ich
dir nur beipflichten. Im letzten Jahrzehnt hatten wir
immer die besten Haushalte in ganz Deutschland.

Das zieht sich bei uns wie ein roter Faden durch, weil
wir entsprechende Leitlinien haben. Ich sage das
auch ganz bewusst als ehemaliger Bürgermeister: Bei
uns werden auch weiterhin die Einnahmen die Ausga-
ben bestimmen. Das bedeutet konkret: Wir geben nur
das Geld aus, das wir auch vorher erwirtschaftet
haben. Bei Ihnen, liebe Kolleginnen und Kollegen von
der Opposition – ich muss Ihnen das leider sagen,
weil ich auch mitbekomme, welche Anträge Sie stän-
dig stellen –, ist es genau anders herum: Bei Ihnen
bestimmen die Ausgaben die Einnahmen. Das bedeu-
tet Schuldenmacherei. Ich kann das auch anhand von
Beispielen aus Nordrhein-Westfalen oder Baden-
Württemberg belegen: Trotz Rekordsteuereinnahmen
und Rekordniedrigzinsen ist in diesen beiden Bundes-
ländern – rot-grün oder grün-rot – eine Neuverschul-
dung nötig. Hören Sie bitte bei folgendem Vergleich
gut zu: Im allgemeinen Haushalt liegt die Schuldenlast
Bayerns unter 20 Milliarden Euro. Im Land der Schul-
denkönigin Hannelore Kraft gibt es eine Neukreditauf-
nahme von 3,3 Milliarden Euro. Das heißt konkret:
NRW hat zurzeit eine Schuldenlast von 190 Milliar-
den Euro. Das ist fast zehnmal so viel wie im Freistaat
Bayern.

Dritter Vizepräsident Peter Meyer: Gestatten Sie
eine Zwischenfrage?

Hans Herold (CSU): Später. Wir können später gerne
noch gemeinsam diskutieren. Ich weiß schon, was Sie
alles bringen, nämlich Landesbank, Rücklagen, Be-
amtenstellen und und und. Das machen wir aber bitte
später am Ende meiner Rede.

Ich sage Ihnen ganz ehrlich: Diese unverantwortliche
Schuldenpolitik muss uns mit Sorge erfüllen. Das gilt
auch für uns in Bayern. Ich denke gerne an das Zitat
von Dr. Markus Söder vor einiger Zeit zurück. Er hat
an dieser Stelle gesagt: Wenn das ehemals stärkste
und bevölkerungsreichste Bundesland in Deutschland
sagt, dass es trotz Rekordeinnahmen und Rekord-
niedrigzinsen ohne Finanzhilfen nicht mehr leben
kann, dann ist damit die finanzielle Symmetrie in ganz
Deutschland gefährdet. Deswegen unser Rat von der
Staatsregierung und der Mehrheitsfraktion: Wir brau-
chen mehr Bayern in der Finanzpolitik der deutschen
Bundesländer.

(Beifall bei der CSU)
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Es sage Ihnen auch, wie nachhaltige bayerische Fi-
nanzpolitik ausschaut: Wir tilgen weitere Schulden,
insgesamt 1,05 Milliarden Euro im Doppelhaushalt
2015/2016. Bis zum Jahr 2016 werden wir dann inner-
halb von fünf Jahren 3,6 Milliarden Euro Schulden ge-
tilgt haben. Das sind 16 % der Gesamtschulden des
Freistaats Bayern im gesamten Haushalt. Nennen Sie
mir ein Bundesland in Deutschland, das eine solche
Leistung erbringen kann.

(Beifall bei der CSU – Zuruf von den GRÜNEN)

- Lieber Thomas Mütze, den Einwand kenne ich. Den
hast Du schon tausendmal gebracht, und zwar sowohl
im Ausschuss als auch im Plenum. - Bei dieser seriö-
sen Finanzpolitik müssen und werden wir weiterhin
Vorbild in Deutschland und Europa bleiben.

(Beifall bei der CSU)

Mit diesem kontinuierlichen Schuldenabbau können
wir es schaffen, als erstes Land in Deutschland bis
zum Jahr 2030 schuldenfrei zu sein. Dies ist auch im
Interesse der jungen Generation.

(Beifall bei der CSU)

Ich darf Ihnen noch ein Zitat des Präsidenten des
Obersten Rechnungshofs Dr. Heinz Fischer-Heidlber-
ger bringen. Er hat vor einiger Zeit gesagt – passen
Sie gut auf, es ist ganz wichtig -: Der weitere Abbau
von Staatsschulden wird ausdrücklich von uns be-
grüßt. Der bayerische Kurs ist ein Kurs, der Bayern
deutschlandweit zu einem Vorbild für solide Finanzpo-
litik hat werden lassen. – Ich glaube, ein größeres Lob
kann man nicht bekommen als diese Aussage des
Präsidenten des Bayerischen Obersten Rechnungs-
hofs.

Wir stehen weiterhin vor großen Herausforderungen.
Ich sage aber auch: Trotz Länderfinanzausgleich in
Höhe von über 5 Milliarden Euro, trotz höchstem kom-
munalen Länderfinanzausgleich 2015 in Höhe von
8,3 Milliarden Euro, trotz Investitionen im Umfang von
circa 20 Milliarden Euro in Familie, Bildung und Inno-
vationen bewältigen wir weiterhin große Herausforde-
rungen bereits zum elften und zwölften Male mit
einem ausgeglichenen Haushalt.

(Beifall bei der CSU)

Ich sage Ihnen ganz ehrlich: Ich bin sehr stolz, dass
wir diese großen Herausforderungen, insbesondere
bei der Asylpolitik und angesichts der Flüchtlingssitua-
tion, ohne Neuverschuldung bewältigen können. Auf
diesem Gebiet stellen wir eine Summe von quasi
einer Milliarde Euro im Doppelhaushalt zur Verfügung.

Die Aufgaben des Finanzministeriums sind, wie der
Einzelplan 06 zeigt, sehr personalintensiv. Die Perso-
nalausgabenquote liegt über 70 %. Dies ist ein wichti-
ger Punkt bei der Ausgabenstruktur. Mit diesen Mit-
teln werden circa 27.600 Stellen finanziert, davon
über 71 %, das heißt rund 19.700, in der Steuerver-
waltung. Weitere personelle Schwerpunkte sind die
Staatsfinanzverwaltung, die Schlösserverwaltung und
auch das Landesamt für Finanzen mit über
3.300 Stellen. Das gilt natürlich auch für die Vermes-
sungsverwaltung, die für uns, insbesondere für den
ländlichen Raum, ganz wichtig ist. Sie umfasst rund
3.500 Stellen.

Zu den Einnahmen ganz kurz ein paar wesentliche
Punkte, zunächst der Hinweis, dass 115 Millionen Eu-
ro an Säumnis- und Verspätungszuschlägen erhoben
werden. Die Gebühren bei den Finanzämtern belau-
fen sich auf circa 9,5 Millionen Euro. Wir haben auch
eine sehr positive Entwicklung, die mich persönlich
sehr freut, bei der Schlösserverwaltung. Die Eintritts-
gelder steigen auf 23,4 Millionen Euro. Eine positive
Entwicklung ergibt sich auch bei den Einnahmen der
Vermessungsverwaltung mit 104,8 Millionen Euro.

Ich sage aber auch: Für uns ist es immer wieder wich-
tig, kontinuierlich für eine Verbesserung der Personal-
ausstattung bei der Finanz- und Steuerverwaltung zu
sorgen. Hierzu konnte man in den letzten Jahren eini-
ges vorweisen. Insgesamt sind im Doppelhaushalt
2015/2016 rund 700 neue Planstellen und andere
Stellen vorgesehen. Unsere Steuerverwaltung wird
mit 15 neuen Planstellen und – sage und schreibe –
530 neuen Anwärterstellen gestärkt. 90 neue Anwär-
terstellen sind dem Bereich der Vermessungsverwal-
tung zuzuordnen. 19 Planstellen und 39 Anwärterstel-
len sind im Landesamt für Finanzen und 5 Planstellen
in der Schlösserverwaltung vorgesehen. Eine Stellen-
hebung gab es für die Fachhochschule für öffentliche
Verwaltung und Rechtspflege. Meine sehr verehrten
Damen und Herren, das heißt konkret, dass derzeit
insgesamt 2.000 junge Anwärterinnen und Anwärter
eine Ausbildung an der Finanzschule in Ansbach oder
ein Studium an den Fachhochschulen in Herrsching
oder Kaufbeuren absolvieren. Das ist ein gutes Zei-
chen gerade auch für die Stellensituation in unserer
Steuerverwaltung und in der Finanzverwaltung.

(Beifall bei der CSU)

Im Doppelhaushalt 2015/2016 sind insgesamt
7.680 Stellenhebungen vorgesehen. Liebe Kollegin
Ingrid Heckner, ich möchte mich auch bei dir bedan-
ken. Das möchte ich ganz ausdrücklich betonen. Seit
dem Doppelhaushalt 2009/2010 wurden 50.000 zu-
sätzliche Beförderungen unserer Beamtinnen und un-
serer Beamten ausgesprochen.
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(Beifall bei der CSU)

Ein weiterer großer Ausgabeschwerpunkt ist insbe-
sondere die Breitbandförderung. Als Vertreter des
ländlichen Raumes bin ich unserem Finanzminister
und meiner Fraktion sehr dankbar dafür – das muss
ich ganz ehrlich sagen –, dass richtig viel Geld, näm-
lich 1,5 Milliarden Euro, in die Hand genommen wird,
um gleichwertige Lebensbedingungen im ländlichen
Raum herzustellen. Die Ansätze für die Breitbandför-
derung, deren Fördersätze und Förderhöchstbeträge
im Jahr 2014 deutlich angehoben wurden, werden für
2015 um 100 Millionen Euro auf 150 Millionen Euro
und im Jahr 2016 noch einmal um 50 Millionen Euro
auf 200 Millionen Euro erhöht. Die Verpflichtungser-
mächtigung beläuft sich, wie bereits im Jahr 2014, auf
400 Millionen Euro für jedes Haushaltsjahr. Meine
Damen und Herren, als Vertreter des ländlichen Rau-
mes sage ich Ihnen: Mein Stimmkreis – die Landkrei-
se Fürth und Neustadt an der Aisch-Bad Windsheim –
umfasst insgesamt 49 Städte und Gemeinden. Wir er-
halten insbesondere für den Landkreis Neustadt an
der Aisch-Bad Windsheim eine starke Förderung zwi-
schen 80 % und 90 %. Im Landkreis Fürth ist die För-
derung aufgrund der wirtschaftlichen Stärke etwas
niedriger. Ich danke der Staatsregierung herzlich für
dieses wunderbare Breitbandförderprogramm.

(Beifall bei der CSU)

Erlauben Sie mir, noch ein Wort zur Schlösserverwal-
tung zu sagen. Der Sachaufwand der Schlösserver-
waltung steigt im Haushaltsjahr 2015 auf 22 Millionen
Euro und im Jahr 2016 noch einmal um 0,7 Millionen
Euro auf 22,7 Millionen Euro. Damit sollen neue Aus-
stellungen ermöglicht werden, um die Attraktivität un-
serer Schlösser weiter zu steigern. Dazu zählt insbe-
sondere die Sonderausstellung im Schloss Neuburg
zur Ottheinrich-Bibel und – das freut mich persönlich
sehr – der Ausbau und die Einrichtung der Cadolz-
burg zu einem Burg-Erlebnismuseum. Das kann aus
diesen Mitteln finanziert werden.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, natürlich
sind der ländliche Raum und die ländliche Entwick-
lung sehr wichtig. Hierfür sind entsprechende Mittel in
Höhe von 10 Millionen Euro vorgesehen. Ich bin sehr
dankbar dafür, dass im Rahmen der kürzlich vorgetra-
genen Regierungserklärung von Dr. Markus Söder
Entscheidungen, beispielsweise zur weiteren Stär-
kung des ländlichen Raumes, verkündet wurden.
Dazu zählen die Schaffung von IT-Zentren und Bay-
ern-Labs im gesamten Freistaat Bayern.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, auch der
staatliche Hochbau im Einzelplan 06 ist meiner An-
sicht nach mit insgesamt 105 Millionen Euro gut aus-

gestattet. Als Leuchttürme in der Schlösserverwaltung
darf ich insbesondere erwähnen die Generalsanierun-
gen der Festung Marienberg in Würzburg, des
Schlosses Johannisburg in Aschaffenburg, des Mark-
gräflichen Opernhauses Bayreuth, die Neustrukturie-
rung der Kaiserburg in Nürnberg und – das wurde
eben schon erwähnt – die Sanierung mit Einrichtung
eines Burg-Erlebnismuseums in der Cadolzburg.

Eine wichtige Entscheidung und Investition in die Zu-
kunft ist die Erweiterung der Landesfinanzschule in
Ansbach. Die Kosten belaufen sich auf circa 47 Millio-
nen Euro. Der Neubau des ersten Bauabschnitts des
Finanzamtes in München beläuft sich auf circa 66 Mil-
lionen Euro. Zu nennen ist auch der Neubau der Fi-
nanzfachhochschule Nord in Kronach.

Heute haben wir schon sehr oft das Thema Barriere-
freiheit angesprochen. Diesen Punkt möchte ich
ebenfalls kurz ansprechen, weil wir uns unserer gro-
ßen Verantwortung sehr bewusst sind. Dieser Verant-
wortung kommen wir auch nach. Neben den vielen
Mitteln, die im Gesamthaushalt vorgesehen sind,
haben wir aufgrund eines Antrages der CSU-Fraktion
weitere Mittel vorgesehen, nämlich 3 Millionen Euro
zur Verbesserung der Barrierefreiheit im Bereich der
Schlösserverwaltung. Es sollen insbesondere bauli-
che Verbesserungen bei der Kaiserburg in Nürnberg,
der Festung Marienberg in Würzburg und beim
Schloss Johannisburg in Aschaffenburg erreicht wer-
den.

(Thomas Mütze (GRÜNE): Super!)

Meine Damen und Herren, ich möchte einen Punkt
ansprechen, der mir persönlich sehr wichtig erscheint:
die Mütterrente. Bei diesem Thema sind wir Vorbild in
ganz Deutschland. Wie Sie alle wissen, wurde die Be-
rücksichtigung von Erziehungszeiten für vor 1992 ge-
borene Kinder im Rentenrecht verbessert. Das ist die
sogenannte Mütterrente. Mit diesem vorbildlichen
Haushaltsgesetz 2015/2016 wird die Verbesserung
wirkungsgleich und systemkonform zum 1. Januar
2015 in die bayerische Beamtenversorgung übertra-
gen. Damit werden erziehungsbedingte Lücken in der
Beamtenversorgung vermindert. Darauf bin ich sehr
stolz. Meine sehr verehrten Damen und Herren, damit
übernimmt Bayern bundesweit eine Vorreiterrolle.

(Beifall bei der CSU – Ingrid Heckner (CSU):
Toll!)

Thomas Mütze ist jetzt nicht mehr da.

(Thomas Mütze (GRÜNE): Doch!)
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– Da sitzt er. Wir verstehen uns persönlich sehr gut.
Wir sind beide Fußballfans: Er von Eintracht Frank-
furt, ich vom 1. FC Nürnberg – logischerweise.

Ich möchte ganz kurz drei Punkte ansprechen, die
mich persönlich sehr irritieren und denen ich – das
muss ich ganz ehrlich sagen – persönlich nie zustim-
men würde. Das ist zum einen der Änderungsantrag
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN betreffend
"Kein Ausbau des Frankenschnellweges in Nürnberg".
Meine sehr verehrten Damen und Herren, der Ausbau
des Frankenschnellweges ist eine ganz wichtige Infra-
strukturmaßnahme für Nürnberg.

(Beifall bei der CSU)

Ich komme zum nächsten Antrag betreffend "Kürzung
der Haushaltsmittel für Staatsstraßen". Für mich als
Vertreter des ländlichen Raumes ist dieser Antrag ein
Schlag ins Gesicht. Wir brauchen weiterhin viele
Haushaltsmittel für die Sanierung und den Ausbau
von Staatsstraßen im Freistaat Bayern.

(Beifall bei der CSU)

Jetzt komme ich zu noch einem Punkt, der jedes Jahr
von den GRÜNEN beantragt wird, nämlich die Strei-
chung des Landeserziehungsgeldes. Meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren, dem Vorschlag werden wir
als CSU-Fraktion niemals zustimmen.

(Beifall bei der CSU)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, im Ausschuss für
Staatshaushalt und Finanzfragen haben wir uns mit
den Kolleginnen und Kollegen der Opposition immer
wieder faire und interessante Rededuelle geliefert. Sie
waren – das muss ich bestätigen – meistens sachlich.
Deshalb bedanke ich mich ganz herzlich bei den Kol-
legen des Ausschusses für Staatshaushalt und Fi-
nanzfragen, insbesondere danke ich unserem Vorsit-
zenden Peter Winter und dem stellvertretenden
Vorsitzenden Volkmar Halbleib. Lieber Volkmar, wir
sind daheim gewissermaßen Nachbarn. Meine sehr
verehrten Damen und Herren, gemeinsam wird eine
sehr gute Arbeit geleistet.

Abschließend möchte ich noch einmal betonen: Die-
ser Doppelhaushalt 2015/2016 ist der beste Haushalt
aller Zeiten. Das habe ich schon erwähnt. Es ist ein
Haushalt ohne neue Schulden und die Fortsetzung
des Schuldenabbaus mit einem Ausgabenwachstum
von maximal 3 % pro Jahr. Die investiven Ausgaben
werden auf einem weiterhin hohen Niveau fortgeführt.
Die Personalausgabenquote wird stabilisiert. Er ist
eine große Unterstützung für unsere Kommunen im
Freistaat Bayern. Deswegen bitte ich Sie um Zustim-
mung.

Ich bedanke mich bei Ihnen ganz herzlich für Ihre Auf-
merksamkeit und sage abschließend: Bayern hat Zu-
kunft, meine sehr verehrten Damen und Herren.

(Beifall bei der CSU)

Dritter Vizepräsident Peter Meyer: Herr Kollege He-
rold, Sie sind gleich stehen geblieben, da wir – das
hat sich abgezeichnet – eine Zwischenbemerkung
des Kollegen von Brunn haben. Bitte schön.

Florian von Brunn (SPD): Lieber Herr Kollege He-
rold, Sie loben sich über den grünen Klee.

(Hans Herold (CSU): Zu Recht!)

Ich will gar nicht die Landesbank ansprechen. Ich will
nur einmal Ihre Ausführungen bezüglich der sozialde-
mokratisch regierten Bundesländer einem Fakten-
check unterziehen und auf das Beispiel Baden-Würt-
temberg verweisen. 2010/2011 wurden dort
4,5 Milliarden Euro Schulden aufgenommen – Re-
kordschulden unter Stefan Mappus, Ministerpräsident
von der CDU. Dies als Erstes.

Zweitens. Nordrhein-Westfalen sprechen Sie auch
sehr gerne an, auch hierzu der Faktencheck. Unter
dem Ministerpräsidenten Jürgen Rüttgers, CDU, Ihre
Schwesterpartei, gab es im Jahr 2008 Rekordschul-
den von 1 Milliarde Euro trotz Rekordeinnahmen. In
seiner Regierungszeit ist Nordrhein-Westfalen vom
Geberland im Jahr 2005 mit Zahlungen von 490 Milli-
onen Euro in den Länderfinanzausgleich im Jahr 2010
zum Nehmerland mit 354 Millionen Euro aus dem
Länderfinanzausgleich geworden. Vielleicht nehmen
Sie dazu auch einmal Stellung. Das wäre seriös.

(Beifall bei der SPD)

Hans Herold (CSU): Herr Kollege, hier besteht genau
der große Unterschied zwischen Ihnen und der CSU-
Fraktion. Wir schauen nicht in die Vergangenheit. Sie
graben immer wieder die alten Sachen wie die Lan-
desbank usw. aus.

(Widerspruch bei der SPD)

Wir blicken in die Zukunft. Fakt ist, lieber Kollege: Der
Freistaat Bayern zahlt mit 5 Milliarden Euro weit über
die Hälfte des gesamten Finanzausgleichs. Wir waren
auch einmal Nehmerland – das ist richtig. In den
35 Jahren, in denen wir Nehmerland waren, haben wir
ungefähr 4 bis 4,5 Milliarden Euro bekommen. Zwi-
schenzeitlich zahlen wir jedes Jahr 5 Milliarden Euro
in den Länderfinanzausgleich ein. Sie sollten gemein-
sam an unserer Seite stehen und versuchen, eine Lö-
sung zu finden. Ich bedanke mich ganz herzlich bei
unserem Ministerpräsidenten Horst Seehofer und bei
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Markus Söder für die großen Aktivitäten, um eine ent-
sprechende Modifizierung zu erreichen.

(Beifall bei der CSU – Zurufe von der SPD)

Dritter Vizepräsident Peter Meyer: Bevor ich Herrn
Kollegen Halbleib das Wort erteile, darf ich darauf hin-
weisen, dass die abschließende Abstimmung über
den Einzelplan 06 in namentlicher From stattfinden
wird.

Darüber hinaus darf ich auf der Ehrentribüne den
Herrn Landesvorsitzenden des Bayerischen Beamten-
bundes Herrn Rolf Habermann in Begleitung der Ge-
schäftsführerin Frau Egle begrüßen. Herzlich willkom-
men!

(Allgemeiner Beifall)

Wir fahren in der Tagesordnung fort. - Herr Halbleib,
Sie haben das Wort.

(Prof. Dr. Peter Paul Gantzer (SPD): Volkmar,
zeig‘s ihnen!)

Volkmar Halbleib (SPD): Herr Präsident, liebe Kolle-
ginnen und Kollegen! Ich entschuldige mich vorweg.

Ich beginne mit einem Dank. Ich bedanke mich zu-
nächst beim Finanzminister und seinem Haus für die
Abwicklung der Haushaltsberatungen vom Entwurf bis
zur heutigen Verabschiedung und auch für die an-
schließende Umsetzung. Ich darf in diesen Dank aus-
drücklich den Vorsitzenden des Haushaltsausschus-
ses Herrn Kollegen Peter Winter und sein
Ausschussbüro einbeziehen. Er hat uns souverän
durch die Marathonberatungen im Haushaltsaus-
schuss geleitet. An dieser Stelle ein herzlicher Dank!

(Allgemeiner Beifall)

Da der Herr Finanzminister trotz aller Robustheit sen-
sibel ist, will ich auch mit einigen lobenden Worten
zum Einzelplan 06 beginnen.

Wir freuen uns über ein Stück weit Verbesserung bei
der Stellenausstattung der Finanzverwaltung. Das ist
ein Schritt in die richtige Richtung. Wir finden, dass
das Konzept und die Umsetzung der Breitbandförde-
rung trotz mancher Fragezeichen ein deutlicher Fort-
schritt gegenüber dem Nichthandeln der Regierung
und dem Stillstand in den vergangenen Jahren sind,
und wir meinen, dass trotz aller nach wie vor beste-
henden Kritikpunkte – der Präsident des Beamten-
bundes ist anwesend – wesentliche Zusagen gegen-
über dem öffentlichen Dienst von Ihnen eingehalten
worden sind. Darüber freuen wir uns, weil wir uns

auch in den vergangenen Jahren intensiv für diese
Punkte eingesetzt haben.

Deswegen verbinde ich das Lob an den Finanzminis-
ter an dieser Stelle auch mit einem Dank und einem
Lob an die SPD-Fraktion und die Oppositionsfraktio-
nen, weil wir den Finger permanent in die Wunde ge-
legt haben und deshalb ein Stück weit vorangekom-
men sind.

(Beifall bei der SPD)

Kollege Herold hat interessanterweise den Journalis-
ten Uli Bachmeier zitiert. Er hat aber den ganz spann-
enden Text, der für die heutige Schlussdebatte maß-
geblich ist, weggelassen. Denn Uli Bachmeier
schreibt weiter: "Die entscheidende Frage zum Jah-
resende 2014 ist, ob dieser Haushalt wirklich krisen-
fest ist und die selbstgesteckten Ziele der Staatsregie-
rung erreicht werden können." Das ist mehr als ein
deutliches Fragezeichen, das der Journalist Uli Bach-
meier an dieser Stelle zu Recht setzt.

(Beifall bei der SPD – Harald Güller (SPD): Wer
bis zum Ende liest, ist klar im Vorteil!)

Wir stellen nach der Eröffnungsdebatte, die ja eher
eine Super-Haushaltsshow war, nach zweieinhalb
Monaten intensiver Haushaltsberatungen fest, dass
die Staatsregierung und die Regierungsfraktion die-
sen Doppelhaushalt trotz der enthusiastischen Worte
von Hans Herold deutlich nüchterner beurteilen, weil
die Wirtschaftsaussichten natürlich offen sind. In den
Beratungen der Einzelpläne haben wir viele, viele De-
fizite aufgezeigt, die auch die Kolleginnen und Kolle-
gen der CSU zugeben mussten. Deswegen, glaube
ich, ist Realitätssinn angesagt. Selbstzufriedenheit,
liebe Kolleginnen und Kollegen von der CSU, ist nie
ein guter Ratgeber, in der Finanzpolitik erst recht
nicht. Wir müssen Sie nicht an irgendwelchen Ra-
tings, nicht an irgendwelchen Blicken in andere Bun-
desländer, sondern an ihren eigenen Ansprüchen, an
ihrem eigenen Selbstlob messen. Dann müssen wir
feststellen, dass von den Superlativen an vielen Stel-
len wenig übrig bleibt.

(Zuruf von der CSU: Oh!)

Ich darf als Beispiel die Steuerverwaltung nennen. Wir
können doch nicht damit zufrieden sein, wenn in der
bayerischen Steuerverwaltung nach wie vor
1.800 Stellen unbesetzt sind. Wir wollen, dass jede
einzelne Stelle besetzt wird. Dazu bietet dieser Dop-
pelhaushalt zu wenig Kraftanstrengungen.

(Beifall bei der SPD)
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Warum sorgen Sie nicht dafür, dass alle Stellen be-
setzt werden können und nicht mehr durch Anwärter
blockiert werden? Dazu wären 870 Anwärterstellen
nötig. Sie haben Anstrengungen unternommen, aber
Sie sind zu kurz gesprungen. Warum ist es nicht mög-
lich, in der Steuerverwaltung die völlig irrsinnige Wie-
derbesetzungssperre endlich aufzuheben? Sie ist all-
gemein ein schlechtes Instrument der
Personalwirtschaft. Im Steuerbereich kostet uns diese
Wiederbesetzungssperre nachweislich deutlich mehr,
als sie bringt. Das ist unökonomisch, und dies wider-
spricht auch der Steuergerechtigkeit. Wir müssen
dafür sorgen, dass die Unterbesetzung in der Steuer-
verwaltung, die nach wie vor ein Riesenproblem im
Freistaat ist, endlich beendet wird. Wir müssen sehen,
dass Opfer der jahrzehntelangen Politik der Nichtbe-
setzung und der Unterbesetzung die Steuergerechtig-
keit ist, die auf der Strecke bleibt. Opfer sind insbe-
sondere die Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer.

(Beifall bei der SPD und Abgeordneten der GRÜ-
NEN)

Wir setzen uns in der Steuerpolitik für einen Dreiklang
ein: Wir wollen Entlastungen für die normalen Arbeit-
nehmerinnen und Arbeitnehmer, wir wollen mehr
Steuergerechtigkeit, und wir wollen eine konsequente
Bekämpfung der Steuerhinterziehung. Sie haben für
die Bekämpfung der Steuerhinterziehung zu wenig
getan. Sie haben viele Initiativen, die wir auf den Weg
gebracht haben, im Bayerischen Landtag abgelehnt.
Ich darf nur zwei Beispiele nennen: Die Erfolge in die-
sem Bereich sind das Verdienst der SPD, beispiels-
weise beim Ankauf von Daten-CDs, die in großem
Umfang zu Selbstanzeigen und erheblichen Steuer-
nachzahlungen in Bayern geführt haben. Die Verhin-
derung des deutsch-schweizerischen Steuerabkom-
mens, das Schwarz-Gelb schon beschlossen hatte,

(Beifall bei Abgeordneten der GRÜNEN)

hat nicht nur zum Fall Hoeneß geführt, sondern auch
zu einer Welle Tausender weiterer Selbstanzeigen.
Das hat dazu geführt, dass Steuerschulden dort hin-
kommen, wo sie hingehören, nämlich in den Staatssä-
ckel.

(Beifall bei der SPD und Abgeordneten der GRÜ-
NEN)

Was hat der Finanzminister hier im Landtag getan? –
Er hat vehemente Reden gegen den Ankauf von
Steuerdaten-CDs gehalten. Er hat vehement für das
deutsch-schweizerische Steuerabkommen plädiert,
das nicht nur die Anonymität der Steuerhinterzieher
wiederhergestellt hätte, sondern perspektivisch auch
die Bekämpfung der internationalen Steuerhinterzie-

hung verhindert und somit schweren Schaden zuge-
fügt hätte.

Leider muss man es so sagen, wenn man es auf den
Punkt bringt: Im Ergebnis war der bayerische Finanz-
minister ein Stück weit der Schutzheilige für Steuer-
hinterzieher und Geldwäscher.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD – Zurufe von
der CSU: Oh!)

Das ist die Wahrheit. Sie haben sich gegen diese In-
strumente gewehrt.

(Peter Winter (CSU): Die haben keinen Schutz-
heiligen!)

Wir schätzen die zusätzlichen Steuereinnahmen in
Bayern hieraus auf etwa 1,7 Milliarden Euro. Dieser
Betrag wäre nie gekommen, wenn sich Ihre Haltung
durchgesetzt hätte. Das ist das Verdienst der SPD.
Herr Finanzminister, Sie sind zwar evangelischer
Konfession, aber vielleicht können Sie sich vorneh-
men, eine Bußkerze für sich und eine Dankeskerze
für die SPD anzuzünden,

(Allgemeine Heiterkeit)

wahlweise vor der Schwarzen Madonna in Altötting
oder auch auf dem Würzburger Käppele. Das ist doch
eine praktische Empfehlung.

(Beifall bei der SPD – Zurufe von der SPD: Sehr
gut! – Staatsminister Dr. Markus Söder: Es hat so
gut begonnen!)

Es können auch mehrere Kerzen sein – als Dank für
die Einnahmeverbesserungen, die nie zustande ge-
kommen wären, wenn es die SPD nicht gegeben
hätte. Ich nenne die Übernahme der BAföG-Zahlun-
gen durch den Bund: 310 Millionen Euro im Doppel-
haushalt, Erhöhung der Städtebauförderung: 120 Mil-
lionen Euro, Aufstockung zum Ausbau der
Kinderbetreuung: 70 bis 80 Millionen Euro, Entlastung
im Bundesleistungsgesetz: 230 Millionen Euro.

(Peter Winter (CSU): Wir sind ja auch in der Koa-
lition!)

Natürlich gehört auch der Mindestlohn dazu. Diese
Verbesserungen wären ohne die SPD nicht gekom-
men. Deswegen ist das mit den Dankes- und Bußker-
zen sicher ein guter Vorschlag.

(Beifall bei der SPD)

Das ist ein ernstes Thema für uns alle. Wir müssen
die großen Unterschiede in der regionalen Verteilung
der Steuereinnahmen sehen. 42 % der bayerischen
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Steuereinnahmen kommen aus dem Finanzamtsbe-
zirk München – Landeshauptstadt München und
Landkreis München.

Das zeigt zweierlei. Ohne die Einnahmestärke aus
dem Finanzamtsbezirk München wären die Steuerein-
nahmen in Bayern nur bundesdeutscher Durchschnitt.
Bei der Verteilung der Finanzkraft in Bayern tut sich
eine Schere auf. Diese dramatische Entwicklung
muss uns insgesamt umtreiben. Beim Bruttoinlands-
produkt haben wir eine stärkere Spaltung zwischen
Oberbayern und Oberfranken als zwischen Bayern
und Berlin. Das kann uns nicht ruhen lassen. Diese
Zahlen sind auch ein Appell, die Schere der unter-
schiedlichen Finanzkraft in Bayern zu schließen.

Natürlich gilt es auch, die Finanzkraft in ganz Bayern
zu stärken, um damit gleichwertige Lebensverhältnis-
se herzustellen. Bei diesen Herausforderungen bieten
wir Ihnen unsere Unterstützung im Parlament an. Sie
müssen aber mehr tun als bisher.

(Beifall bei der SPD)

Auch bieten wir Ihnen ausdrücklich – Kollege Rinders-
pacher hat das bereits am Dienstag getan – unsere
Unterstützung bei den großen finanzpolitischen He-
rausforderungen auf Bundesebene an. Der Länderfi-
nanzausgleich - das ist unsere klare Aussage und Po-
sition schon seit Langem - kann nicht so bleiben, wie
er ist. Die Verantwortung für diesen Länderfinanzaus-
gleich und auch für die dramatische Belastung des
Freistaats Bayern liegt bei der CSU, die ihn ausge-
handelt und hier im Landtag auch noch bejubelt hat.

Die SPD-Fraktion hat als erste im Bayerischen Land-
tag auf Änderungen gedrungen: Anreizstrukturen für
Nehmer- und Geberländer zu entwickeln, eine Son-
derregelung für die Hauptstadt Berlin zu finden, die
Kosten der Steuerverwaltung endlich im Länderfi-
nanzausgleich anzurechnen und das Ausgleichsvolu-
men durch die Übernahme von Strukturförderung
beim Bund zu verringern.

Wir stellen fest, dass Finanzminister Söder am 17. Ja-
nuar 2014 in der "ZEIT" deutlich gemacht hat, Bayern
werde einem neuen Länderfinanzausgleich nur dann
zustimmen, wenn sich unser Beitrag halbiere. Das
wären geringere Zahlungen in einer Höhe zwischen 2
und 2,5 Milliarden Euro.

Wir werden Sie, Herr Finanzminister, liebe Kollegin-
nen und Kollegen von der CSU, dabei unterstützen.
Wir werden Sie aber auch an Ihren Aussagen mes-
sen. Klar ist jedenfalls: Die Zeit der Sprüche ist vorbei.
Jetzt müssen CSU und Staatsregierung ihre Ankündi-
gungen einlösen. Wir werden Sie dabei auf jeden Fall
unterstützen.

(Beifall bei der SPD)

Erste Absetzungsbewegungen gab es, wie wir fest-
stellen, schon in einem Interview in der "Süddeut-
schen Zeitung" vom 27. November 2014 mit Erwin
Huber:

Bayern steht bei vielen Interessen mit wenigen
Verbündeten oder gar allein da. … Die Nehmer-
länder wollen – auch mit Hinweis auf die Schul-
denbremse – nichts abgeben. Der Bund will nicht
mehr zuschießen. Womit soll Bayern entlastet
werden?

Wir fordern Sie auf, gemeinsam Bündnispartner zu
finden. Sie sind auch in dem Bereich zu finden, den
Sie normalerweise von diesem Pult aus nur be-
schimpfen. Ich glaube, wir müssen gemeinsam darum
kämpfen, einen Konsens der Länder gegenüber dem
Bund zu finden und natürlich auch Bündnispartner in
der Ländergemeinschaft.

Dazu gehört im Übrigen auch Nordrhein-Westfalen,
das 1,5 Milliarden Euro in den Länderfinanzausgleich
einzahlt über den Umsatzsteuervorwegausgleich.
Auch da sind Bündnispartner zu finden, bloß müssen
Sie sie auch suchen und dürfen nicht nur auf mögli-
che Bündnispartner einschlagen.

(Beifall bei der SPD, Abgeordneten der FREIEN
WÄHLER und der GRÜNEN)

Eines braucht die Diskussion um den Länderfinanz-
ausgleich mit Sicherheit nicht: peinliche Maxi-Cosi-
Nummern wie bei der Diskussion mit Jauch.

(Beifall bei der SPD)

Damit, Herr Finanzminister, haben Sie Bayern ein
Stück weit blamiert. Das stärkt unsere Verhandlungs-
position nicht, sondern es schwächt sie.

Zur Steuerpolitik nur kurz drei Punkte. Ich glaube, wir
sind uns einig, dass wir die Mittel aus dem Soli für die
öffentlichen Kassen erhalten müssen.

Wir sind uns auch einig, dass wir zwei Möglichkeiten
haben: entweder die Fortsetzung mit einer neuen
Konstruktion des Solidaritätszuschlags oder die Inte-
gration in die Einkommensteuer.

Eines können wir natürlich nicht zulassen: dass Sie so
tun, als seien das zwei völlig unterschiedliche Dinge.
Insgesamt bedeutet beides, dass wir die Steuerein-
nahmen in diesem Umfang weiterhin brauchen. Das
wollen auch Sie, das wollen wir. Deswegen gibt es an
dieser Stelle eigentlich nur Einigkeit und keinen Dis-
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sens. Wir müssen den Konsens auch herstellen,
damit wir es endlich schaffen, eine Lösung zu finden.

Dabei haben Sie unsere Unterstützung, wenn Sie
endlich eine vernünftige Position einnehmen und nicht
nur so tun, als wären wir die Steuererhöhungspartei
und Sie die Steuersenkungspartei. Auch Sie wollen
diesen Steuerbeitrag durch den Soli nach wie vor er-
halten und von den Bürgerinnen und Bürgern holen.
Das muss an dieser Stelle auch einmal eingeräumt
werden. Dann kommen wir schnell zu vernünftigen
Lösungen.

(Beifall bei der SPD, Abgeordneten der FREIEN
WÄHLER und der GRÜNEN)

Klar ist, dass die Freibeträge des Soli natürlich wichtig
sind. Wenn wir das in die Lohn- und Einkommensteu-
er integrieren, müssen wir das mit einer Tarifreform
verbinden, die die unteren und mittleren Einkommen
entlastet.

Damit sind wir drittens beim Abbau der kalten Pro-
gression. Auch hierzu ein klares Bekenntnis von un-
serer Seite. Das ist ein Gebot der Gerechtigkeit, ins-
besondere für die Arbeitnehmerinnen und
Arbeitnehmer.

Was hat die CSU geboten? – Hierzu gab es im letzten
halben Jahr vier verschiedene Varianten: Herr Söder
wollte es sofort. Der Ministerpräsident sagt, das sei
nicht finanzierbar. Dann sagt der Finanzminister, er
wolle das 2020 tun. Daraufhin äußert der Ministerprä-
sident, er wolle es 2017. Der Finanzminister sagt, er
wolle eine Entlastung im Umfang von 9 Milliarden
Euro. Der Ministerpräsident sagt, er wolle eine Entlas-
tung von 3 bis vielleicht 5 Milliarden Euro. - Diese
Staatsregierung hat in den letzten Monaten bei der
Steuer- und Finanzpolitik ein Hü und Hott vorgeführt.
Deswegen glaube ich, dass es das Bekenntnis zum
Abbau der kalten Progression jetzt auch erfordert,
Herr Finanzminister, dass Sie Ihren Vorschlag, Ihren
Gesetzentwurf hierzu endlich auf den Tisch legen.
Dann können wir darüber reden.

Das Gleiche gilt für die Frage der regionalisierten
Steuersätze. Wir lehnen das nicht grundsätzlich ab.
Auf keinen Fall aber wollen wir eine Schaffung von
Steueroasen für Reiche innerhalb Deutschlands. Die
Steuerautonomie darf keinesfalls zu einem ruinösen
Steuerwettbewerb führen. Das ist mit uns nicht zu ma-
chen.

Ebenfalls ist es mit uns nicht zu machen, dass wir die
Erbschaftsteuer unter dem Deckmantel der Regionali-
sierung abschaffen. Darin würden wir einen gravieren-
den Anschlag auf die Steuergerechtigkeit sehen. Des-
wegen fordern wir Sie auf: Legen Sie endlich ein

Konzept vor, das durchgerechnet ist! Dann können
wir darüber reden.

(Beifall bei der SPD und Abgeordneten der FREI-
EN WÄHLER)

Kurz noch zur Verschuldung. Der Kollege Herold hat
ganz vergessen, dass der Freistaat im Haushalt
2008/2009 10 Milliarden Euro aufnehmen musste.
3 Milliarden Euro sind zurückgezahlt; das ergibt nach
wie vor einen negativen Saldo von 7 Milliarden Euro.
Wie wird er finanziert? - Er wird durch Rückzahlungen
der Landesbank, die Gebühren für die zehn Milliarden
Euro sind, und aus der Zerstückelung des Versor-
gungsfonds finanziert. Sie haben die Rücklage massiv
geplündert. Sie sind im Augenblick im Haushaltsent-
wurf bei 1,5 Milliarden Euro. Sie waren einmal bei
4,4 Milliarden Euro. Nach der neuesten rechnerischen
Darstellung sind wir mittlerweile bei unter einer Milliar-
de Euro angekommen. –

Dritter Vizepräsident Peter Meyer: Kollege Halbleib,
denken Sie bitte an die Zeit!

Volkmar Halbleib (SPD): Ich komme zum Schluss:
Wo bleibt die Nachhaltigkeit? Wo bleibt die Vorsorge?
Wo bleibt der Puffer für schwere wirtschaftliche Zei-
ten?

Ich will ganz kurz sagen: Sie haben mit diesem Haus-
halt auch die versteckte Verschuldung nicht ange-
packt. Deswegen verlagern Sie mit diesem Doppel-
haushalt die Finanzierungslasten zum Teil in die
Zukunft. Sie bilden versteckte Verschuldung. Sie plün-
dern den Pensionsfonds. Das kann nicht solide und
zukunftsgerecht sein.

(Beifall bei der SPD und Abgeordneten der FREI-
EN WÄHLER)

Dritter Vizepräsident Peter Meyer: Danke schön. –
Der nächste Redner für die Fraktion FREIE WÄHLER
ist Herr Kollege Muthmann. Bitte schön.

Alexander Muthmann (FREIE WÄHLER): Sehr ge-
ehrter Herr Präsident, liebe Kolleginnen und Kollegen!
Zunächst einmal wollte ich mich beim Kollegen Peter
Winter, unserem Vorsitzenden, ganz herzlich bedan-
ken.

(Hans Herold (CSU): Er kommt gleich wieder!)

- Sagt ihm bitte einen schönen Gruß, auch den Kolle-
gen des Haushaltsausschusses, die mit dabei waren.
- Die Art und Weise der Arbeit und die Atmosphäre
sind durchaus angenehm. Zu beklagen ist allerdings,
dass es ihm trotz seiner Verhandlungsführung nicht
gelingt, unsere guten oder zumindest die besten un-
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serer Anträge zu einer Mehrheit zu führen. Daran wer-
den wir in der nächsten Zeit sicherlich noch gemein-
schaftlich zu arbeiten haben.

(Zuruf von den GRÜNEN)

- Wir arbeiten daran. – Ich will beim Einzelplan 06
bleiben. Ich will keine bundesrepublikanischen Ver-
gleiche machen. Für mich ist es an dieser Stelle auch
deswegen ganz angenehm, weil wir keine kosten-
mehrenden Anträge stellen müssen, sondern in die-
sem Bereich eine Reihe von Vorschlägen und Anre-
gungen gemacht haben, die nach unserer
Überzeugung helfen, die Politik in Bayern weiter zu
verbessern und insgesamt zu einem größeren Erfolg
zu führen. Trotzdem sind wir auch mit diesen Anträ-
gen, die ohne Kostenmehrungen möglich gewesen
wären, nicht erfolgreich gewesen.

Ein paar Aspekte vorab: Es zeichnet sich ab, dass wir
einen Haushalt 2015/2016 bekommen, der die Hand-
schrift der CSU trägt. An manchen Stellen wird auch
von unserer Seite anerkannt, dass es Schritte in die
richtige Richtung sind. In vielen Bereichen hätten wir
uns mehr oder auch anderes gewünscht. Nach diesen
Debatten wird es auch unsere Aufgabe in der Opposi-
tion sein, sicherzustellen und zu kontrollieren, dass
das, was jetzt an Mitteln zur Verfügung steht, mög-
lichst effizient im Sinne der Zielsetzungen ein- und
umgesetzt wird, wie sie im Haushalt durch die Mehr-
heit angelegt wurden. Dabei haben wir gerade in den
letzten Wochen - das will ich schon einmal sagen -
das Gefühl gehabt, dass auch dort verstärkte Aufsicht
nottut, um all das zur Geltung zu bringen, was mit den
zur Verfügung stehenden Mitteln gemacht wird. Wir
haben den Eindruck, dass es dabei auch manche un-
nötige Großzügigkeiten in der Aufgabenerfüllung, in
der Umsetzung, in der exekutiven Realisierung des
Haushalts gab.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN)

Wir befürchten, dass es das weiterhin geben wird. Es
ist unsere gemeinsame Aufgabe, eine verstärkte Auf-
sicht im nächsten Jahr zu realisieren.

Das gilt einmal für den Länderfinanzausgleich. Wir
haben die Einreichung der Klage für richtig gehalten.
Jetzt geht es aber vor allem darum, die Ankündigun-
gen umzusetzen und zu schauen, wie weit das Ge-
wicht Bayerns, wie weit das Gewicht des Finanzminis-
ters und des Ministerpräsidenten reichen, um gewisse
Korrekturen zugunsten Bayerns zu realisieren.

Ich nenne drei Aspekte: Erstens. Uns war es wie den
Kollegen der SPD wichtig anzuerkennen, dass die
Personalausstattung insbesondere in den Finanzäm-

tern verbessert worden ist. Aber sie scheint uns nach
wie vor nicht ausreichend zu sein.

Ich will die aktuellen Prüfungszyklen bei Betriebsprü-
fungen in Erinnerung rufen: Bei Großbetrieben wird
regelmäßig alle 5,2 Jahre geprüft, bei mittleren Betrie-
ben alle 22,2 Jahre und bei kleinen Unternehmen alle
47 Jahre. Und da reden wir über die Personalausstat-
tung. Wir haben eine andere Vorstellung, wie man
solche Themen und Probleme angehen soll. Ich
komme nachher bei der Gesamtplanung für Bayern,
bei der Landesentwicklungsplanung, noch darauf zu-
rück. Lassen Sie uns Leistungen definieren. Lassen
Sie uns, sehr geehrter Herr Staatsminister, einfach
definieren, wie oft Sie Prüfungen in diesen Unterneh-
men wollen. Sind Sie mit einem durchschnittlichen
Prüfungszyklus von 47 Jahren bei kleinen Unterneh-
men zufrieden, und wenn ja, warum? Oder wollen Sie
einen anderen, einen regelmäßigen Prüfungszyklus
von meinetwegen 30, 20 oder auch 10 Jahren? Das
sind die Definitionen, die wir erwarten, um anschlie-
ßend die Frage zu klären, wie viel Personal man dazu
braucht.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN und Abge-
ordneten der SPD)

Aber einfach zu sagen, jetzt reden wir einmal über ein
paar Mitarbeiter mehr oder weniger, und dann sind wir
gespannt, was an Leistung herauskommt, wäre einer
Unternehmensführung nicht angemessen. Wir reden
immer von solchen Standards. Drehen Sie das um.
Nennen Sie uns die Ziele, die Sie erreichen wollen;
dann schauen wir nach den Instrumenten und Mitteln,
um das möglich zu machen.

(Zuruf von der CSU: Was kostet die Welt?)

- Nein, nicht: Was kostet die Welt? Wir sind über-
zeugt, dass regelmäßige Kontrollen insgesamt zu
mehr Steuergerechtigkeit führen; denn gerade bei
kleinen Unternehmen, die in der Regel alle 47 Jahre
eine Betriebskontrolle haben, kann man nicht mehr
von einer vernünftigen Begleitung reden. Was sagen
dann die kleinen Leute dazu, die Jahr für Jahr Ein-
kommensteuer bezahlen, bei denen die jährliche Kon-
trolle selbstverständlich ist? Das passt nicht mehr zu-
sammen. Das wollen wir zusammenführen im
Interesse von Steuergerechtigkeit. Das ist für uns eine
ganz zentrale Gerechtigkeitsfrage. Daneben ist es -
davon sind wir überzeugt - auch eine Ertragsfrage. Mit
mehr Betriebsprüfungen hätten wir an dieser Stelle
nicht mehr Personalkosten, sondern würden, insge-
samt bilanziert, keine größere Belastung für den
Haushalt bewirken.

Der zweite Punkt, auf den ich noch eingehen will, ist
das Thema Breitband. Hier haben wir schon mehrfach
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anerkannt, dass, seitdem das Thema im Finanzminis-
terium angesiedelt ist, die Impulse spürbar erhöht und
die Dinge verbessert worden sind. Aber auch hier
muss man im Rahmen der Haushaltsberatungen da-
rauf hinweisen: Diese 1,5 Milliarden Euro, die der Kol-
lege Herold mit großem Stolz genannt hat, sind noch
nicht finanziert. Davon sind im Doppelhaushalt
350 Millionen Euro finanziert. Der Rest, auch wenn
man ihn schon jetzt den Gemeinden verspricht, was
wir auch für richtig halten, muss in den folgenden Jah-
ren erst noch dargestellt und finanziert werden. Dies
ist auch unter dem Gesichtspunkt der Nachhaltigkeit
eine zusätzliche Herausforderung.

Dazu haben wir ein paar Verbesserungsvorschläge
gemacht, denen Sie leider nicht gefolgt sind. Einmal
wollten wir Regionspauschalen haben, wenn sich Ge-
meinden über die Zusammenarbeit von zwei oder drei
Gemeinden hinaus zusammentun. Dann sollten die-
sen Gemeinden oder auch Landkreisen die rechne-
risch zur Verfügung stehenden Zuschusssätze als
Pauschalen zur Verfügung gestellt werden können,
weil es einzelne Gemeinden gibt, die weniger brau-
chen. Wir hatten erwartet und gehofft, dass dies an-
deren zugeschrieben werden und zugutekommen
kann.

Was wir ebenfalls für erforderlich halten, resultiert aus
Debatten in den Regionen draußen, wenn wir mit den
Bürgermeistern sprechen. Zu großer Unruhe führt,
dass nicht alle Gemeinden in den Regionen mit be-
sonderem Handlungsbedarf den maximalen Förder-
satz von 90 % erhalten können. Auch hier bitte ich,
über Korrekturen nachzudenken. Dann wird es span-
nend sein, ob es gelingt, die Gelder, die jetzt zur Ver-
fügung stehen, sozusagen auf die Straße oder unter
die Straße zu bringen. Darauf werden wir ein waches
Auge richten.

Der dritte Punkt ist das Thema Heimat und gleichwer-
tige Lebensbedingungen allgemein. Wir haben in vie-
len Bereichen, eigentlich in allen Einzelplänen, immer
wieder darüber gesprochen, dass es durchaus unter-
schiedliche Infrastrukturleistungen in den Regionen
gibt. Da brauchen wir einen Ausgleich, sei es im Be-
reich Gesundheit, sei es im Bereich Bildung, sei es im
Bereich allgemeine Infrastruktur. Es ist Aufgabe des
Finanz- und Heimatministers, dass das in Summe ko-
ordiniert abläuft. Ich kann nicht erkennen, dass Herr
Söder diese über seinen eigenen Bereich hinausge-
hende koordinierende Gesamtaufgabe vernünftig und
verantwortungsvoll wahrnimmt.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN)

Landesplanung ist Koordinierungsaufgabe. Wir hatten
in einer Diskussion einmal angeregt, die Landespla-

nung in der Staatskanzlei anzusiedeln, weil es um Ko-
ordinierung geht. Wenn das nun im Finanzministerium
geschieht, soll uns das auch recht sein. Aber dann
genügt es nicht, "nur" über Behördenverlagerungen,
das Breitband oder über die Digitalisierung als Aufga-
be des Heimatministeriums zu reden, sondern dann
muss auch die landesplanerische Gesamtsteuerung
angepackt werden, um gleichwertige Lebensbedin-
gungen zu erreichen. In der Enquete-Kommission,
Herr Minister, hat sich Ihr Haus zwar beteiligt, aber
das geschah in einer ganz mutlosen und enttäuschen-
den Art. Wir haben den Raumordnungsbericht noch
immer nicht. Es ist darauf verwiesen worden, dass
das Zentrale-Orte-System irgendwann überarbeitet
werden solle. Es wurde der Eindruck erweckt, dass
man in diesem Ministerium schon damit zufrieden ist,
was derzeit landesplanerisch so passiert.

Wir wünschen uns, dass die Ära Zeil, die dadurch ge-
prägt war, dass die Bedeutung der Landesplanung
gegen null degeneriert wurde, nun endlich vorbei ist
und die Landesplanung erneut kraftvoller angepackt
wird und zwischen den Ministerien die Aufgaben koor-
diniert werden.

Wir wollen dafür feste Kriterien haben und nicht nur
gesagt bekommen, mit welcher Regelmäßigkeit Be-
triebsprüfungen stattfinden. Wir wollen nach festen
Kriterien und messbaren Vorgaben wissen, wo wir
Krankenhäuser erwarten können, Fachärzte, Schulen
der verschiedensten Art und andere öffentliche Ein-
richtungen.

Politik ist im Haushalt zunächst eine Vorgabe von
Möglichkeiten; das wollen wir aber nicht nur zahlen-
mäßig aufgegliedert sehen, sondern wir wollen, dass
gerade im Bereich der Landesplanung gleichwertige
Lebensbedingungen in allen Themenbereichen fest-
geschrieben werden.

Nach der Sitzung der Enquete-Kommission in der ver-
gangenen Woche hegte ich große Hoffnungen. Auch
die Kollegen der CSU haben zu erkennen gegeben,
dass sie eine große Sympathie für feste Vorgaben
und entsprechende Kriterienkataloge haben. Allein
das Finanz- und Heimatministerium hat in dieser Sit-
zung sehr mutlos und schwach agiert. Sehr geehrter
Herr Staatsminister, auch an dieser Stelle könnten Sie
sich für gleichwertige Lebensbedingungen in kraftvol-
ler Art und Weise einsetzen und uns in unserem ge-
meinsamen Bemühen unterstützen. Das werden wir
über den Haushalt in den Jahren 2015/2016 hinaus
im Interesse Bayerns einfordern.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN)
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Vierte Vizepräsidentin Ulrike Gote: Danke schön,
Kollege Muthmann. – Nächster Redner ist der Kollege
Thomas Mütze. Bitte schön.

Thomas Mütze (GRÜNE): Frau Präsidentin, liebe
Kolleginnen und Kollegen! Lieber Hans Herold, mit dir
fange ich an; denn du hast uns direkt angesprochen.
Du hast drei Dinge genannt, nämlich den Franken-
schnellweg, den Staatsstraßenbau und das Landeser-
ziehungsgeld. Der Antrag zum Frankenschnellweg
kam vom Kollegen Ganserer. Du weißt, dass die
GRÜNEN in Nürnberg gegen den Ausbau des Fran-
kenschnellwegs sind. Das bildet sich natürlich dann
auch in den Haushaltsberatungen ab.

Zum Staatsstraßenerhalt stehen die GRÜNEN. Wir
hoffen, dass die Bundesregierung im Rahmen des
neuen Bundesverkehrswegeplans einsieht, dass der
Erhalt vor Neubau gehen muss. Lieber Hans, es kann
nicht angehen, dass jede Gemeinde in Bayern mit
einer Staatsstraße erschlossen werden muss.

Die Qualität der Kinderbetreuungseinrichtungen muss
über dem Landeserziehungsgeld stehen.

Diese drei Anträge finden sich in einem Gesamtpaket
– das hast du leider nicht gesagt, Hans –, und dazu
haben wir Kürzungsanträge eingebracht. Unsere An-
träge sind gegenfinanziert. Wir haben es als einzige
Oppositionspartei geschafft, eine Null-Neuverschul-
dung mit unseren eigenen Haushaltsanträgen zu
haben.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Unsere Schwerpunkte sind Bildung, Klimaschutz und
Soziales. Das darf hier auch gesagt werden. Lieber
Hans, du hast vom besten Haushalt aller Zeiten ge-
sprochen. Er ist so "gut", dass eine Reduzierung der
Erwartungen, wie sie der Herbststeuerschätzung zu
entnehmen ist, zu Heulen und Zähneklappern führt,
da die Rücklagen weiter abgebaut werden müssen.
Da fragt man sich schon – das frage ich auch den Mi-
nister –, was wird, wenn die Krise erneut ausbricht
und weniger Steuereinnahmen fließen. Davor wird es
uns jetzt schon angst und bange, weil es dann keine
Rücklage mehr gibt, auf die man zurückgreifen könn-
te.

Jetzt greife ich einzelne Punkte auf. Sehr geehrter
Herr Minister Dürer - -

(Heiterkeit bei den GRÜNEN)

Entschuldigung, Söder natürlich! – Heute haben Sie
einen Anzug an, das heißt, Sie sind als Finanzminis-
ter da. Wenn Sie den Trachtenjanker anziehen, sind
Sie der Heimatminister. Finanzempfänge allerorten,

Digitalisierungsminister, Talkshow-Minister, Heimat-
und Finanzempfänge, Digitalisierungsweltmeister, zu-
ständig für Landesplanung, für Schlösser und Seen,
BayernLB, Flughafen Nürnberg! Lieber Herr Minister,
wissen Sie eigentlich noch, was Sie alles zu tun
haben? Ich glaube nicht.

(Hans Herold (CSU): Höchstes Lob!)

- Nein, das ist kein Lob. Den Vogel abgeschossen hat
der Minister mit einem ganzseitigen Foto in der Hei-
mat-Strategiebroschüre. Die Frau Ministerin Huml ist
nicht mehr im Hause. Vorhin hat sie ihr Strategiepa-
pier für das Gesundheitsministerium vorgelegt. Darin
war nicht einmal ein Foto von ihr. Da muss Frau Huml
noch viel von Herr Söder lernen, bis sie weiß, wie das
geht.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, wir machen uns Sor-
gen, dass der Minister vor lauter PR seine eigentli-
chen Aufgaben vergisst.

(Beifall bei den GRÜNEN)

In erster Linie hat er Finanzpolitik in Bayern und
Deutschland zu betreiben. Da hat er seine Arbeit zu
machen. Diese Arbeit bleibt liegen.

Das Ignorieren der Landesplanung, wie es unter Mi-
nister Zeil üblich war, ist nun Gott sei Dank zu Ende.
Aber was ist denn mit dem Zentrale-Orte-System?
Das Gutachten liegt vor. Es ist aber immer noch nicht
mit den kommunalen Spitzenverbänden ausgehan-
delt. Alle warten darauf, wann es damit weitergeht.
Das Zentrale-Orte-System soll verändert werden. Wie
geht das weiter?

Das Nächste, das uns interessiert, ist der Versor-
gungsbericht, Herr Minister. Seit 2007 warten wir auf
einen weiteren Versorgungsbericht. Normalerweise
erscheint er im Sechs-Jahres-Rhythmus. Da wäre das
Erscheinen an der Zeit. Wie entwickelt sich denn die
Zahl der Versorgungsempfänger? Wie entwickeln sich
die Ausgaben für die Pensionen? Auch das würde
uns interessieren. Vielleicht können Sie uns nachher
zumindest die Frage beantworten, wann der Bericht
vorliegt.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, die Aufgabe des Fi-
nanzministeriums ist es, Steuern einzutreiben und der
Steuergerechtigkeit zu dienen. Wird das Ministerium
dieser Aufgabe gerecht? Wir meinen, nur unzurei-
chend. Wie komme ich zu dem Urteil? –Kollege Muth-
mann hat eben schon die Prüfungsdichte angespro-
chen. Da wird sehr deutlich, dass man immer noch
meint, wenig zu prüfen, diene als Standortvorteil. Von
dieser Einstellung ist man immer noch nicht abge-
rückt.
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Das führt in der Folge dazu, dass wir keine gerechte
Steuererhebung haben; denn die normalen Einkom-
mensteuerzahler können sich einer Steuererhebung
nicht entziehen. Sie müssen jährlich ihre Einkommen-
steuererklärung abgeben. Das können sie nicht ver-
meiden. Und nun nochmal meine Frage: Warum
haben wir eine so geringe Prüfungsdichte? Grund ist
die Unterbesetzung in der Steuerprüfung. Seit Jahren
stellt der ORH fest, dass die Fehlquote im Schnitt bei
10 % bis 10,5 % liegt. 2010 waren es noch 1.500 Per-
sonen, dann stieg die Zahl auf 1.900, jetzt aber sind
wir wieder bei 1.800 Bediensteten. Zu dieser zehnpro-
zentigen Unterbesetzung kommt dann auch noch die
Wiederbesetzungssperre in anderen Bereichen. So
hat Justizminister Dr. Bausback darauf verwiesen,
dass in seinem Bereich Einnahmen generiert werden.
Auch der Einzelplan 06 bringt Geld. Daher ist es wi-
dersinnig, in diesen Bereichen eine Wiederbeset-
zungssperre zu haben.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Herr Minister, Sie argumentieren immer: Warum soll
ich mehr Geld einnehmen, wenn es mir im Finanzaus-
gleich gleich wieder weggenommen wird? Dazu spä-
ter mehr. Was hat das aber für Folgen für die Be-
schäftigten? Es geht doch darum, was das für Folgen
für die Beschäftigten hat, wenn sich die Durchlaufzei-
ten für eine Steuerklärung von 56 auf inzwischen
67 Tagen erhöht haben, wenn die Krankheitsquote an
den Finanzämtern 30 % über dem Durchschnitt ande-
rer bayerischer Ämter liegt und wenn Fehltage massiv
steigen aufgrund von psychischer Überlastung. Herr
Minister, das kann doch nicht das Ziel sein, auf Kos-
ten der Beschäftigten die Haushalte nicht anständig
auszustatten.

Zu Ihrer Reaktion, in diesem Haushalt 500 neue An-
wärterstellen zu finanzieren: Ich habe mir das gestern
noch einmal genau angeschaut. Durch den Artikel 6 b
des Haushaltsgesetzes kommt es gleichzeitig dazu,
dass 165 Stellen gestrichen werden. Sie bauen also
Stellen auf und müssen gleichzeitig wieder Stellen ab-
bauen. Auch das ist widersinnig. Darauf wird später
Kollegin Claudia Stamm noch hinweisen.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Zudem sitzen 870 Anwärter auf regulären Planstellen.
Die sollen also die Arbeit von voll ausgebildeten Men-
schen leisten. Dass das nicht funktionieren kann, ist,
glaube ich, klar.

Länderfinanzausgleich, jetzt komme ich dazu. Herr
Minister, Sie haben im Haushaltsausschuss gesagt,
es soll sich etwas ändern. Sie haben im Haushalts-
ausschuss Kreide gegessen. Dafür bin ich Ihnen auch
dankbar. Sie sind endlich abgekommen von Ihrer

Konfrontationspolitik und haben versucht, mehr Soli-
darität zu zeigen. Allerdings fehlen uns immer noch
die Vorschläge. Sie stehen mit leeren Händen da. Sie
haben noch nichts erreicht. Sie haben die Klage ein-
gereicht. Weiß Gott, wann über die entschieden wird!
Wir wissen es nicht. Erwin Huber hat in dem schon zi-
tierten Interview darauf hingewiesen. Sie stehen ei-
gentlich mit leeren Händen da.

Das Problem ist, dass Sie keine Idee haben, wie sich
die eigentlichen Probleme des Ausgleichs, etwa der
zu geringe Selbstbehalt von Steuermehreinnahmen
sowohl bei Geber- als auch Nehmerländern, lösen
lassen. Sie haben bis jetzt nur einen Dagegen-Stand-
punkt, keinen dafür. Wofür sind Sie beim Länderfi-
nanzausgleich, außer dass Sie mehr Geld behalten
wollen? Das wollen wir auch, aber wir wollen die Soli-
darität dabei nicht vergessen. Die Frage ist also: Wie
kann der Ausgleichsbeitrag gesenkt werden? CSU
und Staatsregierung ziehen seit Jahren in Wahlkämp-
fen durch Bierzelte und erklären, wofür die anderen
Bundesländer zu viel ausgeben, obwohl sie wissen,
dass es ein Einnahmen- und kein Ausgabenausgleich
ist; das ist also Stimmungsmache. Das ist auf keinen
Fall lösungsorientiert.

Sie müssen sich schon fragen lassen, welche Strate-
gie Sie verfolgen, um eine Entlastung für Bayern zu
erreichen. Was haben Sie erreicht? Welche konzep-
tionellen Vorschläge machen Sie bei den Verhandlun-
gen? Welche Bundesländer sind überhaupt auf Ihrer
Seite? Wir brauchen ja eine Einstimmigkeit für eine
Änderung des Länderfinanzausgleichs. So wie Sie
agieren, werden Sie die nicht erreichen. Herr Buller-
jahn hat Ihnen das auch erklärt. Klar ist, wenn Bayern
einen 51-Milliarden-Euro-Haushalt hat, dass der Län-
derfinanzausgleich höher ausfällt. Das ist logisch. Bei
einem Land, das nur einen Drei-Milliarden-Haushalt
oder einen Zehn-Milliarden-Haushalt hat, sieht das
natürlich anders aus.

Was wollen wir? - Uns reicht das Drehen an ein paar
Stellschrauben nicht, um zu schauen, ob es vielleicht
besser wird, sondern es braucht eine grundlegende
Reform. Kollege Halbleib hat darauf hingewiesen.
Was ist mit Berlin? Wie ist es mit der Berücksichti-
gung der Steuerbeamten im Länderfinanzausgleich?
Mehrere Vorschläge liegen auf dem Tisch. Ein weite-
rer Vorschlag ist eine Vertikalisierung des Finanz-
ausgleichs, möglicherweise über die Umsatzsteuer-
verteilung durch den Bund oder über einen höheren
Selbstbehalt der Länder an den Einkommensteuerein-
nahmen. Auch das wäre ein Vorschlag, von unserer
Seite zumindest, von Ihnen kommt da bis jetzt nichts.

Was ist mit dem Soli? – Liebe Kolleginnen und Kolle-
gen, der Soli muss weiterlaufen. Es ist klar, dass wir
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auf die Einnahmen zwischen 15 und 18 Milliarden
Euro nicht verzichten können. Ich bin dem Minister
dankbar, dass er im Haushaltsauschuss eingeräumt
hat, dass wir diese Gelder brauchen. Wie soll es funk-
tionieren, die Schuldenbremse ab 2019 einzuhalten,
gleichzeitig Schulden zu tilgen und weiterhin in die In-
frastruktur zu investieren? Die meisten Länder in
Deutschland sind damit überfordert. Darum braucht
es die Mittel aus dem Solidaritätszuschlag. Jeder, der
sich mit öffentlichen Haushalten beschäftigt, wird sich
dieser Lösung nicht verschließen können.

Wie auch immer Lösungen heißen können, unserer
Meinung nach braucht es einen Altschuldenfonds
oder Zinshilfen, wie Sie sie angesprochen haben,
oder, oder, oder. Aber kommen Sie bitte mit Vorschlä-
gen, damit wir das Problem endlich vom Tisch haben.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, Finanzpolitik in Bay-
ern, in Deutschland darf nicht auf dem Rücken der
Beschäftigten ausgetragen werden. Sie darf auch
nicht die Solidarität deutschlandweit vergessen. Wir
GRÜNEN wissen das. Darum lehnen wir den Haus-
halt ab.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Vierte Vizepräsidentin Ulrike Gote: Danke schön,
Herr Mütze. – Der nächste Redner ist Herr Staatsmi-
nister Dr. Söder. Bitte schön.

Staatsminister Dr. Markus Söder (Finanzministeri-
um): Frau Präsidentin, meine sehr verehrten Damen
und Herren! Ich habe sehr lange zugehört und habe
mir überlegt: Was ist jetzt eigentlich? Hat Bayern
einen krisenfesten Haushalt, oder haben wir große
Sorgen? Ich habe mir überlegt, was wirklich passiert,
wenn Deutschland und Europa in die Krise kommen
könnten. Sind dann Haushalte wie Nordrhein-Westfa-
len krisenfest, die 190 Milliarden Euro Schulden
haben? Sind Haushalte wie in Berlin krisenfest, die
sich vor allem über den Länderfinanzausgleich finan-
zieren? Sind diese Länder ein Vorbild für die Krise,
oder könnte es nicht doch möglicherweise sein, dass
die Einzigen, die ruhig schlafen können, die Bayern
sind? Meine sehr verehrten Damen und Herren, ich
glaube, dass die Antwort sehr klar ist.

(Beifall bei der CSU)

Was sind denn Antworten auf Krisen? Ist die Antwort,
Schulden zu machen, wie einige hoffen? - Nein, wir
machen keine Schulden. Bei uns ist das aber keine
Neuerung, für die wir uns feiern lassen; denn dass wir
keine Schulden machen, ist zum zehnten und elften
Mal in Folge der Fall. Wir gehen einen Schritt weiter,
wir tilgen Schulden. Es gibt welche, die sagen, Schul-
den zu tilgen ist eigentlich schlecht, es wäre besser,

wir lassen das Geld irgendwo liegen und parken es,
weil wir immer mehr Einnahmen haben. In Zeiten von
Niedrigzinsen Geld liegen zu lassen, bringt keinen Er-
trag. Dagegen Schulden zu tilgen, um dann, wenn die
Zinsen wieder steigen, weniger zahlen zu müssen, ist
fiskalisch richtig und ökonomisch klug, und das macht
der Freistaat Bayern.

(Beifall bei der CSU)

Herr Mütze, dass ich das machen muss, liegt daran,
dass ich nicht nur für den Staatshaushalt – es stimmt,
es gibt viele Herausforderungen –, sondern insgesamt
für die Beteiligungen des Freistaates Bayern zustän-
dig bin. Das sind fast 70 Stück; das kann man im Be-
teiligungsbericht nachlesen. Das bedeutet, wenn man
die Bilanzsummen der Unternehmen, für die der Frei-
staat Bayern Mitverantwortung trägt, zusammen-
nimmt, kommen wir fast auf 780 Milliarden Euro pro
Jahr, für die wir, der Staatssekretär und meine Per-
son, mit Verantwortung übernehmen. Das wird von
180 Wirtschaftsprüfern geprüft. Das ist in der Tat eine
ernste Sache. Aber wir können sagen, die gesamte
bayerische Flotte ist auf dem richtigen Kurs, meine
Damen und Herren. Andere erleiden Schiffbruch, wir
fahren in die Zukunft.

(Beifall bei der CSU)

Krisenfest heißt also, keine Schulden machen, son-
dern Schulden tilgen. Wir gehen sogar auf die Kritik in
Bezug auf den positiven Finanzierungssaldo ein. Wir
planen jetzt von vornherein. Das war letztes Jahr hier
in der Debatte großes Thema, ich erinnere mich noch:
Ist dieser vermeintliche Finanzierungssaldo mögli-
cherweise die entscheidende Schwachstelle des Frei-
staats Bayern? Jetzt machen wir es so, meine Damen
und Herren, dass wir tatsächlich die Ausgaben nur
noch den bereinigten Einnahmen gegenüberstellen,
unabhängig davon, dass wir in den letzten Jahren
immer – davon gehen wir auch weiter aus – entweder
Steuermehreinnahmen hatten oder sogar durch die
Bewirtschaftung unseres Haushalts und Erwirtschaf-
tung erheblich Geld zusätzlich hatten. Diesen Auftrag
haben wir auch den Ministerien für das nächste Jahr
gegeben, weil wir nicht wissen, ob Delle oder Trend
bei der wirtschaftlichen Entwicklung eintritt. In Berlin
könnte man übrigens eine Menge tun, damit es eine
Delle bleibt und kein Trend wird. Um eine wirtschaftli-
che Verbesserung zu erreichen, haben wir viele Mög-
lichkeiten, das in Berlin gemeinsam zu tun. Um das
erst mal abzuschätzen, wollen wir im nächsten Jahr
200 Millionen Euro aus Ausgaberesten einsparen und
für etwaige Krisenzeiten vorsorgen.

Die andere Vorsorge ist die Investitionsquote. Schau-
en Sie, ob es auch nur ein westliches Flächenland in
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Deutschland gibt, das in dieser Form investieren
kann. Wir, meine Damen und Herren, machen keine
Schulden, aber wir investieren in Forschung, Bildung,
ländliche Entwicklung, Infrastruktur. Sie wollen keine
Straßen bauen, Herr Mütze, um den ländlichen Raum
nicht zu erschließen. Das geht nicht mit guten Worten
und Gesang, sondern da muss man investieren, und
das tut der Freistaat Bayern, und zwar kräftig.

(Beifall bei der CSU)

Sie beschweren sich darüber, dass es mit dem Perso-
nal nicht richtig funktioniert, obwohl wir 500 neue An-
wärter einstellen und im Geschäftsbereich des Fi-
nanzministeriums über 600 Stellenhebungen haben.
Wissen Sie, was ich an Ihrer Argumentation unfair
finde? - Sie stellen sich hierher und fordern ständig
neue Stellen. Überall dort, wo Sie – nicht Sie persön-
lich, aber Ihre politische Familie – Verantwortung tra-
gen, wie zum Beispiel in Nordrhein-Westfalen, ist er-
kennbar, dass die Fürsorge gegenüber den Beamten
nicht sehr weit reicht. Wegen schlechter Haushaltspo-
litik wird in anderen Bundesländern primär von den
Beamten ein Sonderopfer verlangt. Ein bayerischer
Steuerhauptsekretär in Besoldungsgruppe A 8 ver-
dient im Schnitt 1.100 Euro mehr, weil wir die Un-
gleichbehandlung zwischen der Entlohnung von An-
gestellten und der Besoldung von Beamten nicht
mehr wollen. Alle im öffentlichen Dienst sollen die
gleiche Fürsorge genießen. Darum werden wir im
Doppelhaushalt ein klares Signal setzen. Wir wollen,
dass die Beamten ordentlich besoldet werden. Wir
wollen daran nicht sparen, meine Damen und Herren,
wie es anderswo geschieht.

(Beifall bei der CSU)

Zu den Steuern des Bundes und der Länder: Ich will
Sie noch einmal an letztes Jahr erinnern. Ich weiß, es
ist lange her, aber Sie haben es auch gemacht. Ich
erinnere an die Parteiprogramme zur Bundestags-
wahl. Man kann zwar sagen, es ist alles vorbei. Mün-
tefering hat immer gesagt: Danach kann man etwas
anderes machen. Wir sollten uns aber doch noch ein-
mal daran erinnern. Was war denn die Kernbotschaft
der Parteiprogramme von SPD und GRÜNEN, nicht
der FREIEN WÄHLER? Was war denn die Kernbot-
schaft des Kanzlerkandidaten Steinbrück? Was war
denn die Kernbotschaft derer, die gesagt haben, wir
wollen in Berlin Rot-Grün? – Die Kernforderung waren
Steuererhöhungen in einem Gesamtpaket von 30 Mil-
liarden Euro. Wenn sich jetzt hier jemand hinstellt und
sagt, wir hätten keine solide Finanzpolitik und könnten
mit dem Geld nicht umgehen, kann ich nur sagen:
Wer 30 Milliarden mehr Steuern für die Deutschen ge-
fordert hat, hat keinen Anspruch darauf, über Steuer-

senkungen reden zu dürfen, jedenfalls nicht heute
und hier.

(Beifall bei der CSU)

Wir haben uns übrigens auch heute bei der Minister-
präsidentenkonferenz in Berlin klar geäußert. Wir
sagen Ja zur energetischen Sanierung. Das ist aber
auch wichtig für das Hohe Haus hier. Die Staatsregie-
rung ist gegen eine entsprechende Einschränkung
beim Handwerkerbonus; denn wir wollen nicht das
Spiel linke Tasche, rechte Tasche machen, auf der
einen Seite ein Ja zur energetischen Sanierung, auf
der anderen Seite einen geringeren Handwerkerbo-
nus. Die Einschränkung des Handwerkerbonus‘ führt
nicht nur zur Schwarzarbeit, sondern auch zur Belas-
tung der Bezieher kleinerer Einkommen. Das ist nicht
unsere Politik.

(Beifall bei der CSU)

Zum Soli und zum Länderfinanzausgleich: In der Tat
ist es richtig, dass wir für den Länderfinanzausgleich
sehr, sehr viel zahlen und dass die Zahlungen immer
wachsen. Es wird immer wieder gesagt, wir hätten da-
mals zugestimmt. Das stimmt. Wir haben schon ein-
mal einen Kompromiss gemacht. Ich sage es hier
zum zwanzigsten oder einundzwanzigsten Mal, ich
sage es auch noch zum dreißigsten Mal: Wir dürfen
Edmund Stoiber, dem damaligen Verhandlungsführer,
sehr dankbar sein. Ohne seinen Einsatz hätten wir al-
lein in den ersten Jahren nach der Reform eine Milli-
arde mehr gezahlt, meine Damen und Herren.

(Bernhard Pohl (FREIE WÄHLER): Ist das jetzt
Realsatire?)

Warum ist das so? Damals hat man versucht, die
Basis gleichzustellen.

(Bernhard Pohl (FREIE WÄHLER): Warum klagt
ihr dann?)

Die Dynamik der Entwicklung nach oben in Bayern
und die Dynamik der Entwicklung in anderen Bundes-
ländern nach unten waren nicht vorhersehbar. Das
belegt nur, dass die Politik am Standort Bayern
schlicht und einfach besser ist als die Politik in ande-
ren Ländern. Das ist unser Problem.

(Beifall bei der CSU)

Dann zu den Verhandlungsempfehlungen. Wie kann
man es cleverer machen? Meine Damen und Herren,
ich bin keinem Finanzminister in Deutschland böse,
wenn er um seinen Haushalt kämpft. Die Lage vieler
Kollegen ist auch sehr kritisch. Dass keiner etwas her-
geben will, verstehe ich. Ich verstehe es aber nicht,
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wenn jemand glaubt, dass wir erst einmal die Klage
gegen den Länderfinanzausgleich zurückziehen, dass
wir uns dann zusammensetzen und ein nettes Kaffee-
kränzchen machen und dabei versucht wird, uns
davon zu überzeugen, es sei doch in Ordnung, wenn
Bayern mehr zahlt. Ich werfe das den anderen Fi-
nanzministern nicht vor, weil sie noch nie auf der
Ebene waren. Ich bin aber froh, dass diejenigen, die
solche Strategien einfordern, nicht für Bayern verhan-
deln dürfen und müssen; denn dann käme am Ende
deutlich mehr heraus als das, was wir zahlen müssen,
und nicht weniger.

(Beifall bei der CSU)

Für das, was uns aufregt, gibt es in den anderen Län-
dern viele Beispiele, so etwa die kostenlose Betreu-
ung in den Kindertagesstätten. In Marzahn-Hellersdorf
gibt es Familiengutscheine. Dort werden Streichelhän-
de, Musikzwerge, Schlaf-Kindlein-schlaf-Konzepte be-
zahlt.

(Reinhold Strobl (SPD): Sportstadien in Kärnten!)

In Neukölln – Herr Wengert, das gefällt Ihnen sicher –
gibt es Mützchen und Lätzchen, die ausgegeben wer-
den. Es gibt Begrüßungsgeld für Studierende. Ich bin
nicht der Experte für jedes dieser Details. Aber dass
es eine Reihe von Maßnahmen gibt, die wir uns nicht
leisten können, die aber andere mit unserem Geld be-
zahlen, ist evident. Und damit muss Schluss sein.

(Beifall bei der CSU – Widerspruch des Abgeor-
denten Dr. Paul Wengert (SPD))

Herr Wengert, das, was ich sage, lässt sich messen,
und das wird auch hundertfach geprüft.

Schauen Sie sich beim Länderfinanzausgleich eines
an: Wir haben in der Klage eine Reihe von Vorschlä-
gen gemacht, die hinlänglich bekannt sind. Eines
muss man nur wissen. Wir sitzen an einem nicht so
schlechten Hebel, wie es manch einer in der Presse
behauptet. Natürlich gibt es jetzt Formulierungen, mit
denen eine Einigung zwischen Bund und Ländern
stattfinden könnte. Wir werden es sehen. Es wird ein
schwieriger Prozess. Es gibt die Klage, aber es gibt
auch das Jahr 2019. Ende 2019, wenn das derzeitige
Finanzausgleichsgesetz ausläuft, sind alle auch auf
unsere Unterstützung angewiesen. Die Politik braucht
manchmal einen längeren Atem als nur für das An-
zünden einer Bußkerze. Man muss sich schon sehr
genau überlegen, wie man es durchhält.

Unseren langen Atem dürfen Sie ernst nehmen. Wir
werden seriös verhandeln. Wir werden inhaltlich hart
verhandeln. Natürlich sind wir zu Kompromissen be-
reit. Das ist schon klar. Eines ist für uns auch klar: Wir

wollen nicht, dass der Soli dazu verwendet wird, um
Haushaltslöcher anderer Bundesländer zu stopfen.
Das ist nicht der Grund, warum wir eine solche Rege-
lung wollen. Wir wollen, dass wir Themen wie kalte
Progression, Länderfinanzausgleich und mehr Steuer-
autonomie in Angriff nehmen. Die Bürger erwarten
von uns eine solide Verwendung der Steuermittel und
nicht, dass eine schlechte Haushaltspolitik anderswo
durch Bundesmittel ausgeglichen wird. Das kann nicht
das Motto sein.

(Beifall bei der CSU)

Der Freistaat Bayern ist stabil. Er ist vorbereitet für die
Zukunft. Noch einmal zur Krisenfestigkeit. Ich habe
mir alle Änderungsanträge aufschreiben lassen. Dafür
danke ich übrigens Peter Winter und dem ganzen
Haushaltsausschuss. Es ist immer die schwierigste
Aufgabe des Jahres, qualitative, aber auch quantitati-
ve Änderungen vorzunehmen. Ein großer Respekt
und ein großes Kompliment dafür!

Eines muss man bei dem Thema Solidität sehen. Die
SPD hat ungefähr 156 Änderungsanträge gestellt, die
GRÜNEN haben 150 und die FREIEN WÄHLER 106
gestellt. Insgesamt forderte die SPD Mehrausgaben
von knapp einer Milliarde, die GRÜNEN von knapp
600 Millionen, und die FREIEN WÄHLER waren be-
sonders großzügig: Sie forderten fast 3,8 Milliarden
Euro mehr. Insgesamt wurden fast 10.000 Stellen
mehr gefordert. Die GRÜNEN haben – das gebe ich
zu – Gegenfinanzierungsvorschläge gemacht, die
aber aus unserer Sicht für das Land schädlich gewe-
sen wären. Sie hätten sich gegen Familien, gegen
Straßen und gegen den ländlichen Raum gewendet.
Das Einzige, was ich von Herrn Hartmann gehört
habe, waren Zebrastreifen auf Bundesstraßen. Das
war das Einzige, was an Infrastruktur gefordert wurde.
Mehr war nicht da.

Meine Damen und Herren, ich fasse zusammen. Am
Ende einer solchen Debatte kommen Hunderte von
Anträgen mit einem Volumen von fast fünf Milliarden
Mehrausgaben und 10.000 Stellen, ohne dass bei den
meisten eigenen Anträgen eine Gegenfinanzierung
vorgeschlagen wird. Lieber Herr Halbleib, das ist nicht
seriös, das ist nicht fair gegenüber den Bürgern.

(Beifall bei der CSU)

Ein Haushalt ist nie so, dass alle damit glücklich sein
können. Das geht in schwierigen Zeiten nicht. Ich
glaube aber, dass wir eine gute Balance zwischen In-
vestitionen und Solidität finden, zwischen Investitio-
nen in der Stadt und Investitionen auf dem Land. Ich
glaube, dass wir einen Ausgleich finden, der eine sol-
che Entwicklung nimmt, dass wir vorsorgen können.
Ich bleibe dabei: Wir sind ein Land, das es sich leisten
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kann, seine Kommunen – ich komme noch darauf –
mit Rekordsummen zu unterstützen, ein Land, das es
sich leisten kann, einen Länderfinanzausgleich in Re-
kordhöhe von möglicherweise bald fünf Milliarden
Euro zu bezahlen und trotz dieser Superleistungen
noch Geld zurückzulegen, Schulden zu tilgen und sta-
bile Pensionsvorsorge zu betreiben. Wir sind einzigar-
tig in Deutschland. Und das wollen wir auch bleiben,
meine Damen und Herren.

(Anhaltender Beifall bei der CSU)

Vierte Vizepräsidentin Ulrike Gote: Weitere Wort-
meldungen liegen mir nicht vor. Die Aussprache ist
damit geschlossen. Wir kommen zur Abstimmung.
Der Abstimmung zugrunde liegen der Entwurf des
Haushaltsplans 2015/2016, Einzelplan 06, die Ände-
rungsanträge auf den Drucksachen 17/3325, 17/3338
mit 17/3341, 17/3382, 17/3383, 17/3397 mit 17/3399
und 17/3510 sowie die Beschlussempfehlung des fe-
derführenden Ausschusses für Staatshaushalt und Fi-
nanzfragen auf der Drucksache 17/4430. 

Vorweg lasse ich, wie von der SPD-Fraktion bean-
tragt, über den Änderungsantrag auf der Drucksa-
che 17/3340 in einfacher Form abstimmen. Der feder-
führende Ausschuss für Staatshaushalt und
Finanzfragen empfiehlt die Ablehnung. Wer entgegen
dem Ausschussvotum dem Änderungsantrag zustim-
men möchte, den bitte ich um das Handzeichen. –
Das ist die Fraktion der SPD. Die Gegenstimmen
bitte. – Das ist die CSU-Fraktion. Enthaltungen? –
Das sind die Fraktionen der FREIEN WÄHLER und
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN. Damit ist dieser
Änderungsantrag abgelehnt. 

Der Einzelplan 06 wird vom Ausschuss für Staats-
haushalt und Finanzfragen mit den in der Beschluss-
empfehlung auf der Drucksache 17/4430 genannten
Änderungen zur Annahme empfohlen. Die Abstim-
mung soll in namentlicher Form erfolgen. Abstim-
mungsgrundlage ist der Einzelplan 06 mit den vom
Haushaltsausschuss vorgeschlagenen Änderungen.
Für die Stimmabgabe sind die Urnen auf beiden Sei-
ten des Sitzungssaals und auf dem Stenografentisch
bereitgestellt. Mit der Stimmabgabe kann begonnen
werden. Hierfür stehen fünf Minuten zur Verfügung.

(Namentliche Abstimmung von 15.31 bis
15.36 Uhr)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, die Stimmabgabe ist
abgeschlossen. Das Abstimmungsergebnis wird
außerhalb des Plenarsaals ermittelt. Das Ergebnis
gebe ich später bekannt. 

Ich komme zum Tagesordnungspunkt 20 zurück und
gebe das Ergebnis der namentlichen Abstimmung

zum Einzelplan 10 bekannt: Mit Ja haben 91 und mit
Nein 67 Kolleginnen und Kollegen gestimmt. Stimm-
enthaltungen gab es nicht. Damit ist der Einzelplan 10
mit den vom Ausschuss für Staatshaushalt und Fi-
nanzfragen vorgeschlagenen Änderungen angenom-
men.

(Abstimmungsliste siehe Anlage 8)

Gemäß § 126 Absatz 6 der Geschäftsordnung gelten
zugleich die vom Ausschuss für Staatshaushalt und
Finanzfragen zur Ablehnung vorgeschlagenen Ände-
rungsanträge, soweit über sie nicht einzeln abge-
stimmt worden ist, als erledigt. Eine Liste dieser An-
träge liegt Ihnen vor.

(Siehe Anlage 9)

Kolleginnen und Kollegen, wir kommen gleich zu einer
Abstimmung. Setzen Sie sich bitte hin, sonst können
wir von hier vorne nicht sehen, wie abgestimmt wird.
Ich bitte Sie, in allen Teilen des Saales wieder die
Plätze einzunehmen. Danke schön.

Außerdem schlägt der Ausschuss für Staatshaushalt
und Finanzfragen zum Einzelplan 10 noch folgende
Beschlussfassung vor:

Das Staatsministerium der Finanzen, für Landes-
entwicklung und Heimat wird ermächtigt, die er-
forderlichen Berichtigungen insbesondere in den
Erläuterungen, der Übersicht über die Verpflich-
tungsermächtigungen und den sonstigen Anlagen
beim endgültigen Ausdruck des Einzelplans vor-
zunehmen.

Wer dem zustimmen möchte, den bitte ich um das
Handzeichen. – Das sind die Fraktionen der CSU, der
SPD und der FREIEN WÄHLER. Gegenstimmen
bitte. – Ich sehe keine. Enthaltungen? – Das ist die
Fraktion des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN. Dann
ist das so beschlossen. 

Unter Bezugnahme auf die Beschlussempfehlung des
federführenden Ausschusses für Staatshaushalt und
Finanzfragen auf der Drucksache 17/4602 weise ich
darauf hin, dass die Änderungsanträge auf den
Drucksachen 17/3934 mit 17/3940 ihre Erledigung ge-
funden haben. Die Beratung des Einzelplans 10 ist
damit abgeschlossen.

Ich rufe nun gemeinsam die
Tagesordnungspunkte 22 bis 24 auf:

Gesetzentwurf der Staatsregierung
zur Änderung des Finanzausgleichsgesetzes und
der Verordnung zur Durchführung des Gesetzes
über den Finanzausgleich zwischen Staat,
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Gemeinden und Gemeindeverbänden
(Finanzausgleichsänderungsgesetz 2015)
(Drs. 17/2870)
- Zweite Lesung -

hierzu:

Änderungsanträge von Abgeordneten der
Fraktion FREIE WÄHLER (Drsn. 17/4383 mit
17/4385)
Änderungsantrag von Abgeordneten der Fraktion
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN (Drs. 17/4258)

und

Haushaltsplan 2015/2016
Einzelplan 13 für den Geschäftsbereich
Allgemeine Finanzverwaltung

hierzu:

Änderungsanträge von Abgeordneten der SPD-
Fraktion (Drsn. 17/4369 mit 17/4377)
Änderungsanträge von Abgeordneten der
Fraktion FREIE WÄHLER (Drsn. 17/4335 mit
17/4348)
Änderungsanträge von Abgeordneten der
Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN (Drsn. 17/4263
mit 17/4276)

und

Gesetzentwurf der Staatsregierung
über die Feststellung des Haushaltsplans des
Freistaates Bayern für die Haushaltsjahre 2015
und 2016 (Haushaltsgesetz 2015/2016 - HG
2015/2016) (Drs. 17/2871)
- Zweite Lesung -

hierzu:

Änderungsanträge von Abgeordneten der CSU-
Fraktion (Drsn. 17/3710 sowie 17/4158)
Änderungsantrag von Abgeordneten der SPD-
Fraktion (Drs. 17/4378)
Änderungsanträge von Abgeordneten der
Fraktion FREIE WÄHLER (Drsn. 17/4379 mit
17/4382)
Änderungsantrag von Abgeordneten der Fraktion
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN (Drs. 17/4259)

Im Ältestenrat wurde für die gemeinsame Aussprache
eine Gesamtredezeit von drei Stunden vereinbart.
Davon entfallen auf die Fraktion der CSU 50 Minuten,
auf die SPD-Fraktion 32 Minuten sowie auf die Frak-
tionen der FREIEN WÄHLER und des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN jeweils 24 Minuten. Die Rede-
zeit der Staatsregierung orientiert sich an der
Redezeit der stärksten Fraktion. Sie kann deshalb bis
zu 50 Minuten sprechen, ohne dass sich dadurch die
Redezeit der Fraktionen verlängert.

Vorweg mache ich darauf aufmerksam, dass die
SPD-Fraktion namentliche Abstimmung zum Ände-
rungsantrag auf der Drucksache 17/4377 beantragt
hat. Außerdem ist für die Schlussabstimmung zum
Haushaltsgesetz Namentliche Abstimmung beantragt
worden.

Ich eröffne die gemeinsame Aussprache. Der erste
Redner ist Herr Kollege Bachhuber.

Martin Bachhuber (CSU): Sehr geehrte Frau Präsi-
dentin, sehr geehrter Herr Staatsminister, verehrte
Kolleginnen und Kollegen! Bekanntlich feiern wir in
14 Tagen Weihnachten und erwarten uns alle Ge-
schenke. Ich glaube, für uns gibt es heute schon eine
Art Bescherung. Mit dem Doppelhaushalt 2015/2016
bekommen wir, die Bürgerinnen und Bürger Bayerns
und die Kommunen, ein schönes Geschenk.

(Beifall bei der CSU)

Ich möchte dem Finanzminister ausdrücklich dafür
danken, dass er uns einen Haushalt beschert, um den
uns sogar das Christkind beneiden würde.

(Hubert Aiwanger (FREIE WÄHLER): Das ist
Gotteslästerung! – Volkmar Halbleib (SPD): Die
CSU glaubt noch an den Weihnachtsmann!)

Die anderen Bundesländer beneiden uns auf alle
Fälle darum.

(Beifall bei der CSU)

Der Haushaltsentwurf beinhaltet meiner Meinung
nach nämlich alles, um einen modernen, stabilen und
in die Zukunft gerichteten Haushalt zu beschließen.
Die Schuldentilgung bzw. der Verzicht auf neue
Schulden ist die eine Seite. Auf der anderen Seite
sind kraftvolle Investitionen vorgesehen. Es handelt
sich um einen vorausschauenden Haushalt mit einer
Wachstumsbegrenzung von 3 %. Die Opposition hört
es nicht gerne, aber die Wahrheit lässt sich nicht ver-
drängen.

(Beifall bei der CSU)

Bayern ist und bleibt das Land der stabilsten Finan-
zen in ganz Deutschland, wenn nicht in ganz Europa.
Wir geben nur das Geld aus, das wir vorher erwirt-
schaften und einnehmen.

(Hubert Aiwanger (FREIE WÄHLER): Das die
Bürger erwirtschaftet haben! Das geben Sie aus!)

Mit der Fortführung der Schuldentilgung im Umfang
von über 1 Milliarde Euro setzen wir nicht nur deut-
sche, sondern auch internationale Maßstäbe. Damit
werden wir in den Jahren 2012 bis 2016 3,6 Milliarden
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Euro oder 16 % der Schulden im allgemeinen Haus-
halt getilgt haben. Wir tun das nicht aus finanzpoliti-
scher Selbstverliebtheit oder weil wir uns etwas in den
Kopf gesetzt haben, das wir auf Biegen und Brechen
durchsetzen wollen. Nein, keine neuen Schulden zu
machen und vorhandene Schulden zu tilgen, ist ein-
fach ein Wesensmerkmal der bayerischen Haushalts-
politik.

Aber das allein macht noch keinen visionären Haus-
halt aus. Dafür bedarf es stabiler Investitionsquoten.
Auch hier beschreiten wir meines Erachtens den ein-
zig richtigen Weg. Nochmals: Die Wachstumsgrenze
der Ausgaben auf 3 % zu beschränken und eine 12-
prozentige Investitionsquote einzuhalten, das bedeu-
tet 12 Milliarden Euro; das müssen uns die anderen
erst einmal nachmachen.

Weil ich gerade bei den Daten bin, füge ich hinzu:
Dieser Haushalt hat hervorragende Eckdaten aufzu-
weisen. Gestern haben wir den Bildungshaushalt mit
einem Volumen von 36 Milliarden Euro beschlossen.
36 Milliarden Euro für Bildung, Wissenschaft und For-
schung bedeuten ein Drittel des Haushalts. Diese
Summe muss man sich auf der Zunge zergehen las-
sen. – 1,5 Milliarden Euro für den Breitbandausbau:
Man kann realistisch sagen, schon bald werden alle
Kommunen in Bayern digital erschlossen sein. Bun-
desrepublik: 0 Euro, Niedersachsen: 0 Euro für den
Breitbandausbau; dort wird die Beratung für die Kom-
munen kostenlos angeboten. Nordrhein-Westfalen:
0 Euro für den Breitbandausbau. Diese Fakten sind
unumstößlich. Für die Staatsstraßen sind 500 Millio-
nen Euro vorgesehen. Das ist sehr beachtlich.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, der Kern
meiner Ausführungen betrifft den kommunalen Fi-
nanzausgleich. Bayerns Kommunen haben mit dem
Freistaat einen verlässlichen Partner. Bayerns Kom-
munen werden vom Freistaat nicht im Regen stehen
gelassen.

(Beifall bei der CSU)

Ich war 24 Jahre Bürgermeister. Ich würde mich heute
als Bürgermeister froh und glücklich schätzen, einen
solchen Partner an meiner Seite zu haben. Betrach-
ten wir einmal die Steuereinnahmen in den letzten
zehn Jahren. Die Steuereinnahmen des Freistaats
haben sich in diesem Zeitraum um 41 % erhöht, die
der Kommunen um 60 %. Das hat letztendlich dazu
geführt, dass die Kommunen im vergangenen Jahr
von ihren Gesamteinnahmen 21 % für freiwillige Aus-
gaben verwenden konnten. Das gönne ich den Kom-
munen.

Auch in Zukunft wird es zu keiner Verschiebung zu-
lasten der Kommunen kommen. Im Gegenteil; die

Übernahme der Grundsicherung im Alter durch den
Bund entlastet die Kommunen dynamisch von wach-
senden Leistungen. Hier wurde der ordnungspoliti-
sche Murks von Rot-Grün einfach beseitigt.

Weitere Entlastungen: 1 Milliarde Euro für ganz
Deutschland, für die Kommunen, im Vorgriff auf das
Bundesteilhabegesetz zur Eingliederungshilfe;
2018: 5 Milliarden Euro.

Meine Damen und Herren, wir sind in der Lage, die
bundesweit einmalige Erfolgsgeschichte des kommu-
nalen Finanzausgleichs heute mit diesem Doppel-
haushalt weiter fortzuschreiben. Der Staatsminister
hat gerade die Rekordsumme des Finanzausgleichs
in Höhe von 8,3 Milliarden Euro erwähnt. Damit nicht
genug: Der Finanzausgleich wird im Jahr 2016 zu-
sätzlich um 3 % steigen. Diese Entwicklung macht
sich natürlich auch an den Schlüsselzuweisungen
deutlich bemerkbar. Die Schallmauer von 3 Milliarden
Euro ist geknackt. Die Kommunen erhalten Schlüssel-
zuweisungen in Höhe 3,14 Milliarden Euro. Das Fi-
nanzausgleichsgesetz – FAG – 2015 ist wirklich ein
Glücklichmacher für unsere Städte und Gemeinden.

(Beifall bei der CSU – Lachen bei der SPD)

Lassen Sie mich zwei Beispiele nennen. Die Mittel für
den Straßenunterhalt werden um 15 Millionen auf
314 Millionen Euro erhöht. Die Straßenpauschalen für
den Winterdienst und den Straßenunterhalt steigen
um 4 %. Darüber hinaus – das weiß jeder, der in kom-
munaler Politik verankert ist und mit kommunalen Fi-
nanzen zu tun hat - -

Vierte Vizepräsidentin Ulrike Gote: Herr Kollege,
lassen Sie eine Zwischenfrage des Kollegen Gehring
zu?

Martin Bachhuber (CSU): Damit warten wir ein biss-
chen. Vielleicht beantworte ich sie noch. – Darüber hi-
naus wurde in den vergangenen Jahren die Stabilisie-
rungshilfe massiv erhöht. Bei ihrer Einführung 2012
hatte sie eine Höhe von 25 Millionen Euro. 2013
wurde sie vervierfacht und betrug 100 Millionen Euro.
Jetzt werden noch 20 Millionen Euro draufgelegt, so-
dass sich eine Höhe von 120 Millionen Euro ergibt.
Jeder, der schon mit kommunalen Finanzen zu tun
gehabt habt, weiß, wie wichtig das ist. Ich brauche
keine aufwendigen Anträge zu stellen, sondern be-
komme das Geld. Die kleinste Kommune bekommt
jetzt noch eine Investitionspauschale von 110.000 Eu-
ro pro Jahr.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, an diesen
Eckdaten können Sie sehen: Eine gute finanzielle
Ausstattung der Kommunen ist für die Bayerische
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Staatsregierung kein Lippenbekenntnis. Wir lassen
den Worten hier Taten folgen.

(Beifall bei der CSU)

Für die Förderung des kommunalen Hochbaus sind
430 Millionen Euro vorgesehen, für die Krankenhaus-
finanzierung auf hohem Niveau 500 Millionen Euro
pro Jahr. Die Zuweisungen an die Bezirke sollen
648 Millionen Euro betragen. Der Bezirk Oberbayern
beispielsweise hatte noch vor Jahren 150, 160 Millio-
nen Euro Schulden; heute hat er keine Schulden
mehr und 100 Millionen Euro an Rücklagen. Diese
Zahlen zeigen, dass der Staat seiner Verpflichtung in
allen Bereichen nachkommt.

(Beifall bei der CSU)

Meine sehr verehrten Damen und Herren, bei der Ein-
bringung des Haushalts hat der Finanzminister ge-
sagt: Staat und Kommunen sind eine Aktionseinheit;
sie bilden eine Symbiose. Geht es den Landkreisen
und den Kommunen gut, dann geht es auch dem
Land gut. Im Augenblick dürfen wir den Fakt feststell-
en, dass es den Kommunen sehr gut geht.

Wenn man vom aktuellen Niveau des kommunalen Fi-
nanzausgleichs ausgeht und die Beträge für die
nächsten Jahre zusammenzählt, zeigt sich, dass die
Kommunen in Bayern bis 2020 50 Milliarden Euro be-
kämen. 50 Milliarden Euro ist die exakte Summe im
Haushalt 2015 des Freistaats Bayern. Die Höhe des
Finanzausgleichs ist schier unglaublich. Aber das ist
für uns nur die eine Seite der Medaille. Auf der ande-
ren Seite wollen wir das System des Ausgleichs noch
gerechter und noch effizienter machen. Hier geht es
vor allem darum, die schwächeren Kommunen, die
häufig kaum oder nur schwierig einen eigenen Haus-
halt aufstellen können, wirksam zu unterstützen. Zu
diesem Zweck wurden die Stabilisierungshilfen einge-
führt. Sie sind ein Faktor, der für viele Kommunen –
es sind schon über 50 – bei der Bewältigung ihrer
Aufgaben eine wertvolle Unterstützung darstellt.

Der Minister hat gesagt: Wenn es uns gelingt, mit
dem Doppelhaushalt die Personalquote stabil zu hal-
ten, ist das ein Zeichen dafür, dass wir auch in Zu-
kunft solide Finanzen sicherstellen können.

In jeder Sitzung des Haushaltsausschusses wurde
uns immer wieder vorgehalten, der Pensionsfonds sei
nicht mit ausreichenden Mitteln ausgestattet; die
100 Millionen Euro, die im Doppelhaushalt jährlich
vorgesehen sind, seien zu wenig. Dabei wird aber
übersehen, dass wir hier ein Gesamtpaket schnüren,
nämlich den Schuldenabbau bis 2030 und die konti-
nuierliche Steigerung des Versorgungsfonds. Der
Pensionsfonds wird in diesem Jahr eine Höhe von

über 2 Milliarden Euro erreichen. Bis 2030 werden wir
die Schuldzinsen abbauen und damit jährlich 1 Milliar-
de Euro an Zinsen sparen.

In diesem Zusammenhang muss ich die Frage stellen:
Was ist nachhaltiger, und was ist generationenge-
rechter, der Aufbau eines Pensionsfonds, der nach
Entnahme von Kapital erschöpft ist, oder ein schul-
denfreies Bayern, das Jahr für Jahr 1 Milliarde Euro
mehr ausgeben kann? Ich denke, wir müssen bei die-
sem Gesamtpaket bleiben. Meine sehr verehrten
Damen und Herren, glauben Sie mir: Mit diesem
Haushalt tragen wir wesentlich zur Generationenge-
rechtigkeit bei.

Wenn man einen solchen Haushalt verabschiedet,
muss man ehrlich sein und sich eingestehen, dass
nicht alles, was wünschenswert ist, finanzierbar ist.
Man muss auch Abstriche machen. Wir handeln nach
dem Prinzip des ehrbaren Kaufmanns und geben nur
das Geld aus, das wir zur Verfügung haben. Daran
orientiert sich die Bayerische Staatsregierung jetzt
schon seit über elf Jahren mit einem Haushalt ohne
neue Schulden.

Wenn man auf die ganze Situation im Freistaat Bay-
ern blickt, muss man sagen, dass wir nicht unbedingt
falsch handeln. Wenn wir uns umsehen, stellen wir
fest, dass es auch in Bayern sehr viele glückliche
Menschen gibt. Nach der Umfrage eines großen Um-
frageinstituts in der letzten Woche leben in Bayern die
zufriedensten Menschen. Ich frage mich, warum das
so ist. Weil wir nur noch marode Häuser haben, weil
wir eine marode Infrastruktur haben und weil wir einen
großen Investitionsstau haben? Sie müssen fast
schon verzweifeln, verehrte Kolleginnen und Kollegen
von der Opposition.

(Hubert Aiwanger (FREIE WÄHLER): Die Bayern
sind eben leidensfähig!)

Sie erzählen gebetsmühlenartig, wie schlecht es in
Bayern aussieht. Aber die Menschen in dem von
Ihnen so beschriebenen Bayern fühlen sich sehr, sehr
wohl und sind die zufriedensten in Deutschland.
Woran mag das wohl liegen? Meine sehr verehrten
Damen und Herren, die ganz große Mehrheit von
Bayerns Bürgerinnen und Bürgern ist sehr froh, dass
in Bayern die CSU regiert und die politischen Leitlini-
en vorgibt.

(Beifall bei der CSU)

Ich komme zum Schluss. Dieser Haushalt ist keine
entrückte Wunschvorstellung der CSU. Er ist der Ge-
nerationengerechtigkeit geschuldet und ermöglicht es
unseren Kindern und Enkeln, in einem Bayern zu
leben, das ihnen alle Wege in eine gute Zukunft eröff-
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net. Sie sollen unserer Überzeugung nach nicht in
einem Bayern leben, in dem vieles nicht mehr möglich
ist, weil die Schulden dem Staat die Luft zum Atmen
und zum Agieren nehmen. Sie sollen genauso gern in
Bayern leben wie jetzt ihre Eltern und Großeltern und
sollen auch in 20, 30 Jahren die zufriedensten Bürger
in Deutschland sein.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, ich bleibe
dabei: Der Haushalt 2015/2016 – keine neue Schul-
den, Schuldenabbau, Begrenzung der Ausgaben auf
3 % und trotzdem eine Investitionsquote von 12 % -
ist ein filigranes und stabiles Meisterwerk, um das wir
beneidet werden. Wir wissen: Mitleid bekommt man
umsonst, Neid muss man sich verdienen, und Neid ist
die höchste Form der Anerkennung.

Ich gratuliere unserem Staatsminister Dr. Markus
Söder zu diesem Meisterwerk. Herzlichen Dank für
die Einbringung des Haushaltes! Ich bitte um Zustim-
mung zum Einzelplan 13.

(Lebhafter Beifall bei der CSU)

Vierte Vizepräsidentin Ulrike Gote: Vielen Dank,
Herr Kollege Bachhuber. Für eine Zwischenbemer-
kung hat sich der Kollege Gehring gemeldet. Bitte
schön.

Thomas Gehring (GRÜNE): Herr Kollege Bachhuber,
keine Sorge. Ich werde jetzt keine finanzpolitische
Rede halten; das wird meine Kollegin Claudia Stamm
machen. Sie wird etwas zu den Rücklagen sagen.

Eigentlich hatte ich eine klassische Zwischenfrage.
Aber Sie haben leider kaum Zwischenfragen zugelas-
sen.

Ich möchte zunächst etwas zu den Kommunen sagen.
Da gibt es noch ungedeckte Schecks. Ich denke etwa
an die Ganztagsangebote. Die Kommunen haben den
Vorschlag der Staatsregierung noch nicht unterschrie-
ben, und da finden noch Gespräche statt. Da werden
auf das Land noch Kosten zukommen, wenn das
Land weiterhin ein fairer Partner der Kommunen sein
will.

Zweitens komme ich zum Anteil der Kommunen an
den Einnahmen des Landes. In diesem Jahr sprudeln
die Steuereinnahmen; aber der Anteil der Kommunen
an den Steuereinnahmen ist nicht gestiegen, wie es
versprochen war. Er liegt weiter bei 12,75 %; der An-
teil wurde nicht erhöht. In Baden-Württemberg sind es
23 %. Ich weiß, es ist immer schwierig, Länder zu ver-
gleichen. Aber ich wollte das einfach zur Information
mitteilen.

Der kommunale Finanzausgleich soll reformiert wer-
den. Es gibt Arbeitsgruppen. Aber ein Thema wurde
schon herausgenommen, das vor allem Kommunen
im Süden beschäftigt. Bei den Schlüsselzuweisungen
wurden nämlich die Nebenwohnungen herausgerech-
net. Das bedeutet vor allem für touristisch geprägte
Kommunen Einbußen bei den Schlüsselzuweisungen.
Ich habe das am Beispiel meiner Gemeinde, einer
kleinen Gemeinde im Landkreis Oberallgäu, ausge-
rechnet. Dort sind 4,25 % der Wohnungen Neben-
wohnungen und werden herausgerechnet. Wie es
aussieht, bedeutet das, dass 13,75 % der Schlüssel-
zuweisungen wegfallen. Das ist immerhin ein sechs-
stelliger Betrag und für eine kleine Kommune ein gro-
ßer Batzen.

Wie gehen Sie mit diesem Thema um? Gibt es Be-
rechnungsgrundlagen für die Kommunen? Gibt es
Gutachten oder Vorschläge, wie den touristisch ge-
prägten Kommunen im ländlichen Raum geholfen
werden kann, oder müssen die Kommunen damit
leben?

Martin Bachhuber (CSU): Sehr geehrter Herr Kolle-
ge Gehring, zunächst einmal – ich habe es schon in
meinen Ausführungen gesagt –: Wir wollen den Fi-
nanzausgleich noch gerechter machen. Wir wollen die
schwächeren Kommunen stärken. Gestern konnten
wir es in der Zeitung lesen. Es ist schon schwer ver-
tretbar, dass manche Kommunen in Bayern auf die
Erhebung von Straßenausbaubeiträgen verzichten
können, weil sie gut ausgestattet sind, während ande-
re Kommunen ihre Bürger mit Beiträgen belasten.
Das zeigt, dass wir den kommunalen Finanzausgleich
ändern müssen. Dazu gehört nicht nur eine Nuance.
Dazu gehört ein Gesamtpaket, um einen zukunftsfähi-
gen Finanzausgleich zu haben. Ich sage nochmals:
Dieser Finanzausgleich zeigt den Kommunen, dass
sie sich auf den Freistaat Bayern verlassen können.

Für die Bildungspolitik und das, was Sie gesagt
haben, gibt es noch einmal 36 Milliarden Euro. Somit
geht ein Drittel des gesamten Haushaltes in den Bil-
dungs- und Wissenschaftsbereich. Auch damit kann
sich Bayern sehen lassen. Wir haben heute gehört,
dass Bayern die wenigsten Schulwiederholer hat.
Nach einer neuen Studie der Bertelsmann-Stiftung,
die heute herausgekommen ist, sind es 5 %.

Das mit den Nebenwohnungen ist noch zu klären.
Dazu ist das letzte Wort noch nicht gesprochen. Auch
das gehört zu dem Gesamtpaket eines gerechten Fi-
nanzausgleichs für alle Kommunen, damit wir das
Ziel, bei dem wir schon sehr weit sind, nämlich gleich-
wertige Lebensbedingungen in ganz Bayern, errei-
chen können.
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(Beifall bei der CSU)

Vierte Vizepräsidentin Ulrike Gote: Danke schön,
Herr Bachhuber. Die nächste Wortmeldung kommt
von Kollegen Harald Güller. Bitte schön.

Harald Güller (SPD): Frau Präsidentin, Kolleginnen
und Kollegen, Herr Minister, meine Herren Staatsse-
kretäre! Dann kümmern wir uns nach dieser Jubelarie
ein bisschen um den Einzelplan 13 und schauen, ob
das "filigrane Meisterwerk" auch hält, wenn man ein
bisschen hinter die Fassade schaut, oder ob Sie Ihre
schwarze Null, die Sie permanent bejubeln, durch
Schecks auf die Zukunft erkaufen.

Als Erstes schauen wir uns einmal an, wie Sie mit
dem Investitionsbedarf im Krankenhauswesen umge-
hen. Herr Staatssekretär Füracker hat im Haushalts-
ausschuss die phänomenale Aussage getroffen: Das
Problem der Krankenhäuser sind derzeit die Betriebs-
kosten, nicht die Investitionskosten; die knapp
500 Millionen Euro sind voll ausreichend für die Anfor-
derungen aller Krankenhäuser in Bayern. - Wer aber
nur etwas Ahnung hat von der Materie vor Ort, weiß,
dass diese Aussage falsch ist. Das Problem der kom-
munalen Krankenhäuser, aber auch anderer, sind die
Betriebskosten und die Investitionskosten. Deswegen
ist es fahrlässig, diesen Betrag nicht in der Weise zu
erhöhen, wie es die SPD beantragt hat.

(Beifall bei der SPD)

Es ist auch fahrlässig, wie – ich darf das als Augsbur-
ger sagen - mit dem Versprechen des Herrn Minister-
präsidenten "Die Uniklinik kommt!!!" in haushalteri-
scher Sicht umgegangen wird. Jetzt kommt zunächst
lange nichts. Im Jahr 2015 sind Vorbereitungskosten
von 1,5 Millionen und im Jahr 2016 von 3 Millionen im
Haushalt. Ich sage Ihnen: Wenn Sie dieses Projekt
ernsthaft angehen wollen, dann können Sie an beide
Summen jeweils eine Null anhängen, sonst wird das
nicht funktionieren. Sie aber spielen kommunale Kran-
kenhäuser und Universitätskliniken gegeneinander
aus, indem Sie in beide Töpfe nicht mehr Geld hinein-
geben, obwohl Sie genau wissen, dass ein zusätzli-
ches Universitätsklinikum deutlich mehr Geld kostet,
aber auch notwendig ist. Sie verschlafen Zukunftsin-
vestitionen. Ich würde sagen: Das ist nicht gerade ein
"filigranes Meisterwerk".

(Beifall bei der SPD)

Zukunftschancen, Thema Pensionsfonds: Herr Bach-
huber, Sie haben das Thema erfreulicherweise selbst
angesprochen. Es bleibt dabei, dass Lasten in die Zu-
kunft verschoben werden. Wir können gerne darüber
diskutieren, ob es möglich ist, diese Lasten und die
Versäumnisse der vergangenen Jahre innerhalb eines

Haushalts aufzuholen, wie es der Antrag der FREI-
EN WÄHLER suggeriert, oder ob wir sukzessive vor-
gehen müssen. Dazu sind wir gesprächsbereit. Aber
weiterhin offenen Auges in das Pensionsdesaster in
einigen Jahren hineinzulaufen, kann man nicht verant-
worten. Das ist kein "filigranes Meisterstück" eines
Haushalts.

(Beifall bei der SPD)

Dass wir keine Verstärkungsmittel beim Straßenbau
und keine Verstärkungsmittel für Planungen haben,
dass wir keine Verstärkungsmittel für kommunale Ge-
bäude haben, ist auch kein Meisterstück, sondern ver-
schiebt Belastungen in die Zukunft.

Wenn wir beim Thema Zukunft sind: Herr Herold hat
heute so grandios zitiert, ohne den Kommentar von
Uli Bachmeier zu Ende zu lesen: Bayern glänzt – im
Moment. In dem Kommentar steht etwas Wichtiges,
über das wir uns in aller Ernsthaftigkeit auch im Haus-
haltsausschuss Sorge machen müssen. Wir müssen
miteinander reden und gemeinsam versuchen, die
beste, noch machbare Lösung zu finden. Herr Bach-
meier schreibt: Im Streit mit Österreich um die Skan-
dalbank HGAA droht eine Milliardenpleite. – Herr Mi-
nister Söder, Sie haben vorher hier erklärt, Sie seien
der Einzige in ganz Deutschland, der gut schlafen
kann, wenn er sich den Haushalt ansieht. Darüber
muss ich mich schon wundern. Ich habe im Umgang
mit der Hypo Group Alpe Adria und ABS-Papieren
und der MKB sehr wohl einen Wandel im Haushalts-
ausschuss vernommen. Herr Dr. Riegler und aus-
drücklich auch Sie haben in den letzten Monaten fair
informiert und sind fair mit uns umgegangen. Wie Sie
jetzt aber auf eine solche Aussage kommen, wenn
man den Haushalt insgesamt ansieht und weiß, dass
bei den Klagen vor dem Landgericht München Risiken
bestehen, weiß ich nicht. Bei den direkten Klagen al-
lein sind es 2,4 Milliarden Euro, also 2.400 Millionen
Euro, bei einer Gegenklage fast 800 Millionen Euro,
bei einer Klage gegen die Mitarbeiterstiftung in Kla-
genfurt sind sie im dreistelligen Millionenbereich, eine
weitere Klage der Mitarbeiter, die zusätzliche Boni
einklagen, ist im hohen Millionenbereich. Wenn ich
das alles sehe, wäre ich nicht so forsch und würde
sagen: Ich bin der Einzige in ganz Deutschland, der
gut schlafen kann. Ich würde mir Sorgen machen und
weiterhin hart an der Lösung dieser Probleme arbei-
ten, statt zu schlafen.

(Beifall bei der SPD)

Wir haben auch in diesem Haushalt 350 Millionen Eu-
ro an Zinszahlungen für das Desaster um die Hypo
Group Alpe Adria. Wir zahlen auch an diesem Tag
circa eine Million Euro an Zinsen nur für dieses De-
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saster. Wenn wir heute ungefähr zwei Stunden diesen
Haushalt diskutieren, dann haben wir in dieser Zeit
schon wieder 80.000 Euro an Zinsen verbraten, die
wir wahrlich an anderer Stelle viel besser brauchen
könnten.

(Beifall bei der SPD)

Wir werden uns natürlich auch mit der Aufarbeitung
beschäftigen müssen. Wir haben vor Kurzem – das
betrifft nicht den jetzigen Finanzminister – von der un-
abhängigen Griss-Kommission in Österreich, einer
Exekutivkommission, einen klaren Bericht bekommen,
der Staatsversagen – wohl auf österreichischer Seite,
aber eben auch auf bayerischer Seite – beim Kauf der
Hypo Group Alpe Adria feststellt. Es wird festgestellt:
Die Bayern hatten ein riesiges Interesse, die Gruppe
um jeden Preis und unter allen Bedingungen zu kau-
fen. Daraus wird ein Versäumnis der Kärntner und der
Wiener Regierung konstruiert. Es wird gesagt, man
hätte die Bayern noch mehr über den Löffel balbieren
können. - Aber eines steht fest: Wir haben Fehler ge-
macht. Wir schauen mal, ob wir vielleicht das eine
oder andere "Fuffz’gerl" zurückbekommen. Sie wer-
den dabei auf jeden Fall mit uns rechnen können und
dürfen.

(Beifall bei der SPD)

Wenn ich den Einzelplan 13 des Haushalt-
splans 2015/2016 anschaue, darf ein Thema natürlich
nicht fehlen: Die Heimat und Heimstadt des Reptilien-
fonds. Wie heißt es so schön in allen Anträgen der
CSU? – Ob eine Machbarkeitsstudie für ein Baye-
risches Gesundheitsdatenzentrum, ein Bündnis für
Organspende, ein paar Euro mehr für den Bayeri-
schen Jugendring, ein Bayerischer Demenzpreis oder
ein Bayerischer Demenz-Survey bezahlt werden sol-
len, immer steht dran, dass dies über den Einzel-
plan 13 Kapitel 13 03 Titel 893 06 – das ist der Reptili-
enfonds der CSU – finanziert wird. Übrigens: Den
Antrag zum Bayerischen Demenz-Survey dürfen Sie
nach dem Wochenende in Zukunft in Ihrem Wohnzim-
mer gar nicht mehr zitieren, da dies Ihr Generalsekre-
tär Herr Scheuer sprachlich irgendwie nicht so gut fin-
det. Nennen Sie es in Ihrem Antrag einfach Demenz-
Register.

Ich will überhaupt nicht kritisieren, dass im Haushalt
noch etwas finanzielle Luft für sinnvolle Anträge und
Ideen der Fraktionen ist. Das ist sinnvoll, um diese
noch ins Verfahren zu bringen. Ich kritisiere aber,
dass es eben nicht so ist, wie Herr Holetschek heute
Vormittag gesagt hat: Piep, piep, piep – wir haben uns
lieb, in allen Ausschüssen verstünden wir uns so toll.
Wir haben ein gutes Verhältnis; Kollege Winter, dafür
bedanke ich mich herzlich. Die Sitzungsleitung ist fair.

Jeder kommt zu Wort. Am Ende des Tages stehen je-
doch 156 abgelehnte Anträge der SPD-Fraktion. Zu
rund der Hälfte der Anträge sagen Sie während der
Beratungen: Eigentlich wären sie schon sinnvoll, aber
das machen wir jetzt an dieser Stelle nicht. Bei ein
paar Anträgen sagen Sie: Na ja, das können wir
nächstes Jahr abschreiben. Einige schreiben Sie un-
verschämterweise noch im gleichen Jahr ab und fi-
nanzieren das – so nennen Sie das – mit Ihrer Frakti-
onsreserve.

(Beifall bei der SPD)

Kolleginnen und Kollegen, das ist kein guter Umgang
miteinander. So stelle ich mir Beratungen im Haus-
haltsausschuss nicht vor. Selbstverständlich gibt es
verschiedene Ansätze. Kollege Halbleib hat das gera-
de für den Länderfinanzausgleich klargemacht. Das
betrifft auch unsere Vorstellungen zur Ausgestaltung
der Steuerverwaltung. Kollege Wengert wird noch vor-
stellen, wie wir das bei kommunalen Gebäuden und
Einrichtungen sehen. Günther Knoblauch wird erklä-
ren, wie wir uns die Konstruktion des kommunalen Fi-
nanzausgleichs insgesamt vorstellen. Selbstverständ-
lich gibt es Unterschiede. Jedoch gibt es Themen, zu
denen man unstrittig sagen kann, dass sie die Oppo-
sition richtig und früher erkannt hat als die CSU. Dann
kann man einmal die Größe haben und einem Antrag
der SPD oder einer anderen Oppositionspartei zu-
stimmen.

(Beifall bei der SPD und den FREIEN WÄH-
LERN)

Nachdem Sie gesagt haben, dass es sich zwar um
einen guten und sinnvollen Antrag handelt, die Höhe
des Ansatzes aber nicht passe, haben wir im Haus-
haltsausschuss vorgeschlagen, die Höhe nach einer
Einigung zu ändern. Davon haben Sie nichts ge-
macht. Sie lehnen die Anträge nur ab und tun hier so,
als hätten Sie als einzige Partei in ganz Bayern die
Weisheit mit Löffeln gefressen.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, so ist es nicht. Die
Opposition hat gute Anträge. Wir haben in den letzten
Tagen viel Substanz in die Beratungen hineingege-
ben. Haben Sie einmal die Größe, und nehmen Sie
solche Punkte von uns an! Das wäre wirklich ein
Weihnachtsgeschenk, das den Weihnachtsfrieden bei
uns näherkommen lassen würde.

(Beifall bei der SPD)

Auch schon vor den Ausführungen von Kollegen
Wengert und Kollegen Knoblauch muss ich leider
feststellen, dass der Einzelplan 13, wie er jetzt kon-
struiert ist, nicht zukunftsfähig ist. Er verschiebt Las-
ten in die Zukunft. Wir steuern damit sehenden Auges
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in Finanzierungsprobleme, insbesondere im investi-
ven Bereich. Deshalb müssen und werden wir diesen
Haushalt ablehnen. Herzlichen Dank für Ihre Aufmerk-
samkeit!

(Beifall bei der SPD)

Vierte Vizepräsidentin Ulrike Gote: Danke schön,
Herr Kollege Güller. - Der nächste Redner ist Herr
Kollege Bernhard Pohl. Bitte schön.

Bernhard Pohl (FREIE WÄHLER): (Vom Redner
nicht autorisiert) Frau Präsidentin, Herr Staatsminis-
ter, liebe Kolleginnen und Kollegen! Wir haben an-
strengende Wochen mit Haushaltsberatungen im
Haushaltsausschuss hinter uns. Deswegen möchte
ich mich gleich zu Beginn beim Vorsitzenden Peter
Winter und seinem Stellvertreter Volkmar Halbleib
ganz herzlich bedanken. Im Ausschuss war die At-
mosphäre gut. Wir haben intensiv und konstruktiv be-
raten. Es ist jedoch bedauerlich – dafür können Sie
nichts, das ist die Vorgabe der CSU-Fraktion –, dass
wir vergeblich verhandelt haben. Ich spreche jetzt den
Fraktionsvorsitzenden Kreuzer an. L’art pour l’art –
kein einziger Änderungsantrag, sei er von den GRÜ-
NEN, sei er von der SPD, sei er von den FREI-
EN WÄHLERN, wurde angenommen.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, das liegt nicht an der
Qualität der Anträge; das ist kein Zufall, das war so
besprochen. Das wurde von Ihren Kollegen auch so
bestätigt. Ich finde das sehr schade. Das ist eine ver-
gebene Chance. Ich rede noch nicht einmal von der
vergebenen Chance für die Demokratie. Es ist eine
vergebene Chance für mehr Qualität in dem Haushalt.
Ich sage noch überhaupt nichts über den Ausgangs-
punkt dieser Qualität. Auf jeden Fall hätten wir die
Qualität des Haushalts verbessern können. Wie oft
hat es Sie in den Fingern gejuckt, die Hand zu heben
und zuzustimmen? Schließlich haben Sie sich daran
erinnert, was Ihnen vorgegeben wurde und haben die
Hand unten gelassen; Sie haben nicht zugestimmt.
Das ist bedauerlich und schade.

Ich zeige Ihnen an einem Beispiel, wie man es anders
machen kann und was dabei herauskommt. Als Sie
im Winter des Jahres 2008 in größter Not waren – das
Landesbank-Debakel vor Augen, die Insolvenz der
Bank war nicht gebannt –, haben Sie unserem Antrag
zugestimmt, eine besondere Kommission, nämlich die
Landesbankkommission, einzuberufen. Selbstver-
ständlich haben wir uns zu dem Thema gefetzt.
Selbstverständlich haben wir hart mit euch gekämpft
und gerungen. Wir haben aber auch sehr konstruktiv
gearbeitet, gemeinsam mit der Exekutive, mit dem da-
maligen Finanzminister Fahrenschon, und gemein-
sam mit der Spitze der BayernLB. Die Vorschläge

aller Fraktionen sind in die Sanierung und in die Re-
strukturierung eingeflossen. Was ist dabei herausge-
kommen, Herr Staatsminister Söder? Tatsächlich
haben wir es geschafft, einige der schlimmsten Schre-
ckensszenarien zu bannen. Meine Damen und Her-
ren, das war eine Gemeinschaftsleistung.

Wenn ich das anfügen darf: Wir sind bei der Bay-
ernLB noch lange nicht über den Berg. Wir haben
noch lange an erheblichen Risiken zu tragen. Den-
noch ist die Situation heute mit der Situation im De-
zember 2008 nicht vergleichbar, als wir im Rahmen
von Sondersitzungen einen Nachtragshaushalt mit
über 10 Milliarden Euro zur Stützung der Bank be-
schließen mussten. Sie teilen Papiere aus, in denen
man lesen kann, dass es seit dem Jahr 2006 keine
Neuverschuldung mehr gebe. Das stimmt so nicht.
Das schreiben Sie über die allgemeinen Haushalte.
Man hat das in einem Sonderhaushalt versteckt. An-
statt den Anschein zu erwecken, dass sich der Haus-
halt seit dem Jahr 2006 nur im Guthaben befunden
hat, sollte man die Größe haben, das ebenso anzu-
führen.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN und der
SPD)

Wenn wir uns die Steuerpolitik und die Einnahmen
des Haushalts ansehen, kann ich einiges loben, muss
aber auch etliches kritisieren. Ich habe es in den ver-
gangenen Reden schon gesagt: Wir haben eine her-
vorragende Einnahmesituation. Das kommt nicht von
ungefähr: Das haben die Menschen, die Steuerzahler,
die Unternehmer, die Arbeitnehmer, das haben auch
die Verbände wie Arbeitgeberverbände, Gewerk-
schaften etc., aber auch die Politik bewirkt. Wir haben
in Bayern eine in groben Zügen ordentliche, gute Wirt-
schaftspolitik gemacht. Dies kann man auch für Berlin
so bestätigen; denn ohne gute Rahmenbedingungen
wären diese Steuereinnahmen – 25 % plus seit 2008
– nicht möglich.

Die andere Seite muss man aber auch beleuchten,
meine Damen und Herren. Die andere Seite sieht so
aus, dass wir jährlich die Steuern erhöhen, obwohl
jeder behauptet: Wir machen keine Steuererhöhun-
gen. Die kalte Progression ist eine Steuererhöhung,
und zwar jedes Jahr. Jetzt höre ich, dass gesagt wird,
man wolle noch in dieser Legislaturperiode im Bund
die kalte Progression abschaffen. Die kalte Progressi-
on gehört sofort abgeschafft. Sie ist eine Steuererhö-
hung und nichts anderes.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN)

Ein Weiteres. Ich höre hier vom Kollegen Halbleib, wir
seien uns alle darin einig, dass der Solidaritätszu-
schlag durch irgendetwas anderes, insbesondere
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durch eine Integration in den allgemeinen Steuertarif
ersetzt werden soll.

(Zuruf des Abgeordneten Volkmar Halbleib
(SPD))

– Wenn das die Bundesebene betrifft, dann gilt dies
zumindest bis zum Jahr 2017 für uns noch nicht. Ich
kann für unsere Fraktion nur deutlich sagen, dass wir
selbstverständlich keine Steuererhöhung mitmachen.
Eine Kontinuität des Solidaritätszuschlags in anderer
Form ist eine Steuererhöhung; denn der Soli war zeit-
lich befristet. Er läuft 2019 aus und ist verfassungs-
rechtlich nicht mehr verlängerbar. Wenn man dann
anstelle des Soli eine neue Steuer erfinden will, eine
neue Abgabe erfinden will, so ist dies auch eine Steu-
ererhöhung. – Nicht mit uns, meine Damen und Her-
ren!

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN)

Ich sage auch ganz klar – ich streife das nur –: Wenn
am 17. Dezember das Bundesverfassungsgericht
mutmaßlich Teile des Erbschaftsteuerrechts für ver-
fassungswidrig erklären wird – übrigens mit Ansage –,
dann wäre es auch Zeit, über die Erbschaftsteuer
nachzudenken; denn die Erbschaftsteuer ist alles an-
dere als gerecht. Ich sage Ihnen: Wenn man als ver-
mögender Mensch Erbschaftsteuer zahlt, hat man
den falschen Berater. Das ist so. Diejenigen, die wirk-
lich Geld haben, sind nicht diejenigen, die die Erb-
schaftsteuer zahlen. Erbschaftsteuer zahlen zum Bei-
spiel diejenigen, die mit dem Erblasser nicht verwandt
sind und nur über einen Freibetrag von 20.000 Euro
verfügen. Das sind diejenigen, die Erbschaftsteuer
bezahlen. Man muss sich also schon einmal überle-
gen, ob das, was wir bei der Erbschaftsteuer machen,
gerecht und richtig ist. Wir haben klar und deutlich ge-
sagt: Die Erbschaftsteuer gehört abgeschafft. Ich
sage das auch in dem Bewusstsein, dass natürlich
der Erwerb – wie es so schön heißt – leistungslosen
Vermögens vielleicht aus Gerechtigkeitsgesichtspunk-
ten anders betrachtet werden kann.

Meine Damen und Herren, ich komme jetzt wieder auf
Bayern zurück. Wenn wir uns die Vermögensbilanz
des Freistaates Bayern ansehen, müssen wir feststell-
en, dass wir zwar – und das ist wiederum positiv –
keine neuen Schulden machen, sondern tendenziell
sogar Schulden abbauen. Wir vermindern aber unser
Vermögen, nämlich erstens bei den Straßen, wo wir
viel zu wenig tun, um den Substanzerhalt sicherzu-
stellen, zweitens bei den Gebäuden – dort sieht es
nicht viel besser aus – und drittens beim Pensions-
fonds. Der Pensionsfonds bedeutet eine Schattenver-
schuldung, die uns irgendwann einmal einholt. Als
viertes Beispiel nenne ich die BayernLB. Was immer

in Vergessenheit gerät: Die Bank ist verschlankt wor-
den. Wir haben uns von erheblichen Vermögensbes-
tandteilen getrennt. Diese Bank war vor der Krise
über 8 Milliarden Euro wert. Sie hat diesen Wert aktu-
ell nicht mehr. Auch das muss man sehen. Das ist
eine Verminderung unseres staatlichen Vermögens.
Dies gehört ebenfalls in eine ehrliche Bilanz.

Meine Damen und Herren, der Herr Staatsminister hat
vorhin gesagt, wir hätten für beide Haushaltsjahre zu-
sammen Mehrforderungen in Höhe von 3,8 Milliarden
Euro eingebracht. Er hat nicht ausdrücklich gefragt,
aber zwischen den Zeilen war zu hören: Wo bleibt die
Gegenfinanzierung? – Ich werde es Ihnen sagen. Wir
haben – darin unterscheiden wir uns von dem einen
oder anderen Kollegen in der Opposition – von An-
fang an, Herr Staatsminister Söder, Ihre Klage gegen
den Länderfinanzausgleich aus vollem Herzen unter-
stützt, und zwar nicht deshalb, weil wir Herrn Stoiber
so dankbar sind. Es wäre ja schon fast eine schizo-
phrene Haltung, etwas zu beklagen, was unser Urva-
ter Edmund Stoiber so glänzend ausgehandelt hat.
Die Klagebegründung würde ich so nicht verfassen.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN)

Wenn Sie dem Bundesverfassungsgericht schreiben,
der Vertrag, den wir jetzt als sittenwidrig oder aus
sonstigen Gründen für nachbesserungsbedürftig hal-
ten, ist durch ein uns zuzurechnendes Organ, den da-
maligen Ministerpräsidenten, glänzend verhandelt
worden, dann würde ich sagen: Volenti non fit iniuria –
dem Wollenden geschieht kein Unrecht. Ich weiß
nicht: Wenn man sich prozessual richtig verhalten
würde, müsste man den Länderfinanzausgleich ei-
gentlich beklagen und deutlich machen, dass ihn Ed-
mund Stoiber dilettantisch ausgehandelt hat. Eigent-
lich müsste man ihm gleich noch den Streit
verkünden, falls es theoretisch noch persönliche An-
sprüche geben könnte. Wir wissen natürlich, dass der
frühere Ministerpräsident unter dem staatlichen
Schutz steht. Politisch müssen Sie mir aber recht
geben: Eine Klage vor dem Bundesverfassungsge-
richt ist nur zu gewinnen, wenn man deutlich macht,
dass Edmund Stoiber diesen Länderfinanzausgleich
zum Nachteil des Freistaates Bayern ausgehandelt
hat.

Jetzt sagen Sie, Herr Staatsminister: Na ja, Herr Stoi-
ber habe nicht damit rechnen können, dass es Bayern
so gut gehen wird. – Heißt das, dass es Bayern noch
besser gehen würde, wenn Sie sich früher von Ihrem
damaligen Ministerpräsidenten getrennt hätten? Ist
der Grund dafür, dass es uns jetzt so viel besser geht,
der, dass Stoiber nicht mehr da ist und zuerst Beck-
stein und dann Seehofer dieses Land regieren? Oder
sagen Sie: Stoiber war nicht weitsichtig genug und
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konnte nicht erkennen, wie gut seine Nachfolger die-
sen Freistaat führen? -

Vierte Vizepräsidentin Ulrike Gote: Herr Kollege,
lassen Sie eine Zwischenfrage zu?

Bernhard Pohl (FREIE WÄHLER): (Vom Redner
nicht autorisiert) Nein, bitte am Ende. - Ich meine, Sie
müssen vor dem Bundesverfassungsgericht die Kar-
ten schon ehrlich und deutlich offenlegen. Der Län-
derfinanzausgleich ist damals dilettantisch verhandelt
worden, und jetzt wollen wir Korrekturen.

Wir wollen Sie jetzt aber auch; denn wir diskutieren
über das Thema Länderfinanzausgleich schon so
lange, wie wir im Parlament sind, und das sind jetzt
immerhin schon sechs Jahre. Wir haben mit dem
Bundesverfassungsgericht ein Gericht, das Klagen
zügig verhandelt. Außerdem haben Sie immer gesagt:
Wenn wir klagen, haben wir in den Verhandlungen
größere Druckmittel. Wir wollen jetzt also Ergebnisse
sehen.

Ich sage Ihnen auch eines: Wenn Sie bereits ein be-
lastbares Ergebnis auf den Tisch gelegt hätten, das
uns pro Jahr um 2 Milliarden Euro entlasten würde -
2 Milliarden plus 2 Milliarden sind 4 Milliarden –, dann
hätten Sie die 3,8 Milliarden Euro, die Sie vorhin auf-
geführt haben, schon überkompensiert.

Wir haben aber auch noch andere Vorstellungen
davon, wie wir den Freistaat Bayern auch langfristig
erfolgreich halten und noch erfolgreicher machen. Wir
danken dafür – jetzt danke auch ich einmal, Herr Kol-
lege Bachhuber, aber an der richtigen Stelle –, dass
die CSU-Fraktion und die SPD-Fraktion – die GRÜ-
NEN konnten sich leider nicht anschließen – unsere
Forderung nach gleichwertigen Lebensverhältnissen
in ganz Bayern mitgetragen haben. Wir haben das ge-
meinsam in der Verfassung verankert. Das ist eine
Forderung, die die FREIEN WÄHLER seit Jahrzehn-
ten stellen, schon zu Zeiten, als wir noch gar nicht im
Bayerischen Landtag waren. Aber das müssen wir
jetzt umsetzen, das müssen wir realisieren. Wenn wir
es realisieren, wenn wir gleichwertige Lebensverhält-
nisse schaffen, wenn wir die Regionen in Bayern stär-
ken, dann werden wir noch erfolgreicher sein, weil
vieles, was momentan nur in der Zentrale ankommt,
in den Regionen besser angelegt wäre und dort bes-
seren Ertrag brächte.

Wir wollen den zentralistischen Freistaat umbauen zu
einem Freistaat der Regionen. Das schaffen wir natür-
lich nicht alleine; das müssen wir gemeinsam anpa-
cken. Aber wir müssen es tun.

Jetzt werden Sie fragen: Wie machen wir das? Die
zentrale Forderung bei einem Umbau dieses Frei-

staats heißt: Wir müssen die Kommunen stärken. Die
Kommunen sind dezentral und wissen, wo örtlich der
Schuh drückt. Die Kommunen können mit dem Geld
zielgenau und regional richtig umgehen. Deswegen
fordern wir für die Kommunen einen Anteil von 15 %
am Allgemeinen Steuerverbund. Das hat nichts mit
Ausgabenmehrung zu tun, sondern wir verteilen das
Geld dorthin, wo es hingehört.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN)

Meine Damen und Herren, das Geld dorthin geben,
wohin es gehört: Was die Verteilung der Steuern an-
geht, ist gemäß dem Grundgesetz das Land der Treu-
händer für die Kommunen. Die Länder bekommen
Steuermittel, um den Kommunen deren Anteil weiter-
zugeben. Wir brauchen einen Anteil, der für die Kom-
munen auskömmlich ist, egal ob es sich um fette oder
um magere Jahre handelt. Da reichen 12,75 oder
13 % am Allgemeinen Steuerverbund nicht aus. Wir
brauchen 15 %. Die kommunalen Spitzenverbände
sehen das genauso.

Ich bin davon überzeugt: Wenn wir den Kommunen
diese Mittel geben, damit sie nicht nur ihre Pflichtauf-
gaben erfüllen können, und wenn wir dann – daran
werden wir im nächsten Jahr gemeinsam arbeiten –
einen vernünftigen interkommunalen Finanzausgleich
auf die Beine stellen, werden wir schon kurzfristig
erste Erfolge und mittelfristig große Erfolge erzielen.
Damit machen wir unseren bayerischen Staatshaus-
halt noch besser.

Das, meine Damen und Herren, wäre ein Ziel für
2030, aber nicht der plumpe Satz "2030 steuerfrei".

(Peter Winter (CSU): Steuerfrei? – Heiterkeit des
Staatssekretärs Albert Füracker – Unruhe)

Herr Staatsminister Söder, wir wissen doch alle hier
im Haus, dass wir den Freistaat Bayern in vier Wo-
chen komplett schuldenfrei bekämen, wenn wir das
gesamte Staatsvermögen an irgendeine Leasingge-
sellschaft verhökern würden. Dann mieten wir es zu-
rück und sind plötzlich schuldenfrei. Gewonnen ist
damit gar nichts. Da sind Programmsätze, aber
nichts, was uns weiterhilft. Wir dürfen nicht nur auf die
Schuldenseite schauen, sondern müssen auch die
Vermögensseite sehen. Ich hoffe, dass wir uns in die-
sem Punkt einig sind.

Wir müssen die Kommunen stärken und genau das
Gegenteil von dem tun, was Ihr inzwischen Gott sei
Dank beerdigter Zukunftsrat immer gefordert hat: acht
"Leuchttürme" in Bayern fördern. Für das flache Land
waren nur Straßen und Schienen vorgesehen – Ver-
bindungen in die Metropolen. Ansonsten sollte es nur
Almosen geben. Das dürfen wir nicht tun.
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Wir müssen uns daran messen lassen, ob wir gleich-
wertige Lebensverhältnisse in ganz Bayern schaffen.
Das ist schon seit vielen Jahren eine Forderung der
FREIEN WÄHLER. Ich hoffe, dass sich dieses Haus
diesem Verfassungssatz verpflichtet fühlt.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN)

Wir haben noch ein paar weitere Punkte zur Gegenfi-
nanzierung genannt. Wir haben eine Nullrunde für die
Ministerien verlangt, was Personal und Werbungskos-
ten betrifft. Wir haben gesagt, dass wir die Gelder, die
dort frei werden, in den Regionen ausgeben wollen,
wo Beamte fehlen. Da kann man durchaus auch mit
der einen oder anderen Umsetzung arbeiten oder
Stellen nicht mehr neu besetzen. Wir haben das pau-
schal formuliert, weil wir keinen Sinn darin sehen,
Ihnen genau diese oder jene Stelle wegzunehmen.
Das ist eine Sache, die der jeweilige Ressortchef in
eigener Verantwortung realisieren muss. Leider
haben Sie auch diesem Vorschlag nicht zugestimmt.

Wir müssen an die Standards heran. Herr Kollege
Muthmann hat gestern schon die Hochbauvorlage in
Regensburg angesprochen. Was wir da gesehen
haben, hat uns im Haushaltsausschuss schon sehr
nachdenklich gemacht, über die Parteigrenzen hin-
weg. Ist es wirklich notwendig, dass wir doppelt und
dreifach so teuer bauen, wie es bei Privatleuten der
Fall ist? Dieser Frage werden und müssen wir intensiv
nachgehen. Dazu werden auch externe Fachleute
etwas im Bayerischen Landtag sagen. Es kann nicht
sein, dass wir Baukosten von rund 5.000 Euro pro
Quadratmeter finanzieren. Ich glaube, das hat allen
Kollegen im Haushaltausschuss – Herr Kollege Rud-
rof nickt – die Sprache verschlagen. Wir werden Auf-
klärung verlangen. Ich bin davon überzeugt, dass wir
in diesem Bereich deutliche Reserven finden, die uns
zu Einsparungen bringen.

Zwei Bemerkungen noch zum Haushaltsgesetz, die
mir wichtig sind. Den ersten Punkt hat Herr Kollege
Gehring vorhin angesprochen: das Problem der
Zweitwohnsitze. Es kann nicht so bleiben, dass man
Kommunen, die Einwohner mit Zweitwohnsitzen
haben, zu Leibe rückt und sie krass beschneidet –
und das Ganze nur deshalb, weil man einen völlig un-
zureichenden Zensus gemacht hat. Dieser basiert auf
völlig falschen Grundlagen mit der Konsequenz, dass
Sie nun einen Soll-Stand und einen Ist-Stand an Ein-
wohnern haben. Der Ist-Stand ist meist höher als der
Soll-Stand. Da muss man doch wenigstens in der
Lage sein, durch eine kleine Nachsteuerung die reali-
stischen Einwohnerzahlen zu ermitteln.

(Beifall des Abgeordneten Thomas Gehring
(GRÜNE))

Ein zweiter Punkt liegt mir wirklich sehr am Herzen.
Es geht darum, dass im Einsatz verletzte Polizeibe-
amte nun Schmerzensgeld vom Staat bekommen,
wenn der Straftäter kein Geld mehr hat. Wir haben
gesagt: Streicht bitte die Bagatellgrenze. Es ist ja
schön, dass eine langjährige Forderung der FREIEN
WÄHLER im Grundsatz erfüllt wird, aber dann bleibt
bitte nicht auf halber Strecke stehen, sondern erstattet
diese Gelder ohne Wenn und Aber. Die Menschen
haben für den Staat den Kopf hingehalten. Es ist nicht
befriedigend und nicht akzeptabel, wenn man hier
kleinlich ist und nichts gewährt, wenn der Betrag
500 Euro nicht überschreitet.

(Beifall bei Abgeordneten der FREIEN WÄHLER)

Abschließend darf ich sagen, meine Damen und Her-
ren: Es ist nicht alles an diesem Haushalt falsch. Da
ist viel Richtiges dabei. Schade, dass den Änderungs-
anträgen nicht stattgegeben wurde. Aber wenn man
Totalverweigerung betreibt, liebe Kollegen von der
CSU, kann man halt auch nicht erwarten, dass von
der anderen Seite Zustimmung kommt.

Eine Ausnahme gibt es, die möchte ich hier ausdrück-
lich erwähnen: Das ist der Justizhaushalt – Herr Kolle-
ge Bausback sitzt auf der Regierungsbank –, da ist es
anders gelaufen. Zwar hat die CSU-Fraktion unseren
Anträgen im Haushaltsausschuss nicht zugestimmt,
aber es sind wenigstens in den Nachschublisten we-
sentliche Forderungen, die wir gestellt haben, umge-
setzt worden. Dafür herzlichen Dank – Sie zeigen,
dass es auch anders geht.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN)

Vierte Vizepräsidentin Ulrike Gote: Herr Pohl, blei-
ben Sie bitte noch am Rednerpult. Zu einer Zwischen-
bemerkung hat sich der Kollege Steiner gemeldet. –
Bitte schön.

Klaus Steiner (CSU): Sie machen den damaligen Mi-
nisterpräsidenten Edmund Stoiber dafür verantwort-
lich, dass er das seinerzeit ausgehandelt hat. Sie als
Jurist kennen doch sicher aus dem Vertragsrecht, aus
dem Zivilrecht den Begriff des Wegfalls der Ge-
schäftsgrundlage. Sie wissen doch sehr genau, dass
die Geschäftsgrundlage damals diejenige war, dass
die Länder mit den Geldern, die sie bekommen, ihre
Strukturen ändern, genau wie das früher Bayern ge-
macht hat. Mit der Unterstützung der anderen Bun-
desländer muss man etwas erreichen und darf nicht
einfach Haushaltslücken abdecken. Das wissen Sie
sehr genau. Darum lassen Sie diesen ständigen Ver-
weis auf Edmund Stoiber.

(Hubert Aiwanger (FREIE WÄHLER): Das passt
euch nicht, gell?)
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Die Geschäftsgrundlage war eine ganz andere. Das
kann man jetzt zwar hier nicht anwenden, aber Sie
wissen ganz genau, um was es hier geht.

(Zurufe von der SPD - Unruhe)

Vierte Vizepräsidentin Ulrike Gote: Kollegen, Kolle-
ge Steiner hat das Wort!

Klaus Steiner (CSU): Sie wissen, dass die anderen
Bundesländer, zum Beispiel Berlin, ihren Verpflichtun-
gen nicht annähernd nachkommen, sondern mit baye-
rischem Geld, mit Ihrem Geld, mit unserem Geld, ma-
chen, was sie wollen.

(Hubert Aiwanger (FREIE WÄHLER): Ändert es
doch! Ihr regiert ja!)

Deswegen müssen wir das neu verhandeln.

(Beifall bei der CSU)

Vierte Vizepräsidentin Ulrike Gote: Bitte schön,
Herr Pohl.

Bernhard Pohl (FREIE WÄHLER): (Vom Redner
nicht autorisiert) Lieber Kollege Steiner, erstens ein-
mal ist das, was Sie vorgetragen haben, arglistige
Täuschung und nicht Wegfall der Geschäftsgrundla-
ge. Zweitens muss ich Ihnen sagen: Sind Sie allen
Ernstes so neu und blauäugig bzw. der Herr Stoiber,
dass er dem Herrn Wowereit auf den Leim geht, der
plötzlich etwas ganz anderes macht, als der Herr Stoi-
ber geglaubt hat? Der Herr Stoiber hat also wohl ge-
glaubt, dass der Herr Wowereit eine ganz sparsame
Ausgabenpolitik betreibt und keine - wie hat das Herr
Staatsminister Söder genannt - Schlabberlätzchen in
Neukölln verteilt.

(Hubert Aiwanger (FREIE WÄHLER): Wer hat ge-
glaubt, dass die Landesbank etwas wert ist?)

Im Übrigen, ganz nebenbei: In Berlin regieren Sie zwi-
schenzeitlich mit. Auch das muss man sagen. Wenn
Sie mir heute sagen würden, dass Sie vor 25 Jahren
nicht geglaubt hätten, dass ein Ministerpräsident der
Linken in Thüringen drankommt, dann müsste ich
sagen, das hätte ich mir auch nicht träumen lassen.
Aber wenn man in der Politik für undenkbar hält, dass
der eine oder andere Ministerpräsident es mit dem
Sparen nicht so genau nimmt, um es einmal sehr vor-
sichtig zu sagen, frage ich mich, wer wie lange im
Parlament ist. Dann komme ich mir als alter Hase und
Sie kommen mir als Neuling vor.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN – Hubert Ai-
wanger (FREIE WÄHLER): Bravo!)

Vierte Vizepräsidentin Ulrike Gote: Danke schön,
Herr Pohl. – Die nächste Rednerin ist die Kollegin
Claudia Stamm. – Bitte schön!

Claudia Stamm (GRÜNE): Sehr geehrte Frau Präsi-
dentin, sehr geehrte Kolleginnen, sehr geehrtes
Hohes Haus, sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen
von der CSU! Vermissen Sie eigentlich die FDP?
Nach der gestrigen Pressemitteilung gab es klare An-
sagen des ehemaligen haushaltspolitischen Spre-
chers der FDP. Wir haben uns überhaupt nicht abge-
stimmt, aber seine Worte waren während der
Haushaltsberatungen genau meine Worte.

(Zurufe: Oooh! – Peter Winter (CSU): Ihr seid die
neue FDP!)

Ihr Haushaltsentwurf ist unsolide. Die Rücklagen
schrumpfen trotz Steuermehreinnahmen, und zwar
massiv. Die verdeckte Verschuldung steigt an. Der
Plan, die Pensionsvorsorge durch Zinsersparnis zu
ersetzen, ist einfach gescheitert. Was ist seit der Ers-
ten Lesung hier im Landtag passiert?

Erstens. Wir GRÜNE haben einen soliden Haushalt
mit echten Prioritäten vorgelegt,

(Beifall bei den GRÜNEN)

umgeschichtet innerhalb des Haushaltsvolumens.
Und wir bauen die verdeckte Verschuldung im Gegen-
satz zu Ihnen ab.

Zweitens. Es gab eine November-Steuerschätzung.
Danach ist in der Staatsregierung nahezu Panik aus-
gebrochen. Man sieht, wie sehr der Entwurf der
Staatsregierung auf Kante genäht ist.

Drittens. Im Ausschuss hatten wir intensive und volle
Beratungstage.

Viertens. Die Töne des Finanzministers beim Länder-
finanzausgleich sind um einiges kleinlauter geworden
- und das ist gut so!

(Beifall bei den GRÜNEN)

Zum ersten Punkt: Unser Haushalt ist zukunftsgerich-
tet, nachhaltig und solide. Wir als Landtagsfraktion
der GRÜNEN haben drei Schwerpunkte: Energiewen-
de, die Bildung - dazu gehört auch die Vorschule -
und die Inklusion. Um diese Schwerpunkte zu verwirk-
lichen, schichten wir innerhalb des Haushalts um.
Natürlich gibt es dabei auch Kürzungen, Dinge, die
man dann streichen muss. Die Ministerin Aigner hat
es zu Beginn der Beratung ihres Etats gesagt. Aber
so sollte Politik gehen, und nur so kann Politik gehen.
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Politik heißt, Prioritäten zu setzen, auch wenn man
damit manchmal jemandem wehtun muss.

Sie, liebe Kolleginnen und Kollegen von der CSU,
haben weder den Gestaltungswillen noch die Gestal-
tungskraft, um alte Zöpfe abzuschneiden und damit
eben wichtiges Neues entstehen lassen zu können.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Wir hingegen fragen zuerst: Was kann der Staat leis-
ten, was muss er leisten, und was ist die staatliche
Aufgabe? Das sind die Fragen. Deswegen schichten
wir auch innerhalb des Haushaltes um, insgesamt
1,6 Milliarden Euro zugunsten von Energiewende,
Klima, der Zukunft unserer Kinder und der Mammut-
aufgabe Inklusion, wobei Inklusion eigentlich gar
keine Mammutaufgabe ist; denn mehr Teilhabe berei-
chert uns alle. Sie bereichert die Gesellschaft. Sie
würde auch Sie bereichern. Aber man muss die Inklu-
sion wirklich wollen, und man muss konsequent han-
deln.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Bei Ihnen, sehr geehrte Damen und Herren der CSU,
bleibt es bei politischer Rhetorik und haushaltspoliti-
scher Kosmetik. Vor einem Jahr stand Ihr Ministerprä-
sident hier und gab große Versprechungen, die kei-
neswegs durchfinanziert, geschweige denn
durchgerechnet, geschweige denn finanziert waren.
Und wenn Sie überall verkünden, dass in Ihrem Haus-
haltsentwurf 200 Millionen Euro in die Barrierefreiheit
gesteckt wurden, nehmen Sie den Mund voll. Da
haben wir genau hingeschaut und festgestellt, dass
diese 200 Millionen Euro einfach Makulatur, eine Luft-
nummer sind.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Wenn man genau hinschaut, dann ist es sogar richtig
dreist. Wir haben mehrfach nachgefragt und dann
auch die Bestätigung durch das Ministerium bekom-
men. Es sind genau 20 Millionen Euro, die Sie in die-
sem Doppelhaushalt frisch in die Barrierefreiheit ste-
cken.

(Volkmar Halbleib (SPD): So ist es!)

Der Rest ist alter Wein in neuen Schläuchen. Es sind
nicht einmal neue Schläuche, sondern Sie verkaufen
einfach alles, wirklich alles, was bislang in die Behin-
dertenarbeit gesteckt wurde, als Geld für die Barriere-
freiheit, als Geld, das neu angesetzt wurde.

Wie wir inzwischen wissen, gab es offenbar einen re-
lativ heftigen Streit im Kabinett. Es gab eine von zwei
Ministerien abgestimmte Vorlage, die weit mehr Geld

verlangte und auch beantragt hat, damit man einiger-
maßen in die Nähe des vom Ministerpräsidenten aus-
gegebenen Ziels der Barrierefreiheit 2023 kommt.
Doch ein Finanzminister kann meiner Meinung nach
das Einkassieren einer interministeriellen Vorlage von
zwei Ministerien, Sozial- und Innenministerium, nicht
allein bewerkstelligen. Das muss schon mit der Rü-
ckendeckung des Ministerpräsidenten passieren.

Was heißt das konkret? - Hier steht der Ministerpräsi-
dent, macht seine Regierungserklärung und macht
seine Versprechen, dass es die Barrierefreiheit 2023
in Bayern geben wird, hier vor Publikum. Dann arbei-
ten zwei Ministerien an dem, was der Ministerpräsi-
dent versprochen hat, und wollen es umsetzen. Er
merkt dann irgendwann im Laufe der Zeit, wieviel das
inklusive der kommunalen Ebene kostet und was es
bedeutet. Das hat er bei der Regierungserklärung ver-
sprochen. Das ist ein Teil des Streits gewesen. Bay-
ern inklusive der kommunalen Ebene barrierefrei zu
machen, ist eben nicht zum Nulltarif zu bekommen.
Dazu braucht es einen politischen Willen, entspre-
chend aufgeschlossenes Handeln und Geld.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Beides haben wir mit unserem Haushalt geleistet, Sie
nicht. Wir haben über 100 Millionen Euro pro Jahr in
die Barrierefreiheit, in die Inklusion, gesteckt. Das
heißt, Ihre versprochenen 200 Millionen Euro stecken
bei uns im Haushalt drin, und zwar innerhalb des
Haushaltes gegenfinanziert, Herr Finanzminister.

Zweiter Schwerpunkt: Bildung. Wir investieren in die-
sem Doppelhaushalt zusätzlich 270 Millionen Euro.
Wir sorgen innerhalb des Haushalts für eine Gegenfi-
nanzierung. Und warum? - Weil wir ganz klar für die-
ses Hohe Haus feststellen müssen, dass das, was Sie
vorgelegt haben, eben nicht für die Bildung unserer
Kinder ausreicht. Fakt ist, dass die zusätzlichen Leh-
rerstellen nicht ausreichen, um die Unterrichtsversor-
gung in den Schulen wirklich zu verbessern. Deswe-
gen gibt es von uns ein Paket: Unterrichtsversorgung
plus.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, ich kann es schier
nicht mehr hören. Jedes Mal wird in der Debatte die
berufliche Bildung hochgehalten. Wir als GRÜNE soll-
ten nicht immer nur an das Gymnasium denken. Ich
freue mich auch über unser duales System in
Deutschland. Ich finde, es ist ein großartiges System.
Tun Sie endlich etwas dafür und stimmen Sie unse-
rem Antrag zu, Herr Steiner. Seit vier oder fünf Jahren
beantragen wir jedes Mal 100 Stellen mehr für die be-
rufliche Bildung, für die Berufsschulen, aber es pas-
siert nichts auf Ihrer Seite.

Plenarprotokoll 17/34 v. 11.12.2014 Bayerischer Landtag – 17. Wahlperiode 2637



(Beifall bei den GRÜNEN)

Schwerpunkt Energiewende: Hier investieren wir zu-
sätzliche 170 Millionen Euro. Das ist in unserem
Haushaltsentwurf gegenfinanziert. Wir brauchen die-
ses Geld aus einem nachhaltigen, zukunftsgerichteten
Haushalt. In die Energiewende zu investieren heißt,
Arbeit in Bayern anzukurbeln. In die Energiewende zu
investieren heißt, für die Zukunft unserer Kinder zu
sorgen und uns unabhängiger von Rohstofflieferun-
gen aus Krisenregionen zu machen.

In die Energiewende zu investieren - also endlich or-
dentlich Geld für die energetische Sanierung in die
Hand zu nehmen - heißt, Energiekosten einzusparen.
Dieses Geld, das wir durch die energetische Sanie-
rung einsparen, haben wir bisher in unserem Haus-
haltsentwurf noch nicht berücksichtigt. Hier würden
wir ein zusätzliches Plus verzeichnen können.

Wir sind es unseren Kindern schuldig, endlich das
Ruder herumzureißen und die Energiewende voran-
zutreiben, die Gebäude wie den Haushalt "wetterfest"
zu machen. Handeln Sie endlich! Mehr ehrliche Ar-
beit, weniger Blendwerk!

(Beifall bei den GRÜNEN)

Generationengerechtigkeit? – Fehlanzeige! Bis zum
Ende dieses Doppelhaushaltes wird die Pensionsvor-
sorge mit 2,1 Milliarden Euro unterfinanziert sein. Nur
bei diesem laufenden Doppelhaushalt! Die geradezu
panische Reaktion auf die neueste Steuerschätzung
vom Herbst hat dies gezeigt. Der Kollege Thomas
Mütze hat es vorhin erwähnt. Wir reden nicht von
einem Einbruch der Steuereinnahmen, sondern wir
reden lediglich davon, dass die Steuermehreinnah-
men weniger geworden sind. Es geht um rund
800 Millionen Euro weniger Steuermehreinnahmen.
Klar und deutlich noch einmal: Es werden nicht gut
5 Milliarden Euro Mehreinnahmen in die Staatskasse
gespült werden, sondern lediglich 4,2 Milliarden Euro.
Zusätzlich! Und schon kommt Panik auf.

Der Ministerpräsident hat gesagt, man müsse alles
noch einmal überdenken. Es ist dann allerdings nicht
wirklich etwas passiert, außer dass das sehr billige
Rezept der Minderausgaben auf den Tisch gelegt
wurde. Der Haushalt ist auf Kante genäht; er ist weder
solide noch zukunftsfest. Das hat man an dieser pani-
schen Reaktion genau gesehen.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Das liegt daran, dass Sie die Staatsausgaben seit
2008 um 37 % erhöht haben. Sie geben jeden Euro,
der in die Kasse fließt, gleich wieder aus.

Ich frage mich, Herr Finanzminister: Warum so kraft-
los? Ein guter Finanzminister würde einerseits nach
Aufgabenkritik streichen und andererseits mehr Geld
dort ausgeben, wo man Prioritäten identifiziert hat.
Tun Sie das endlich! Auch in einem ganz anderen
Punkt ist dieses Haushaltsgesetz längst Makulatur.
Für die zweite Stammstrecke in Form der zweiten
Röhre sind 1,95 Milliarden Euro angesetzt.

(Zurufe von der CSU: Bravo!)

Bereits im Juli aber hat die Deutsche Bahn von Kos-
ten in Höhe von 2,57 Milliarden Euro gesprochen.
Heute verabschieden wir ein Haushaltsgesetz, in dem
1,95 Milliarden angesetzt sind. Welche Zahlen stim-
men nun? Wie können Sie sich erklären, dass diese
Stammstrecke so viel mehr kostet, als im Haushalts-
gesetz ausgewiesen ist?

Liebe Kolleginnen und Kollegen, hören Sie endlich
auf, so polemisch auf den Berliner Flughafen zu ver-
weisen. Die zweite Stammstrecke wird seit den Neun-
zigerjahren diskutiert. Wirtschaftsminister Wiesheu,
den ich hier nicht erleben durfte, weil ich damals noch
nicht Mitglied des Hohen Hauses war, hat vor zehn
Jahren gesagt: Die Stammstrecke kommt. Sie sollte
vor vier Jahren bereits fertig sein. Also in der Vergan-
genheit! Er wollte sie 2010 eröffnen. Der jetzige baye-
rische Verkehrsminister Joachim Herrmann rechnete
mit dem frühestmöglichen Baubeginn Ende 2013. Wo
stehen wir jetzt? Weder der Baubeginn geschweige
denn die Fertigstellung ist in Sicht.

Eigentlich muss man sagen, das ist gut so; denn
käme die zweite Stammstrecke in Form eines Tun-
nels, könnte kein anderes Projekt in irgendeiner Re-
gion Bayerns finanziert werden. Da wundert mich
schon, dass die restlichen CSU-Abgeordneten sich
das gefallen lassen.

(Beifall bei den GRÜNEN und des Abgeordneten
Hubert Aiwanger (FREIE WÄHLER))

Mit diesen geplanten Stammstreckenmitteln blockie-
ren Sie die Haushaltsreste seit mehr als zehn Jahren
für andere, sinnvollere Maßnahmen. Es geht nichts
voran, vor allem nicht für die Pendlerinnen und Pend-
ler in und um München. Wir wollen, dass endlich
etwas passiert. Also gehen Sie an eines der Alterna-
tivprojekte heran!

Im Haushaltsausschuss haben wir lange und intensiv
getagt. Herr Peter Winter, vielleicht können Sie an
dieser Stelle einmal kurz zuhören, denn jetzt kommt
ein Lob.

(Zuruf des Abgeordneten Peter Winter (CSU))
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Es gab viel Arbeit, besonders auch für Frau Fecke
und Frau Bereczuk, aber auch für das übrige Team im
Ausschussbüro. Vielen herzlichen Dank dafür. Dank
auch dem Vorsitzenden Peter Winter und seinem
Stellvertreter Volkmar Halbleib. Vorsitzender Winter
hat die Sitzungen meist sehr souverän geleitet. Ich
sage meist; denn es war etwas anders, als ein Mit-
glied aus seiner Fraktion einmal ausscherte und sich
nicht so verhielt, wie erwartet wurde. Bei den Beratun-
gen über den Bildungshaushalt hatte er kurz einmal
die Contenance verloren, obwohl das Ausscheren der
Kollegin ein ganz normales, demokratisches Prozede-
re war.

Nicht ganz so demokratisch ist Ihr Umgehen mit der
sogenannten Fraktionsreserve, dem eigentlichen
"Spielgeld" der Fraktion. Was Sie damit machen, ist
eine Vermischung von Exekutive und Legislative. Das
entspricht keineswegs der Gewaltenteilung. Wir, der
Landtag, sind der Geldgeber. Das ist unser Königs-
recht. Ich finde, Sie sollten sich und uns damit nicht
so kleinmachen. Hören Sie endlich auf, von Fraktions-
reserve zu sprechen! Diese Mittel sind keine Reserve
der Fraktion, sie sind das Geld der Steuerzahlerinnen
und Steuerzahler und ein Bestandteil des Haushalts.

(Beifall bei den GRÜNEN – Peter Winter (CSU):
Richtig!)

Vor allem wünsche ich mir, dass Sie endlich den
Landtag respektieren und sich nicht schon, bevor wir
den Haushalt beschlossen haben, in der Region für
diese Kleinstsummen feiern zu lassen, indem Sie
davon reden, dass eine Finanzierung durch die Frakti-
onsreserve gesichert sei. Es heißt in den Erläuterun-
gen zu Kapitel 13 03 Titel 893 06 "Verstärkung von In-
vestitionsmaßnahmen": "Die Mittel sollen erst im
Rahmen der Haushaltsberatungen auf konkrete Maß-
nahmen verteilt werden."

Sie als CSU verleiben sich diese 50 Millionen ein und
suggerieren, dass das Geld Ihnen gehöre. Wenn
schon, dann ist das eine Landtagsreserve.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Zurück zur Danksagung. Ich will mich vor allem auch
bei meiner Fraktion bedanken, die stets den ganzen
Haushalt im Blick hatte. Wir haben solide gehaushal-
tet und die solide Gegenfinanzierung immer im Auge
behalten. Vielen Dank!

Ein Wort nun zu den Bund-Länder-Finanzbeziehun-
gen. Was haben wir bisher erlebt? – Einen polternden
Finanzminister, der manchmal die politischen Gremi-
en hier im Hohen Haus, manchmal auch den Aus-
schuss mit einem Bierzelt verwechselt hat. Wir erleb-
ten einen Finanzminister, der sich schon einmal mit

seinen Forderungen außerhalb des Grundgesetzes
bewegt hat, indem er sagte, Bayern dürfe künftig le-
diglich 1 Milliarde Euro und keinen Cent mehr beim
Länderfinanzausgleich leisten. Herr Minister, auch
wenn es Ihnen schwerfällt, das endlich anzuerkennen:
Das System des Finanzausgleichs hat nichts mit den
Zahlungen eines Landes zu tun, auch nicht mit
Bobby-Car oder Maxi-Cosi-Geschenken. Lieber Herr
Finanzminister, es hätte Ihnen gut angestanden, den
Fehler einzugestehen, statt heute von Lätzchen zu
reden, die das Rathaus Neu-Kölln verteilt. Es hat defi-
nitiv nichts mit den Ausgaben eines Landes zu tun,
sondern lediglich mit den Einnahmen. Ich habe ge-
hofft, die Reise nach Berlin hätte einen Erkenntnisge-
winn für den Finanzminister gebracht. Dem war nicht
so, aber egal. Es hat dazu geführt, dass wir letzte
Woche im Ausschuss einen kleinlauteren Finanzmi-
nister beobachten konnten, auch wenn wir da immer
noch nicht von einem konkreten Konzept gehört
haben.

Eines ist klar – das wollen wir alle hier im Hohen
Hause, und das haben wir mehrfach betont: Der Län-
derfinanzausgleich muss einerseits reformiert werden,
und Bayern muss und sollte entlastet werden. Neh-
mer- wie Geberländer müssen einen größeren Anreiz
haben, Steuern einbehalten zu können. Bayern muss
seine Steuerverwaltung endlich besser ausstatten und
darf sie nicht wissentlich unterbesetzt lassen.

(Beifall bei den GRÜNEN und des Abgeordneten
Hubert Aiwanger (FREIE WÄHLER))

Andererseits müssen eben die Nehmerländer mehr
Interesse haben, Einnahmen zu generieren. Aber es
reicht nicht, wie im Bierzelt zu poltern oder eine Klage
einzureichen à la "ich will aber" und vielleicht noch mit
dem Fuß aufzustampfen. Man sollte vielmehr in Ver-
handlungen eintreten und die anderen Verhandlungs-
partner ernst nehmen. Im Grunde sind wir uns einig:
Oberstes Prinzip muss sein, solidarisch mit den ande-
ren Ländern zu sein. Das steht im Grundgesetz, das
steht aber auch in der Klage, die Sie eingereicht
haben. Ich kann es hier noch einmal klar und deutlich
sagen, nachdem ich vorhin schon indirekt angespro-
chen wurde: Ziehen Sie die Klage endlich zurück und
machen Sie den Weg frei für Verhandlungen auf glei-
cher Augenhöhe und partnerschaftliche Verhandlun-
gen.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Denn was passiert mit einer Klage? Sie haben im
Ausschuss gesagt, Herr Söder, Sie rechnen im Früh-
jahr mit einer ersten mündlichen Verhandlung in
Karlsruhe. Doch ein Konzept wird Karlsruhe nicht vor-
legen. Das wird, sollte und darf auch nicht heraus-
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kommen, weil es nicht die Aufgabe des Bundesver-
fassungsgerichts ist. Hier muss die Politik das Heft
des Handelns in der Hand haben. Wir, die Politik, und
Sie als Staatsregierung sollten ein Konzept vorlegen.
Wir sollten neue Kriterien festlegen, wie es zu einem
gerechteren Länderfinanzausgleich kommen kann.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Wir als GRÜNE hatten schon vor Jahren ein Konzept
vorgelegt. Sie dagegen haben nur geklagt, ohne Kon-
zept. Der kleinlaute Ton, den der Finanzminister in
der vergangenen Woche angeschlagen hat, ist ange-
messen. Wenn wir etwas für Bayern tun wollen, wenn
wir für Bayern etwas bewegen wollen, dann ist das
der richtige Ton.

Zum Finanzausgleichsgesetz. - Sehr geehrte Kolle-
ginnen und Kollegen der CSU, sehr geehrte Staatsre-
gierung, es nützt auch nicht so viel, sich selber auf die
Schulter zu klopfen oder zu sagen: So viel Geld
haben wir für die Kommunen noch nie ausgegeben.

(Barbara Stamm (CSU): Das stimmt aber!)

Denn was ist passiert? Wenn die Kommunen 8,3 Milli-
arden Euro durch den Finanzausgleich bekommen,
dann ist das nichts anderes als der Anteil, der den
Kommunen zusteht, wenn es nun einmal Steuermehr-
einnahmen gibt, wenn die Steuern sprudeln. Anders
gesagt: Wovon der Staat profitiert, müssen auch die
Kommunen profitieren. Tatsache ist, dass Sie grund-
sätzlich nichts tun, um die Finanzkraft der Kommunen
zu verbessern.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Wir wollen weg vom "goldenen Zügel" hin zu einer
besseren Grundausstattung. Wir fordern, den Anteil
am Steueraufkommen für die Kommunen schrittweise
auf 15 % anzuheben.

(Beifall bei den GRÜNEN – Hubert Aiwanger
(FREIE WÄHLER): Bravo!)

Mit unserem "grünen Haushalt" tun wir das, aber
ebenfalls gegenfinanziert und moderat. Der Unter-
schied, lieber Hubert Aiwanger, besteht darin, dass
wir nur um 0,2 Prozentpunkte anheben, damit es ge-
genfinanziert ist.

(Zuruf des Abgeordneten Hubert Aiwanger
(FREIE WÄHLER))

Lieber geschätzter Kollege Bachhuber, mit dem Fi-
nanzausgleichsgesetz soll festgelegt werden, dass
die Nebenwohnungen in fünf Jahren bei den Schlüs-
selzuweisungen nicht mehr berücksichtigt werden.

Was bedeutet das eigentlich für die Kommunen, ins-
besondere für die Kommunen in den Tourismusgebie-
ten? Haben Sie sich das schon mal überlegt? Haben
Sie es solide durchgerechnet? Sie müssen ehrlich
sagen, was es für diese Kommunen bedeutet, und
zwar bevor man es ins Gesetz schreibt. Sehr geehrter
Herr Dr. Söder, falls diese Berechnungen schon ir-
gendwo in Ihrem Hause sind, dann würden wir sie
gerne schnell und unverzüglich auch haben. Was wir
aber insgesamt nicht wollen: Wir wollen weg von der
unseligen CSU-Töpfchen-Wirtschaft, wo am Ende
Straßen mit 90 % bezuschusst werden und Schulen
mit 35 %.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Den Schwerpunkt auf Bildung zu legen, sieht anders
aus. Den Haushalt zukunftsgerecht und wetterfest zu
machen, sieht auch anders aus. Wir als grüne Frak-
tion haben bei diesem Doppelhaushalt gezeigt, was
es heißt, Schwerpunkte zu setzen, einen Haushalt ge-
rechter und generationengerecht zu machen. Es
würde Ihnen gut anstehen, uns nicht nur für unser so-
lides Haushalten zu loben – da wollte ich Ministerin
Aigner ansprechen –, sondern anzuerkennen, dass
wir gegenfinanzieren, und dem einen oder anderen
unserer Anträge zuzustimmen. Das würde auch Ihren
Haushaltsentwurf wetterfester machen.

(Lebhafter Beifall bei den GRÜNEN – Beifall des
Abgeordneten Hubert Aiwanger (FREIE WÄH-
LER))

Vierte Vizepräsidentin Ulrike Gote: Vielen Dank,
Frau Kollegin Stamm. Nächster Redner ist Kollege
Winter. Bitte schön, Herr Winter.

Peter Winter (CSU): Sehr geehrte Frau Präsidentin,
liebe Kolleginnen und Kollegen! Ich freue mich, dass
wir nach den Beratungen in vier arbeitsintensiven Sit-
zungswochen im Haushaltsausschuss diesen in die
Zukunft gerichteten, krisen- und wetterfesten Doppel-
haushalt 2015/2016 beschließen können.

(Beifall bei der CSU)

Ich bin sehr gelobt worden, und ich möchte dieses
Lob uneingeschränkt an meinen Stellvertreter im Aus-
schuss, Herrn Kollegen Halbleib, wie auch an alle Kol-
leginnen und Kollegen weitergeben. Wir haben in
zehn Sitzungen und rund 42 Stunden Sitzungszeit in
der Sache oft strittig, aber ich denke menschlich fair
und konstruktiv zusammengearbeitet. Deshalb danke
ich allen Mitglieder des Haushaltsausschusses herz-
lich.

(Beifall bei der CSU)
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Mein Dank gilt auch unserem Finanzminister, seinen
beiden Staatssekretären, aber auch den Mitgliedern
des Kabinetts für ihre hohe Präsenz bei den Beratun-
gen. Den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern des Aus-
schussbüros, der Fraktionen sowie der Ministerien
danke ich für die gute Vorbereitung der Sitzungen. Ich
danke unserer Präsidentin für die Stärkungen, die sie
uns hat zukommen lassen. Ich bedanke mich auch
ganz herzlich beim Stenografischen Dienst; denn wir
reden auch sehr viel. Das soll festgehalten werden
und muss eben auch umgesetzt werden.

(Allgemeiner Beifall)

Ich bedanke mich vor allem bei den Steuerzahlern,
bei den fleißigen Bayern, ohne deren Einsatz wir
heute hier diese Debatte nicht führen könnten.

(Beifall bei der CSU und der SPD)

Wir haben neben dem Haushaltsgesetz und dem Fi-
nanzausgleichsänderungsgesetz auch 15 verschiede-
ne Einzelpläne beraten. Dabei musste der Haushalts-
ausschuss rund 490 Änderungsanträge und die
stattliche Zahl von 33 Eingaben bewältigen. Die CSU-
Fraktion hat dabei, und zwar sehr selbstbewusst, mit
63 eigenen Anträgen deutliche Akzente im Doppel-
haushalt gesetzt, und sie fanden in der Regel auch
die Zustimmung des gesamten Haushaltsausschus-
ses.

Ich habe in meiner Rede zur Einbringung des Doppel-
haushaltes die Kolleginnen und Kollegen im Haus-
haltsausschuss gebeten, dass man während der Be-
ratungen doch auch Gegenfinanzierungsvorschläge
machen sollte. Wenn ich mir jetzt aber die über 400
Änderungsanträge der Opposition zum Doppelhaus-
halt 2015/2016 ansehe, muss ich leider feststellen:
Mein Appell hat wenig gefruchtet. Die Devise der Op-
position lautet eigentlich wie immer und jedes Mal:
Fordern, fordern, fordern – ohne geeignete Vorschlä-
ge zur Gegenfinanzierung zu machen.

(Beifall bei der CSU)

Liebe Frau Kollegin Stamm, wir sind durchaus nicht
immer derselben Meinung. Das wäre der Sache auch
nicht zuträglich. Aber ich muss Sie an dieser Stelle
einmal loben - das fällt mir nicht leicht, aber ich tue es
trotzdem von ganzem Herzen -, und zwar dafür, dass
Sie sich bei Ihren Anträgen überhaupt irgendwelche
Gedanken zur Gegenfinanzierung gemacht haben.
Nicht loben kann ich Sie allerdings für Ihre Vorschläge
zu Kürzungen und Umschichtungen. Sie wollen das
Landeserziehungsgeld abschaffen, keine Schulden til-
gen, sondern das Geld dem Pensionsfonds zuführen,
die Mittel für den Staatsstraßenbau um insgesamt
180 Millionen Euro kürzen und das Darlehen vom

Flughafen München bereits im nächsten Jahr zurück-
fordern. Hier, liebe Frau Stamm, liegen wir deutlich
auseinander. Das Landeserziehungsgeld ist eine
feste Säule der bayerischen Familienleistungen.

(Beifall bei der CSU)

Es schließt sich unmittelbar an das Bundeselterngeld
an und sichert die Wahlfreiheit der Eltern zwischen
Familienarbeit und Erwerbstätigkeit. Deswegen leh-
nen wir eine Abschaffung des Landeserziehungsgel-
des kategorisch ab.

Wir bedenken beides, Herr Güller: den Pensionsfonds
und die Schuldentilgung. Wir stärken den bereits na-
hezu zwei Milliarden schweren Pensionsfonds durch
jährliche Zuführungen in Höhe von rund 100 Millionen
Euro

(Volkmar Halbleib (SPD): Statt 500 Millionen!)

und bauen konsequent die Schulden des Freistaates
Bayern ab. So geht Politik, Frau Stamm.

(Beifall bei der CSU)

Gerade weil wir durch den Schuldenabbau Schuldzin-
sen sparen, können wir diese Ersparnisse für die Pen-
sionszahlungen einsetzen. Das sind unsere zwei
nachhaltigen Säulen der Pensionsvorsorge. Zuführun-
gen an den Pensionsfonds auf Kosten der Schulden-
tilgung halten wir auch angesichts des aktuellen Nied-
rigzinsniveaus für den schlechteren Weg. Besser ist
es tatsächlich, Schulden abzubauen und reale Sollzin-
sen zu sparen, als sich mit kaum wahrnehmbaren Ha-
benzinsen zu begnügen.

Zur Stärkung der bayerischen Infrastruktur gerade
auch im ländlichen Raum – das wurde heute schon
mehrfach angesprochen – sind die Mittel für den Stra-
ßenausbau auf dem hohen Niveau von aktuell
250 Millionen pro Jahr fortzuführen. Eine Kürzung die-
ser Investitionsmittel, wie von Ihnen gefordert, lehnen
wir ab. Das Gesellschafterdarlehen der Flughafen
München Gesellschaft ist zur Finanzierung der zwei-
ten Stammstrecke in München vorgesehen. Eine vor-
zeitige Darlehensrückforderung ist zur Gegenfinanzie-
rung nicht geeignet. Deshalb lehnen wir auch dies ab.

Wir halten deshalb von Ihren Kürzungsvorschlägen
wenig. Aber selbst wenn man diese Vorschläge ak-
zeptieren würde, wären immer noch rund 600 Millio-
nen Euro der Mehrforderungen des BÜNDNISSES
90/DIE GRÜNEN eben nicht gegenfinanziert. Wenn
Sie behaupten, der gesamte Haushalt wäre gegenfi-
nanziert, dann bin ich gerne bereit, Ihnen anhand der
gedruckten Vorlagen zu beweisen, dass 600 Millionen
nicht gegenfinanziert sind.
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Ungekrönte Meister der ungedeckten Schecks sind
mit weitem Abstand die FREIEN WÄHLER. Ihre For-
derungen zum Doppelhaushalt 2015/2016 belaufen
sich auf insgesamt rund 3,8 Milliarden Euro.

(Hans Herold (CSU): Wahnsinn!)

Lieber Herr Kollege Pohl, ich frage Sie, wo denn die-
ses Geld herkommen soll. In welchem Keller lagert
die Kohle, Herr Pohl? – Er ist nicht da, sehe ich so-
eben. Wahrscheinlich ist er gerade unterwegs und
sucht sie.

(Beifall bei der CSU)

Beispiel für die Forderungen der FREIEN WÄHLER –
auch das wurde angesprochen – ist ein besonders
aussagekräftiger Antrag: Wenn wir den Kommunalan-
teil am allgemeinen Steuerverbund von derzeit
12,75 % auf 15 % in einem Schritt anheben würden,
würde das den Freistaat Bayern rund 640 Millionen
Euro im Jahr 2015 und rund 660 Millionen Euro im
Jahr 2016 kosten.

(Hubert Aiwanger (FREIE WÄHLER): Das wäre
aber gut angelegt!)

Insgesamt würde uns das 1,3 Milliarden Euro kosten.

(Hubert Aiwanger (FREIE WÄHLER): Bei den
Gemeinden wäre das besser angelegt!)

Herr Aiwanger, das wäre vielleicht gut angelegtes
Geld, aber dann müssten Sie Schulden aufnehmen.
Mehr fällt Ihnen leider zur Situation der Kommunen
nicht ein. Das ist sehr, sehr wenig, lieber Herr Aiwan-
ger.

(Beifall bei der CSU – Hubert Aiwanger (FREIE
WÄHLER): Das bedeutet weniger Nothilfepro-
gramme!)

Fordern ist einfacher, als die Zeche zu bezahlen, lie-
ber Herr Aiwanger. Da seid ihr große Meister.

(Hubert Aiwanger (FREIE WÄHLER): Geben ist
seliger denn nehmen!)

Dann halten Sie sich einmal zurück und hören Sie zu.
Das passt weder zu den aktuellen Ergebnissen der
November-Steuerschätzung noch zum neuerlichen
Rekordergebnis beim kommunalen Finanzausgleich
2015, der im Übrigen von allen kommunalen Spitzen-
verbänden Lob erfährt. Wir haben mit rund 8,3 Milliar-
den Euro erneut ein absolutes Rekordniveau beim
kommunalen Finanzausgleich. Es bestehen keine
Verteilungslasten und kein Defizit zulasten der bayeri-
schen Kommunen.

(Hubert Aiwanger (FREIE WÄHLER): Warum
sagen Sie es dann?)

Die Ausgaben des Freistaates Bayern sind im Zehn-
jahreszeitraum zwischen 2004 und 2014 um 39,8 %
gestiegen. Die Leistungen des Freistaates Bayern an
seine Kommunen sind dagegen um 68,6 % gestiegen.
Das widerlegt alles, was Sie uns mantrahaft hier
immer vortragen.

(Hubert Aiwanger (FREIE WÄHLER): Die Pflicht-
aufgaben der Kommunen sind noch stärker ge-
stiegen!)

Wir stärken unsere Kommunen. Dafür brauchen wir
aber auch einen starken Freistaat.

(Beifall bei der CSU)

Im Übrigen brauchen wir keine Nachhilfe in Sachen
Kommunalfreundlichkeit und schon gar keine in
schlicht nicht finanzierbaren Forderungen.

(Hubert Aiwanger (FREIE WÄHLER): Doch!
Doch!)

Ansonsten – Herr Pohl ist nicht da – entscheiden wir
frei, wo wir zustimmen und wo wir nicht zustimmen
können. Auch das sei ihm mit auf den Weg gegeben.

Die FREIEN WÄHLER fordern viel und gerne, aber
über die Finanzierung sollen sich offenbar die ande-
ren den Kopf zerbrechen. Die FREIEN WÄHLER tun
so, als könnten sie alles. Eine solide und nachhaltige
Finanzpolitik, Herr Aiwanger, können Sie jedenfalls
nicht.

(Beifall bei der CSU – Hubert Aiwanger (FREIE
WÄHLER): So gut wie Sie schon!)

Wie sieht es bei der SPD aus, lieber Herr Kollege
Halbleib?

(Dr. Herbert Kränzlein (SPD): Sehr gut!)

Ein Spiegel würde helfen. Die Mehrforderungen der
SPD zum Doppelhaushalt 2015/2016 belaufen sich
auf insgesamt rund eine Milliarde Euro. Ich gebe zu,
das ist gegenüber früheren Doppelhaushalten ver-
gleichsweise bescheiden für euch.

(Volkmar Halbleib (SPD): Das sind gerade einmal
die Zinsen für die Landesbank!)

Sieht man aber die Rückforderung des Flughafendar-
lehens als ungeeignete Gegenfinanzierung an, wären
wir sogar bei rund 1,25 Milliarden Euro ohne jegliche
Deckung.
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(Widerspruch bei der SPD)

- Bereinigt, Kollegen! Bei dieser Berechnung sind die
von der SPD beantragten Steuermehreinnahmen
durch die gleichzeitig geforderten tausend Stellen für
Finanzbeamte aus zwei Gründen nicht berücksichtigt.
Zum einen müssten die zusätzlichen Finanzbeamten
erst einmal durch den Freistaat ausgebildet werden,
bevor sie im Finanzamt eingesetzt werden können.
Der Kollege Hans Herold hat darauf hingewiesen. Es
sind 2.000, die wir derzeit ausbilden.

(Inge Aures (SPD): Viel zu wenig!)

Zum anderen lassen sich die Mehrergebnisse nicht
einfach hochrechnen, wie Sie es gerne tun.

(Volkmar Halbleib (SPD): Doch, die sind konser-
vativ geschätzt!)

Über 80 % der Mehrergebnisse stammen aus der
Prüfung der großen Fälle, die bereits jetzt lückenlos
geprüft werden. Unterstellen Sie nicht ständig und
permanent den kleinen Unternehmen, dass sie ihre
Steuern nicht bezahlen würden und Dinge machen,
die nicht in Ordnung sind.

(Beifall bei der CSU – Dr. Herbert Kränzlein
(SPD): Die Kleinen weniger, aber die Großen!)

Auch die SPD kann vor allem eines: Sie kann uns er-
klären, wo im Haushalt die Mittel sind. Gleichzeitig
kann sie aber keine geeigneten Vorschläge zur Finan-
zierung ihrer Mehrforderungen machen.

(Volkmar Halbleib (SPD): Weil Sie sie nicht ak-
zeptieren!)

Ich gebe gerne zu, dass an einigen Stellen noch mehr
Mittel wünschenswert wären. Wir müssen aber selbst
bei einem so glänzenden Haushalt mit den finanziel-
len Möglichkeiten auskommen, Herr Kollege Halbleib.
Wir können das – das zeigt unser Haushalt – bei
gleichzeitigem Schuldenabbau. Sie können das offen-
sichtlich nicht.

(Hubert Aiwanger (FREIE WÄHLER): Rücklagen
abbauen!)

- Herr Aiwanger, Rücklagen müssen erst geschaffen
werden, bevor man sie abbaut.

(Hubert Aiwanger (FREIE WÄHLER): Die stam-
men von Ihrem Vorgänger, und Sie schmelzen
alles wieder ab! – Hans Herold (CSU): Erst
hören, dann stören!)

Wir führen eine Luxusdiskussion. Suchen Sie sich in
dieser Republik einmal Länder, die überhaupt eine

Rücklage haben, die sie zur Verstärkung einsetzen
können. Lassen Sie es doch sein. Vor allem im Inte-
resse der bayerischen Bürgerinnen und Bürger neh-
men wir uns kein Beispiel an Ihnen. Bayern ist und
bleibt das Land mit den solidesten Staatsfinanzen in
Deutschland. Daran ändert sich auch nichts, wenn
ständig von der versteckten Verschuldung geredet
wird. Offenbar geht es nicht darum, unsere solide Fi-
nanzpolitik einmal zu loben. Man hat keine Alternati-
ven, also redet man unsere Finanzpolitik permanent
schlecht, obwohl wir einen guten, ausgeglichenen und
wirklich hervorragenden Haushalt haben, der unsere
Menschen in Bayern nach vorne bringt.

(Volkmar Halbleib (SPD): Ihr wurdet mehrfach
gelobt! Zuhören, Herr Kollege! Mehr Lob kann ich
nicht mehr aussprechen!)

Wir nehmen im Doppelhaushalt 2015/2016 erneut
keine neuen Schulden auf und bauen sogar weitere
Schulden in Höhe von insgesamt 1,05 Milliarden Euro
ab. Insgesamt sind das rund 3,6 Milliarden Euro weni-
ger Schulden in fünf Jahren, nämlich von 2012 bis
2016. Würden wir dagegen allen Anträgen der Oppo-
sition zustimmen, dann würden wir diese Schulden
sofort wieder aufbauen, und zwar in nur zwei Jahren.
Wir geben nur das aus, was wir erwirtschaftet haben.

Der Doppelhaushalt 2015/2016 hält weiter alle finanz-
politischen Leitlinien ein, die wir im Mai mit der Staats-
regierung vereinbart hatten. Das Ausgabenwachstum
ist auf maximal 3 % pro Jahr begrenzt. Der Haushalts-
plan weist einen positiven Finanzsaldo aus. Die lau-
fenden Einnahmen sind höher als die laufenden Aus-
gaben, und das bereits im Haushaltsplan.

Anders als die Luftschlösser der Opposition, die
immer mehr fordert, als sich finanzieren lässt, realisie-
ren wir das tatsächlich Machbare. Wir sehen es als
unsere Aufgabe an, im Sinne der Generationenge-
rechtigkeit stets das fachlich Wünschenswerte mit
dem finanziell Machbaren in Einklang zu bringen.
Wenn wir zu den rot- oder grün-regierten Ländern bli-
cken, können wir Folgendes feststellen: Liebe Kolle-
ginnen und Kollegen von der SPD und den GRÜNEN,
diese Fähigkeit fehlt Ihnen nicht nur in Bayern. So
plant Baden-Württemberg in diesem Jahr eine Neu-
verschuldung von rund 1,2 Milliarden Euro, bei spru-
delnden Steuereinnahmen und guten wirtschaftlichen
Bedingungen. Das Land Rheinland-Pfalz wird im
Jahr 2014 rund 1,1 Milliarden Euro neue Schulden
machen. In Nordrhein-Westfalen wird es sage und
schreibe 3,3 Milliarden Euro an neuen Schulden
geben. Das zeigt: Sie können das Geld mit vollen
Händen ausgeben, aber nicht haushalten. Das muss
ich feststellen.
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(Beifall bei der CSU)

Andere Länder machen Schulden. Wir schaffen durch
unseren Schuldenabbau Freiräume für Bayerns Zu-
kunft. Mehr Schulden – weniger Gestaltungsspiel-
raum. Schuldzinsen sind Vergangenheitsbewältigung.
Wir gestalten lieber die Zukunft der Bayern. Bayern ist
bei den wirtschaftspolitischen Rahmendaten bundes-
weit spitze. Wir hatten im November mit 3,4 % wieder
die niedrigste Arbeitslosigkeit in Deutschland. Sechs
unserer sieben Regierungsbezirke hatten eine Quote
von unter 4 %. Auch Mittelfranken liegt mit einer
Quote von 4,4 % weit unter dem Bundesdurchschnitt
von 6,3 %. Die geringe Spreizung von lediglich 1,4 %
im Vergleich unserer Bezirke zeigt die Erfolge bei der
Herstellung von gleichwertigen Lebensverhältnissen
in ganz Bayern. Ein Blick auf die Eckdaten des Dop-
pelhaushalts 2015/2016 zeigt, dass wir unseren Wäh-
lerauftrag verantwortungsvoll wahrnehmen.

(Beifall bei der CSU)

Die Gesamtausgaben steigen im Jahr 2015 auf
51 Milliarden Euro; das ist eine Steigerung um 2,6 %.
Durch diesen begrenzten Ausgabenanstieg wappnen
wir den bayerischen Staatshaushalt für die Zukunft.
Wir halten unsere finanzpolitischen Leitlinien ein und
setzen zugleich Schwerpunkte für die Familien, die
Bildung und den digitalen Aufbruch.

Eine gute Bildung ist die Voraussetzung für Arbeit,
Wohlstand und soziale Sicherheit. Daher ist die Bil-
dung ein absoluter Schwerpunkt dieses Doppelhaus-
halts. Die Ausgaben für unsere Schulen und Hoch-
schulen steigen von rund 17,2 Milliarden Euro im
Jahr 2014 auf rund 17,7 Milliarden Euro im Jahr 2015.
Im Jahr 2016 werden für die Bildung rund 18 Milliar-
den Euro zur Verfügung stehen. Das ist mehr als ein
Drittel unseres gesamten Staatshaushalts.

(Beifall bei der CSU)

Wir stellen im Doppelhaushalt insgesamt zusätzliche
Mittel in Höhe von 1,4 Milliarden Euro für die Bildung
bereit, damit Bayern das Top-Bildungsland in der
Bundesrepublik Deutschland bleibt.

Die Familien sind die Keimzellen unserer Gesell-
schaft. Wir investieren deshalb mehr als 3 Milliarden
Euro pro Jahr in familienbezogene Leistungen. Allein
für die Förderung der Kinderbetreuung sowie für die
Beitragsentlastung der Eltern sind im Jahr 2015 rund
1,67 Milliarden Euro vorgesehen. Ergänzend zum
Krippenausbau bauen wir die Ganztagsangebote an
den Grundschulen aus, um die Vereinbarkeit von Fa-
milie und Beruf weiter zu verbessern.

Mit der Umsetzung unserer Strategie "BAYERN DIGI-
TAL" fördern wir den digitalen Aufbruch in Wirtschaft
und Wissenschaft. Im Doppelhaushalt sind dafür Mit-
tel in Höhe von insgesamt gut 430 Millionen Euro vor-
gesehen, davon 350 Millionen Euro für den flächen-
deckenden Breitbandausbau. Damit rüsten wir Bayern
für das digitale Zeitalter. Man kann den Staatsminister
der Finanzen und sein Haus für den Gedanken, diese
Aufgabe bei den Vermessungsämtern anzusiedeln,
nur loben. Man spürt und merkt, dass die Digitalisie-
rung in Bayern greifbar vorangeht.

(Beifall bei der CSU)

Die CSU-Fraktion hat im Rahmen der Haushaltsbera-
tungen eigene Akzente gesetzt, insbesondere für die
Barrierefreiheit und die Bildung. Wir haben mit einem
Gesamtvolumen von über 50 Millionen Euro wesentli-
che Punkte für die Entwicklung des Freistaats auf den
Weg gebracht. Wir wollen, dass Bayern bis zum
Jahr 2023 barrierefrei wird. Das ist aber eine gesamt-
gesellschaftliche, gemeinschaftliche Aufgabe. Jeder
muss dazu seinen Beitrag leisten. Wir wollen dabei
als Staat in unserem Aufgabenbereich als Vorbild vo-
rangehen. Wir werden uns in einem ersten Schritt auf
die drei Handlungsfelder Mobilität, Bildung und staatli-
che Gebäude konzentrieren.

Zum Abbau der Barrieren für Menschen mit Behinde-
rung haben wir über die Initiativen unserer Fraktion
mehr als 12 Millionen Euro zusätzlich auf den Weg
gebracht. Mit zusätzlich 11 Millionen Euro soll die Bar-
rierefreiheit an Amtsgerichten und Einrichtungen des
Justizvollzugs, bei Polizeidienststellen, Schlössern
und Burgen sowie in den publikumsintensiven Berei-
chen von Hochschulen und Museen verbessert wer-
den. Mit einer weiteren Million wollen wir die Deutsche
Bahn anschieben, ihre Bahnhöfe barrierefrei zu ge-
stalten. Wir werden mit zusätzlich 300.000 Euro den
barrierefreien Zugang bei den KZ-Gedenkstätten er-
möglichen. Damit steht im Doppelhaushalt ein Investi-
tionsvolumen von insgesamt rund 205 Millionen Euro
zur Umsetzung der Barrierefreiheit bereit.

(Beifall bei der CSU)

Im Rahmen der Haushaltsberatungen haben wir bei
den Schulen zusätzliche Schwerpunkte mit einem Vo-
lumen von insgesamt rund 16 Millionen Euro gesetzt.
Auf Initiative unserer Fraktion sind zusätzliche 9,7 Mil-
lionen Euro zur Unterstützung des Ausbaus der Ganz-
tagsangebote in den Haushalt eingestellt worden.
Damit stehen für die Umsetzung der Ganztagsgaran-
tie und damit für die bessere Vereinbarkeit von Fami-
lie und Beruf rund 420 Millionen Euro zur Verfügung.
Neben einer zusätzlichen Million Euro für die Erwach-
senenbildung und zusätzlich 1,8 Millionen Euro für die
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Förderung der Jugendarbeit im Jahr 2015 sind weiter-
hin rund 5 Millionen Euro für die Träger privater Er-
satzschulen bestimmt, damit diese ihre wichtige päda-
gogische Arbeit leisten können.

Die Erhöhung der sogenannten Gitterzulage um ins-
gesamt über 4 Millionen Euro war nicht nur ein Anlie-
gen des Dienstrechtsausschusses, sondern auch ein
Anliegen des gesamten Haushaltsausschusses. Hier
gab es einen einstimmigen Beschluss. Das möchte
ich ausdrücklich erwähnen. Diese Mittel kommen den
im Justizvollzug eingesetzten Beamten zugute. Bisher
wurden für die Beamtinnen und Beamten im Polizei-
vollzugsdienst und im Justizvollzugsdienst Zulagen in
unterschiedlicher Höhe gewährt, obwohl die Berufsbil-
der gleichermaßen einen hohen persönlichen Einsatz
fordern und mit erheblichen Gefahren verbunden sind.
Wir wollen daher mit der Gitterzulage für eine Anglei-
chung an den Polizeivollzugsdienst sorgen.

Neben unseren zahlreichen weiteren Initiativen, ins-
besondere für die Familien, die Jugendarbeit, den
Verkehr, den Tourismus, die Wissenschaft sowie die
Gesundheit und die Pflege, stärken wir auch die
Kunst. Mit einer Erhöhung der Personalkostenzu-
schüsse um 1,5 Millionen Euro im Jahr 2015 wollen
wir die Förderung der bayerischen Sing- und Musik-
schulen verbessern, die gerade im ländlichen Raum
eine hervorragende musische Bildung vermitteln.

(Beifall bei der CSU)

Aus meiner Sicht hat der Doppelhaushalt durch diese
weiteren punktuellen Verbesserungen aufgrund der
Initiativen unserer Fraktion an Ausgewogenheit ge-
wonnen. Der Doppelhaushalt 2015/2016 ist ein Doku-
ment der Solidität und der Zukunftssicherung. Wir tra-
gen alle Ausgaben aus eigenen Mitteln. Wir nehmen
keine neuen Schulden auf, sondern bauen Schulden
ab. Wir investieren in die Familien, die Bildung und
die Innovation. Herr Halbleib, stimmen Sie daher mit
Begeisterung diesem Haushalt zu!

(Beifall bei der CSU)

Liebe Kolleginnen und Kollegen von der Opposition,
ansonsten begegnen wir alle uns wieder bei der Ein-
weihung von Neu- und Umbauten staatlicher Gebäu-
de, beim Durchschneiden von Bändern im Zusam-
menhang mit Straßenbaumaßnahmen und vielen
ähnlichen Anlässen, bei denen Sie krampfhaft den
Eindruck erwecken, Sie hätten den Haushalt mitgetra-
gen. Sie haben die Chance dazu. Tragen Sie ihn mit!

(Anhaltender Beifall bei der CSU)

Präsidentin Barbara Stamm: Vielen Dank, Herr Kol-
lege. - Es folgen zwei Zwischenbemerkungen. Die

eine kommt von Claudia Stamm, die andere vom Kol-
legen Halbleib. Bitte schön.

Claudia Stamm (GRÜNE): Sehr geehrter Herr Kolle-
ge Winter, es gäbe jetzt vieles zu sagen, zum Bei-
spiel, dass auch jedes andere Flächenland ein Drittel
der Ausgaben für die Bildung einsetzt. Den ständigen
Vergleich mit Baden-Württemberg mag ich nicht; wir
sind hier in Bayern und sollten nach Bayern schauen.

(Lachen bei der CSU)

Wenn Sie den Vergleich aber schon so platt und pole-
misch wie immer ziehen, zeigt sich: Es sind alte
Schulden, die der ehemalige Ministerpräsident Map-
pus hinterlassen hat.

(Beifall bei den GRÜNEN, der SPD und den
FREIEN WÄHLERN)

Jetzt heißt es – hören Sie mir zu! -: Nichtetatisierung
von Lehrerstellen, Sanierungsstau usw. Das ist die
Vergangenheit. Jetzt reden wir von den potenziellen
Spitzenkandidaten. Sie rennen mit Wahlversprechen
umher. Die würden in Baden-Württemberg 1 Milliarde
Euro kosten.

Am Ende Ihrer Rede sind Sie leider vom anfänglichen
Lob etwas abgewichen. Irgendwie hat Sie dabei wie-
der Ihre alte Denkweise gepackt, und Sie haben von
Luftschlössern im Zusammenhang mit grüner Politik
geredet usw. Es stimmt nicht, genauso wie es bei den
Zahlen nicht stimmt; es sind keine 600 Millionen Euro,
die bei uns nicht gedeckt sind. Wenn Sie wollen, kön-
nen wir Ihnen das genau vorführen und zeigen. Es ist
einfach falsch.

Peter Winter (CSU): Umgekehrt auch!

Claudia Stamm (GRÜNE): Ich gehe noch kurz auf
den Pensionsfonds und die Vorsorge ein. Das Prinzip
lautete sozusagen: Schulden tilgen, Zinsen sparen,
und zwar Schulden tilgen bis 2030. – Ende 2014 hat
Bayern 20,5 Milliarden Euro Schulden. In diesem Be-
trag sind nicht einmal die Zahlungen zur Rettung der
Landesbank eingerechnet; hier gehen wir sozusagen
in Ihrer Unlogik mit. Wenn Sie weiterhin, wie Sie es
tun, 500 Millionen Euro jedes Jahr tilgen, sind wir
nicht 2030, sondern 2055 fertig. Damit ist das Kon-
zept Pensionsfonds einfach geplatzt; denn ab 2030
sollten ja die Zinsersparnisse als Ersatz für die Ent-
nahmen aus dem Versorgungsfonds herhalten. Aber
wenn die Schulden nicht getilgt sind, kann man auch
diese Zinsersparnisse nicht dafür verwenden. Gleich-
zeitig ist die Pensionsvorsorge mit diesem Haushalt
um 2,1 Milliarden Euro unterfinanziert.
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(Hubert Aiwanger (FREIE WÄHLER): Das sind
Luftschlösser!)

Ihr Konzept ist definitiv geplatzt. Wenn man nachrech-
net, stellt man fest, dass Sie es nicht annähernd ir-
gendwie verkaufen können, weil es einfach nicht
stimmt. Weder stimmt, dass bis 2030 die Schulden
getilgt sind, noch stimmt, dass die Zinsersparnisse für
die Pensionsvorsorge herhalten können. Wir häufen
jetzt schon Beträge an. Wir haben konservativ ge-
rechnet. Eigentlich stand im Gesetz, dass der Betrag,
der eingezahlt werden müsste, dynamisch mit der
steigenden Zahl von Beamten und Beamtinnen an-
steigt. Das haben wir überhaupt nicht berücksichtigt.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Peter Winter (CSU): Liebe Frau Kollegin Stamm, ich
finde es trotz alledem gut, dass wir ein Drittel unseres
Haushalts für die Bildung ausgeben. Allerdings tun wir
das im Gegensatz zu den anderen Ländern nicht
unter gleichzeitiger Schuldenaufnahme, sondern im
Rahmen eines ausgeglichenen Haushalts. Das unter-
scheidet uns von den anderen.

Ich kann mich gut an die Zeit erinnern, als wir festge-
legt haben, einen schuldenfreien Haushalt aufzustel-
len und die Schuldenfreiheit durchzuhalten. Sie haben
darauf mit viel Häme und Vorbehalten reagiert. Wir
haben es durchgehalten.

(Hubert Aiwanger (FREIE WÄHLER): Substanz-
verzehr!)

Ich bin mir dessen sicher, dass unser Ministerpräsi-
dent wie auch unser Finanzminister im Rahmen der
Verhandlungen über den Länderfinanzausgleich die
Freiräume in den Verhandlungen schaffen, damit wir
die Mittel, die uns dann zur Verfügung stehen, zur
Schuldentilgung verwenden können. Damit schaffen
wir Zinsersparnisse, die wir für den Pensionsfonds
vorsehen. Der Pensionsfonds wird, wie ich bereits er-
wähnt habe, mit diesem Haushalt bei über 2 Milliar-
den Euro liegen. Dann stehen diese Mittel mit den
eingesparten Zinsen für den Pensionsfonds zur Verfü-
gung. Auch das gibt es in keinem anderen Land die-
ser Republik.

(Beifall bei der CSU)

Präsidentin Barbara Stamm: Herr Kollege Halbleib,
bitte.

Volkmar Halbleib (SPD): Herr Kollege Winter, ich
habe drei Bemerkungen zu den Anträgen vonseiten
der Opposition, insbesondere vonseiten der SPD. Ich
glaube schon, dass es bei 450 Anträgen, in denen es
zum Teil nur um ganz geringe Summen ging, die aber

wunde Punkte betroffen haben, angemessen gewe-
sen wäre, seitens der Regierungsfraktion anzuerken-
nen: Da hat die Opposition, da haben die SPD, die
FREIEN WÄHLER, die GRÜNEN, den richtigen Punkt
getroffen. – Dieses Bekenntnis habe ich heute leider
bis zum Schluss vermisst.

Heute mokieren Sie sich über viele unserer Anträge.
Ich kann Ihnen garantieren, dass in den nächsten
Haushaltsberatungen plötzlich Anträge auftauchen,
deren Inhalte früher mit großer Empörung abgelehnt
wurden; die Anträge tauchen dann plötzlich mit dem
Label "CSU" wieder auf. So ist es uns bisher immer
gegangen. Ich weise Sie nur darauf hin, dass viele
dieser Anträge wiederkommen werden, und das ist
auch gut so.

(Zuruf von der CSU: Märchenerzähler!)

Eine Äußerung von Ihnen, Herr Kollege Winter, veran-
lasst mich, Ihnen Nachhilfeunterricht anzubieten. Sie
haben die Logik überhaupt nicht verstanden. Wir
haben in unseren Anträgen beispielsweise auf einen
wunden Punkt hingewiesen: Wenn sich der Staat ent-
schuldet, dann müssen auch die Kommunen in gewis-
sem Umfang entschuldet werden. Darauf bezieht sich
ein sehr großer Teil der Anträge.

(Beifall bei der SPD und den FREIEN WÄH-
LERN)

Außerdem wollen wir mit unseren Haushaltsanträgen
dokumentieren, dass die Gefahr, die auch der Minis-
terpräsident thematisiert hat,

(Unruhe – Glocke der Präsidentin)

in die versteckte Verschuldung zu geraten, bei diesem
Haushalt besonders groß ist. Deswegen haben wir
auch dies thematisiert. Das haben Sie in Ihrer Ge-
samtrechnung überhaupt nicht berücksichtigt.

Ich gehe noch auf die Steuerverwaltung ein. Wer wie
die CSU-Fraktion und die Staatsregierung über Jahre
und Jahrzehnte die Unterbesetzung der Steuerverwal-
tung zu verantworten hat, muss sich in den Haushalt-
santrägen sagen lassen, dass wir mit einer vernünfti-
gen Einstellungspolitik und Besetzung der 1.800
offenen Stellen Steuermehreinnahmen hätten, die wir
ansetzen könnten. Selbstverständlich, was denn
sonst? – Auf diese politische Art wird verdeutlicht, wo
Sie in den letzten Jahrzehnten Fehler gemacht haben.
Dabei ist konservativ gerechnet, was an Steuermehr-
einnahmen hereinkäme.

(Beifall bei der SPD)
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Ich kann es ganz leicht ausdrücken: Die CSU hat das
Landesbankdesaster zu verantworten. Im Haushalt
stehen 700 Millionen Euro ausschließlich für Zinszah-
lungen. Allein diese Summe würde reichen, um unse-
re Haushaltsanträge im Wesentlichen zu decken.

(Beifall bei der SPD und den FREIEN WÄH-
LERN)

Peter Winter (CSU): Lieber Herr Kollege Halbleib, wir
haben uns über die Vorgänge um die Landesbank
lang und breit unterhalten. Ich muss Sie, wie leider
schon im letzten Jahr, an Ihren Kollegen Dupper erin-
nern, der damals mit großer Freude das Engagement
des Freistaats Bayerns begrüßt hat.

(Beifall bei der CSU – Inge Aures (SPD): So ein
Käse! – Weitere Zurufe von der SPD)

Auch andere Oberbürgermeister der SPD saßen in
den Aufsichtsgremien und haben hinterher gewusst,
dass das, was sie vorher beschlossen hatten, gar
nicht so gut war.

(Zurufe von der SPD – Gegenrufe von der CSU –
Glocke der Präsidentin)

Herr Halbleib, wir diskutieren immer in aller Freund-
schaft. Aber wissen Sie: Wir würden Ihren Anträgen ja
gerne zustimmen, wenn Sie geeignete Deckungsvor-
schläge machen würden. Die fehlen uns leider. Ma-
chen Sie geeignete Deckungsvorschläge! Wenn der
Antrag dann okay ist, können wir überlegen, ob wir
zustimmen.

(Volkmar Halbleib (SPD): Sie nehmen es aus der
Rücklage! – Inge Aures (SPD): Der Griff in die
Portokasse!)

Ansonsten haben wir ja durchaus auch gemeinsame
Vorschläge gemacht.

(Unruhe – Glocke der Präsidentin)

Sie wissen, der Finanzminister hat in den Beratungen
zum kommunalen Finanzausgleich erreicht, dass wir
die Stabilitätsmaßnahmen für schwache, stark ver-
schuldete Gemeinden verstärken. Uns ist es gelun-
gen, eine einheitliche Maßgabe vorzugeben. Aber ich
kann Ihnen aus meinem Stimmkreis Gemeinden nen-
nen, auch SPD-geführte Gemeinden, die mittlerweile
schuldenfrei sind. Ein Beispiel dafür ist Rothenbuch.
Kollege Wengert kennt den Bürgermeister; wir haben
uns vor Kurzem mit ihm unterhalten. Auch Großost-
heim ist eine solche Gemeinde. Diese Gemeinden
haben sich angestrengt und die Maßnahmen durch-
gezogen. Es gibt viele Gemeinden, die das gemein-
sam mit uns erreicht haben. Ich weiß auch, dass es in

Oberfranken, bedingt durch die demografische Ent-
wicklung, Gemeinden gibt, die die Stabilitätshilfen
brauchen. Wir geben sie ihnen. Wir lassen die Ge-
meinden nicht im Stich. Wir stehen an ihrer Seite.

(Beifall bei der CSU)

Herr Halbleib, versuchen Sie doch wenigstens einmal
anzuerkennen, dass in der Finanzverwaltung neue
Stellen geschaffen wurden,

(Volkmar Halbleib (SPD): Das habe ich heute
schon gemacht!)

neue Stellen dort angekommen sind und wir viele
neue Stellen in der Ausbildung haben.

(Volkmar Halbleib (SPD): Das hat der Finanzmi-
nister sogar gelobt!)

Ihre Rechnung, dass wir mit mehr Personal mehr
Steuereinnahmen haben, stimmt einfach nicht. Den
Beweis für die Richtigkeit dieser Rechnung sind Sie
bis heute schuldig geblieben.

(Anhaltender Beifall bei der CSU)

Präsidentin Barbara Stamm: Vielen Dank, Herr Kol-
lege Winter. - Jetzt darf ich Herrn Kollegen Knoblauch
das Wort erteilen. Bitte schön, Herr Kollege.

Günther Knoblauch (SPD): Frau Präsidentin, meine
Damen und Herren der Regierung, Hohes Haus! Lie-
ber Kollege Winter, ich möchte mich als Erstes dafür
bedanken, dass Sie anerkannt haben, dass die SPD-
Fraktion komplette Deckungsvorschläge gemacht hat.
Es gibt nur einen Unterschied: Wir wollen zusätzliche
Steuern nicht von kleinen, sondern von großen Fir-
men einnehmen. Sie wollen aber etwas der Rücklage
entnehmen. Das ist der Unterschied. Aber wenigstens
haben Sie anerkannt, dass wir eine komplette Liste
mit Deckungsvorschlägen vorgelegt haben.

(Beifall bei der SPD)

Meine Damen und Herren, ich will mich etwas mit den
Kommunen beschäftigen. Ich glaube, wir können froh
sein, dass wir die Kommunen als Grundlage der De-
mokratie und unserer Lebensqualität haben, die wir
immer hervorheben. Natürlich sind die 8,3 Milliarden
Euro eine stolze Summe, und die Kommunen benöti-
gen sie dringend. Auch wenn das ein bisher noch
nicht gekannter Betrag ist, machen wir trotzdem noch
nicht gleich einen Höhenflug, lieber Kollege Bachhu-
ber.

Zunächst müssen wir uns bei den Bürgerinnen und
Bürgern bedanken, weil sie Steuern zahlen und durch
ihre tolle Arbeit die Mittel zur Verfügung stellen. Die
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Betriebe leisten eine hervorragende Arbeit und haben
die Grundlage dafür geschaffen, dass wir so viele
Steuern bekommen, um den Kommunen 8,3 Milliar-
den Euro zur Verfügung stellen zu können. Die spru-
delnden Steuereinnahmen sind nicht auf einen Be-
schluss der Staatsregierung zurückzuführen, sondern
auf die Leistungen unserer Bürgerinnen und Bürger.

Wenn man das Finanzausgleichsgesetz etwas näher
betrachtet, stellt man fest, dass nicht alles Gold ist,
was glänzt. Die Zweitwohnungen – ich möchte von
Zweitbürgern sprechen – sind schon genannt worden.
Hier wird den Städten und Gemeinden, auch in den
touristisch attraktiven Kommunen, etwas genommen,
worauf sie angewiesen sind. Das wird sich noch fatal
auswirken. Man muss sich nur vorstellen, dass ein
Bürger, der im Finanzausgleich mitzählt, ungefähr
1.000 Euro ausmacht. Da kann man sich vorstellen,
welche Auswirkungen es insbesondere bei kleineren
Gemeinden gibt.

Zum Zweiten. Es wird total verschwiegen, dass die
Kommunen, insbesondere diejenigen mit mehr als
10.000 Einwohnern, beim Zensus total vernachlässigt
werden. Da werden sie allein gelassen. Der Bund hat
für jeden Bürger die steuerlichen Identifikationsnum-
mern herausgebracht. Die Kommunen haben dafür
die Meldedaten zur Verfügung gestellt. Vorher hat
alles gestimmt, und plötzlich stimmt es nicht mehr.
5 % bis 10 % der Einwohner sind aus den Kommunen
verschwunden. Damit fehlen den Kommunen 5 % bis
10 % der Einnahmen aus dem Finanzausgleich.

Ein dritter Punkt: Artikel 7 des Finanzausgleichsgeset-
zes sollte eigentlich bewirken, dass die den Landrat-
sämtern übertragenen Aufgaben durch die Leistungen
des Freistaates abgedeckt sind. Die Bürgermeister
und Landräte tragen aber an mich heran, dass sie
sich vernachlässigt fühlen. Sie geben das Doppelte
dessen aus, was sie erhalten, um Aufgaben des Staa-
tes zu erledigen. Insbesondere denke ich jetzt an die
Ausländerbehörden, die wegen der Asylbewerber viel
Arbeit haben. Letztlich bezahlen das wieder die kreis-
angehörigen Städte und Gemeinden über die Kreis-
umlage.

Natürlich müssen wir uns auch darüber unterhalten,
was generell mit dem Finanzausgleich geschieht. Bei
der Beratung des Nachtragshaushalts hieß es, dass
es am Ende des Jahres ein Gutachten geben wird
und man dann Neuregelungen schaffen kann. Aber
daraus ist nichts geworden. Für das Gutachten liegt
zwar ein Entwurf vor, aber man spricht nicht darüber.
Mehr als die Hälfte der Kollegen hier sind auch im
kommunalen Bereich tätig. Unsere Aufgabe müsste
doch eigentlich sein, uns intensiv einzubringen. Wir
sollten es nicht einem Gutachter überlassen festzu-

stellen, wie der Finanzausgleich in Bayern künftig
aussieht. Das ist doch auch unsere Aufgabe. Deshalb
fordern wir, dass wir als Parlament, als Haushaltsaus-
schuss, mit unserer Erfahrung in die Gespräche ein-
gebunden werden.

(Beifall bei der SPD)

Ich glaube, der Finanzausgleich braucht eine neue
Orientierung. Die Kommunen sind verunsichert und
warten auf eine Lösung. Etwa die Hälfte der Kommu-
nen haben erhebliche Probleme, ihren Haushalt aus-
zugleichen. Wir können also nicht sagen, Herr Bach-
huber, dass alles wunderbar ist. Sie sagen, dass die
Stabilisierungshilfen gestiegen sind; das ist gerade
die Bestätigung, dass es für die Kommunen immer
schwieriger wird, ihren Aufgaben gerecht zu werden.

Beim Finanzausgleich müssen wir uns auch über
gleichwertige Lebensbedingungen unterhalten. Ich
halte es für richtig, dass wir vor einigen Jahren den
Sockelbetrag für die Kommunen mit weniger als
5.000 Einwohnern angehoben haben. Sie brauchen
das wirklich. Ich sage Ihnen, dass es in jedem Land-
kreis eine, zwei oder drei Kommunen gibt, die zusam-
men mit ihrem Umland die Lebensqualität des jeweili-
gen Landkreises bestimmen. Sie unterhalten
Hallenbäder, Eislaufplätze, Musikschulen, Kulturpro-
gramme, Dreifachturnhallen usw. Wenn sie das nicht
mehr vorhalten, ist die Lebensqualität in den Kommu-
nen am Ende. Das müssen wir verhindern und im
künftigen Finanzausgleich berücksichtigen.

Wir müssen auch betrachten, was die Kommunen
leisten müssen. Die Verunsicherung habe ich schon
genannt. Sie müssen bei der Inklusion, beim Breit-
band und bei der Barrierefreiheit mitmachen und die
Straßen sanieren. Die Ganztagsklassen und Ganztag-
sangebote sollen mitfinanziert werden. Womit sollen
sie das machen? - Wir brauchen die Hilfen für die
Kommunen. Sonst geht die Lebensqualität und damit
die Gleichwertigkeit der Lebensbedingungen verloren.

Meine Damen und Herren, wir müssen auch Folgen-
des bedenken: Vor 50, 60 Jahren, als die Verfassung
und die Gemeindeordnung geschaffen wurden, hat
man die Pflichtaufgaben anders gesehen als heute.
Wir müssen uns deshalb beim Finanzausgleich Ge-
danken darüber machen – das hatte ich eigentlich er-
wartet –, dass Standards, die inzwischen freiwillige
Leistungen geworden sind, aus der Sicht des Bürgers
Pflichtaufgaben sind. Wenn es kein Kulturprogramm
mehr gibt und wenn andere freiwillige Leistungen, die
im Gesetz stehen, nicht mehr angeboten werden,
werden die Bürger die kleinen Orte auf dem Land ver-
lassen. Dazu müssen wir uns etwas überlegen.

(Unruhe – Glocke der Präsidentin)
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Deshalb ist es unsere Aufgabe, auch im Haushalts-
ausschuss, lieber Peter Winter, gemeinsam eine Lö-
sung zu finden, die den Kommunen, sowohl den klei-
nen als auch den mittleren, die Chance gibt, für die
Bevölkerung das Beste zu tun. Wenn wir keine Rege-
lungen treffen, werden die Kommunen abstürzen.
Darum bitte ich darum und biete an, in den nächsten
Monaten konstruktiv zusammenzuarbeiten, zumindest
um beim Nachtragshaushalt die entsprechenden Re-
gelungen zu treffen.

In dem Sinn möchte ich mich bei meinen Kolleginnen
und Kollegen im Haushaltsausschuss bedanken, aber
auch bei den Kolleginnen und Kollegen der Fraktion,
die im kommunalen Bereich tätig sind. Das gilt vor
allem für den Kollegen Wengert. Herr Kollege Winter,
Sie werden sicherlich mit dem Kollegen Halbleib die
entsprechenden Regelungen treffen. Allerdings wäre
es schön, wenn darüber nicht nur gemeinsam geredet
würde, sondern wenn Sie einmal mit uns stimmen
würden, weil wir eigentlich gute Regelungen vorschla-
gen.

(Beifall bei der SPD)

Präsidentin Barbara Stamm: Vielen Dank, Herr Kol-
lege. Jetzt darf ich Herrn Kollegen Herold das Wort
erteilen.

(Unruhe)

Ich würde Sie bitten, vielleicht ein bisschen leiser zu
sein und die Gespräche draußen zu führen. Jeder
verdient, dass ihm zugehört wird. - Bitte.

Hans Herold (CSU): Sehr verehrte Frau Präsidentin,
liebe Kolleginnen und Kollegen, meine sehr verehrten
Damen und Herren! Ich glaube, die heutige Diskus-
sion zeigt sehr deutlich, genauso wie der Doppelhaus-
halt für die Jahre 2015/2016: Bayern ist das Land mit
Zukunft.

(Beifall bei der CSU)

Lieber Herr Kollege Knoblauch, ich glaube, Sie haben
Peter Winter vorhin falsch verstanden. Peter Winter
hat gesagt, dass die SPD keine Gegenfinanzierung
bei diesen zahlreichen Anträgen gebracht hat, nur die
Fraktion der GRÜNEN. Auch die FREIEN WÄHLER
haben Forderungen in einem Umfang von 3,7 Milliar-
den Euro gestellt, und zwar ohne jegliche Gegenfi-
nanzierung. Das ist eine unverantwortliche Politik.

(Beifall bei der CSU)

Lieber Herr Kollege Aiwanger, ich glaube, Sie haben
Ihre Leute nicht im Griff. Hier in München reden Sie
so, während Sie daheim völlig anders reden.

(Beifall bei der CSU)

Daheim kommen Ihre Kommunalpolitiker, Ihre Bürger-
meister zu mir und sagen: Lieber Hans Herold, küm-
mere dich als stellvertretender Landrat darum, dass
im Landratsamt endlich weniger Personal vorhanden
ist. Hier fordern Sie Stellenmehrungen ohne Ende.
Wenn es aber daheim ernst wird, wenn es zum Bei-
spiel um das Bauamt, das Wasserwirtschaftsamt Ans-
bach, das Umweltamt oder den Naturschutz geht,
dann reden Sie ganz anders, lieber Herr Aiwanger.
Das ist eine Politik, die so nicht in Ordnung ist. Ich
sage Ihnen das ganz offen.

(Beifall bei der CSU)

Bei mir im Stimmkreis bemüht sich unser Landrat, im
Stellenplan für das Jahr 2015 ein paar Stellen mehr
zu bekommen – Sie alle kennen die Situation in der
Asylpolitik –, aber die FREIEN WÄHLER wehren sich
ganz massiv dagegen. Lieber Herr Aiwanger, Sie soll-
ten Ihrer stellvertretenden Bundesvorsitzenden Gabi
Schmidt sagen, dass sie dem Stellenplan im Land-
kreis Neustadt an der Aisch-Bad Windsheim endlich
zustimmen sollte.

(Beifall bei der CSU – Zuruf des Abgeordneten
Hubert Aiwanger (FREIE WÄHLER))

- Ja, das kennen wir schon. Hier reden Sie so und da-
heim ganz anders.

Ich bin sehr stolz darauf, dass der Freistaat Bayern
auch dank des großen Fleißes seiner Bürgerinnen
und Bürger immer wieder ein Top-Rating aufzuweisen
hat, nämlich "AAA". Wir werden zum elften und zwölf-
ten Mal einen Doppelhaushalt ohne neue Schulden
aufstellen. Wir werden eine massive Schuldenrück-
zahlung vornehmen können, insgesamt in Höhe von
3,6 Milliarden Euro in den letzten fünf Jahren. Nennen
Sie mir ein Bundesland in Deutschland, ein Land in
Europa, das solche Dinge machen kann.

Wir haben die höchsten Investitionen in Bildung, Fa-
milie, Wissenschaft und Innovationen mit insgesamt
über 20 Milliarden Euro. Das sind Zahlen, die die Zu-
kunftsfähigkeit unserer jungen Generation garantie-
ren. Wir haben nach wie vor eine sehr hohe investive
Quote.

(Zuruf von der SPD)

- Ich weiß, dass das große Schmerzen verursacht,
und zwar seelischer und körperlicher Art. - Ich habe
Ihnen schon vorhin gesagt: Das ist ein Haushalt, der
seinesgleichen in ganz Deutschland sucht.
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Als Kommunalpolitiker sage ich auch ganz deutlich:
Gerade dieser kommunale Finanzausgleich ist für uns
ganz wichtig. 8,3 Milliarden Euro nur im Jahr 2015 –
damit können unsere Kommunen, Städte und Ge-
meinden ihre Hausaufgaben bestens erfüllen. Dafür
ein ganz besonderes Dankeschön an unseren Finanz-
minister Dr. Markus Söder: Herzlichen Dank dafür!

(Beifall bei der CSU)

Ein Punkt ist mir abschließend sehr wichtig, nämlich
der Hinweis auf unsere

(Unruhe – Glocke der Präsidentin)

tüchtigen Beamtinnen und Beamten des gesamten
Freistaates Bayern. Sie erzählen uns immer wieder,
wir hätten zu wenig Personal.

(Zuruf des Abgeordneten Hubert Aiwanger
(FREIE WÄHLER))

- Herr Aiwanger, denken Sie an meine Rede von vor-
hin. Reden Sie auch daheim so, nicht nur hier im
Landtag. - Derzeit sind 2.000 junge Leute als Anwär-
terinnen und Anwärter an der Landesfinanzschule in
Ansbach in Ausbildung, und wir haben zusammenge-
rechnet die gleiche Zahl an den Beamtenfachhoch-
schulen in Herrsching und Kaufbeuren. Diese Zahlen
weisen darauf hin, dass wir gerade in diesem Bereich
sehr viel tun.

Heute ist Herr Habermann vom Bayerischen Beam-
tenbund anwesend. Ich will auch sagen, liebe Ingrid
Heckner, dass wir in diesem Doppelhaushalt
7.500 Beförderungen vorgesehen haben. Wir haben
in den letzten Jahren 50.000 Beförderungen bei den
Beamten des Freistaates Bayern vorgenommen. Des-
wegen abschließend ein ganz besonderes Danke-
schön an die tüchtigen Mitarbeiterinnen und Mitarbei-
ter des Freistaats Bayern für diese wichtige Arbeit, die
letztendlich für uns alle geleistet wird: Herzlichen
Dank dafür!

(Beifall bei der CSU)

Präsidentin Barbara Stamm: Herr Kollege Herold,
darf ich Sie noch einmal an das Rednerpult bitten für
eine Zwischenbemerkung der Frau Kollegin Schmidt.
– Bitte schön, Frau Kollegin.

Gabi Schmidt (FREIE WÄHLER): Herr Kollege He-
rold, ich möchte Ihnen zu Ihren hellseherischen Fä-
higkeiten gratulieren. Ich war in der letzten Fraktions-
sitzung gar nicht anwesend. Insofern kann ich weder
eine schriftliche noch eine mündliche Äußerung zu
der Stellenmehrung gemacht haben. Ich finde es aber
großartig, dass Sie jetzt schon wissen, wie ich mich

entscheiden werde, denn ich bin erst in der Meinungs-
bildung. Nachdem das eine Erpressung war, geht es
dann eher in die andere Richtung.

Hans Herold (CSU): Ich bin sehr dankbar dafür,
wenn Sie ein freundliches Signal geben, dass auch
die FREIEN WÄHLER möglicherweise diesem Stel-
lenplan mit der – in Anführungszeichen – "geringen"
Stellenmehrung bei uns im Kreistag zustimmen. Ihre
Kolleginnen und Kollegen der FREIEN WÄHLER, ins-
besondere Ihr Fraktionsvorsitzender, sprechen eine
andere Sprache, liebe Frau Gabi Schmidt.

(Beifall bei der CSU – Zuruf der Abgeordneten
Gabi Schmidt (FREIE WÄHLER))

Präsidentin Barbara Stamm: Frau Kollegin, Sie
haben nur eine Zwischenbemerkung. - Jetzt kommt
der Kollege Dr. Kränzlein. Bitte.

Dr. Herbert Kränzlein (SPD): Herr Kollege Herold,
stimmen Sie mir zu, dass sich die Beförderung von
Beamten aufgrund von Rechtsansprüchen ergibt und
nicht aufgrund der Gnade der CSU-Fraktion im Land-
tag?

(Beifall bei der SPD)

Hans Herold (CSU): Herr Kollege, ich bin wirklich
überrascht: Sie sagen bei jeder Wortmeldung, insbe-
sondere im Haushaltsausschuss, dass Sie lange Zeit
Bürgermeister waren; dann sollten Sie eigentlich wis-
sen, dass es einen Unterschied zwischen Tarifange-
stellten und Beamten gibt. Deswegen ist es nicht so,
dass immer ein Rechtsanspruch auf Beförderung be-
steht.

(Dr. Herbert Kränzlein (SPD): Also doch Gnade!)

- Leistung!

(Beifall bei der CSU)

Präsidentin Barbara Stamm: Danke schön. - Jetzt
darf ich Herrn Kollegen Dr. Wengert das Wort erteilen.
Bitte schön.

Dr. Paul Wengert (SPD): Frau Präsidentin, liebe Kol-
leginnen und Kollegen! Ich möchte den Doppelhaus-
halt nochmals aus Sicht der Kommunen betrachten,
und zwar aus Sicht der Kommunen, die Sie, lieber
Herr Kollege Bachhuber, völlig ausgeblendet haben.
Die Kommunen stehen nämlich nicht so super da, wie
Sie das generalisierend für die bayerischen Kommu-
nen glauben machen wollen. Liebe Kolleginnen und
Kollegen zu meiner Rechten, überhaupt würde es
Ihnen gut anstehen, gelegentlich etwas bescheidener
aufzutreten. Demut ist keine Schande.
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(Beifall bei der SPD)

Wie heißt das Sprichwort? – Mit vollen Hosen ist gut
stinken.

Kollege Herold, unverantwortliche Politik müssen wir
uns nicht vorhalten lassen, sonst könnten wir nicht auf
160 Jahre Parteigeschichte zurückblicken.

(Beifall bei der SPD – Zuruf des Abgeordneten
Hans Herold (CSU))

Lieber Hans Herold, unser Haushalt wäre genauso
ausgeglichen wie Ihrer. Lieber Peter Winter, Sie leh-
nen unsere Anträge nicht mangels Deckungsvorschlä-
gen ab, sondern weil ein in Ihnen drinsteckendes
CSU-Gen bewirkt, dass Sie reflexartig reagieren,
wenn die SPD, die GRÜNEN oder die FREIEN WÄH-
LER Anträge stellen – seien diese noch so gut.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, in unseren Kommu-
nen bündeln sich zunehmend gesellschaftliche Pro-
bleme und Entwicklungen, die sie alleine nicht bewäl-
tigen können. Dabei stoßen viele Kommunen an die
Grenzen ihrer Leistungsfähigkeit. An vielen Orten sind
diese Grenzen bereits gefährlich überschritten. Es ist
Pflicht des Staates, die Kommunen so zu stärken,
dass sie dauerhaft leistungs- und handlungsfähig blei-
ben. Wir können nicht sehenden Auges zulassen,
dass über ein Viertel der bayerischen Kommunen kei-
nen ausgeglichenen Haushalt mehr vorlegen kann.
Das ist keine Zahl, die ich mir aus den Fingern ge-
saugt habe, sondern eine Feststellung des Präsiden-
ten des Bayerischen Gemeindetags.

Der Freistaat als Glücklichmacher – das ist eine ganz
neue Variante des Eigenlobs. Herr Kollege Bachhu-
ber, entgegen Ihren vorherigen Äußerungen regnet es
vielen Kommunen ganz dick rein. Zwar erreicht die
Summe des kommunalen Finanzausgleichs mit rund
8,3 Milliarden Euro eine neue Höchstmarke, aber das
ist – Kollegin Stamm hat schon darauf hingewiesen –
in erster Linie den guten Steuereinnahmen geschuldet
und nicht zusätzlichen Programmen zur Förderung
der kommunalen Leistungsfähigkeit. Lieber Kollege
Bachhuber, da können Sie noch so blumige Floskeln
bemühen. Den entscheidenden Fortschritt haben die
Finanzausgleichsverhandlungen nämlich auch dies-
mal nicht gebracht, nämlich die Erhöhung des Kom-
munalanteils am allgemeinen Steueraufkommen. Die
SPD-Landtagsfraktion wird im Schulterschluss mit
den kommunalen Spitzenverbänden weiter die schritt-
weise Erhöhung von derzeit 12,75 % auf 15 % einfor-
dern; denn die Kommunen brauchen mehr freie Ge-
staltungsspielräume.

(Beifall bei der SPD)

Der Kommunalgipfel von Ministerpräsident Seehofer
hat bei Weitem nicht gehalten, was man sich nach
seiner vollmundigen Ankündigung davon versprechen
durfte. Im Gegenteil, mit der Rücknahme seines Ver-
sprechens in seiner Regierungserklärung vom 12. No-
vember 2013 wurden die Erwartungen der Kommu-
nen herb enttäuscht. Ich zitiere: "Bayern wird in zehn
Jahren komplett barrierefrei sein: im gesamten öffent-
lichen Raum, im gesamten öffentlichen Personennah-
verkehr." Von einem Sonderinvestitionsprogramm,
das vom Ministerpräsidenten ebenfalls angekündigt
wurde, gab es keine Spur – schon gar nicht für die
Kommunen. Die Landesarbeitsgemeinschaft der
Selbsthilfeverbände in Bayern hat Ihnen das mit einer
Resolution vom 2. Dezember deutlich ins Stammbuch
geschrieben. Dort heißt es, dass die Bayerische
Staatsregierung die Finanzhilfe des Freistaates Bay-
ern auf staatliche Gebäude begrenzt und die Kommu-
nen mit dem Thema "Bayern – Barrierefrei 2023" al-
lein lässt.

Ebenso pure Ankündigungspolitik bleibt das in seiner
Regierungserklärung gegebene Versprechen, dass es
bis zum Jahr 2018 in allen Schularten und für jede
Schülerin und für jeden Schüler bis 14 Jahre ein be-
darfsgerechtes Ganztagsangebot geben wird. Der
jüngste Chancenspiegel der Bertelsmann-Stiftung
weist aus, dass in Bayern nur jeder achte Schüler
eine Ganztagsschule besucht. Bundesweit ist es jeder
dritte. Das beim Kommunalgipfel präsentierte neue
Modell für die Ganztagsschule ließ insbesondere bei
der Rand- und Ferienzeitbetreuung viele Fragen
offen. Die kommunalen Spitzenverbände konnten sich
zu Recht nicht dafür erwärmen.

Ebenso Fehlanzeige: Antworten auf die Frage der In-
klusion. Jetzt sollen erst einmal Arbeitsgruppen gebil-
det werden. Dafür hätte es keines Kommunalgipfels
bedurft.

Erfreulicherweise gab es 2013 erstmals sogenannte
Stabilisierungshilfen. Diesmal sollen noch 20 Millionen
Euro auf die 100 Millionen Euro draufgelegt werden.
Damit wurde immerhin eine Teilforderung der SPD-
Fraktion erfüllt, aber nicht im ausreichenden Umfang,
der den Bedürfnissen der Kommunen Rechnung trägt.
Erforderlich ist vielmehr ein kommunaler Entschul-
dungsfonds in Höhe von 100 Millionen Euro, um not-
leidenden Kommunen im ländlichen und struktur-
schwachen Raum zu helfen, ihre Haushalte zu
konsolidieren und sich wieder Spielraum für Investitio-
nen zu verschaffen. Sie verweisen immer gerne auf
andere Länder. Das tue ich jetzt auch. Andere Länder
wie Hessen, Rheinland-Pfalz, Niedersachsen, Schles-
wig-Holstein, Sachsen-Anhalt, Mecklenburg-Vorpom-
mern, das Saarland und selbst das von Ihnen immer
wieder gescholtene Nordrhein-Westfalen haben
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längst entsprechende kommunale Entschuldungspro-
gramme aufgelegt. Es reicht nicht aus, allein die
Staatsschulden zu tilgen, vielmehr halten wir es für
dringend geboten, auch die kommunalen Schulden zu
verringern und den Kommunen dabei zu helfen, die
das aus eigener Kraft nicht leisten können.

(Beifall bei der SPD und den FREIEN WÄH-
LERN)

Ich will noch auf einige weitere, meiner Meinung nach
dringende Maßnahmen eingehen. In den bayerischen
Kommunen besteht bei den kommunalen Gebäuden
ein immenser Sanierungsbedarf. Die kommunale Fi-
nanzausstattung erlaubt es den Kommunen häufig
nicht, energetische Sanierungsmaßnahmen durchzu-
führen. Wir wollten im neuen Doppelhaushalt hierfür
einen neuen Titel mit jeweils 20 Millionen Euro; denn
verstärkte energetische Sanierung kommunaler Ge-
bäude senkt eben auch die versteckte Verschuldung.

Ein weiterer Bereich erfordert finanzielle Mittel in einer
Größenordnung, die notleidende Gemeinden völlig
überfordert. Damit meine ich die kommunalen Bäder.
Laut Antwort der Staatsregierung auf eine aktuelle
Anfrage unseres Fraktionsvorsitzenden sind 263 von
insgesamt 889 öffentlichen Schwimmbädern in Bay-
ern sanierungsbedürftig. Das sind 30 %, und 65 droht
die Schließung. Daher fordern wir einen Härtefonds
zur Sanierung kommunaler Bäder, wobei der Bewilli-
gungsrahmen pro Haushaltsjahr 30 Millionen Euro be-
tragen soll. Die staatliche Förderung muss dabei auch
bis zu 100 % betragen können, sofern die betreffen-
den Kommunen keine Eigenmittel aufbringen können.
Lieber Herr Kollege Winter, gerne werden wir mit
Ihnen im nächsten und übernächsten Jahr dank staat-
licher Hilfe wieder ein paar sanierte Bäder eröffnen.
Es ist auch gut, dass wir bei anderen Eröffnungen
dabei sind. Schließlich wurden dafür Steuergelder
verbaut und nicht Gelder aus der CSU-Parteikasse.

(Beifall bei der SPD und den FREIEN WÄH-
LERN)

Zudem möchten wir die Schülerbeförderung zukunfts-
fähig machen und fordern die Erhöhung der Pau-
schalzuweisungen zu den Beförderungskosten der
Schülerinnen und Schüler um 10 Millionen Euro. Wir
wollen den ÖPNV interkommunal und intermodal opti-
mieren. Dazu soll der Haushaltsansatz von 118,6 auf
130 Millionen Euro erhöht werden, um gebietskörper-
schaftsübergreifende Kooperationen und die Vernet-
zung von ÖPNV-Systemen zu erleichtern und die Ver-
kehrsmittel für Nutzerinnen und Nutzer von
Fahrrädern, insbesondere von Pedelecs, zu ertüchti-
gen.

Weil es bald Weihnachten ist und weil ich mich als
Präsident eines großen Chorverbands besonders da-
rüber freue, möchte ich mit etwas Positivem schlie-
ßen: Wir begrüßen ausdrücklich die Erhöhung der Zu-
schüsse für die Lehrpersonalkosten an unseren Sing-
und Musikschulen um 1,5 Millionen Euro. Dabei
handelt es sich ebenfalls um Steuergelder und nicht
etwa um Gelder aus der CSU-Kasse. Damit wird die
Bedeutung dieser Einrichtungen, die bisher kein Bun-
despräsident zu würdigen vergessen hat, unterstri-
chen und anerkannt. Diese Erhöhung entspricht einer
seit Jahren erhobenen Forderung der SPD-Fraktion
und deckt sich exakt mit unserem zuletzt zum zweiten
Nachtragshaushalt am 31. März gestellten Antrag,
den Sie, liebe Kolleginnen und Kollegen von der CSU,
vor einem guten halben Jahr noch abgelehnt haben.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, zwar ist es subopti-
mal, wenn unsere Anträge aktuell jeweils abgelehnt
werden, aber letztlich ist es schon ein Erfolg unserer
Arbeit, wenn ihnen dann, mit eigenem Etikett verse-
hen und zeitlichem Verzug, doch noch gefolgt wird. In
diesem Sinne wünsche ich Ihnen allen frohe Weih-
nachten und ein glückliches Neues Jahr.

(Anhaltender Beifall bei der SPD)

Präsidentin Barbara Stamm: Jetzt darf ich das Wort
Herrn Staatsminister Dr. Söder erteilen. Bitte schön,
Herr Staatsminister.

Staatsminister Dr. Markus Söder (Finanzministeri-
um): Frau Präsidentin, meine sehr verehrten Damen
und Herren! Ich habe jetzt noch 50 Minuten Zeit, um
ausführlich auf alle Dinge einzugehen,

(Zuruf von den GRÜNEN: Wann sollen wir wie-
derkommen?)

zum Beispiel auf die Vergleiche mit der FDP, die Frau
Stamm angestellt hat. Ich finde es spannend, wenn
man sich hier im Landtag im selben Atemzug mit der
FDP nennt. Es wären viele Dinge anzusprechen. Ich
möchte Ihnen heute aber ein persönliches Weih-
nachtsgeschenk machen und es kurz halten, meine
sehr verehrten Damen und Herren.

(Allgemeine Heiterkeit und Beifall)

Ich möchte nur noch zwei Dinge ansprechen, da sie
mir persönlich wichtig sind.

Erstens. Herr Güller, zum Thema BayernLB: Wir
haben Anfang des Jahres über die BayernLB gespro-
chen und sprechen Ende des Jahres über sie. Man
muss schon eines festhalten: Anfang des Jahres hat-
ten wir vier Risiken, die unwägbar waren und worüber
wir uns große Sorgen gemacht haben. Wir wussten
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nicht: Bestehen wir den Stresstest der Europäischen
Zentralbank? – Mission erfüllt; wir haben ihn bestan-
den. Wir waren tief verunsichert, was mit Ungarn wer-
den wird, was mit der MKB werden wird. Es ist uns
gelungen, das Thema MKB mit einem blauen Auge
abzuschließen. Wir hatten für den nächsten Doppel-
haushalt eine drohende Ausgabenbelastung von
400 Millionen Euro aus dem ABS-Portfolio. Dass wir
das in der Summe sogar mit einem Gewinn für den
Freistaat Bayern abschließen konnten, meine Damen
und Herren, ist schon ganz ordentlich. Also: Von vier
Risiken haben wir drei beseitigt. Dies lässt einen ein
wenig ruhiger schlafen.

(Beifall bei der CSU)

Zum Thema Österreich möchte ich noch etwas an-
merken. Ich glaube, wir befinden uns eigentlich ge-
meinsam auf demselben Weg. Ich habe immer betont:
Die HGAA ist und bleibt der größte und schwerste
wirtschaftspolitische Fehler der Nachkriegsgeschich-
te.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Meine Damen und Herren, es wird aber nicht leichter
und besser, wenn wir ständig Tränen vergießen und
immer wieder darauf eingehen. Wir befinden uns in
einer wirklich sehr, sehr ernst zu nehmenden Ausein-
andersetzung. Von der HGAA wären an die Landes-
bank 2,3 Milliarden Euro an Darlehen zu zahlen. Ös-
terreich hat vor Gericht erkennbarerweise Probleme.
Vor Gericht hat man immer dann Probleme, wenn
plötzlich Befangenheitsanträge gegen alle gestellt
werden. Dies hat die HGAA gemacht. Als man ge-
merkt hat, dass es immer schwieriger wird, hat man
sogar ein Gesetz beschlossen, das besagt, dass
diese Schuld nicht mehr besteht. Wenn dies ginge,
wäre dies übrigens ein relativ einfaches Mittel zur
Schuldentilgung. Jeder, der Schulden hat, könnte ein-
fach ein Gesetz machen und festschreiben, dass die
Schulden nicht mehr existieren.

Die Auseinandersetzung wird noch sehr ernst werden.
Herr Güller, zunächst einmal geht es für die Landes-
bank um Probleme. Diese können sich dann auf uns
auswirken, wenn es an Zahlungen mangelt. Ich sage
Ihnen aber schon eines: Wir dürfen an dieser Stelle
nicht einfach nachgeben und Angst haben. Auch der
Bayerische Landtag muss – ich glaube, das macht er
auch – die Entschlossenheit zeigen, dass wir den
Freunden in Österreich nicht durchgehen lassen, dass
sie quasi per Gesetz den Verpflichtungen, die sie zu
leisten haben, einfach entgehen, meine Damen und
Herren. Dagegen muss man vorgehen.

(Beifall bei der CSU)

Der zweite Punkt betrifft die Kommunen und das
FAG. Mit 8,3 Milliarden Euro handelt es sich wirklich
um ein Rekord-FAG. Wir müssen vor allem in die
Rechnung einbeziehen, was wir im Vergleich zu an-
deren Ländern zusätzlich machen. Ich nenne bei-
spielsweise den Breitbandausbau. Von den derzeit im
Investitionsplan zugesagten 2 Milliarden Euro für den
nationalen Breitbandausbau zahlen wir 1,5 Milliarden
Euro. Dies ist eine kommunale Zuschusssache,
meine Damen und Herren. Das gibt es nirgendwo
sonst in Deutschland. Ich darf sagen: Das ist exzel-
lent.

(Beifall bei der CSU)

Ich nenne auch die außerordentlich schwierige, an
sich von den Kommunen zu leistende Gemeinschafts-
aufgabe Asyl. Wer unterstützt in Deutschland? Der
Präsident des Deutschen Städtetages und auch der
Präsident des Bayerischen Städtetages sagen, wenn
man Bayern mit den anderen Bundesländern ver-
gleicht, ist es überhaupt keine Frage, dass der Frei-
staat Bayern hinsichtlich Asyl für seine Kommunen
Bestmögliches leistet. Meine Damen und Herren, das
sollten Sie auch einmal anerkennen. Wir nehmen uns
immer selbst in die Pflicht, obwohl wir rechtlich nicht
verpflichtet wären, wenn es darum geht, Schutzpatron
für unsere bayerischen Kommunen zu sein. Da lassen
wir uns von niemandem übertreffen.

(Beifall bei der CSU)

Man muss ehrlicherweise sagen, dass wir einen Ent-
schuldungsfonds haben, nämlich mit den Stabilisie-
rungshilfen. Dieses von mir und von uns gemeinsam
initiierte Projekt startete ursprünglich mit 20 Millionen
Euro, stieg auf 100 Millionen Euro und dann auf
120 Millionen Euro, Tendenz steigend. Die Mittel die-
nen zwar besonders, aber nicht nur zur Entschuldung.
Sie eröffnen sogar den kleinen, extrem strukturschwa-
chen Gemeinden die Chance, nicht nur Schulden zu
tilgen, sondern sogar Investitionen zu tätigen, um
etwas aus der Krise herauszukommen. Wir haben
169 Gemeinden, Städte und Landkreise, die in der
diesjährigen Runde davon profitiert haben. Meine
Damen und Herren, nach Oberfranken gehen 50 %.
Im Landkreis Wunsiedel gehen an die Stadt, die Ge-
meinden und den Landkreis insgesamt 20 Millionen
Euro. Wenn jemand sagt, wir würden den Schwäch-
sten nicht helfen, dann ist er, ehrlich gesagt, nicht fair,
meine Damen und Herren. Kein Bundesland versucht
so sehr wie wir, seinen strukturschwachen Gemein-
den zu helfen.

(Beifall bei der CSU)

Da Sie immer noch nicht klatschen, Herr Wengert,
was ich nicht verstehe, will ich Ihnen noch eine Chan-
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ce geben, Ihre Weihnachtswünsche mit einem Weih-
nachtsklatschen zu verbinden. Ich möchte aus einem
Brief zitieren. In dem Brief steht die ausdrückliche Er-
laubnis, dass ich dies machen darf. Er stammt von je-
mandem, der nicht der parteipolitischen Familie der
CSU angehört, ist also keiner, der loben müsste – das
machen sie sowieso nicht.

(Zuruf von der SPD)

Dieser Kommunalpolitiker schreibt über die Zuweisun-
gen der Stabilisierungshilfen: Bemerkenswert ist die
Großzügigkeit des Freistaats Bayern bei den Stabili-
sierungshilfen.

(Zuruf von der SPD)

– Zuhören. Er schreibt weiter: Für uns ist es Ansporn,
diese Hilfen zur Schuldentilgung einzusetzen und wei-
terhin auf Sparkurs zu bleiben. Vielen Dank für so viel
wohlwollende Unterstützung. Herzliche Grüße,
Dr. Thomas Jung, Oberbürgermeister der Stadt Fürth.
- Jetzt müssten Sie einmal klatschen.

(Anhaltender lebhafter Beifall bei der CSU)

Ich habe noch 43 Minuten und 15 Sekunden.

(Volkmar Halbleib (SPD): Herr Dr. Jung ist der
Ironie zugänglich! Das muss man auch einmal
sehen!)

Nachdem aber alle zum Abstimmen da sind, möchte
ich einen letzten Dank für viele gute und kluge Bemer-
kungen loswerden, für die besonders klugen Bemer-
kungen des Kollegen Winter, des Kollegen Bachhuber
und des Kollegen Herold. Ein herzliches Dankeschön!

Ich bedanke mich für die gute und kritische Zusam-
menarbeit. Normalerweise gibt es zum Schluss auch
Weihnachtsgebete. Eines meiner Lieblingsgebete
möchte ich zum Schluss vortragen – dies sollte auch
für lange Debatten gelten. Es heißt: Lieber Gott, mach
flott!

Insofern, meine sehr verehrten Damen und Herren,
danke ich Ihnen ganz herzlich für die Zusammenar-
beit. Ich glaube, wir leisten heute einen herausragen-
den Beitrag zur bayerischen Nachkriegsgeschichte.
Dies ist wieder einmal ein historischer Moment in der
europäischen Entwicklung.

(Volkmar Halbleib (SPD): Wie sonst?)

Diesen sollten wir uns merken. Vielen Dank, alles
Gute und gemeinsam viel Erfolg!

(Lang anhaltender lebhafter Beifall bei der CSU)

Präsidentin Barbara Stamm: Vielen Dank, Herr
Staatsminister Dr. Söder, vor allen Dingen auch für
die Zeit, die Sie uns geschenkt haben. Wie flott ich die
Abstimmung vornehmen kann, liegt an Ihnen, verehr-
te Kolleginnen und Kollegen. 

Ich darf zunächst das Ergebnis der namentlichen Ab-
stimmung zum Einzelplan 06 bekannt geben. Diese
Bekanntgabe stand ja noch aus. Mit Ja haben 84 Ab-
geordnete gestimmt, mit Nein haben 64 gestimmt.
Stimmenthaltungen gab es keine. Damit ist der Ein-
zelplan 06 mit den vom Ausschuss für Staatshaushalt
und Finanzfragen vorgeschlagenen Änderungen an-
genommen.

(Abstimmungsliste siehe Anlage 10)

Gemäß § 126 Absatz 6 der Geschäftsordnung gelten
zugleich die vom Ausschuss für Staatshaushalt und
Finanzfragen zur Ablehnung vorgeschlagenen Ände-
rungsanträge, soweit über sie nicht einzeln abge-
stimmt worden ist, als erledigt. Eine Liste dieser Än-
derungsanträge liegt Ihnen vor.

(Siehe Anlage 11)

Außerdem schlägt der Ausschuss für Staatshaushalt
und Finanzfragen noch folgende Beschlussfassung
vor:

Das Staatsministerium für Finanzen, für Landes-
entwicklung und Heimat wird ermächtigt, die er-
forderlichen Berichtigungen insbesondere in den
Erläuterungen, der Übersicht über die Verpflich-
tungsermächtigungen und den sonstigen Anlagen
beim endgültigen Ausdruck des Einzelplans vor-
zunehmen.

Wer dem zustimmen möchte, den bitte ich um das
Handzeichen. – CSU, SPD, FDP,

(Allgemeine Heiterkeit)

FREIE WÄHLER, Entschuldigung. Gegenstimmen? -
Stimmenthaltungen? – Bei Stimmenthaltung der Frak-
tion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN ist das so beschlos-
sen. 

Unter Bezugnahme auf die Beschlussempfehlung des
federführenden Ausschusses für Staatshaushalt und
Finanzfragen auf der Drucksache 17/4430 verweise
ich darauf, dass die Änderungsanträge auf den Druck-
sachen 17/3382 und 3383 ihre Erledigung gefunden
haben.

Die Beratung des Einzelplans 06 ist damit abge-
schlossen.
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Wir kommen jetzt zur Abstimmung zu den Tagesord-
nungspunkten 22 bis 24. Hier werden die Tagesord-
nungspunkte wieder getrennt. Ich lasse zunächst über
das Finanzausgleichsänderungsgesetz 2015 abstim-
men. Das ist der Tagesordnungspunkt 22. Der Ab-
stimmung liegen der Gesetzentwurf auf der Drucksa-
che 17/2870, die Änderungsanträge auf den
Drucksachen 17/4258 und 17/4383 mit 17/4385 und
die Beschlussempfehlung des federführenden Aus-
schusses für Staatshaushalt und Finanzfragen auf der
Drucksache 17/4667 zugrunde.

Vorweg lasse ich über die vom federführenden Aus-
schuss zur Ablehnung vorgeschlagenen Änderungs-
anträge auf den Drucksachen 17/4258 und 17/4383
bis 17/4385 abstimmen.

Besteht damit Einverständnis, dass wir zunächst, wie
von der Fraktion der FREIEN WÄHLER beantragt, in
einfacher Form über den Änderungsantrag auf der
Drucksache 17/4383 abstimmen und dass anschlie-
ßend über die weiteren Änderungsanträge unter Zu-
grundelegung des Votums des federführenden Aus-
schusses insgesamt abgestimmt werden kann?
Besteht damit Einverständnis? – Das ist der Fall.
Dann lasse ich so abstimmen. 

Wer entgegen dem Ausschussvotum dem FREIEN
WÄHLER-Änderungsantrag auf der Drucksa-
che 17/4383 zustimmen möchte, den bitte ich um das
Handzeichen. – Das ist die Fraktion der FREIEN
WÄHLER. Gegenstimmen bitte ich anzuzeigen. –
CSU. Stimmenthaltungen? – SPD und Fraktion
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN. Damit ist der Ände-
rungsantrag abgelehnt. 

Wer hinsichtlich der übrigen Änderungsanträge auf
den Drucksachen 17/4258 und 17/4384 und 17/4385
mit der Übernahme seines Abstimmungsverhaltens
bzw. dem Abstimmungsverhalten seiner Fraktion im
jeweils federführenden Ausschuss für Staatshaushalt
und Finanzfragen einverstanden ist, den bitte ich um
das Handzeichen. – Danke schön. Gegenstimmen
bitte ich anzuzeigen. Stimmenthaltungen? – Keine.
Dann ist das einstimmig so beschlossen. Damit über-
nimmt der Landtag diese Voten, das heißt, die Ände-
rungsanträge sind abgelehnt. 

Den Gesetzentwurf empfiehlt der federführende Aus-
schuss für Staatshaushalt und Finanzfragen zur An-
nahme mit der Maßgabe von Änderungen. Im Einzel-
nen verweise ich auf die Drucksache 17/4667. Wer
dem Gesetzentwurf mit diesen Änderungen zustim-
men will, den bitte ich um das Handzeichen. – Die
CSU-Fraktion. Gegenstimmen bitte ich anzuzeigen. –
SPD, FREIE WÄHLER, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN.

Stimmenthaltungen? – Keine. Dann ist das so be-
schlossen. 

Da ein Antrag auf Dritte Lesung nicht gestellt wurde,
führen wir gemäß § 56 der Geschäftsordnung sofort
die Schlussabstimmung durch. Ich schlage vor, sie in
einfacher Form durchzuführen. – Widerspruch erhebt
sich nicht. Wer dem Gesetzentwurf in der Fassung
des federführenden Ausschusses seine Zustimmung
geben will, den bitte ich, sich vom Platz zu erheben. –
Danke schön. CSU-Fraktion. Gegenstimmen bitte. –
SPD, FREIE WÄHLER, Fraktion von
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN. Stimmenthaltungen? –
Keine. Damit ist das Gesetz angenommen. Es hat
den Titel: "Gesetz zur Änderung des Finanzausg-
leichsgesetzes und der Verordnung zur Durchführung
des Gesetzes über den Finanzausgleich zwischen
Staat, Gemeinden und Gemeindeverbänden (Finanz-
ausgleichsänderungsgesetz 2015)".

Verehrte Kolleginnen und Kollegen, jetzt bitte ich wei-
ter um Aufmerksamkeit, damit man nach Möglichkeit
nur einmal abstimmt.

(Allgemeine Heiterkeit)

Wir kommen zur Abstimmung über den Einzelplan 13.
Das ist der Tagesordnungspunkt 23. Der Abstimmung
zugrunde liegen der Entwurf des Haushalt-
splans 2015/2016, Einzelplan 13, die Änderungsan-
träge auf den Drucksachen 17/4263 mit 17/4276,
17/4335 mit 17/4348 und 17/4369 mit 17/4377 sowie
die Beschlussempfehlung des federführenden Aus-
schusses für Staatshaushalt und Finanzfragen auf der
Drucksache 17/4606. 

Zunächst lasse ich, wie bereits zu Beginn der Bera-
tung angekündigt, über den Änderungsantrag von Ab-
geordneten der SPD-Fraktion auf der Drucksa-
che 17/4377 in namentlicher Form abstimmen. Für die
Stimmabgabe sind die Urnen auf beiden Seiten des
Sitzungssaals und auf dem Stenografentisch bereitge-
stellt. Besteht Einverständnis, dass ich drei Minuten
sage? – Danke schön. Bitte, drei Minuten!

(Namentliche Abstimmung von 18.28 bis
18.31 Uhr)

Meine Damen und Herren, die Zeit ist um. Ich schlie-
ße die Abstimmung und bitte, die Stimmkarten drau-
ßen auszuzählen. Ich bitte wieder Platz zu nehmen,
damit wir im Abstimmungsverfahren weitermachen
können. - Meine Damen und Herren, ich kann erst ab-
stimmen lassen, wenn alle ihren Platz wieder einge-
nommen haben.

Kolleginnen und Kollegen, wir führen zwischenzeitlich
die beiden von der Fraktion der FREIEN WÄHLER
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beantragten Einzelabstimmungen in einfacher Form
über die Änderungsanträge auf den Drucksa-
chen 17/4338 und 17/4344 durch. Der federführende
Ausschuss für Staatshaushalt und Finanzfragen emp-
fiehlt die Änderungsanträge zur Ablehnung. 

Wer entgegen dem Ausschussvotum dem Änderungs-
antrag der Fraktion der FREIEN WÄHLER auf Druck-
sache 17/4338 zustimmen möchte, den bitte ich um
das Handzeichen. – Die FREIEN WÄHLER. Gegen-
stimmen? – CSU und die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN. Stimmenthaltungen? – Die SPD-Fraktion.
Damit ist der Änderungsantrag abgelehnt. 

Wer entgegen dem Ausschussvotum dem Änderungs-
antrag der Fraktion der FREIEN WÄHLER auf Druck-
sache 17/4344 zustimmen möchte, den bitte ich um
das Handzeichen. – Die FREIEN WÄHLER und die
SPD-Fraktion. Die Gegenstimmen bitte ich anzuzei-
gen. – CSU. Stimmenthaltungen? – Fraktion BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN. Damit ist dieser Änderungsan-
trag ebenfalls abgelehnt.

Ich unterbreche nun kurz, bis das Ergebnis der vorher
durchgeführten namentlichen Abstimmung vorliegt.
Ich bitte Sie, solange auf Ihren Plätzen zu bleiben.

(Unterbrechung von 18.33 bis 18.34 Uhr)

Meine Damen und Herren, ich gebe nun das Ergebnis
der durchgeführten namentlichen Abstimmung be-
kannt. Es handelt sich um den Änderungsantrag der
SPD betreffend "Härtefonds zur Sanierung kommuna-
ler Bäder", Drucksache 17/4377. Mit Ja haben 38 ge-
stimmt, mit Nein 86, Stimmenthaltungen: 11. Damit ist
der Änderungsantrag abgelehnt.

(Abstimmungsliste siehe Anlage 12)

Der Einzelplan 13 wird vom federführenden Aus-
schuss für Staatshaushalt und Finanzfragen mit den
in der Beschlussempfehlung auf Drucksache 17/4606
aufgeführten Änderungen zur Annahme empfohlen.
Wer dem Einzelplan 13 entsprechend dieser Be-
schlussempfehlung zustimmen möchte, den bitte ich
um das Handzeichen. – Die Fraktion der CSU. Ge-
genstimmen bitte ich anzuzeigen. – SPD-Fraktion,
Fraktion der FREIEN WÄHLER und BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN. Stimmenthaltungen? – Keine. Damit ist der
Einzelplan 13 mit den vorgeschlagenen Änderungen
angenommen. 

Gemäß § 126 Absatz 6 der Geschäftsordnung gelten
zugleich die vom Ausschuss für Staatshaushalt und
Finanzfragen zur Ablehnung vorgeschlagenen Ände-
rungsanträge – soweit über sie nicht einzeln abge-
stimmt worden ist – als erledigt. Eine Liste dieser Än-
derungsanträge liegt Ihnen vor.

(Siehe Anlage 13)

Außerdem schlägt der federführende Ausschuss für
Staatshaushalt und Finanzfragen in seiner Beschluss-
empfehlung noch verschiedene Ermächtigungen des
Staatsministeriums der Finanzen, für Landesentwick-
lung und Heimat vor. Im Einzelnen verweise ich wie-
derum auf die Drucksache 17/4606. Wer dem zustim-
men will, den bitte ich um das Handzeichen. – Die
Fraktion der CSU. Die Gegenstimmen bitte ich anzu-
zeigen. - Keine. Stimmenthaltungen? – Die Fraktionen
der SPD, der FREIEN WÄHLER und von BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN. Damit ist das so beschlossen. 

Die Beratung des Einzelplanes 13 ist abgeschlossen.

Wir kommen nunmehr zur Abstimmung über den Ent-
wurf des Haushaltsgesetzes 2015/2016, Tagesord-
nungspunkt 24. Der Abstimmung liegen die Regie-
rungsvorlage auf Drucksache 17/2871, die
Änderungsanträge auf den Drucksachen 17/3710,
17/4158, 17/4259 und 17/4378 mit 17/4382 sowie die
Beschlussempfehlung des federführenden Ausschus-
ses für Staatshaushalt und Finanzfragen auf Drucksa-
che 17/4669 zugrunde.

Vorweg lasse ich über die vom federführenden Aus-
schuss zur Ablehnung vorgeschlagenen Änderungs-
anträge auf den Drucksachen 17/4259 und 17/4378
mit 17/4382 abstimmen.

Besteht damit Einverständnis, dass wir zunächst, wie
von der Fraktion der FREIEN WÄHLER beantragt, in
einfacher Form über den Änderungsantrag auf Druck-
sache 17/4381 abstimmen und dass anschließend
über die weiteren Änderungsanträge unter Zugrunde-
legung des Votums des federführenden Ausschusses
insgesamt abgestimmt werden kann? – Ich höre kei-
nen Widerspruch. Ich lasse so abstimmen. 

Wer entgegen dem Ausschussvotum dem Änderungs-
antrag auf Drucksache 17/4381 zustimmen möchte,
den bitte ich um das Handzeichen. – Fraktionen der
SPD und der FREIEN WÄHLER. Die Gegenstimmen
bitte ich anzuzeigen. – Fraktion der CSU. Stimment-
haltungen? – Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN.
Damit ist der Änderungsantrag abgelehnt. 

Wer hinsichtlich der übrigen Änderungsanträge auf
den Drucksachen 17/4259, 17/4378 mit 17/4380
sowie 17/4382 mit der Übernahme seines Abstim-
mungsverhaltens bzw. dem Abstimmungsverhalten
seiner Fraktion im jeweils federführenden Ausschuss
für Staatshaushalt und Finanzfragen einverstanden
ist, den bitte ich um das Handzeichen. – Die CSU-
Fraktion. Die Gegenstimmen bitte ich anzuzeigen. –
Die Fraktionen der SPD, FREIEN WÄHLER und von
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN. Stimmenthaltungen? –
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Keine. Damit übernimmt der Landtag diese Voten,
und die Änderungsanträge sind abgelehnt.

Verehrte Kolleginnen und Kollegen, zum Gesetzent-
wurf empfiehlt der federführende Ausschuss für
Staatshaushalt und Finanzfragen Zustimmung mit der
Maßgabe verschiedener Änderungen. Ich verweise in-
soweit auf die Drucksache 17/4669.

Wer dem Gesetzentwurf in der Fassung des federfüh-
renden Ausschusses seine Zustimmung geben will,
den bitte ich um das Handzeichen. – Das ist die CSU-
Fraktion. Danke. Gegenstimmen? – Das sind die
Fraktionen der SPD, der FREIEN WÄHLER und von
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN. Stimmenthaltungen? –
Dann ist das so beschlossen.

Da ein Antrag auf Dritte Lesung nicht gestellt wurde,
führen wir gemäß § 56 der Geschäftsordnung sofort
die Schlussabstimmung durch. Ich schlage vor, sie in
einfacher Form durchzuführen. – Widerspruch erhebt
sich nicht. 

Wer dem Gesetzentwurf in der Fassung des federfüh-
renden Ausschusses seine Zustimmung geben will,
den bitte ich, sich vom Platz zu erheben. – Das ist die
CSU-Fraktion. Die Gegenstimmen bitte ich anzuzei-
gen. – Das sind die Fraktionen der SPD, der FREIEN
WÄHLER und von BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN.
Danke. Stimmenthaltungen? – Keine. Dann ist das
Gesetz angenommen. Es ist sozusagen ein Weih-
nachtsgeschenk der CSU-Fraktion, dass keine na-
mentliche Abstimmung beantragt wurde.

(Prof. Dr. Peter Paul Gantzer (SPD): Kreuzer, wir
danken dir! – Thomas Kreuzer (CSU): Der Zell-
meier war’s. Der hat die ganzen Namentlichen
beantragt!)

Das Gesetz, meine verehrten Kolleginnen und Kolle-
gen, ist somit angenommen. Es hat den Titel: "Gesetz
über die Feststellung des Haushaltsplans des Frei-
staates Bayern für die Haushaltsjahre 2015 und
2016 (Haushaltsgesetz 2015/2016)". 

Mit der Annahme des Gesetzentwurfs in der soeben
beschlossenen Fassung haben die Änderungsanträge
auf den Drucksachen 17/3710 und 17/4158 ihre Erle-
digung gefunden. Das Hohe Haus nimmt davon
Kenntnis.

(Beifall bei der CSU)

Ich sage herzlichen Dank an das Hohe Haus. Damit
sind die Haushaltsberatungen abgeschlossen.

(Zuruf von der CSU: Bravo!)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, ich darf ein ganz
herzliches Dankeschön zum Ausdruck bringen, nach-
dem wir uns jetzt in einer guten Gemeinsamkeit noch
einige Minuten aufhalten. Ich danke herzlich für die in-
tensiven Beratungen in den vergangenen Wochen im
Haushaltsausschuss und in den zurückliegenden
Tagen hier im Plenum. Ich danke den Mitgliedern des
Haushaltsausschusses, besonders dem Vorsitzenden
Peter Winter und dem stellvertretenden Vorsitzenden
Volkmar Halbleib. Vielen Dank, lieber Herr Vorsitzen-
der Winter, vielen Dank, Herr Kollege Halbleib.

(Allgemeiner Beifall)

Ich danke auch den Berichterstatterinnen und Bericht-
erstattern. Es war wirklich eine großartige Arbeit, die
da geleistet worden ist. Liebe Kolleginnen und Kolle-
gen, ich darf nur daran erinnern - diejenigen, die dem
Hause länger angehören, wissen es -, dass es nicht
unbedingt Tradition gewesen ist, dass der Haushalt
noch beschlossen worden ist, bevor er im Grunde ge-
nommen in Kraft tritt. Dass wir zum Ende des Jahres
den Haushalt 2015/2016 beschlossen haben, zeigt,
dass dieses Hohe Haus diese besondere Herausfor-
derung angenommen hat. Das ist keine Selbstver-
ständlichkeit. 

Ich danke allen Kolleginnen und Kollegen des Hohen
Hauses für die intensive Arbeit, die hier im Bayeri-
schen Landtag geleistet worden ist. Vielleicht können
wir uns in Zukunft darauf verständigen, dass hier alle
Kolleginnen und Kollegen ihr Bestes geben, einmal
was die Arbeit hier im Hause betrifft, und zum ande-
ren was die Arbeit in ihren Stimmkreisen und Wahl-
kreisen angeht. Alle nehmen ihre Verantwortung und
ihre Aufgabe ernst. Ich danke allen dafür, vor allen
Dingen auch unseren neuen Kolleginnen und Kolle-
gen, die jetzt ein Jahr diesem Hohen Hause angehö-
ren. Wir meinen, sie würden schon sehr viel länger
dazugehören. Vor allem euch auch vielen Dank.

(Beifall bei der CSU, der SPD und Abgeordneten
der FREIEN WÄHLER)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, wir werden hier im
Bayerischen Landtag von den Bürgerinnen und Bür-
gern wahrgenommen. Das darf ich an einigen Zahlen
deutlich machen. Ich nenne nur die Zugriffszahlen auf
die Internetseite des Landtags. Rund 4.400 Bürgerin-
nen und Bürger greifen täglich auf unsere Webseite
zu. Das sind im Übrigen täglich 500 mehr als im
Jahre 2009. Da soll uns noch jemand sagen, dass
man kein Interesse hat und dass man nicht ernst
nimmt, was im Bayerischen Landtag geleistet wird.
Wenn ich alleine daran denke, wie hoch die Anzahl
der Petitionen ist, wird das offenkundig. Wir haben im
Jahr 2014 bereits 1.900 Petitionen, die im Landtag
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von Bürgerinnen und Bürgern eingegangen sind, die
sich mit ihren Anliegen an uns gewandt haben. Ich will
damit zum Ausdruck bringen, dass es an uns selbst
liegt, was wir hier aus unserer Arbeit machen. Dieses
Selbstbewusstsein sollten wir mit in das nächste Jahr
nehmen.

Mein Dank gilt dem Ministerpräsidenten.

Weihnachts- und Neujahrswünsche

Ich möchte ihm vom Hohen Haus die besten Grüße
schicken und vor allen Dingen Genesungswünsche,
wie auch allen anderen Kolleginnen und Kollegen, die
erkrankt sind. Wir sollten alle ein Stück weit auf uns
achten. Das möchte ich vor allem dem Bayerischen
Ministerpräsidenten zurufen. Gute Besserung und
gute Wünsche von uns, Herr Ministerpräsident!

(Allgemeiner Beifall)

Ich danke den Mitgliedern der Bayerischen Staatsre-
gierung, ich danke den Vizepräsidentinnen und Vize-
präsidenten des Landtags, den Mitgliedern des Präsi-
diums, des Ältestenrates. Herzlichen Dank sage ich
den Fraktionsvorsitzenden und den Vorsitzenden der
Ausschüsse und Kommissionen und ihren Stellvertre-
tern und Stellvertreterinnen. Ich danke vor allen Din-
gen heute noch einmal den Landtagsbeauftragten –
ich durfte das schon in der vorweihnachtlichen Feier
tun – für die kollegiale und vertrauensvolle Zusam-
menarbeit.

(Allgemeiner Beifall)

Ich danke den Damen und Herren von Presse, Hör-
funk und Fernsehen für ihre Berichterstattung. Ich
sage auch ein ganz herzliches Danke an alle, die un-
sere Arbeit unterstützen. Das sind die Mitarbeiterin-
nen und Mitarbeiter des Landtagsamtes. Herr Worm,
Ihnen und allen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern ein
Danke, vor allem auch denjenigen, die die Haushalts-
beratungen unterstützt haben. Auch diesem Team ein
herzliches Danke! Ich danke heute auch ganz beson-
ders dem Plenarreferat, dem Ausschussdienst, den
Stenografen und Stenografinnen. Sie leisten unwahr-
scheinlich viel, meine sehr verehrten Damen und Her-
ren.

(Allgemeiner Beifall)

Ich danke auch den Offizianten und Offiziantinnen,
und wir danken auch dem Technischen Dienst.

(Allgemeiner Beifall)

Mein herzliches Dankeschön geht auch an die Mitar-
beiter und Mitarbeiterinnen der Fraktionsgeschäfts-

stellen. Ich danke den Beamten und Beamtinnen der
Polizei. Sie leisten großartige Arbeit für uns hier, aber
auch insgesamt im Land. Das können wir gar nicht
hoch genug einschätzen.

(Allgemeiner Beifall)

Ich danke auch unseren Sanitätern hier im Haus, die
immer da sind, wenn wir sie doch einmal brauchen.

(Allgemeiner Beifall)

In diesem Zusammenhang möchte ich heute etwas
tun, was ich bisher nie getan habe. Ich möchte es
heute tun, weil sie jetzt sehr viel zu tun hatten: Ich
danke unseren Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern in
der Gaststätte. Sie haben sich unwahrscheinliche
Mühe gegeben, nicht nur in den letzten Tagen, son-
dern das ganze Jahr über. Vielen Dank an Frau Müh-
legg und ihr Team.

(Allgemeiner Beifall)

Meine sehr verehrten Kolleginnen und Kollegen, ich
habe noch die Anregung eines unbekannten Dichters
für Sie und uns alle: "Eine Kerze abbrennen lassen
und sich wirklich einmal die Zeit dazu nehmen, gar
nichts weiter zu tun als dieses." -

Frau Kollegin Kohnen, Sie haben das Wort. Bitte
schön.

(Allgemeiner Beifall)

Natascha Kohnen (SPD): (Von der Rednerin nicht
autorisiert) Sehr geehrte Frau Präsidentin, verehrte
Kolleginnen und Kollegen! Das erste Jahr dieser Le-
gislaturperiode ist zu Ende. Ich darf im Namen der
Oppositionsparteien die Jahresabschlussworte an Sie
alle richten und für diese Ehre danken. Es ist aber
heute keine einfache Aufgabe, denn das Verhältnis
zwischen Regierungsblock und Oppositionsfraktionen
ist nicht ungetrübt, wie uns die gestrige nächtliche De-
batte noch einmal vor Augen geführt hat. Daher wird
für uns alle das Jahr 2015 eine Herausforderung sein.
Neben allen sachpolitischen Herausforderungen, an
denen es bestimmt nicht mangeln wird, wird es auch
im Hinblick auf unseren Umgang miteinander und
unser parlamentarisches Politik- und Demokratiever-
ständnis eine Herausforderung sein. Für das Chur-
chill-Gedenkjahr 2015 empfehle ich uns einen Satz
des vor 50 Jahren verstorbenen ebenso großen wie
streitbaren Staatsmannes,

(Alfred Sauter (CSU): No sports!)
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einen Leitsatz, den wir vielleicht beherzigen sollten.
"Demokratie ist die Notwendigkeit, sich gelegentlich
den Ansichten anderer Leute zu beugen."

(Allgemeiner Beifall – Zuruf der Abgeordneten
Kerstin Schreyer-Stäblein (CSU))

- Das ist sicherlich super, Frau Schreyer-Stäblein,
aber es gibt auch noch einen Satz von Jacques Chi-
rac, der lautet: "Es ist die Aufgabe der Opposition, die
Regierung abzuschminken, während die Vorstellung
noch läuft."

(Allgemeiner Beifall)

Es täte diesem Haus wie auch diesem Land bestimmt
gut, wenn wir uns in der bayerischen Politik wenigs-
tens einen Tag ein bisschen nach diesen Erkenntnis-
sen richten würden.

Die technischen Voraussetzungen und organisatori-
schen Rahmenbedingungen für ein gut funktionieren-
des Parlament stimmen samt und sonders. Dafür sor-
gen schon die qualifizierten und engagierten
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter dieses Hauses. Dafür
möchte ich im Namen aller Kolleginnen und Kollegen
ein herzliches Dankeschön sagen, an erster Stelle an
Sie, lieber Herr Worm. Wir danken Ihnen und den Mi-
tarbeiterinnen und Mitarbeitern des Landtagsamtes
sehr für Ihre Unterstützung, Ihre Genauigkeit, aber
auch für Ihr Zuvorkommen. Herzlichen Dank!

(Allgemeiner Beifall)

Ob im Plenarsaal oder in den Ausschüssen, jeder von
uns erhält eine perfekte Betreuung durch unsere Offi-
ziantinnen und Offizianten. Jetzt ist er gerade hinaus-
gegangen. Herzlichen Dank. Richten Sie es an Herrn
Jungnickel und sein Team aus. Herzlichen Dank an
euch alle, vielen Dank für euren Job, der ist wirklich
super. Im Moment sitzt er mit dem Rücken zu mir,
aber ihm und seinen Kolleginnen und Kollegen ent-
geht tatsächlich nichts.

(Allgemeiner Beifall)

Sie hören den Reden der Abgeordneten in diesem
Plenarsaal wohl am aufmerksamsten zu. Es sind die
Damen und Herren des Stenografischen Dienstes.
Sie leisten wie immer Bemerkenswertes. Danke
schön dafür.

(Allgemeiner Beifall)

Mein Blick geht nach rechts oben. Wir danken den
Beamtinnen und Beamten der Polizei für die Sicher-
heit, die sie uns jeden Tag im Jahr garantieren. Vielen
Dank.

(Allgemeiner Beifall)

Sie können uns gerade nur über die Bildschirme
sehen, aber ich weiß, dass sie es tun. Der erste Ein-
druck ist oft der wichtigste. Dessen sind Sie sich, liebe
Frau Gimpel und die Kollegen der Ostpforte, sehr be-
wusst. Sie begegnen den Menschen an der Pforte
des Landtags mit Freundlichkeit, aber auch mit Be-
stimmtheit. Ein herzliches Dankeschön an die Pforte
und ihr Team dort unten, liebe Frau Gimpel.

(Allgemeiner Beifall)

Fast unsichtbar, aber doch unübersehbar sind die flin-
ken Hände am Werk, die dieses Parlament in Schuss
halten. Unser Dank gilt den Hausmeistern und allen
Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern, die das Haus, die
Sitzungssäle und die Büros reinigen. Danke dafür,
dass Sie für ein sehr gutes Erscheinungsbild dieses
Landtags sorgen. Wir wissen das sehr zu schätzen.

(Allgemeiner Beifall)

Mein Blick geht nach links oben. Für die Außenwir-
kung des Landtags sorgen dankenswerterweise auch
die Damen und Herren von der Landtagspresse. Dazu
möchte ich Ihnen einen Satz des Schweizer Theolo-
gen Markus Ronner widmen: Er fragt, was begabte
Journalisten mit Spechten gemeinsam haben. Die
Antwort lautet: "Wenn sie auf etwas pochen, ist meis-
tens der Wurm drin." Lieber Herr Bachmeier, meine
sehr geehrten Damen und Herren der Landtagspres-
se, der Wurm mag nicht immer jedem von uns hier
unten schmecken, aber lassen Sie sich davon in Zu-
kunft nicht beirren. Für uns gilt grundsätzlich, was der
französische Politiker und Journalist Louis Terrenoire
einmal folgendermaßen formuliert hat: "Die Presse
muss die Freiheit haben, alles zu sagen, damit gewis-
sen Leuten die Freiheit genommen wird, alles zu tun."
Danke schön an Sie für Ihre Berichterstattung.

(Allgemeiner Beifall)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, das zu Ende gehen-
de Jahr 2014 hat unsere Welt tiefgreifend und nach-
haltig verändert. Die Stichworte lauten Ukraine, IS,
Syrien, Lampedusa und so weiter. Vor einem Jahr
habe ich an dieser Stelle in meinem Jahresabschluss-
wort von den syrischen Flüchtlingskindern als verlore-
ner Generation gesprochen. Heute, ein Jahr später,
ist diese Not der Syrer nicht nur grenzenlos, sondern
sie hat die Grenzen längst überschritten und wird uns
in unserem wohlhabenden Bayern Tag für Tag unmit-
telbar vor Augen geführt. Wegschauen und wegdu-
cken geht nicht mehr. Ja, es verbietet sich moralisch,
ethisch und politisch. Es kann, es darf eigentlich nicht
sein, dass angesichts der Tragödie ertrinkender afri-
kanischer Flüchtlinge im Mittelmeer in diesem Hohen
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Haus ein Satz fällt, der lautet: "Wir können nichts
dafür, dass die nicht wirtschaften können."

Papst Franziskus hat uns Europäern erst vor wenigen
Wochen in Straßburg das Notwendige ins Stamm-
buch geschrieben. Wir sollten Franziskus nicht nur zu-
hören, sondern ihm auch folgen. Gott sei Dank findet
Franziskus bei vielen Menschen in unserem Land
Gehör, sowohl bei Christen als auch bei Nichtchristen.
Die Bereitschaft, den Flüchtlingen aus Nahost und Af-
rika zu helfen, ist groß - die Spendenbereitschaft so-
wieso, aber auch die Bereitschaft vieler Mitbürgerin-
nen und Mitbürger, sich ehrenamtlich in der
Flüchtlingshilfe zu engagieren.

Einer der Vorbildlichsten ist der uns allen bekannte
Christian Springer mit seinen Orienthelfern, der auch
letztes Jahr bei der Aktion Sternstunden war. Sein
Motto lautet:

Wir müssen anderen Menschen helfen. Warum?
Weil wir es können. Wer Banken retten kann,
kann auch Menschen retten.

(Beifall bei der SPD, den FREIEN WÄHLERN
und den GRÜNEN)

Christian Springer ist nicht allein geblieben. Es gibt in-
zwischen Tausende Menschen, die in unseren Städ-
ten und Gemeinden mit ihren Spenden und in ihrer
Freizeit zupacken, um den zu uns kommenden
Flüchtlingen eine menschenwürdige Zuflucht bieten
zu können. Diese Mitbürgerinnen und Mitbürger ver-
dienen unsere höchste Anerkennung, aber auch Un-
terstützung durch die politisch Verantwortlichen. Dazu
gehört, dass wir den Leuten draußen nichts vorma-
chen. Die Flüchtlinge werden uns noch lange be-
schäftigen. Sie sind eine humanitäre Herausforde-
rung, aber sie sind noch viel mehr, sie sind eine
politische Herausforderung. Der "Berliner Tagesspie-
gel" hat es gestern so beschrieben:

Flüchtlingspolitik bedeutet Umverteilungspolitik.
Die Reichen müssen etwas abgeben, wenn sie
den sozialen Kitt in ihren Ländern nicht gefährden
wollen.

Die Herausforderung ist also nicht nur eine außen-
oder europapolitische, sondern wird für mich zuneh-
mend auch eine innen- und gesellschaftspolitische.
Ich hoffe es zwar nicht, aber vielleicht brauchen wir
nicht nur die großartige Spenden- und Hilfsbereit-
schaft unserer Menschen, sondern auch Zivilcourage
von uns allen, um ein Zeichen gegen die Agitation Ult-
rarechter und ihrer Mitläufer zu setzen. Die Hetzer
von Dresden dürfen in Bayern keinen Fuß auf den
Boden kriegen.

(Allgemeiner Beifall)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, es wird auch auf uns
ankommen. Seien wir uns dessen bewusst. In diesem
Sinne wünsche ich Ihnen allen besinnliche Weih-
nachtstage.

(Allgemeiner Beifall)

Präsidentin Barbara Stamm: Vielen Dank, Frau Kol-
legin Kohnen. - Jetzt darf ich der Stellvertretenden Mi-
nisterpräsidentin, Frau Staatsministerin Aigner, das
Wort erteilen. Bitte schön.

Stellvertretende Ministerpräsidentin Ilse Aigner:
Frau Präsidentin, sehr geehrte Kolleginnen und Kolle-
gen! Für uns alle geht ein sehr intensives Jahr zu
Ende, mit vielen Stunden, in denen wir gemeinsam
gestaltet und gemeinsam gestritten haben. Wir haben
uns in diesen Stunden aber auch gemeinsam für
unser Land eingesetzt. Dies ist in dieser Woche mit
den intensiven Debatten zum Haushalt besonders
deutlich geworden, mit denen wir die finanzielle Basis
für die nächsten zwei Jahre gelegt haben, um unser
Land gestalten zu können.

Ich persönlich habe eine intensive Woche hinter mir.
Ich durfte überraschenderweise die Regierungserklä-
rung für unseren Ministerpräsidenten abgeben. Für
mich war das etwas sehr Ungewöhnliches. Es war
das erste Mal, dass eine Frau die Regierungserklä-
rung eines Ministerpräsidenten abgegeben hat. Und
heute sprechen zum ersten Mal drei Frauen hinterei-
nander die Schlussworte.

(Allgemeiner Beifall)

Die lieben Kollegen müssen sich nichts dabei denken.
Die Gefahr, dass dies jeden Tag passiert, ist nicht ge-
geben.

(Bernhard Roos (SPD): Solche Gefahren haben
wir gern!)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, es gibt viele, die mit-
helfen, dass wir unsere Arbeit so gut verrichten kön-
nen. Das hat damit zu tun, dass das Haus, an der
Spitze die Präsidentin, der Erste Vizepräsident, die Vi-
zepräsidenten, das Präsidium und der Ältestenrat viel
dafür tun, dass wir ein gutes parlamentarisches Mitei-
nander haben. Sie repräsentieren uns hervorragend
nach außen. Dafür möchte ich mich stellvertretend bei
der Präsidentin ganz herzlich bedanken.

(Allgemeiner Beifall)

Herr Worm, dazu gehört auch, dass Sie und Ihr gan-
zes Team, die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des
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Landtagsamts, uns das Leben wirklich leicht machen.
Wir fühlen uns hier sehr gut aufgehoben. Auch die
Staatsregierung fühlt sich bei Ihnen sehr gut aufgeho-
ben. Ich möchte mich zusammen mit den Landtagsre-
ferenten ganz herzlich für das gute Miteinander be-
danken. Das ist nicht selbstverständlich. Sie
versorgen uns immer bestens mit Informationen und
allem, was wir zum parlamentarischen Leben brau-
chen. Ein herzliches Dankeschön dafür.

(Allgemeiner Beifall)

Ich möchte mich auch bei den Verantwortlichen für
die Technik, bei den Hausmeistern, den Bediensteten
an der Pforte und bei den Offizianten bedanken.

Mein Dank gilt auch den Beamtinnen und Beamten
von der Polizei, die das ganze Jahr dafür sorgen,
dass wir in Sicherheit leben können.

Danken möchte ich auch denen, die sich um unser
leibliches Wohl kümmern, nämlich den Mitarbeiterin-
nen und Mitarbeitern der Gaststätte. Auch das ist
wichtig, damit wir gut gestärkt mit Energie vorangehen
können.

(Allgemeiner Beifall)

Nicht zuletzt danke ich natürlich auch dem Stenografi-
schen Dienst. Ich bewundere sehr, wie Sie bei den
manchmal hitzigen Debatten jedes Wort mitschreiben
und jeden Zwischenruf aufnehmen können. Das ist
eine beachtliche Leistung, auch wegen der unter-
schiedlichen Dialekte in den Regionen in Bayern. Das
ist manchmal auch nicht ganz einfach. Herzlichen
Dank für diese Unterstützung.

(Allgemeiner Beifall)

Danken möchte ich auch der Landtagspresse, stell-
vertretend Herrn Bachmeier, dass Sie immer gut über
uns berichten, zumindest aus Ihrer Sicht. Sie haben
die Aufgabe, Ihre Rolle als vierte Macht im Lande zu
gestalten. Das erkennen wir an. Das gehört auch zum
Parlamentarismus. Wenn Sie nicht über uns schrei-
ben würden, würden wir gar nicht vorkommen. Des-
halb auch an Sie ein herzliches Dankeschön.

(Allgemeiner Beifall)

Ich möchte natürlich auch den Ausschussvorsitzen-
den und den stellvertretenden Ausschussvorsitzenden
danken. Dieser Dank richtet sich insbesondere an den
Vorsitzenden und den stellvertretenden Vorsitzenden
des Haushaltsausschusses, die besonders intensive
Beratungen hatten. Herr Winter und Herr Halbleib,
herzlichen Dank für Ihre Arbeit.

(Allgemeiner Beifall)

Ich danke auch den Fraktionsspitzen, die dafür sor-
gen, dass die Fraktionen zusammenhalten, und die
wissen müssen, wie die Debatten laufen. Das ist nicht
immer ganz einfach. Ich möchte in diesen Dank auch
die Parlamentarischen Geschäftsführer einschließen,
die dafür sorgen, dass immer alle Abgeordneten an-
wesend sind. Ein herzliches Dankeschön dafür.

Meine lieben Kolleginnen und Kollegen, schließlich
möchte ich mich bei Ihnen allen bedanken. Egal, aus
welcher Region, aus welchem Stimmkreis, aus wel-
chem Wahlkreis oder aus welcher Partei wir kommen,
eines eint uns: Jeder von uns ist bei Wahlen angetre-
ten, um das Land ein Stück weit besser zu machen,
um sich für das Land einzusetzen und um sich best-
möglich einzubringen. Meine Damen und Herren, wir
tun das mit einem befristeten Arbeitsvertrag. Wir stel-
len uns alle fünf Jahre zur Wahl und müssen uns
dann um eine Vertragsverlängerung bewerben und
dafür arbeiten. Das ist sehr zeitaufwendig. Es ist je-
doch sehr schön und eine große Ehre, wenn man als
einer von 180 Abgeordneten dieses Land repräsentie-
ren darf. Deshalb möchte ich mich bei Ihnen allen für
Ihren Einsatz für unser Land bedanken. Herzlichen
Dank!

(Allgemeiner Beifall)

Diese Arbeit ist manchmal nicht ganz einfach. Zum
Abschluss möchte ich Ihnen einen Vers von Helmut
Zöpfl zum Thema Kommunikation auf den Weg
geben. Dieser Vers passt am Ende dieser Woche
ganz gut, weil es um die Sprache gegangen ist. Der
Vers ist oberbayerisch:

Diskutiert hamma, informiert hamma, verbalisiert
hamma, referiert hamma, interpretiert hamma,
disputiert hamma, korrespondiert hamma, kom-
mentiert hamma, debattiert hamma, alle mitsam-
ma,
bloß oans hamma ned,
mitanand gred.

(Allgemeiner Beifall – Dr. Paul Wengert (SPD):
Da ist was Wahres dran!)

Ich glaube, dieser Vers sollte uns Leitschnur für das
nächste Jahr, das Jahr 2015, sein. Wir sollten mitei-
nander reden und miteinander gestalten. Wir sollten
das Miteinander und nicht das Gegeneinander su-
chen. Das ist der Wunsch, den wir alle für das nächs-
te Jahr haben. Jeder hat den guten Willen. Manchmal
sind die Wege aber unterschiedlich. Das gehört auch
zur Politik, sonst wären wir nicht in unterschiedlichen
Parteien. Deshalb ist das Miteinanderringen und das
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gegenseitige Zuhören entscheidend. Das wünsche ich
mir, und ich hoffe auch Sie sich, für das Jahr 2015.

Ich wünsche Ihnen ein gesegnetes Fest, gesegnete
Weihnachten und natürlich alles Gute, viel Gesund-
heit, viel Glück und viel Zufriedenheit für das
Jahr 2015. - Herzlichen Dank.

(Allgemeiner Beifall)

Präsidentin Barbara Stamm: Frau Staatsministerin,
herzlichen Dank für Ihre guten Wünsche. Miteinander
zu reden, kommt auch mir entgegen; danke schön. –
Liebe Kolleginnen und Kollegen, Ihnen allen wünsche
ich ein schönes Weihnachtsfest im Kreise Ihrer Fami-
lien, im Kreise Ihrer Lieben. Alles Gute für das
Jahr 2015, Gesundheit, viel Miteinander, viel Gemein-

samkeit! Ich wünsche Ihnen, dass Sie alle die Kraft
und die Gesundheit haben, 2015 hier wieder an die
Arbeit zu gehen und Verantwortung zu tragen. Ich
freue mich auf das Wiedersehen mit Ihnen, damit wir
miteinander reden können. Danke schön und alles
Gute für Sie.

(Allgemeiner Beifall)

Unsere Offiziantinnen und Offizianten haben noch
eine Bitte: Wir möchten bitte alle unsere Postfächer
leeren, sodass nichts mehr darin liegt. Vielen Dank. –
Die Sitzung ist geschlossen. 

(Schluss: 19.10 Uhr)
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Abstimmungsliste
 
zur namentlichen Abstimmung am 11.12.2014 zu Tagesordnungspunkt 18: Haushaltsplan 2015/2016;
Einzelplan 14 für den Geschäftsbereich des Bayerischen Staatsministeriums für Gesundheit und Pflege
(Drucksache 17/4608)
 

Name Ja Nein Enthalte
mich

Adelt Klaus  X  
Aigner Ilse    
Aiwanger Hubert  X  
Arnold Horst  X  
Aures Inge  X  
    
Bachhuber Martin X   
Prof. (Univ. Lima) Dr. Bauer Peter  X  
Bauer Volker X   
Baumgärtner Jürgen X   
Prof. Dr. Bausback Winfried X   
Bause Margarete  X  
Beißwenger Eric X   
Dr. Bernhard Otmar X   
Biedefeld Susann    
Blume Markus X   
Bocklet Reinhold X   
Brannekämper Robert X   
Brendel-Fischer Gudrun X   
Brückner Michael X   
von Brunn Florian  X  
Brunner Helmut    
    
Celina Kerstin  X  
    
Dettenhöfer Petra X   
Dorow Alex    
Dünkel Norbert X   
Dr. Dürr Sepp  X  
    
Eck Gerhard X   
Dr. Eiling-Hütig Ute X   
Eisenreich Georg    
    
Fackler Wolfgang X   
Dr. Fahn Hans Jürgen  X  
Fehlner Martina  X  
Felbinger Günther  X  
Flierl Alexander X   
Dr. Förster Linus    
Freller Karl X   
Füracker Albert    
    
Ganserer Markus  X  
Prof. Dr. Gantzer Peter Paul  X  

Name Ja Nein Enthalte
mich

Gehring Thomas  X  
Gerlach Judith X   
Gibis Max X   
Glauber Thorsten  X  
Dr. Goppel Thomas X   
Gote Ulrike  X  
Gottstein Eva  X  
Güll Martin  X  
Güller Harald  X  
Guttenberger Petra X   
    
Haderthauer Christine    
Häusler Johann  X  
Halbleib Volkmar    
Hanisch Joachim  X  
Hartmann Ludwig  X  
Heckner Ingrid X   
Heike Jürgen W.    
Herold Hans X   
Dr. Herrmann Florian X   
Herrmann Joachim    
Dr. Herz Leopold  X  
Hiersemann Alexandra  X  
Hintersberger Johannes X   
Hofmann Michael X   
Holetschek Klaus X   
Dr. Hopp Gerhard X   
Huber Erwin X   
Dr. Huber Marcel X   
Dr. Huber Martin X   
Huber Thomas X   
Dr. Hünnerkopf Otto X   
Huml Melanie X   
    
Imhof Hermann X   
    
Jörg Oliver X   
    
Kamm Christine  X  
Kaniber Michaela X   
Karl Annette  X  
Kirchner Sandro X   
Knoblauch Günther  X  
König Alexander X   
Kohnen Natascha  X  
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Name Ja Nein Enthalte
mich

Kränzle Bernd    
Dr. Kränzlein Herbert  X  
Kraus Nikolaus  X  
Kreitmair Anton X   
Kreuzer Thomas X   
Kühn Harald X   
    
Ländner Manfred    
Lederer Otto X   
Leiner Ulrich  X  
Freiherr von Lerchenfeld Ludwig X   
Lorenz Andreas X   
Lotte Andreas  X  
    
Dr. Magerl Christian  X  
Dr. Merk Beate    
Meyer Peter  X  
Mistol Jürgen  X  
Müller Emilia X   
Müller Ruth  X  
Mütze Thomas  X  
Muthmann Alexander  X  
    
Neumeyer Martin X   
Nussel Walter X   
    
Osgyan Verena  X  
    
Petersen Kathi  X  
Pfaffmann Hans-Ulrich  X  
Prof. Dr. Piazolo Michael  X  
Pohl Bernhard  X  
Pschierer Franz Josef X   
    
Dr. Rabenstein Christoph  X  
Radlmeier Helmut X   
Rauscher Doris  X  
Dr. Reichhart Hans X   
Reiß Tobias X   
Dr. Rieger Franz X   
Rinderspacher Markus  X  
Ritt Hans X   
Ritter Florian  X  
Roos Bernhard  X  
Rosenthal Georg  X  
Rotter Eberhard X   
Rudrof Heinrich X   
Rüth Berthold X   
    
Sauter Alfred X   
Scharf Ulrike X   
Scheuenstuhl Harry  X  
Schindler Franz  X  
Schmidt Gabi  X  
Schmitt-Bussinger Helga  X  
Schöffel Martin X   
Schorer Angelika X   

Name Ja Nein Enthalte
mich

Schorer-Dremel Tanja X   
Schreyer-Stäblein Kerstin X   
Schulze Katharina  X  
Schuster Stefan  X  
Schwab Thorsten X   
Dr. Schwartz Harald X   
Seehofer Horst    
Seidenath Bernhard X   
Sem Reserl X   
Sengl Gisela  X  
Sibler Bernd X   
Dr. Söder Markus    
Sonnenholzner Kathrin  X  
Dr. Spaenle Ludwig    
Stachowitz Diana    
Stamm Barbara X   
Stamm Claudia  X  
Steinberger Rosi  X  
Steiner Klaus X   
Stierstorfer Sylvia X   
Stöttner Klaus X   
Straub Karl X   
Streibl Florian  X  
Strobl Reinhold  X  
Ströbel Jürgen    
Dr. Strohmayr Simone    
Stümpfig Martin  X  
    
Tasdelen Arif  X  
Taubeneder Walter X   
Tomaschko Peter X   
Trautner Carolina X   
    
Unterländer Joachim X   
    
Dr. Vetter Karl  X  
Vogel Steffen X   
    
Waldmann Ruth  X  
Prof. Dr. Waschler Gerhard X   
Weidenbusch Ernst X   
Weikert Angelika  X  
Dr. Wengert Paul  X  
Werner-Muggendorfer Johanna  X  
Westphal Manuel X   
Widmann Jutta  X  
Wild Margit    
Winter Georg X   
Winter Peter X   
Wittmann Mechthilde X   
Woerlein Herbert  X  
    
Zacharias Isabell  X  
Zellmeier Josef X   
Zierer Benno  X  

Gesamtsumme 86 73 0
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Mitteilung 

zu Tagesordnungspunkt 18 

Aufstellung der im Ausschuss für Staatshaushalt 
und Finanzfragen zur Ablehnung empfohlenen Än-
derungsanträge zum Einzelplan 14: 

1. Änderungsantrag der Abgeordneten Margarete 
Bause, Ludwig Hartmann, Claudia Stamm u.a. 
und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Haushaltsplan 2015/2016; 

hier: Förderung der Familienpflege 

(Kap. 14 04 Tit. 684 01) 

Drs. 17/4142    

2. Änderungsantrag der Abgeordneten Margarete 
Bause, Ludwig Hartmann, Claudia Stamm u.a. 
und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Haushaltsplan 2015/2016; 

hier: Zuwendungen für die Finanzierung betriebs-
notwendiger Investitionsaufwendungen bei 
bedarfsgerechten Pflegediensten, teil- und 
vollstationären Pflegeeinrichtungen sowie 
Einrichtungen der Tages- und Kurzzeitpflege 

(Kap. 14 04 TG 70) 

Drs. 17/4143  

3. Änderungsantrag der Abgeordneten Margarete 
Bause, Ludwig Hartmann, Claudia Stamm u.a. 
und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Haushaltsplan 2015/2016; 

hier: Zuwendungen für den Ausbau von Pflege-
stützpunkten 

(Kap. 14 04 TG 70 neuer Tit.) 

Drs. 17/4144  

4. Änderungsantrag der Abgeordneten Margarete 
Bause, Ludwig Hartmann, Claudia Stamm u.a. 
und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Haushaltsplan 2015/2016; 

hier: Errichtung einer bayerischen Pflegekammer 

(Kap. 14 04 TG 82) 

Drs. 17/4145  

5. Änderungsantrag der Abgeordneten Margarete 
Bause, Ludwig Hartmann, Claudia Stamm u.a. 
und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Haushaltsplan 2015/2016; 

hier: Maßnahmen, Dienste und Einrichtungen zur 
Versorgung von Menschen mit einer psychi-
schen Behinderung, psychiatrische Modell- 
und Präventionsvorhaben 

(Kap. 14 05, TG 62) 

Drs. 17/4146  

6. Änderungsantrag der Abgeordneten Volkmar 
Halbleib, Kathrin Sonnenholzner, Stefan Schuster 
u.a. SPD 

Haushaltsplan 2015/2016; 

hier: Zusätzliche Stellen im Referat 27 des 
Staatsministeriums für Gesundheit und  
Pflege 

(Kap. 14 01 Tit. 422 01) 

Drs. 17/4147  

7. Änderungsantrag der Abgeordneten Volkmar 
Halbleib, Kathrin Sonnenholzner, Harald Güller 
u.a. SPD 

Haushaltsplan 2015/2016; 

hier: Öffentlichkeitsarbeit und Aufklärungsmaß-
nahmen zur Organtransplantation 

(Kap. 14 03 Tit. 531 93) 

Drs. 17/4148  

8. Änderungsantrag der Abgeordneten Volkmar 
Halbleib, Kathrin Sonnenholzner, Harald Güller 
u.a. SPD 

Haushaltsplan 2015/2016; 

hier: Familienpflege sichern 

(Kap. 14 04 Tit. 684 01) 

Drs. 17/4149  

9. Änderungsantrag der Abgeordneten Volkmar 
Halbleib, Kathrin Sonnenholzner, Harald Güller 
u.a. SPD 

Haushaltsplan 2015/2016; 

hier: Förderung ambulanter Wohnprojekte für 
pflegebedürftige Menschen 

(Kap. 14 04 TG 70) 

Drs. 17/4150  

10. Änderungsantrag der Abgeordneten Volkmar 
Halbleib, Kathrin Sonnenholzner, Harald Güller 
u.a. SPD 

Haushaltsplan 2015/2016; 

hier: Staatliche Förderung der Modernisierung von 
Altenpflegeeinrichtungen 

(Kap. 14 04 TG 70) 

Drs. 17/4151  

11. Änderungsantrag der Abgeordneten Volkmar 
Halbleib, Kathrin Sonnenholzner, Harald Güller 
u.a. SPD 

Haushaltsplan 2015/2016; 

hier: Verbesserung der Beratung Pflegebedürfti-
ger durch flächendeckenden Ausbau von 
Pflegestützpunkten 
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(Kap. 14 07 TG 70 neuer Tit.) 

Drs. 17/4152  

12. Änderungsantrag der Abgeordneten Volkmar 
Halbleib, Kathrin Sonnenholzner, Harald Güller 
u.a. SPD 

Haushaltsplan 2015/2016; 

hier: Maßnahmen und Einrichtungen zur Bekämp-
fung der Immunschwächekrankheit AIDS 

(Kap. 14 05 TG 52) 

Drs. 17/4153  

13. Änderungsantrag der Abgeordneten Volkmar 
Halbleib, Kathrin Sonnenholzner, Franz Schindler 
u.a. SPD 

Haushaltsplan 2015/2016; 

hier: Maßnahmen und Einrichtungen zur Bekämp-
fung der Immunschwächekrankheit AIDS in 
bayerischen Justizvollzugsanstalten 

(Kap. 14 05 TG 52) 

Drs. 17/4154  

14. Änderungsantrag der Abgeordneten Volkmar 
Halbleib, Kathrin Sonnenholzner, Klaus Adelt u.a. 
SPD 

Haushaltsplan 2015/2016; 

hier: Förderung von Suchtbekämpfung und Dro-
gentherapie – insbesondere Kampf gegen 
Crystal Meth 

(Kap. 14 05 Tit 684 60) 

Drs. 17/4155  

15. Änderungsantrag der Abgeordneten Volkmar 
Halbleib, Kathrin Sonnenholzner, Franz Schindler 
u.a. SPD 

Haushaltsplan 2015/2016; 

hier: Zuschüsse für laufende Zwecke an soziale 
und ähnliche Einrichtungen zur Suchtbe-
kämpfung und Drogentherapie – Aufsto-
ckungsmittel für die Suchtberatung in den 
Justizvollzugsanstalten durch externe Fach-
kräfte 

(Kap. 14 05 Tit. 684 60) 

Drs. 17/4156  

16. Änderungsantrag der Abgeordneten Volkmar 
Halbleib, Kathrin Sonnenholzner, Stefan Schuster 
u.a. SPD 

Haushaltsplan 2015/2016; 

hier: Verbesserung der Personalausstattung  
in der bayerischen Gesundheitsverwaltung 

(Kap. 14 30 Tit. 422 01) 

Drs. 17/4157  

17. Änderungsantrag der Abgeordneten Hubert  
Aiwanger, Florian Streibl, Dr. Karl Vetter u.a.  
und Fraktion (FREIE WÄHLER) 

Haushaltsplan 2015/2016; 

hier: Umstrukturierung Krankenhäuser im  
ländlichen Raum 

(Kap. 14 02 neuer Tit.) 

Drs. 17/4351  

18. Änderungsantrag der Abgeordneten Hubert  
Aiwanger, Florian Streibl, Dr. Karl Vetter u.a.  
und Fraktion (FREIE WÄHLER) 

Haushaltsplan 2015/2016; 

hier: Förderung der Heilbäder 

(Kap. 14 03 Tit. 681 01) 

Drs. 17/4352  

19. Änderungsantrag der Abgeordneten Hubert  
Aiwanger, Florian Streibl, Dr. Karl Vetter u.a.  
und Fraktion (FREIE WÄHLER) 

Haushaltsplan 2015/2016; 

hier: Förderung Niederlassung freiberuflicher 
Hebammen 

(Kap. 14 03 neue TG) 

Drs. 17/4353  
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20. Änderungsantrag der Abgeordneten Hubert  
Aiwanger, Florian Streibl, Dr. Karl Vetter u.a.  
und Fraktion (FREIE WÄHLER) 

Haushaltsplan 2015/2016; 

hier: Förderung der Palliativ- und Hospizversor-
gung 

(Kap. 14 04 Tit. 684 69) 

Drs. 17/4354  

21. Änderungsantrag der Abgeordneten Hubert  
Aiwanger, Florian Streibl, Prof. (Univ. Lima) Dr. 
Peter Bauer u.a. und Fraktion (FREIE WÄHLER) 

Haushaltsplan 2015/2016; 

hier: Förderung alternativer Wohn- und Lebens-
formen 

(Kap. 14 04 Tit. 684 70) 

Drs. 17/4355  

22. Änderungsantrag der Abgeordneten Hubert  
Aiwanger, Florian Streibl, Dr. Karl Vetter u.a.  
und Fraktion (FREIE WÄHLER) 

Haushaltsplan 2015/2016; 

hier: Förderung psychiatrische Pflegedienste 

(Kap. 14 04 TG 71) 

Drs. 17/4356  

23. Änderungsantrag der Abgeordneten Hubert  
Aiwanger, Florian Streibl, Dr. Hans Jürgen Fahn 
u.a. und Fraktion (FREIE WÄHLER) 

Haushaltsplan 2015/2016; 

hier: Förderung des Programms „Elterntalk“ 

(Kap. 14 05 Tit. 531 60) 

Drs. 17/4357  

24. Änderungsantrag der Abgeordneten Hubert  
Aiwanger, Florian Streibl, Dr. Hans Jürgen Fahn 
u.a. und Fraktion (FREIE WÄHLER) 

Haushaltsplan 2015/2016; 

hier: Förderung von Suchtprävention und  
Drogentherapie 

(Kap. 14 05 Tit. 531 60) 

Drs. 17/4358  

25. Änderungsantrag der Abgeordneten Hubert  
Aiwanger, Florian Streibl, Dr. Karl Vetter u.a.  
und Fraktion (FREIE WÄHLER) 

Haushaltsplan 2015/2016; 

hier: Förderung von Präventionsmaßnahmen 
Crystal Meth 

(Kap. 14 05 Tit. 531 60) 

Drs. 17/4359   
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Abstimmungsliste
zur namentlichen Abstimmung am 11.12.2014 zu Tagesordnungspunkt 20: Änderungsantrag der 
Abgeordneten Hubert Aiwanger, Florian Streibl, Gabi Schmidt u. a. und Fraktion FREIE WÄHLER; 
Haushaltsplan 2015/2016; hier: Wohnungslosenhilfe in Bayern (Kap. 10 03 Tit. 684 72) (Drucksache 
17/3832)

Name Ja Nein Enthalte
mich

Adelt Klaus X
Aigner Ilse X
Aiwanger Hubert X
Arnold Horst X
Aures Inge X

Bachhuber Martin X
Prof. (Univ. Lima) Dr. Bauer Peter X
Bauer Volker X
Baumgärtner Jürgen X
Prof. Dr. Bausback Winfried X
Bause Margarete X
Beißwenger Eric X
Dr. Bernhard Otmar X
Biedefeld Susann
Blume Markus X
Bocklet Reinhold X
Brannekämper Robert X
Brendel-Fischer Gudrun X
Brückner Michael X
von Brunn Florian X
Brunner Helmut

Celina Kerstin X

Dettenhöfer Petra X
Dorow Alex X
Dünkel Norbert X
Dr. Dürr Sepp

Eck Gerhard X
Dr. Eiling-Hütig Ute
Eisenreich Georg X

Fackler Wolfgang X
Dr. Fahn Hans Jürgen X
Fehlner Martina
Felbinger Günther X
Flierl Alexander X
Dr. Förster Linus
Freller Karl X
Füracker Albert X

Ganserer Markus X
Prof. Dr. Gantzer Peter Paul X

Name Ja Nein Enthalte
mich

Gehring Thomas X
Gerlach Judith X
Gibis Max X
Glauber Thorsten
Dr. Goppel Thomas X
Gote Ulrike X
Gottstein Eva X
Güll Martin X
Güller Harald X
Guttenberger Petra X

Haderthauer Christine
Häusler Johann X
Halbleib Volkmar
Hanisch Joachim X
Hartmann Ludwig X
Heckner Ingrid X
Heike Jürgen W.
Herold Hans X
Dr. Herrmann Florian X
Herrmann Joachim
Dr. Herz Leopold X
Hiersemann Alexandra X
Hintersberger Johannes X
Hofmann Michael X
Holetschek Klaus X
Dr. Hopp Gerhard X
Huber Erwin X
Dr. Huber Marcel X
Dr. Huber Martin X
Huber Thomas X
Dr. Hünnerkopf Otto X
Huml Melanie X

Imhof Hermann X

Jörg Oliver X

Kamm Christine X
Kaniber Michaela X
Karl Annette X
Kirchner Sandro X
Knoblauch Günther X
König Alexander X
Kohnen Natascha X
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Name Ja Nein Enthalte
mich

Kränzle Bernd    
Dr. Kränzlein Herbert X   
Kraus Nikolaus X   
Kreitmair Anton  X  
Kreuzer Thomas  X  
Kühn Harald  X  
    
Ländner Manfred  X  
Lederer Otto  X  
Leiner Ulrich   X
Freiherr von Lerchenfeld Ludwig  X  
Lorenz Andreas  X  
Lotte Andreas X   
    
Dr. Magerl Christian   X
Dr. Merk Beate    
Meyer Peter X   
Mistol Jürgen   X
Müller Emilia  X  
Müller Ruth X   
Mütze Thomas   X
Muthmann Alexander X   
    
Neumeyer Martin  X  
Nussel Walter  X  
    
Osgyan Verena   X
    
Petersen Kathi X   
Pfaffmann Hans-Ulrich X   
Prof. Dr. Piazolo Michael    
Pohl Bernhard X   
Pschierer Franz Josef  X  
    
Dr. Rabenstein Christoph    
Radlmeier Helmut  X  
Rauscher Doris X   
Dr. Reichhart Hans  X  
Reiß Tobias  X  
Dr. Rieger Franz  X  
Rinderspacher Markus X   
Ritt Hans  X  
Ritter Florian X   
Roos Bernhard X   
Rosenthal Georg X   
Rotter Eberhard    
Rudrof Heinrich  X  
Rüth Berthold  X  
    
Sauter Alfred  X  
Scharf Ulrike  X  
Scheuenstuhl Harry X   
Schindler Franz X   
Schmidt Gabi X   
Schmitt-Bussinger Helga X   
Schöffel Martin  X  
Schorer Angelika  X  

Name Ja Nein Enthalte
mich

Schorer-Dremel Tanja  X  
Schreyer-Stäblein Kerstin  X  
Schulze Katharina   X
Schuster Stefan X   
Schwab Thorsten  X  
Dr. Schwartz Harald  X  
Seehofer Horst    
Seidenath Bernhard  X  
Sem Reserl  X  
Sengl Gisela   X
Sibler Bernd  X  
Dr. Söder Markus  X  
Sonnenholzner Kathrin X   
Dr. Spaenle Ludwig    
Stachowitz Diana X   
Stamm Barbara  X  
Stamm Claudia   X
Steinberger Rosi   X
Steiner Klaus  X  
Stierstorfer Sylvia  X  
Stöttner Klaus  X  
Straub Karl  X  
Streibl Florian X   
Strobl Reinhold X   
Ströbel Jürgen    
Dr. Strohmayr Simone    
Stümpfig Martin   X
    
Tasdelen Arif X   
Taubeneder Walter  X  
Tomaschko Peter  X  
Trautner Carolina  X  
    
Unterländer Joachim  X  
    
Dr. Vetter Karl X   
Vogel Steffen  X  
    
Waldmann Ruth X   
Prof. Dr. Waschler Gerhard  X  
Weidenbusch Ernst  X  
Weikert Angelika X   
Dr. Wengert Paul X   
Werner-Muggendorfer Johanna X   
Westphal Manuel  X  
Widmann Jutta X   
Wild Margit    
Winter Georg  X  
Winter Peter  X  
Wittmann Mechthilde  X  
Woerlein Herbert X   
    
Zacharias Isabell X   
Zellmeier Josef  X  
Zierer Benno X   

Gesamtsumme 52 90 17
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Abstimmungsliste
zur namentlichen Abstimmung am 11.12.2014 zu Tagesordnungspunkt 20: Änderungsantrag der 
Abgeordneten Volkmar Halbleib, Ruth Waldmann, Angelika Weikert u. a. SPD; Haushaltsplan 2015/2016; 
hier: Sonderinvestitionsprogramm Barrierefreiheit (Kap. 10 05 neue TG) (Drucksache 17/3913)

Name Ja Nein Enthalte
mich

Adelt Klaus X
Aigner Ilse X
Aiwanger Hubert X
Arnold Horst X
Aures Inge X

Bachhuber Martin X
Prof. (Univ. Lima) Dr. Bauer Peter X
Bauer Volker X
Baumgärtner Jürgen X
Prof. Dr. Bausback Winfried X
Bause Margarete X
Beißwenger Eric X
Dr. Bernhard Otmar X
Biedefeld Susann
Blume Markus X
Bocklet Reinhold X
Brannekämper Robert X
Brendel-Fischer Gudrun X
Brückner Michael X
von Brunn Florian X
Brunner Helmut

Celina Kerstin X

Dettenhöfer Petra X
Dorow Alex X
Dünkel Norbert X
Dr. Dürr Sepp

Eck Gerhard X
Dr. Eiling-Hütig Ute X
Eisenreich Georg X

Fackler Wolfgang X
Dr. Fahn Hans Jürgen X
Fehlner Martina
Felbinger Günther X
Flierl Alexander X
Dr. Förster Linus
Freller Karl X
Füracker Albert X

Ganserer Markus X
Prof. Dr. Gantzer Peter Paul X

Name Ja Nein Enthalte
mich

Gehring Thomas X
Gerlach Judith
Gibis Max X
Glauber Thorsten
Dr. Goppel Thomas X
Gote Ulrike X
Gottstein Eva X
Güll Martin X
Güller Harald X
Guttenberger Petra X

Haderthauer Christine
Häusler Johann X
Halbleib Volkmar
Hanisch Joachim X
Hartmann Ludwig X
Heckner Ingrid X
Heike Jürgen W.
Herold Hans X
Dr. Herrmann Florian X
Herrmann Joachim
Dr. Herz Leopold X
Hiersemann Alexandra X
Hintersberger Johannes X
Hofmann Michael X
Holetschek Klaus X
Dr. Hopp Gerhard X
Huber Erwin X
Dr. Huber Marcel X
Dr. Huber Martin X
Huber Thomas X
Dr. Hünnerkopf Otto X
Huml Melanie X

Imhof Hermann X

Jörg Oliver X

Kamm Christine X
Kaniber Michaela X
Karl Annette X
Kirchner Sandro X
Knoblauch Günther X
König Alexander X
Kohnen Natascha X
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Name Ja Nein Enthalte
mich

Kränzle Bernd    
Dr. Kränzlein Herbert X   
Kraus Nikolaus X   
Kreitmair Anton  X  
Kreuzer Thomas  X  
Kühn Harald  X  
    
Ländner Manfred  X  
Lederer Otto  X  
Leiner Ulrich X   
Freiherr von Lerchenfeld Ludwig  X  
Lorenz Andreas  X  
Lotte Andreas X   
    
Dr. Magerl Christian X   
Dr. Merk Beate    
Meyer Peter X   
Mistol Jürgen X   
Müller Emilia  X  
Müller Ruth    
Mütze Thomas X   
Muthmann Alexander X   
    
Neumeyer Martin  X  
Nussel Walter  X  
    
Osgyan Verena X   
    
Petersen Kathi X   
Pfaffmann Hans-Ulrich X   
Prof. Dr. Piazolo Michael    
Pohl Bernhard X   
Pschierer Franz Josef  X  
    
Dr. Rabenstein Christoph    
Radlmeier Helmut    
Rauscher Doris X   
Dr. Reichhart Hans  X  
Reiß Tobias  X  
Dr. Rieger Franz  X  
Rinderspacher Markus X   
Ritt Hans  X  
Ritter Florian X   
Roos Bernhard X   
Rosenthal Georg X   
Rotter Eberhard    
Rudrof Heinrich  X  
Rüth Berthold  X  
    
Sauter Alfred  X  
Scharf Ulrike  X  
Scheuenstuhl Harry X   
Schindler Franz X   
Schmidt Gabi X   
Schmitt-Bussinger Helga X   
Schöffel Martin  X  
Schorer Angelika  X  

Name Ja Nein Enthalte
mich

Schorer-Dremel Tanja  X  
Schreyer-Stäblein Kerstin  X  
Schulze Katharina X   
Schuster Stefan X   
Schwab Thorsten  X  
Dr. Schwartz Harald  X  
Seehofer Horst    
Seidenath Bernhard  X  
Sem Reserl  X  
Sengl Gisela X   
Sibler Bernd  X  
Dr. Söder Markus  X  
Sonnenholzner Kathrin X   
Dr. Spaenle Ludwig    
Stachowitz Diana X   
Stamm Barbara  X  
Stamm Claudia X   
Steinberger Rosi X   
Steiner Klaus  X  
Stierstorfer Sylvia  X  
Stöttner Klaus  X  
Straub Karl  X  
Streibl Florian X   
Strobl Reinhold X   
Ströbel Jürgen    
Dr. Strohmayr Simone    
Stümpfig Martin X   
    
Tasdelen Arif X   
Taubeneder Walter  X  
Tomaschko Peter  X  
Trautner Carolina  X  
    
Unterländer Joachim  X  
    
Dr. Vetter Karl X   
Vogel Steffen  X  
    
Waldmann Ruth X   
Prof. Dr. Waschler Gerhard  X  
Weidenbusch Ernst  X  
Weikert Angelika X   
Dr. Wengert Paul X   
Werner-Muggendorfer Johanna X   
Westphal Manuel  X  
Widmann Jutta X   
Wild Margit    
Winter Georg  X  
Winter Peter  X  
Wittmann Mechthilde  X  
Woerlein Herbert X   
    
Zacharias Isabell X   
Zellmeier Josef  X  
Zierer Benno X   

Gesamtsumme 68 89 0
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Abstimmungsliste
zur namentlichen Abstimmung am 11.12.2014 zu Tagesordnungspunkt 20: Änderungsantrag der 
Abgeordneten Volkmar Halbleib, Kathi Petersen, Dr. Simone Strohmayr u. a. SPD; Haushaltsplan 2015/2016; 
hier: Förderungen von Maßnahmen zum Abbau der Gewalt gegen Frauen und Kinder (Kap. 10 07 TG 82)
(Drucksache 17/3927)

Name Ja Nein Enthalte
mich

Adelt Klaus X
Aigner Ilse X
Aiwanger Hubert X
Arnold Horst X
Aures Inge X

Bachhuber Martin X
Prof. (Univ. Lima) Dr. Bauer Peter X
Bauer Volker X
Baumgärtner Jürgen X
Prof. Dr. Bausback Winfried X
Bause Margarete X
Beißwenger Eric X
Dr. Bernhard Otmar X
Biedefeld Susann
Blume Markus X
Bocklet Reinhold X
Brannekämper Robert X
Brendel-Fischer Gudrun X
Brückner Michael X
von Brunn Florian X
Brunner Helmut

Celina Kerstin X

Dettenhöfer Petra X
Dorow Alex X
Dünkel Norbert X
Dr. Dürr Sepp

Eck Gerhard X
Dr. Eiling-Hütig Ute X
Eisenreich Georg X

Fackler Wolfgang X
Dr. Fahn Hans Jürgen X
Fehlner Martina
Felbinger Günther X
Flierl Alexander X
Dr. Förster Linus
Freller Karl X
Füracker Albert X

Ganserer Markus X
Prof. Dr. Gantzer Peter Paul X

Name Ja Nein Enthalte
mich

Gehring Thomas X
Gerlach Judith X
Gibis Max X
Glauber Thorsten
Dr. Goppel Thomas X
Gote Ulrike X
Gottstein Eva X
Güll Martin X
Güller Harald X
Guttenberger Petra X

Haderthauer Christine
Häusler Johann X
Halbleib Volkmar
Hanisch Joachim X
Hartmann Ludwig X
Heckner Ingrid X
Heike Jürgen W.
Herold Hans X
Dr. Herrmann Florian X
Herrmann Joachim
Dr. Herz Leopold X
Hiersemann Alexandra X
Hintersberger Johannes X
Hofmann Michael X
Holetschek Klaus X
Dr. Hopp Gerhard X
Huber Erwin X
Dr. Huber Marcel X
Dr. Huber Martin X
Huber Thomas X
Dr. Hünnerkopf Otto X
Huml Melanie X

Imhof Hermann X

Jörg Oliver X

Kamm Christine X
Kaniber Michaela X
Karl Annette X
Kirchner Sandro X
Knoblauch Günther X
König Alexander X
Kohnen Natascha X
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Name Ja Nein Enthalte
mich

Kränzle Bernd    
Dr. Kränzlein Herbert X   
Kraus Nikolaus X   
Kreitmair Anton  X  
Kreuzer Thomas  X  
Kühn Harald  X  
    
Ländner Manfred  X  
Lederer Otto  X  
Leiner Ulrich X   
Freiherr von Lerchenfeld Ludwig  X  
Lorenz Andreas  X  
Lotte Andreas X   
    
Dr. Magerl Christian X   
Dr. Merk Beate    
Meyer Peter X   
Mistol Jürgen X   
Müller Emilia  X  
Müller Ruth X   
Mütze Thomas X   
Muthmann Alexander X   
    
Neumeyer Martin  X  
Nussel Walter  X  
    
Osgyan Verena    
    
Petersen Kathi X   
Pfaffmann Hans-Ulrich X   
Prof. Dr. Piazolo Michael    
Pohl Bernhard X   
Pschierer Franz Josef  X  
    
Dr. Rabenstein Christoph    
Radlmeier Helmut  X  
Rauscher Doris X   
Dr. Reichhart Hans  X  
Reiß Tobias  X  
Dr. Rieger Franz  X  
Rinderspacher Markus X   
Ritt Hans  X  
Ritter Florian X   
Roos Bernhard X   
Rosenthal Georg X   
Rotter Eberhard    
Rudrof Heinrich  X  
Rüth Berthold  X  
    
Sauter Alfred  X  
Scharf Ulrike  X  
Scheuenstuhl Harry X   
Schindler Franz X   
Schmidt Gabi X   
Schmitt-Bussinger Helga X   
Schöffel Martin  X  
Schorer Angelika  X  

Name Ja Nein Enthalte
mich

Schorer-Dremel Tanja  X  
Schreyer-Stäblein Kerstin  X  
Schulze Katharina X   
Schuster Stefan X   
Schwab Thorsten  X  
Dr. Schwartz Harald  X  
Seehofer Horst    
Seidenath Bernhard  X  
Sem Reserl  X  
Sengl Gisela X   
Sibler Bernd  X  
Dr. Söder Markus  X  
Sonnenholzner Kathrin X   
Dr. Spaenle Ludwig    
Stachowitz Diana X   
Stamm Barbara  X  
Stamm Claudia X   
Steinberger Rosi X   
Steiner Klaus  X  
Stierstorfer Sylvia  X  
Stöttner Klaus  X  
Straub Karl  X  
Streibl Florian X   
Strobl Reinhold X   
Ströbel Jürgen    
Dr. Strohmayr Simone    
Stümpfig Martin X   
    
Tasdelen Arif X   
Taubeneder Walter  X  
Tomaschko Peter  X  
Trautner Carolina  X  
    
Unterländer Joachim  X  
    
Dr. Vetter Karl X   
Vogel Steffen  X  
    
Waldmann Ruth X   
Prof. Dr. Waschler Gerhard  X  
Weidenbusch Ernst  X  
Weikert Angelika X   
Dr. Wengert Paul X   
Werner-Muggendorfer Johanna X   
Westphal Manuel  X  
Widmann Jutta X   
Wild Margit    
Winter Georg  X  
Winter Peter  X  
Wittmann Mechthilde  X  
Woerlein Herbert X   
    
Zacharias Isabell X   
Zellmeier Josef  X  
Zierer Benno X   

Gesamtsumme 68 91 0
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Abstimmungsliste
zur namentlichen Abstimmung am 11.12.2014 zu Tagesordnungspunkt 20: Änderungsantrag der 
Abgeordneten Margarete Bause, Ludwig Hartmann, Claudia Stamm u. a. und Fraktion BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN; Haushaltsplan 2015/2016; hier: Sonderinvestitionsprogramm Bayern Barrierefrei 2023 (Kap. 10 05 
TG 84) (Drucksache 17/4017)

Name Ja Nein Enthalte
mich

Adelt Klaus X
Aigner Ilse X
Aiwanger Hubert X
Arnold Horst X
Aures Inge X

Bachhuber Martin X
Prof. (Univ. Lima) Dr. Bauer Peter X
Bauer Volker X
Baumgärtner Jürgen X
Prof. Dr. Bausback Winfried X
Bause Margarete X
Beißwenger Eric X
Dr. Bernhard Otmar X
Biedefeld Susann
Blume Markus X
Bocklet Reinhold X
Brannekämper Robert X
Brendel-Fischer Gudrun X
Brückner Michael X
von Brunn Florian X
Brunner Helmut

Celina Kerstin X

Dettenhöfer Petra X
Dorow Alex X
Dünkel Norbert X
Dr. Dürr Sepp

Eck Gerhard X
Dr. Eiling-Hütig Ute X
Eisenreich Georg X

Fackler Wolfgang X
Dr. Fahn Hans Jürgen
Fehlner Martina
Felbinger Günther X
Flierl Alexander X
Dr. Förster Linus
Freller Karl X
Füracker Albert X

Ganserer Markus X
Prof. Dr. Gantzer Peter Paul X

Name Ja Nein Enthalte
mich

Gehring Thomas X
Gerlach Judith X
Gibis Max X
Glauber Thorsten
Dr. Goppel Thomas X
Gote Ulrike X
Gottstein Eva X
Güll Martin X
Güller Harald X
Guttenberger Petra X

Haderthauer Christine
Häusler Johann X
Halbleib Volkmar
Hanisch Joachim X
Hartmann Ludwig X
Heckner Ingrid X
Heike Jürgen W.
Herold Hans X
Dr. Herrmann Florian X
Herrmann Joachim
Dr. Herz Leopold X
Hiersemann Alexandra X
Hintersberger Johannes X
Hofmann Michael X
Holetschek Klaus X
Dr. Hopp Gerhard X
Huber Erwin X
Dr. Huber Marcel X
Dr. Huber Martin X
Huber Thomas X
Dr. Hünnerkopf Otto X
Huml Melanie X

Imhof Hermann X

Jörg Oliver X

Kamm Christine X
Kaniber Michaela X
Karl Annette X
Kirchner Sandro X
Knoblauch Günther X
König Alexander X
Kohnen Natascha X
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Name Ja Nein Enthalte
mich

Kränzle Bernd    
Dr. Kränzlein Herbert X   
Kraus Nikolaus X   
Kreitmair Anton  X  
Kreuzer Thomas  X  
Kühn Harald  X  
    
Ländner Manfred  X  
Lederer Otto  X  
Leiner Ulrich X   
Freiherr von Lerchenfeld Ludwig  X  
Lorenz Andreas  X  
Lotte Andreas X   
    
Dr. Magerl Christian X   
Dr. Merk Beate    
Meyer Peter X   
Mistol Jürgen X   
Müller Emilia  X  
Müller Ruth X   
Mütze Thomas X   
Muthmann Alexander X   
    
Neumeyer Martin  X  
Nussel Walter  X  
    
Osgyan Verena X   
    
Petersen Kathi X   
Pfaffmann Hans-Ulrich X   
Prof. Dr. Piazolo Michael    
Pohl Bernhard X   
Pschierer Franz Josef  X  
    
Dr. Rabenstein Christoph    
Radlmeier Helmut  X  
Rauscher Doris X   
Dr. Reichhart Hans  X  
Reiß Tobias  X  
Dr. Rieger Franz  X  
Rinderspacher Markus X   
Ritt Hans  X  
Ritter Florian X   
Roos Bernhard    
Rosenthal Georg X   
Rotter Eberhard    
Rudrof Heinrich  X  
Rüth Berthold  X  
    
Sauter Alfred  X  
Scharf Ulrike  X  
Scheuenstuhl Harry X   
Schindler Franz X   
Schmidt Gabi X   
Schmitt-Bussinger Helga X   
Schöffel Martin  X  
Schorer Angelika  X  

Name Ja Nein Enthalte
mich

Schorer-Dremel Tanja  X  
Schreyer-Stäblein Kerstin  X  
Schulze Katharina X   
Schuster Stefan X   
Schwab Thorsten  X  
Dr. Schwartz Harald  X  
Seehofer Horst    
Seidenath Bernhard  X  
Sem Reserl  X  
Sengl Gisela X   
Sibler Bernd  X  
Dr. Söder Markus  X  
Sonnenholzner Kathrin X   
Dr. Spaenle Ludwig    
Stachowitz Diana X   
Stamm Barbara  X  
Stamm Claudia X   
Steinberger Rosi X   
Steiner Klaus  X  
Stierstorfer Sylvia  X  
Stöttner Klaus  X  
Straub Karl  X  
Streibl Florian X   
Strobl Reinhold X   
Ströbel Jürgen    
Dr. Strohmayr Simone    
Stümpfig Martin X   
    
Tasdelen Arif X   
Taubeneder Walter  X  
Tomaschko Peter  X  
Trautner Carolina  X  
    
Unterländer Joachim  X  
    
Dr. Vetter Karl X   
Vogel Steffen  X  
    
Waldmann Ruth X   
Prof. Dr. Waschler Gerhard  X  
Weidenbusch Ernst  X  
Weikert Angelika X   
Dr. Wengert Paul X   
Werner-Muggendorfer Johanna X   
Westphal Manuel  X  
Widmann Jutta X   
Wild Margit    
Winter Georg  X  
Winter Peter  X  
Wittmann Mechthilde  X  
Woerlein Herbert X   
    
Zacharias Isabell X   
Zellmeier Josef  X  
Zierer Benno X   

Gesamtsumme 67 91 0
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Abstimmungsliste
zur namentlichen Abstimmung am 11.12.2014 zu Tagesordnungspunkt 20: Änderungsantrag der 
Abgeordneten Margarete Bause, Ludwig Hartmann, Claudia Stamm u. a. und Fraktion BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN; Haushaltsplan 2015/2016; hier: Sprachkurse für Asylsuchende flächendeckend ermöglichen (Kap. 
10 53 Tit. 684 02) (Drucksache 17/4029)

Name Ja Nein Enthalte
mich

Adelt Klaus X
Aigner Ilse X
Aiwanger Hubert X
Arnold Horst X
Aures Inge X

Bachhuber Martin X
Prof. (Univ. Lima) Dr. Bauer Peter X
Bauer Volker X
Baumgärtner Jürgen X
Prof. Dr. Bausback Winfried X
Bause Margarete X
Beißwenger Eric X
Dr. Bernhard Otmar X
Biedefeld Susann
Blume Markus X
Bocklet Reinhold X
Brannekämper Robert X
Brendel-Fischer Gudrun X
Brückner Michael X
von Brunn Florian X
Brunner Helmut

Celina Kerstin X

Dettenhöfer Petra X
Dorow Alex X
Dünkel Norbert X
Dr. Dürr Sepp

Eck Gerhard X
Dr. Eiling-Hütig Ute X
Eisenreich Georg X

Fackler Wolfgang X
Dr. Fahn Hans Jürgen X
Fehlner Martina
Felbinger Günther X
Flierl Alexander X
Dr. Förster Linus
Freller Karl X
Füracker Albert X

Ganserer Markus X
Prof. Dr. Gantzer Peter Paul X

Name Ja Nein Enthalte
mich

Gehring Thomas X
Gerlach Judith X
Gibis Max X
Glauber Thorsten
Dr. Goppel Thomas X
Gote Ulrike X
Gottstein Eva X
Güll Martin X
Güller Harald X
Guttenberger Petra X

Haderthauer Christine
Häusler Johann
Halbleib Volkmar
Hanisch Joachim X
Hartmann Ludwig X
Heckner Ingrid X
Heike Jürgen W.
Herold Hans X
Dr. Herrmann Florian X
Herrmann Joachim
Dr. Herz Leopold X
Hiersemann Alexandra X
Hintersberger Johannes X
Hofmann Michael X
Holetschek Klaus X
Dr. Hopp Gerhard X
Huber Erwin X
Dr. Huber Marcel X
Dr. Huber Martin X
Huber Thomas X
Dr. Hünnerkopf Otto X
Huml Melanie X

Imhof Hermann X

Jörg Oliver X

Kamm Christine X
Kaniber Michaela X
Karl Annette X
Kirchner Sandro X
Knoblauch Günther X
König Alexander X
Kohnen Natascha X
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Name Ja Nein Enthalte
mich

Kränzle Bernd    
Dr. Kränzlein Herbert X   
Kraus Nikolaus X   
Kreitmair Anton  X  
Kreuzer Thomas  X  
Kühn Harald  X  
    
Ländner Manfred  X  
Lederer Otto  X  
Leiner Ulrich    
Freiherr von Lerchenfeld Ludwig  X  
Lorenz Andreas  X  
Lotte Andreas X   
    
Dr. Magerl Christian X   
Dr. Merk Beate    
Meyer Peter X   
Mistol Jürgen X   
Müller Emilia  X  
Müller Ruth X   
Mütze Thomas X   
Muthmann Alexander X   
    
Neumeyer Martin  X  
Nussel Walter  X  
    
Osgyan Verena X   
    
Petersen Kathi X   
Pfaffmann Hans-Ulrich X   
Prof. Dr. Piazolo Michael    
Pohl Bernhard X   
Pschierer Franz Josef  X  
    
Dr. Rabenstein Christoph    
Radlmeier Helmut  X  
Rauscher Doris X   
Dr. Reichhart Hans  X  
Reiß Tobias  X  
Dr. Rieger Franz  X  
Rinderspacher Markus X   
Ritt Hans  X  
Ritter Florian X   
Roos Bernhard X   
Rosenthal Georg X   
Rotter Eberhard    
Rudrof Heinrich  X  
Rüth Berthold  X  
    
Sauter Alfred  X  
Scharf Ulrike  X  
Scheuenstuhl Harry X   
Schindler Franz X   
Schmidt Gabi X   
Schmitt-Bussinger Helga X   
Schöffel Martin  X  
Schorer Angelika  X  

Name Ja Nein Enthalte
mich

Schorer-Dremel Tanja  X  
Schreyer-Stäblein Kerstin  X  
Schulze Katharina    
Schuster Stefan X   
Schwab Thorsten  X  
Dr. Schwartz Harald  X  
Seehofer Horst    
Seidenath Bernhard  X  
Sem Reserl  X  
Sengl Gisela X   
Sibler Bernd  X  
Dr. Söder Markus  X  
Sonnenholzner Kathrin X   
Dr. Spaenle Ludwig    
Stachowitz Diana X   
Stamm Barbara  X  
Stamm Claudia X   
Steinberger Rosi X   
Steiner Klaus  X  
Stierstorfer Sylvia  X  
Stöttner Klaus  X  
Straub Karl  X  
Streibl Florian X   
Strobl Reinhold X   
Ströbel Jürgen    
Dr. Strohmayr Simone    
Stümpfig Martin X   
    
Tasdelen Arif X   
Taubeneder Walter  X  
Tomaschko Peter  X  
Trautner Carolina  X  
    
Unterländer Joachim  X  
    
Dr. Vetter Karl X   
Vogel Steffen  X  
    
Waldmann Ruth X   
Prof. Dr. Waschler Gerhard  X  
Weidenbusch Ernst  X  
Weikert Angelika X   
Dr. Wengert Paul X   
Werner-Muggendorfer Johanna X   
Westphal Manuel  X  
Widmann Jutta X   
Wild Margit    
Winter Georg  X  
Winter Peter  X  
Wittmann Mechthilde  X  
Woerlein Herbert X   
    
Zacharias Isabell X   
Zellmeier Josef  X  
Zierer Benno X   

Gesamtsumme 66 91 0
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Abstimmungsliste
zur namentlichen Abstimmung am 11.12.2014 zu Tagesordnungspunkt 20: Haushaltsplan 2015/2016; 
Einzelplan 10 für den Geschäftsbereich des Bayerischen Staatsministeriums für Arbeit und Soziales, 
Familie und Integration (Drucksache 17/4602)

Name Ja Nein Enthalte
mich

Adelt Klaus X
Aigner Ilse X
Aiwanger Hubert X
Arnold Horst X
Aures Inge X

Bachhuber Martin X
Prof. (Univ. Lima) Dr. Bauer Peter X
Bauer Volker X
Baumgärtner Jürgen X
Prof. Dr. Bausback Winfried X
Bause Margarete X
Beißwenger Eric X
Dr. Bernhard Otmar X
Biedefeld Susann
Blume Markus X
Bocklet Reinhold X
Brannekämper Robert X
Brendel-Fischer Gudrun X
Brückner Michael X
von Brunn Florian X
Brunner Helmut

Celina Kerstin

Dettenhöfer Petra X
Dorow Alex X
Dünkel Norbert X
Dr. Dürr Sepp

Eck Gerhard X
Dr. Eiling-Hütig Ute X
Eisenreich Georg X

Fackler Wolfgang X
Dr. Fahn Hans Jürgen X
Fehlner Martina
Felbinger Günther X
Flierl Alexander X
Dr. Förster Linus
Freller Karl X
Füracker Albert X

Ganserer Markus X
Prof. Dr. Gantzer Peter Paul X

Name Ja Nein Enthalte
mich

Gehring Thomas X
Gerlach Judith X
Gibis Max X
Glauber Thorsten
Dr. Goppel Thomas X
Gote Ulrike X
Gottstein Eva
Güll Martin X
Güller Harald X
Guttenberger Petra X

Haderthauer Christine
Häusler Johann X
Halbleib Volkmar X
Hanisch Joachim X
Hartmann Ludwig X
Heckner Ingrid X
Heike Jürgen W.
Herold Hans X
Dr. Herrmann Florian X
Herrmann Joachim
Dr. Herz Leopold X
Hiersemann Alexandra X
Hintersberger Johannes X
Hofmann Michael X
Holetschek Klaus X
Dr. Hopp Gerhard X
Huber Erwin X
Dr. Huber Marcel X
Dr. Huber Martin X
Huber Thomas X
Dr. Hünnerkopf Otto X
Huml Melanie X

Imhof Hermann X

Jörg Oliver X

Kamm Christine X
Kaniber Michaela X
Karl Annette X
Kirchner Sandro X
Knoblauch Günther X
König Alexander X
Kohnen Natascha X
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Name Ja Nein Enthalte
mich

Kränzle Bernd    
Dr. Kränzlein Herbert  X  
Kraus Nikolaus  X  
Kreitmair Anton X   
Kreuzer Thomas X   
Kühn Harald X   
    
Ländner Manfred X   
Lederer Otto X   
Leiner Ulrich  X  
Freiherr von Lerchenfeld Ludwig X   
Lorenz Andreas X   
Lotte Andreas  X  
    
Dr. Magerl Christian  X  
Dr. Merk Beate    
Meyer Peter  X  
Mistol Jürgen  X  
Müller Emilia X   
Müller Ruth  X  
Mütze Thomas  X  
Muthmann Alexander  X  
    
Neumeyer Martin X   
Nussel Walter X   
    
Osgyan Verena  X  
    
Petersen Kathi  X  
Pfaffmann Hans-Ulrich  X  
Prof. Dr. Piazolo Michael    
Pohl Bernhard  X  
Pschierer Franz Josef X   
    
Dr. Rabenstein Christoph    
Radlmeier Helmut X   
Rauscher Doris  X  
Dr. Reichhart Hans X   
Reiß Tobias X   
Dr. Rieger Franz X   
Rinderspacher Markus  X  
Ritt Hans X   
Ritter Florian  X  
Roos Bernhard  X  
Rosenthal Georg  X  
Rotter Eberhard    
Rudrof Heinrich X   
Rüth Berthold X   
    
Sauter Alfred X   
Scharf Ulrike X   
Scheuenstuhl Harry  X  
Schindler Franz  X  
Schmidt Gabi  X  
Schmitt-Bussinger Helga  X  
Schöffel Martin X   
Schorer Angelika X   

Name Ja Nein Enthalte
mich

Schorer-Dremel Tanja X   
Schreyer-Stäblein Kerstin X   
Schulze Katharina  X  
Schuster Stefan  X  
Schwab Thorsten X   
Dr. Schwartz Harald X   
Seehofer Horst    
Seidenath Bernhard X   
Sem Reserl X   
Sengl Gisela  X  
Sibler Bernd X   
Dr. Söder Markus X   
Sonnenholzner Kathrin  X  
Dr. Spaenle Ludwig    
Stachowitz Diana  X  
Stamm Barbara X   
Stamm Claudia  X  
Steinberger Rosi    
Steiner Klaus X   
Stierstorfer Sylvia X   
Stöttner Klaus X   
Straub Karl X   
Streibl Florian  X  
Strobl Reinhold  X  
Ströbel Jürgen    
Dr. Strohmayr Simone    
Stümpfig Martin  X  
    
Tasdelen Arif  X  
Taubeneder Walter X   
Tomaschko Peter X   
Trautner Carolina X   
    
Unterländer Joachim X   
    
Dr. Vetter Karl  X  
Vogel Steffen X   
    
Waldmann Ruth  X  
Prof. Dr. Waschler Gerhard X   
Weidenbusch Ernst X   
Weikert Angelika  X  
Dr. Wengert Paul  X  
Werner-Muggendorfer Johanna  X  
Westphal Manuel X   
Widmann Jutta  X  
Wild Margit    
Winter Georg X   
Winter Peter X   
Wittmann Mechthilde X   
Woerlein Herbert  X  
    
Zacharias Isabell  X  
Zellmeier Josef X   
Zierer Benno  X  

Gesamtsumme 91 67 0

Plenarprotokoll 17/34 v. 11.12.2014 Bayerischer Landtag – 17. Wahlperiode 2679



 

Mitteilung 

zu Tagesordnungspunkt 20 

Aufstellung der im Ausschuss für Staatshaushalt 
und Finanzfragen zur Ablehnung empfohlenen Än-
derungsanträge zum Einzelplan 10: 

1. Änderungsantrag der Abgeordneten Hubert  
Aiwanger, Florian Streibl, Peter Meyer u.a.  
und Fraktion (FREIE WÄHLER) 

Haushaltsplan 2015/2016; 

hier: Erhöhung der Mittel für den Mitarbeiterstab 
der Beauftragten der Staatsregierung für die 
Belange von Menschen mit Behinderung 

(Kap. 10 01 Tit. 422 01 und  
 Kap. 10 01 Tit. 428 01) 

Drs. 17/3828    

2. Änderungsantrag der Abgeordneten Hubert  
Aiwanger, Florian Streibl, Jutta Widmann u.a.  
und Fraktion (FREIE WÄHLER) 

Haushaltsplan 2015/2016; 

hier: Bayerisches Blindengeld auch für hochgradig 
sehbehinderte Menschen in Bayern einführen 

(Kap. 10 03 Tit. 681 01) 

Drs. 17/3829   

3. Änderungsantrag der Abgeordneten Hubert  
Aiwanger, Florian Streibl, Gabi Schmidt u.a.  
und Fraktion (FREIE WÄHLER) 

Haushaltsplan 2015/2016; 

hier: Zuschüsse an Verbände, Vereine u.a. zur 
Durchführung ihrer Aufgaben beim Vollzug 
des Betreuungsgesetzes (BtG) 

(Kap. 10 03 Tit. 684 01) 

Drs. 17/3830    

4. Änderungsantrag der Abgeordneten Hubert  
Aiwanger, Florian Streibl, Gabi Schmidt u.a.  
und Fraktion (FREIE WÄHLER) 

Haushaltsplan 2015/2016; 

hier: Einführungs- und Fortbildungstagungen für 
ehrenamtliche Richterinnen und Richter in 
der Sozial- und Arbeitsgerichtsbarkeit 

(Kap. 10 03 neuer Tit.) 

Drs. 17/3831    
5. Änderungsantrag der Abgeordneten Hubert  

Aiwanger, Florian Streibl, Gabi Schmidt u.a.  
und Fraktion (FREIE WÄHLER) 

Haushaltsplan 2015/2016; 

hier: Wohnungslosenhilfe in Bayern 

(Kap. 10 03 Tit. 684 72) 

Drs. 17/3832    

6. Änderungsantrag der Abgeordneten Hubert  
Aiwanger, Florian Streibl, Gabi Schmidt u.a.  
und Fraktion (FREIE WÄHLER) 

Haushaltsplan 2015/2016; 

hier: Förderung der Insolvenzberatung in Bayern 

(Kap. 10 03 Tit. 684 73) 

Drs. 17/3833    

7. Änderungsantrag der Abgeordneten Hubert  
Aiwanger, Florian Streibl, Gabi Schmidt u.a.  
und Fraktion (FREIE WÄHLER) 

Haushaltsplan 2015/2016; 

hier: Sonstige Zuweisungen an Gemeinden und 
Gemeindeverbände für generationsüber-
greifende Einrichtungen – Förderung der 
bayerischen Mehrgenerationenhäuser 

(Kap. 10 07 Tit. 633 01) 

Drs. 17/3834    

8. Änderungsantrag der Abgeordneten Hubert  
Aiwanger, Florian Streibl, Gabi Schmidt u.a.  
und Fraktion (FREIE WÄHLER) 

Haushaltsplan 2015/2016; 

hier: Netzwerk Familienpaten Bayern 

(Kap. 10 07 neuer Tit.) 

Drs. 17/3835    

9. Änderungsantrag der Abgeordneten Hubert  
Aiwanger, Florian Streibl, Dr. Hans Jürgen Fahn 
u.a. und Fraktion (FREIE WÄHLER) 

Haushaltsplan 2015/2016; 

hier: Kosten für die Ausreichung und Verleihung 
des Bayerischen Innovationspreises Ehren-
amt 

(Kap. 10 07 Tit. 537 85) 

Drs. 17/3836    
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10. Änderungsantrag der Abgeordneten Hubert  
Aiwanger, Florian Streibl, Gabi Schmidt u.a.  
und Fraktion (FREIE WÄHLER) 

Haushaltsplan 2015/2016; 

hier: Fortführung der Bayerischen Ehrenamtskarte 

(Kap. 10 07 Tit. 633 85) 

Drs. 17/3837    

11. Änderungsantrag der Abgeordneten Hubert  
Aiwanger, Florian Streibl, Gabi Schmidt u.a.  
und Fraktion (FREIE WÄHLER) 

Haushaltsplan 2015/2016; 

hier: Erhöhung der Mittel für das Landesnetzwerk 
„Bürgerschaftliches Engagement“ 

(Kap. 10 07 Tit. 684 85) 

Drs. 17/3838    

12. Änderungsantrag der Abgeordneten Hubert  
Aiwanger, Florian Streibl, Gabi Schmidt u.a.  
und Fraktion (FREIE WÄHLER) 

Haushaltsplan 2015/2016; 

hier: Qualitätsbegleiterinnen und -begleiter in  
den bayerischen Kindertageseinrichtungen 

(Kap. 10 07 Tit. 633 88) 

Drs. 17/3839    

13. Änderungsantrag der Abgeordneten Hubert  
Aiwanger, Florian Streibl, Gabi Schmidt u.a.  
und Fraktion (FREIE WÄHLER) 

Haushaltsplan 2015/2016; 

hier: Qualitätsverbesserung in Kindertages-
einrichtungen 

(Kap. 10 07 Tit. 633 89) 

Drs. 17/3840    

14. Änderungsantrag der Abgeordneten Hubert  
Aiwanger, Florian Streibl, Gabi Schmidt u.a.  
und Fraktion (FREIE WÄHLER) 

Haushaltsplan 2015/2016; 

hier: Förderung von Maßnahmen und  
Einrichtungen für ältere Menschen 

(Kap. 10 07 TG 70) 

Drs. 17/3841    

15. Änderungsantrag der Abgeordneten Hubert  
Aiwanger, Florian Streibl, Gabi Schmidt u.a.  
und Fraktion (FREIE WÄHLER) 

Haushaltsplan 2015/2016; 

hier: Haushaltstitel für die LandesSeniorenVertre-
tung Bayern e.V. (LSVB) schaffen 

(Kap. 10 07 neuer Tit. und Tit. 684 70) 

Drs. 17/3842    

16. Änderungsantrag der Abgeordneten Hubert  
Aiwanger, Florian Streibl, Gabi Schmidt u.a.  
und Fraktion (FREIE WÄHLER) 

Haushaltsplan 2015/2016; 

hier: Hilfe für Opfer von Gewalt gegen Frauen  
und Kinder 

(Kap. 10 07 TG 82) 

Drs. 17/3843    

17. Änderungsantrag der Abgeordneten Hubert  
Aiwanger, Florian Streibl, Gabi Schmidt u.a.  
und Fraktion (FREIE WÄHLER) 

Haushaltsplan 2015/2016; 

hier: Einführung einer staatlichen Sockelfinanzie-
rung für Kindertageseinrichtungen 

(Kap. 10 07 TG 88 - 92 neuer Tit.) 

Drs. 17/3844    

18. Änderungsantrag der Abgeordneten Hubert  
Aiwanger, Florian Streibl, Gabi Schmidt u.a.  
und Fraktion (FREIE WÄHLER) 

Haushaltsplan 2015/2016; 

hier: Zuweisungen an Gemeinden und Gemeinde-
verbände für die Integration von Zuwande-
rern 

(Kap. 10 50 Tit. 633 52) 

Drs. 17/3845    

19. Änderungsantrag der Abgeordneten Hubert  
Aiwanger, Florian Streibl, Gabi Schmidt u.a.  
und Fraktion (FREIE WÄHLER) 

Haushaltsplan 2015/2016; 

hier: Deutschkurse für Asylbewerber und sonstige 
Ausländer 

(Kap. 10 53 Tit. 633 01) 

Drs. 17/3846    

20. Änderungsantrag der Abgeordneten Hubert  
Aiwanger, Florian Streibl, Gabi Schmidt u.a.  
und Fraktion (FREIE WÄHLER) 

Haushaltsplan 2015/2016; 

hier: Asylsozialberatung 

(Kap. 10 53 Tit. 684 01) 

Drs. 17/3847    

21. Änderungsantrag der Abgeordneten Hubert  
Aiwanger, Florian Streibl, Joachim Hanisch u.a. 
und Fraktion (FREIE WÄHLER) 

Haushaltsplan 2015/2016; 

hier: Erhöhung der Ausgaben für die Jugendarbeit 
auch im Jahr 2016 

(Kap. 10 07 TG 78) 

Drs. 17/4161    
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22. Änderungsantrag der Abgeordneten Volkmar Halb-
leib, Ruth Waldmann, Angelika Weikert u.a. SPD 

Haushaltsplan 2015/2016; 

hier: Änderung des Bayerischen Blindengeld-
gesetzes 

(Kap. 10 03 Tit. 681 01) 

Drs. 17/3908    

23. Änderungsantrag der Abgeordneten Volkmar Halb-
leib, Angelika Weikert, Günther Knoblauch u.a. 
SPD 

Haushaltsplan 2015/2016; 

hier: Betreuungsvereine 

(Kap. 10 03 Tit. 684 01) 

Drs. 17/3909    

24. Änderungsantrag der Abgeordneten Volkmar Halb-
leib, Angelika Weikert, Dr. Paul Wengert u.a. SPD 

Haushaltsplan 2015/2016; 

hier: Förderung von Maßnahmen zur Durchfüh-
rung der Insolvenzordnung 

(Kap. 10 03 TG 73) 

Drs. 17/3910    

25. Änderungsantrag der Abgeordneten Volkmar Halb-
leib, Angelika Weikert, Günther Knoblauch u.a. 
SPD 

Haushaltsplan 2015/2016; 

hier: Maßnahmen zur Förderung der Akzeptanz 
der Teilzeitausbildung 

(Kap. 10 05 TG 74) 

Drs. 17/3911    

26. Änderungsantrag der Abgeordneten Volkmar Halb-
leib, Ruth Waldmann, Angelika Weikert u.a. SPD 

Haushaltsplan 2015/2016; 

hier: Errichtung eines „Kompetenzzentrums  
Barrierefreiheit“ 

(Kap. 10 05 TG 84) 

Drs. 17/3912    

27. Änderungsantrag der Abgeordneten Volkmar Halb-
leib, Ruth Waldmann, Angelika Weikert u.a. SPD 

Haushaltsplan 2015/2016; 

hier: Sonderinvestitionsprogramm Barrierefreiheit 

(Kap. 10 05 neue TG) 

Drs. 17/3913    

28. Änderungsantrag der Abgeordneten Volkmar Halb-
leib, Angelika Weikert, Günther Knoblauch u.a. 
SPD 

Haushaltsplan 2015/2016; 

hier: Förderung von Verbänden und kulturellen 
Einrichtungen der deutschen Heimatvertrie-
benen und Flüchtlinge im Sinn des § 96 
BVFG 

(Kap. 10 06 Tit. 686 01) 

Drs. 17/3914    

29. Änderungsantrag der Abgeordneten Volkmar Halb-
leib, Angelika Weikert, Günther Knoblauch u.a. 
SPD 

Haushaltsplan 2015/2016; 

hier: Förderung von Verbänden und kulturellen 
Einrichtungen der deutschen Heimatvertrie-
benen und Flüchtlinge im Sinn des § 96 
BVFG 

(Kap. 10 06 Tit. 686 01) 

Drs. 17/3915    

30. Änderungsantrag der Abgeordneten Volkmar Halb-
leib, Susann Biedefeld, Angelika Weikert u.a. SPD 

Haushaltsplan 2015/2016; 

hier: Erhöhung der Landesmittel an Gemeinden 
und Gemeindeverbände für generations-
übergreifende Einrichtungen (Mehrgenerati-
onenhäuser) 

(Kap. 10 07 Tit. 633 01) 

Drs. 17/3916    

31. Änderungsantrag der Abgeordneten Volkmar Halb-
leib, Doris Rauscher, Angelika Weikert u.a. SPD 

Haushaltsplan 2015/2016; 

hier: Förderung heilpädagogischer  
Fachdienste 

(Kap. 10 07 Tit. 684 04) 

Drs. 17/3917    

32. Änderungsantrag der Abgeordneten Volkmar Halb-
leib, Doris Rauscher, Angelika Weikert u.a. SPD 

Haushaltsplan 2015/2016; 

hier: LandesSeniorenVertretung Bayern e.V. 
(LSVB) 

(Kap. 10 07 neuer Tit.) 

Drs. 17/3918    
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33. Änderungsantrag der Abgeordneten Volkmar Halb-
leib, Doris Rauscher, Angelika Weikert u.a. SPD 

Haushaltsplan 2015/2016; 

hier: Förderung von Familienstützpunkten 

(Kap. 10 07 Tit. 684 73) 

Drs. 17/3919    

34. Änderungsantrag der Abgeordneten Volkmar Halb-
leib, Angelika Weikert, Günther Knoblauch u.a. 
SPD 

Haushaltsplan 2015/2016; 

hier: Zuschüsse für Ehe- und Familienberatung 

(Kap. 10 07 Tit. 684 73) 

Drs. 17/3920    

35. Änderungsantrag der Abgeordneten Volkmar Halb-
leib, Ruth Waldmann, Angelika Weikert u.a. SPD 

Haushaltsplan 2015/2016; 

hier: Ehe- und Familienberatung für gehörlose und 
hörgeschädigte Menschen 

(Kap. 10 07 Tit. 684 73) 

Drs. 17/3921    

36. Änderungsantrag der Abgeordneten Volkmar Halb-
leib, Martina Fehlner, Angelika Weikert u.a. SPD 

Haushaltsplan 2015/2016; 

hier: Zuschuss an das Institut für Medienpädago-
gik in Forschung und Praxis des JFF e.V. 

(Kap. 10 07 Tit. 684 76) 

Drs. 17/3922    

37. Änderungsantrag der Abgeordneten Volkmar Halb-
leib, Arif Tasdelen, Angelika Weikert u.a. SPD 

Haushaltsplan 2015/2016; 

hier: Zusätzliche Mittel für Vereine für Jugendliche 
mit Migrationshintergrund 

(Kap. 10 07 Tit. 684 78) 

Drs. 17/3923    

38. Änderungsantrag der Abgeordneten Volkmar Halb-
leib, Dr. Linus Förster, Angelika Weikert u.a. SPD 

Haushaltsplan 2015/2016; 

hier: Ausgaben für Jugendarbeit 

(Kap. 10 07 TG 78) 

Drs. 17/3924    

39. Änderungsantrag der Abgeordneten Volkmar Halb-
leib, Angelika Weikert, Harald Güller u.a. SPD 

Haushaltsplan 2015/2016; 

hier: Förderung von Fanprojekten 

(Kap. 10 07 TG 78) 

Drs. 17/3925    

40. Änderungsantrag der Abgeordneten Volkmar Halb-
leib, Dr. Simone Strohmayr, Angelika Weikert u.a. 
SPD 

Haushaltsplan 2015/2016; 

hier: Einrichtung von Interventionsstellen mit ei-
nem proaktiven Beratungsansatz 

(Kap. 10 07 TG 82) 

Drs. 17/3926    

41. Änderungsantrag der Abgeordneten Volkmar Halb-
leib, Kathi Petersen, Dr. Simone Strohmayr u.a. 
SPD 

Haushaltsplan 2015/2016; 

hier: Förderungen von Maßnahmen zum Abbau 
der Gewalt gegen Frauen und Kinder 

(Kap. 10 07 TG 82) 

Drs. 17/3927    

42. Änderungsantrag der Abgeordneten Volkmar Halb-
leib, Doris Rauscher, Angelika Weikert u.a. SPD 

Haushaltsplan 2015/2016; 

hier: Mehr Zeit für die Jüngsten - bessere Perso-
nalausstattung in der Krippe 

(Kap. 10 07 Tit. 633 89) 

Drs. 17/3928    

43. Änderungsantrag der Abgeordneten Volkmar Halb-
leib, Doris Rauscher, Angelika Weikert u.a. SPD 

Haushaltsplan 2015/2016; 

hier: Förderung von Kindertageseinrichtungen 
durch die Erhöhung von Gewichtungsfakto-
ren für Kinder mit (drohender)  
Behinderung 

(Kap. 10 07 Tit. 633 89) 

Drs. 17/3929    

44. Änderungsantrag der Abgeordneten Volkmar Halb-
leib, Angelika Weikert, Günther Knoblauch u.a. 
SPD 

Haushaltsplan 2015/2016; 

hier: Landesaktionsplan gegen Homo- und  
Transphobie 

(Kap. 10 07 neue TG) 

Drs. 17/3930    

45. Änderungsantrag der Abgeordneten Volkmar Halb-
leib, Arif Tasdelen, Angelika Weikert u.a. SPD 

Haushaltsplan 2015/2016; 

hier: Institutionelle Förderung einer Geschäftsstel-
le der Arbeitsgemeinschaft der Ausländer- 
und Migrationsbeiräte Bayerns (AGABY) 

(Kap. 10 50 neuer Tit.) 

Drs. 17/3931    
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46. Änderungsantrag der Abgeordneten Volkmar Halb-
leib, Angelika Weikert, Günther Knoblauch u.a. 
SPD 

Haushaltsplan 2015/2016; 

hier: Zuschüsse zur Förderung der Asylsozial-
beratung 

(Kap. 10 53 Tit. 684 01) 

Drs. 17/3932    

47. Änderungsantrag der Abgeordneten Volkmar Halb-
leib, Angelika Weikert, Günther Knoblauch u.a. 
SPD 

Haushaltsplan 2015/2016; 

hier: Deutschkurse für Asylbewerber und sonstige 
Ausländer 

(Kap. 10 53 Tit. 684 02) 

Drs. 17/3933    

48. Änderungsantrag der Abgeordneten Volkmar Halb-
leib, Arif Tasdelen, Angelika Weikert u.a. SPD 

Haushaltsplan 2015/2016; 

hier: Ausbau der Migrationsberatungsstellen der 
Freien Wohlfahrtspflege in Bayern 

(Kap. 10 50 Tit. 684 52) 

Drs. 17/3985    

49. Änderungsantrag der Abgeordneten Volkmar Halb-
leib, Arif Tasdelen, Angelika Weikert u.a. SPD 

Haushaltsplan 2015/2016; 

hier: Institutionelle Förderung der IG-Initiativ-
Gruppe - Interkulturelle Begegnung und Bil-
dung e.V. 

(Kap. 10 50 neuer Tit.) 

Drs. 17/3986    

50. Änderungsantrag der Abgeordneten Margarete 
Bause, Ludwig Hartmann, Claudia Stamm u.a. 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

Haushaltsplan 2015/2016; 

hier: Blindengeld nach dem Bayerischen Blinden-
geldgesetz - Förderung von hochgradig seh-
behinderten und taubblinden Menschen 

(Kap. 10 03 Tit. 681 01) 

Drs. 17/4010    

51. Änderungsantrag der Abgeordneten Margarete 
Bause, Ludwig Hartmann, Claudia Stamm u.a.  
und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Haushaltsplan 2015/2016; 

hier: Förderung der Betreuungsvereine erhöhen 

(Kap. 10 03 Tit. 684 01) 

Drs. 17/4011    

52. Änderungsantrag der Abgeordneten Margarete 
Bause, Ludwig Hartmann, Claudia Stamm u.a.  
und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Haushaltsplan 2015/2016; 

hier: Förderung von anerkannten Insolvenz-
beratungsstellen in kommunaler oder ge-
meinnütziger Trägerschaft 

(Kap. 10 03 Tit. 684 73) 

Drs. 17/4012    

53. Änderungsantrag der Abgeordneten Margarete 
Bause, Ludwig Hartmann, Katharina Schulze u.a. 
und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Haushaltsplan 2015/2016; 

hier: Zivilgesellschaft stärken –  
Rechtsextremismus bekämpfen 

(Kap. 10 03 neue TG) 

Drs. 17/4013    

54. Änderungsantrag der Abgeordneten Margarete 
Bause, Ludwig Hartmann, Claudia Stamm u.a.  
und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Haushaltsplan 2015/2016; 

hier: Förderung der Landesarbeitsgemeinschaft 
der Werkstatträte in Bayern 

(Kap. 10 05 TG 78 - 79) 

Drs. 17/4014    

55. Änderungsantrag der Abgeordneten Margarete 
Bause, Ludwig Hartmann, Claudia Stamm u.a.  
und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Haushaltsplan 2015/2016; 

hier: Förderung von stationären Wohnplätzen und 
Tagesbetreuungsplätzen für ältere Menschen 
mit Behinderung 

(Kap. 10 05 Tit. 893 79) 

Drs. 17/4015    

56. Änderungsantrag der Abgeordneten Margarete 
Bause, Ludwig Hartmann, Claudia Stamm u.a.  
und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Haushaltsplan 2015/2016; 

hier: Zuschüsse für Investitionen an Sonstige im 
Rahmen des Bayerischen Landesplans für 
Menschen mit Behinderung 

(Kap. 10 05 Tit. 893 78) 

Drs. 17/4016    

57. Änderungsantrag der Abgeordneten Margarete 
Bause, Ludwig Hartmann, Claudia Stamm u.a.  
und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Haushaltsplan 2015/2016; 

hier: Sonderinvestitionsprogramm Bayern Barrie-
refrei 2023 

(Kap. 10 05 TG 84) 

Drs. 17/4017    
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58. Änderungsantrag der Abgeordneten Margarete 
Bause, Ludwig Hartmann, Claudia Stamm u.a.  
und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Haushaltsplan 2015/2016; 

hier: Zuweisungen für Investitionen an Gemeinden 
und Gemeindeverbände zur Schaffung zu-
sätzlicher Betreuungsplätze für Kinder unter 
drei Jahren 

(Kap. 10 07 Tit. 883 01) 

Drs. 17/4018    

59. Änderungsantrag der Abgeordneten Margarete 
Bause, Ludwig Hartmann, Claudia Stamm u.a.  
und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Haushaltsplan 2015/2016; 

hier: Zuschüsse für Ehe- und Familienberatung 

(Kap. 10 07 Tit. 684 73) 

Drs. 17/4019    

60. Änderungsantrag der Abgeordneten Margarete 
Bause, Ludwig Hartmann, Claudia Stamm u.a.  
und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Haushaltsplan 2015/2016; 

hier: Medienforschung sichern –  
JFF angemessen finanzieren 

(Kap. 10 07 Tit. 684 76) 

Drs. 17/4020    

61. Änderungsantrag der Abgeordneten Margarete 
Bause, Ludwig Hartmann, Claudia Stamm u.a.  
und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Haushaltsplan 2015/2016; 

hier: Ausbildung Ehrenamtlicher beim Bayeri-
schen Jugendring 

(Kap. 10 07 Tit. 685 78) 

Drs. 17/4021    

62. Änderungsantrag der Abgeordneten Margarete 
Bause, Ludwig Hartmann, Claudia Stamm u.a.  
und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Haushaltsplan 2015/2016; 

hier: Förderung des Projekts „PräTect“ des  
Bayerischen Jugendrings 

(Kap. 10 07 Tit. 685 78) 

Drs. 17/4022    

63. Änderungsantrag der Abgeordneten Margarete 
Bause, Ludwig Hartmann, Claudia Stamm u.a.  
und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Haushaltsplan 2015/2016; 

hier: Bessere Ausstattung der Fanprojekte 

(Kap. 10 07 TG 78) 

Drs. 17/4023    

64. Änderungsantrag der Abgeordneten Margarete 
Bause, Ludwig Hartmann, Claudia Stamm u.a.  
und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Haushaltsplan 2015/2016; 

hier: Landeserziehungsgeld abschaffen 

(Kap. 10 07 Tit. 681 80) 

Drs. 17/4024    

65. Änderungsantrag der Abgeordneten Margarete 
Bause, Ludwig Hartmann, Claudia Stamm u.a.  
und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Haushaltsplan 2015/2016; 

hier: Frauenhäuser und Notrufe in Bayern:  
Anpassung der Fördersätze und Erhöhung 
der Mittel für pro-aktive Interventionsstellen 

(Kap. 10 07 Tit. 684 82) 

Drs. 17/4025    

66. Änderungsantrag der Abgeordneten Margarete 
Bause, Ludwig Hartmann, Claudia Stamm u.a.  
und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Haushaltsplan 2015/2016; 

hier: Beitragsentlastung für Eltern von Kindern im 
Vorschuljahr 

(Kap. 10 07 Tit. 633 91) 

 Zuweisungen an Gemeinden und Gemeinde-
verbände (BayKiBiG) 

(Kap. 10 07 Tit. 633 89) 

Drs. 17/4026    

67. Änderungsantrag der Abgeordneten Margarete 
Bause, Ludwig Hartmann, Claudia Stamm u.a.  
und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Haushaltsplan 2015/2016; 

hier: Asylsozialberatung aufstocken 

(Kap. 10 53 Tit. 684 01) 

Drs. 17/4028    

68. Änderungsantrag der Abgeordneten Margarete 
Bause, Ludwig Hartmann, Claudia Stamm u.a.  
und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Haushaltsplan 2015/2016; 

hier: Sprachkurse für Asylsuchende flächende-
ckend ermöglichen 

(Kap. 10 53 Tit. 684 02) 

Drs. 17/4029       

   

Plenarprotokoll 17/34 v. 11.12.2014 Bayerischer Landtag – 17. Wahlperiode 2685



Abstimmungsliste
zur namentlichen Abstimmung am 11.12.2014 zu Tagesordnungspunkt 21: Haushaltsplan 2015/2016; 
Einzelplan 06 für den Geschäftsbereich des Bayerischen Staatsministeriums der Finanzen, für 
Landesentwicklung und Heimat (Drucksache 17/4430)

Name Ja Nein Enthalte
mich

Adelt Klaus X
Aigner Ilse X
Aiwanger Hubert X
Arnold Horst X
Aures Inge X

Bachhuber Martin X
Prof. (Univ. Lima) Dr. Bauer Peter X
Bauer Volker X
Baumgärtner Jürgen X
Prof. Dr. Bausback Winfried X
Bause Margarete X
Beißwenger Eric X
Dr. Bernhard Otmar X
Biedefeld Susann
Blume Markus X
Bocklet Reinhold X
Brannekämper Robert X
Brendel-Fischer Gudrun X
Brückner Michael X
von Brunn Florian X
Brunner Helmut

Celina Kerstin

Dettenhöfer Petra X
Dorow Alex
Dünkel Norbert X
Dr. Dürr Sepp

Eck Gerhard X
Dr. Eiling-Hütig Ute X
Eisenreich Georg X

Fackler Wolfgang X
Dr. Fahn Hans Jürgen X
Fehlner Martina
Felbinger Günther X
Flierl Alexander X
Dr. Förster Linus
Freller Karl X
Füracker Albert X

Ganserer Markus X
Prof. Dr. Gantzer Peter Paul X

Name Ja Nein Enthalte
mich

Gehring Thomas X
Gerlach Judith X
Gibis Max X
Glauber Thorsten
Dr. Goppel Thomas X
Gote Ulrike X
Gottstein Eva X
Güll Martin
Güller Harald X
Guttenberger Petra X

Haderthauer Christine
Häusler Johann X
Halbleib Volkmar X
Hanisch Joachim X
Hartmann Ludwig X
Heckner Ingrid X
Heike Jürgen W.
Herold Hans X
Dr. Herrmann Florian X
Herrmann Joachim
Dr. Herz Leopold
Hiersemann Alexandra X
Hintersberger Johannes X
Hofmann Michael X
Holetschek Klaus X
Dr. Hopp Gerhard
Huber Erwin X
Dr. Huber Marcel X
Dr. Huber Martin X
Huber Thomas X
Dr. Hünnerkopf Otto X
Huml Melanie X

Imhof Hermann X

Jörg Oliver X

Kamm Christine X
Kaniber Michaela X
Karl Annette X
Kirchner Sandro X
Knoblauch Günther X
König Alexander X
Kohnen Natascha X

2686 Bayerischer Landtag – 17. Wahlperiode Anlage 10
zur 34. Vollsitzung am 11. Dezember 2014



Name Ja Nein Enthalte
mich

Kränzle Bernd    
Dr. Kränzlein Herbert  X  
Kraus Nikolaus  X  
Kreitmair Anton X   
Kreuzer Thomas X   
Kühn Harald X   
    
Ländner Manfred X   
Lederer Otto X   
Leiner Ulrich  X  
Freiherr von Lerchenfeld Ludwig X   
Lorenz Andreas X   
Lotte Andreas  X  
    
Dr. Magerl Christian  X  
Dr. Merk Beate    
Meyer Peter  X  
Mistol Jürgen  X  
Müller Emilia    
Müller Ruth  X  
Mütze Thomas  X  
Muthmann Alexander  X  
    
Neumeyer Martin    
Nussel Walter X   
    
Osgyan Verena  X  
    
Petersen Kathi  X  
Pfaffmann Hans-Ulrich  X  
Prof. Dr. Piazolo Michael    
Pohl Bernhard  X  
Pschierer Franz Josef X   
    
Dr. Rabenstein Christoph    
Radlmeier Helmut X   
Rauscher Doris  X  
Dr. Reichhart Hans X   
Reiß Tobias X   
Dr. Rieger Franz X   
Rinderspacher Markus  X  
Ritt Hans X   
Ritter Florian  X  
Roos Bernhard  X  
Rosenthal Georg  X  
Rotter Eberhard    
Rudrof Heinrich X   
Rüth Berthold X   
    
Sauter Alfred    
Scharf Ulrike X   
Scheuenstuhl Harry  X  
Schindler Franz    
Schmidt Gabi  X  
Schmitt-Bussinger Helga  X  
Schöffel Martin    
Schorer Angelika X   

Name Ja Nein Enthalte
mich

Schorer-Dremel Tanja X   
Schreyer-Stäblein Kerstin X   
Schulze Katharina  X  
Schuster Stefan  X  
Schwab Thorsten X   
Dr. Schwartz Harald X   
Seehofer Horst    
Seidenath Bernhard X   
Sem Reserl X   
Sengl Gisela  X  
Sibler Bernd X   
Dr. Söder Markus X   
Sonnenholzner Kathrin  X  
Dr. Spaenle Ludwig    
Stachowitz Diana  X  
Stamm Barbara X   
Stamm Claudia  X  
Steinberger Rosi  X  
Steiner Klaus X   
Stierstorfer Sylvia X   
Stöttner Klaus X   
Straub Karl X   
Streibl Florian  X  
Strobl Reinhold  X  
Ströbel Jürgen    
Dr. Strohmayr Simone    
Stümpfig Martin  X  
    
Tasdelen Arif  X  
Taubeneder Walter X   
Tomaschko Peter X   
Trautner Carolina X   
    
Unterländer Joachim X   
    
Dr. Vetter Karl  X  
Vogel Steffen X   
    
Waldmann Ruth  X  
Prof. Dr. Waschler Gerhard X   
Weidenbusch Ernst    
Weikert Angelika    
Dr. Wengert Paul  X  
Werner-Muggendorfer Johanna    
Westphal Manuel X   
Widmann Jutta  X  
Wild Margit    
Winter Georg X   
Winter Peter X   
Wittmann Mechthilde X   
Woerlein Herbert  X  
    
Zacharias Isabell  X  
Zellmeier Josef X   
Zierer Benno  X  

Gesamtsumme 84 64 0
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Mitteilung 

 

zu Tagesordnungspunkt 21 

Aufstellung der im Ausschuss für Staatshaushalt 
und Finanzfragen zur Ablehnung empfohlenen Än-
derungsanträge zum Einzelplan 06: 

1. Änderungsantrag der Abgeordneten Hubert  
Aiwanger, Florian Streibl, Peter Meyer u.a. und 
Fraktion (FREIE WÄHLER) 

Haushaltsplan 2015/2016; 

hier: Anwärterstellen Finanzämter 

(Kap. 06 05 Tit. 422 21) 

Drs. 17/3325 

2. Änderungsantrag der Abgeordneten Volkmar Halb-
leib, Stefan Schuster, Martina Fehlner u.a. SPD 

Haushaltsplan 2015/2016; 

hier: Erhalt von 152 Stellen aus der ehemaligen 
Kfz-Steuerverwaltung 

(Kap. 06 05 Tit. 422 01) 

Drs. 17/3338  

3. Änderungsantrag der Abgeordneten Volkmar Halb-
leib, Stefan Schuster, Inge Aures u.a. SPD 

Haushaltsplan 2015/2016; 

hier: Mehr Personal in der Steuerverwaltung für 
einen besseren Steuervollzug und mehr 
Steuergerechtigkeit in Bayern 

(Kap. 06 05 Tit. 422 01) 

Drs. 17/3339  

4. Änderungsantrag der Abgeordneten Volkmar Halb-
leib, Stefan Schuster, Inge Aures u.a. SPD 

Haushaltsplan 2015/2016; 

hier: Im Jahr 2015 insgesamt zusätzliche 870 
Stellen für Beamte auf Widerruf im Vorbe-
reitungsdienst bei den Finanzämtern 

(Kap. 06 05 Tit. 422 21) 

Drs. 17/3340  

5. Änderungsantrag der Abgeordneten Volkmar Halb-
leib, Stefan Schuster, Inge Aures u.a. SPD 

Haushaltsplan 2015/2016; 

hier: Insgesamt 20 neue Dozentenstellen an der 
Landesfinanzschule Bayern und dem Fach-
bereich Finanzwesen der Fachhochschule 
für öffentliche Verwaltung und Rechtspflege 

(Kap. 06 06 und 06 14 jeweils Tit. 422 01) 

Drs. 17/3341  

6. Änderungsantrag der Abgeordneten Volkmar Halb-
leib, Annette Karl, Stefan Schuster u.a. SPD 

Haushaltsplan 2015/2016; 

hier: Zusätzliche Verwaltungsoberräte in den 
Vermessungsämtern  

(Kap. 06 22 Tit. 422 01) 

Drs. 17/3510  

7. Änderungsantrag der Abgeordneten Margarete 
Bause, Ludwig Hartmann, Claudia Stamm u.a. 
und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Haushaltsplan 2015/2016; 

hier: Keine Verdopplung der Ausgaben für den 
„CIO“ 

(Kap. 06 01 Tit. 547 01) 

Drs. 17/3397  

8. Änderungsantrag der Abgeordneten Margarete 
Bause, Ludwig Hartmann, Claudia Stamm u.a. 
und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Haushaltsplan 2015/2016; 

hier: Finanzverwaltung stärken – blockierte Plan-
stellen freimachen 

(Kap. 06 05 Tit. 422 21) 

Drs. 17/3398  

9. Änderungsantrag der Abgeordneten Margarete 
Bause, Ludwig Hartmann, Claudia Stamm u.a. 
und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Haushaltsplan 2015/2016; 

hier: Baustopp an der Außenstelle des Finanz-
amts München in Höchstädt 

(Kap. 06 05 Tit. 729 22) 

Drs. 17/3399  
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Abstimmungsliste
zur namentlichen Abstimmung am 11.12.2014 zu Tagesordnungspunkt 23: Änderungsantrag der 
Abgeordneten Volkmar Halbleib, Dr. Paul Wengert, Günther Knoblauch u. a. SPD; Haushaltsplan 2015/2016; 
hier: Härtefonds zur Sanierung kommunaler Bäder (Kap. 13 10 neuer Tit.) (Drucksache 17/4377)

Name Ja Nein Enthalte
mich

Adelt Klaus
Aigner Ilse X
Aiwanger Hubert X
Arnold Horst
Aures Inge X

Bachhuber Martin X
Prof. (Univ. Lima) Dr. Bauer Peter X
Bauer Volker X
Baumgärtner Jürgen X
Prof. Dr. Bausback Winfried X
Bause Margarete X
Beißwenger Eric X
Dr. Bernhard Otmar X
Biedefeld Susann
Blume Markus X
Bocklet Reinhold X
Brannekämper Robert X
Brendel-Fischer Gudrun X
Brückner Michael X
von Brunn Florian X
Brunner Helmut

Celina Kerstin

Dettenhöfer Petra X
Dorow Alex X
Dünkel Norbert X
Dr. Dürr Sepp

Eck Gerhard X
Dr. Eiling-Hütig Ute X
Eisenreich Georg X

Fackler Wolfgang X
Dr. Fahn Hans Jürgen X
Fehlner Martina
Felbinger Günther
Flierl Alexander X
Dr. Förster Linus
Freller Karl X
Füracker Albert X

Ganserer Markus X
Prof. Dr. Gantzer Peter Paul X

Name Ja Nein Enthalte
mich

Gehring Thomas X
Gerlach Judith X
Gibis Max X
Glauber Thorsten
Dr. Goppel Thomas X
Gote Ulrike X
Gottstein Eva
Güll Martin
Güller Harald X
Guttenberger Petra X

Haderthauer Christine
Häusler Johann X
Halbleib Volkmar X
Hanisch Joachim X
Hartmann Ludwig X
Heckner Ingrid X
Heike Jürgen W.
Herold Hans X
Dr. Herrmann Florian X
Herrmann Joachim
Dr. Herz Leopold
Hiersemann Alexandra
Hintersberger Johannes X
Hofmann Michael X
Holetschek Klaus X
Dr. Hopp Gerhard X
Huber Erwin X
Dr. Huber Marcel X
Dr. Huber Martin X
Huber Thomas X
Dr. Hünnerkopf Otto X
Huml Melanie

Imhof Hermann X

Jörg Oliver X

Kamm Christine
Kaniber Michaela X
Karl Annette X
Kirchner Sandro X
Knoblauch Günther X
König Alexander X
Kohnen Natascha X
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Name Ja Nein Enthalte
mich

Kränzle Bernd    
Dr. Kränzlein Herbert X   
Kraus Nikolaus X   
Kreitmair Anton  X  
Kreuzer Thomas  X  
Kühn Harald  X  
    
Ländner Manfred  X  
Lederer Otto  X  
Leiner Ulrich    
Freiherr von Lerchenfeld Ludwig  X  
Lorenz Andreas  X  
Lotte Andreas X   
    
Dr. Magerl Christian   X
Dr. Merk Beate    
Meyer Peter    
Mistol Jürgen   X
Müller Emilia  X  
Müller Ruth X   
Mütze Thomas    
Muthmann Alexander    
    
Neumeyer Martin    
Nussel Walter  X  
    
Osgyan Verena   X
    
Petersen Kathi X   
Pfaffmann Hans-Ulrich    
Prof. Dr. Piazolo Michael X   
Pohl Bernhard    
Pschierer Franz Josef  X  
    
Dr. Rabenstein Christoph    
Radlmeier Helmut  X  
Rauscher Doris    
Dr. Reichhart Hans  X  
Reiß Tobias  X  
Dr. Rieger Franz  X  
Rinderspacher Markus X   
Ritt Hans  X  
Ritter Florian X   
Roos Bernhard X   
Rosenthal Georg X   
Rotter Eberhard    
Rudrof Heinrich  X  
Rüth Berthold  X  
    
Sauter Alfred  X  
Scharf Ulrike  X  
Scheuenstuhl Harry X   
Schindler Franz    
Schmidt Gabi X   
Schmitt-Bussinger Helga X   
Schöffel Martin  X  
Schorer Angelika  X  

Name Ja Nein Enthalte
mich

Schorer-Dremel Tanja  X  
Schreyer-Stäblein Kerstin  X  
Schulze Katharina   X
Schuster Stefan X   
Schwab Thorsten  X  
Dr. Schwartz Harald  X  
Seehofer Horst    
Seidenath Bernhard  X  
Sem Reserl  X  
Sengl Gisela   X
Sibler Bernd    
Dr. Söder Markus  X  
Sonnenholzner Kathrin X   
Dr. Spaenle Ludwig    
Stachowitz Diana X   
Stamm Barbara  X  
Stamm Claudia   X
Steinberger Rosi    
Steiner Klaus  X  
Stierstorfer Sylvia  X  
Stöttner Klaus  X  
Straub Karl  X  
Streibl Florian X   
Strobl Reinhold    
Ströbel Jürgen    
Dr. Strohmayr Simone    
Stümpfig Martin    
    
Tasdelen Arif X   
Taubeneder Walter  X  
Tomaschko Peter  X  
Trautner Carolina    
    
Unterländer Joachim  X  
    
Dr. Vetter Karl X   
Vogel Steffen  X  
    
Waldmann Ruth X   
Prof. Dr. Waschler Gerhard  X  
Weidenbusch Ernst    
Weikert Angelika    
Dr. Wengert Paul X   
Werner-Muggendorfer Johanna    
Westphal Manuel  X  
Widmann Jutta X   
Wild Margit    
Winter Georg  X  
Winter Peter  X  
Wittmann Mechthilde  X  
Woerlein Herbert X   
    
Zacharias Isabell X   
Zellmeier Josef  X  
Zierer Benno X   

Gesamtsumme 38 86 11
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Mitteilung 

 

zu den Tagesordnungspunkten 22 bis 24 

Aufstellung der im Ausschuss für Staatshaushalt und Finanzfragen 
zur Ablehnung empfohlenen Änderungsanträge  

I. zum Finanzausgleichsänderungsgesetz 2015 

 (Drs. 17/2870)  

II. zum Einzelplan 13 und 

 (17/4606 ) 

III. zum Haushaltsgesetz 2015/2016 

 (Drs. 17/2871) 

 

I. Finanzausgleichsänderungsgesetz 2015 
 (Drs. 17/2870)  

1. Änderungsantrag der Abgeordneten Margarete 
Bause, Ludwig Hartmann, Jürgen Mistol u.a. und 
Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
zum Gesetzentwurf der Staatsregierung zum  
Finanzausgleichsänderungsgesetz 2015 
(Drs. 17/2870) 
Drs. 17/4258   

2. Änderungsantrag der Abgeordneten Hubert  
Aiwanger, Florian Streibl, Bernhard Pohl u.a.  
und Fraktion (FREIE WÄHLER) 
zum Gesetzentwurf der Staatsregierung zum  
Finanzausgleichsänderungsgesetz 2015 
(Drs. 17/2870) 
Drs. 17/4383   

3. Änderungsantrag der Abgeordneten Hubert  
Aiwanger, Florian Streibl, Bernhard Pohl u.a.  
und Fraktion (FREIE WÄHLER) 
zum Gesetzentwurf der Staatsregierung zum  
Finanzausgleichsänderungsgesetz 2015 
(Drs. 17/2870) 
Drs. 17/4384   

4. Änderungsantrag der Abgeordneten Hubert  
Aiwanger, Florian Streibl, Bernhard Pohl u.a.  
und Fraktion (FREIE WÄHLER) 
zum Gesetzentwurf der Staatsregierung zum  
Finanzausgleichsänderungsgesetz 2015 
(Drs. 17/2870) 
Drs. 17/4385  

II. Einzelplan 13 
 (Drs. 17/4606 ) 

1. Änderungsantrag der Abgeordneten Margarete 
Bause, Ludwig Hartmann, Claudia Stamm u.a. 
und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Haushaltsplan 2015/2016; 

hier: Kein Ausbau des Frankenschnellwegs in 
Nürnberg 

(Kap. 13 03 Tit. 883 05) 

Drs. 17/4263    

2. Änderungsantrag der Abgeordneten Margarete 
Bause, Ludwig Hartmann, Claudia Stamm u.a.  
und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Haushaltsplan 2015/2016; 

hier: so genannte „Fraktionsreserve“ streichen 

(Kap. 13 03 Tit. 893 06) 

Drs. 17/4264  

3. Änderungsantrag der Abgeordneten Margarete 
Bause, Ludwig Hartmann, Claudia Stamm u.a. 
und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Haushaltsplan 2015/2016; 

hier: Keine weiteren Zuschüsse an die For-
schungsstiftung 

(Kap. 13 03 Tit. 894 07) 

Drs. 17/4265  
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4. Änderungsantrag der Abgeordneten Margarete 
Bause, Ludwig Hartmann, Claudia Stamm u.a. 
und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Haushaltsplan 2015/2016; 

hier: Flughafen München GmbH: Darlehen zu-
rückfordern 

(Kap. 13 06 Tit. 181 03) 

Drs. 17/4266  

5. Änderungsantrag der Abgeordneten Margarete 
Bause, Ludwig Hartmann, Jürgen Mistol u.a. und 
Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Haushaltsplan 2015/2016; 

hier: Kommunaler Finanzausgleich: Entnahme 
kommunale Sonderbaulast aus den Ver-
bundmitteln unterbleibt 

(Kap. 13 10 Tit. 883 01 und 883 03) 

Drs. 17/4267  

6. Änderungsantrag der Abgeordneten Margarete 
Bause, Ludwig Hartmann, Claudia Stamm u.a. 
und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Haushaltsplan 2015/2016; 

hier: Umschichtung der Entflechtungsmittel  
zugunsten des ÖPNV 

(Kap. 13 10 Tit. 883 08 und Tit. 883 09) 

Drs. 17/4268  

7. Änderungsantrag der Abgeordneten Margarete 
Bause, Ludwig Hartmann, Claudia Stamm u.a. 
und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Haushaltsplan 2015/2016; 

hier: Energiewende auch im Wärmebereich: Un-
terstützung der Kommunen bei der energeti-
schen Sanierung kommunaler Gebäude 

(Kap. 13 10 neuer Tit.) 

Drs. 17/4269  

8. Änderungsantrag der Abgeordneten Margarete 
Bause, Ludwig Hartmann, Claudia Stamm u.a. 
und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Haushaltsplan 2015/2016; 

hier: Förderprogramm Energieagenturen 

(Kap. 13 10 neuer Tit.) 

Drs. 17/4270  

9. Änderungsantrag der Abgeordneten Margarete 
Bause, Ludwig Hartmann, Claudia Stamm u.a. 
und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Haushaltsplan 2015/2016; 

hier: Kommunale/r Klimaschutzmanager/in 

(Kap. 13 10 neuer Tit.) 

Drs. 17/4271  

10. Änderungsantrag der Abgeordneten Margarete 
Bause, Ludwig Hartmann, Jürgen Mistol u.a. und 
Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Haushaltsplan 2015/2016; 

hier: Förderprogramm barrierefreie Kommunen 

(Kap 13 10 neuer Tit.) 

Drs. 17/4272  

11. Änderungsantrag der Abgeordneten Margarete 
Bause, Ludwig Hartmann, Claudia Stamm u.a. 
und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Haushaltsplan 2015/2016; 

hier: Erhöhung der Schlüsselzuweisungen 

(Kap. 13 10 Tit. 613 01) 

Drs. 17/4273  

12. Änderungsantrag der Abgeordneten Margarete 
Bause, Ludwig Hartmann, Claudia Stamm u.a. 
und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Haushaltsplan 2015/2016, 

hier: Krankenhausinvestitionskosten 

(Kap. 13 10 Tit. 891 71 und 891 72) 

Drs. 17/4274  

13. Änderungsantrag der Abgeordneten Margarete 
Bause, Ludwig Hartmann, Claudia Stamm u.a. 
und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Haushaltsplan 2015/2016; 

hier: Kein Ausbau des Flughafens Memmingen 

(Kap. 13 12 TG 97) 

Drs. 17/4275  

14. Änderungsantrag der Abgeordneten Margarete 
Bause, Ludwig Hartmann, Claudia Stamm u.a. 
und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Haushaltsplan 2015/2016; 

hier: Pensionsfonds aufstocken – versteckte Ver-
schuldung abbauen 

(Kap. 13 06 Tit. 325 51 und Kap. 13 20 Tit. 
919 61) 

Drs. 17/4276  

15. Änderungsantrag der Abgeordneten Hubert  
Aiwanger, Florian Streibl, Peter Meyer u.a.  
und Fraktion (FREIE WÄHLER) 

Haushaltsplan 2015/2016; 

hier: Gesundheitsmanagement 

(Kap. 13 03 neuer Tit.) 

Drs. 17/4335  
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16. Änderungsantrag der Abgeordneten Hubert  
Aiwanger, Florian Streibl, Gabi Schmidt u.a.  
und Fraktion (FREIE WÄHLER) 

Haushaltsplan 2015/2016; 

hier: Verbessertes Bayerisches Modernisierungs-
programm finanziell ermöglichen 

(Kap. 13 03 neuer Tit.) 

Drs. 17/4336  

17. Änderungsantrag der Abgeordneten Hubert  
Aiwanger, Florian Streibl, Bernhard Pohl u.a.  
und Fraktion (FREIE WÄHLER) 

Haushaltsplan 2015/2016; 

hier: Bauunterhalt 

(Kap. 13 03 neuer Tit.) 

Drs. 17/4337  

18. Änderungsantrag der Abgeordneten Hubert  
Aiwanger, Florian Streibl, Bernhard Pohl u.a.  
und Fraktion (FREIE WÄHLER) 

Haushaltsplan 2015/2016; 

hier: Schlüsselzuweisungen 

(Kap. 13 10 Tit. 613 01) 

Drs. 17/4338  

19. Änderungsantrag der Abgeordneten Hubert  
Aiwanger, Florian Streibl, Bernhard Pohl u.a.  
und Fraktion (FREIE WÄHLER) 

Haushaltsplan 2015/2016; 

hier: Finanzzuweisungen nach Art. 7 FAG 

(Kap. 13 10 Tit. 613 04) 

Drs. 17/4339  

20. Änderungsantrag der Abgeordneten Hubert  
Aiwanger, Florian Streibl, Bernhard Pohl u.a.  
und Fraktion (FREIE WÄHLER) 

Haushaltsplan 2015/2016; 

hier: Schülerbeförderung 

(Kap. 13 10 Tit. 633 01) 

Drs. 17/4340  

21. Änderungsantrag der Abgeordneten Hubert  
Aiwanger, Florian Streibl, Bernhard Pohl u.a.  
und Fraktion (FREIE WÄHLER) 

Haushaltsplan 2015/2016; 

hier: Überlassung von Mitteln aus dem Kraftfahr-
zeugsteuerersatzverbund für den kommuna-
len Straßenbau 

(Kap. 13 10 Tit. 883 03) 

Drs. 17/4341  

22. Änderungsantrag der Abgeordneten Hubert  
Aiwanger, Florian Streibl, Bernhard Pohl u.a.  
und Fraktion (FREIE WÄHLER) 

Haushaltsplan 2015/2016; 

hier: Kommunaler Schulbau 

(Kap. 13 10 Tit. 883 11) 

Drs. 17/4342  

23. Änderungsantrag der Abgeordneten Hubert  
Aiwanger, Florian Streibl, Thorsten Glauber  
u.a. und Fraktion (FREIE WÄHLER) 

Haushaltsplan 2015/2016; 

hier: Förderprogramm für die energetische Sanie-
rung kommunaler Gebäude 

(Kap. 13 10 neuer Tit.) 

Drs. 17/4343  

24. Änderungsantrag der Abgeordneten Hubert  
Aiwanger, Florian Streibl, Eva Gottstein u.a.  
und Fraktion (FREIE WÄHLER) 

Haushaltsplan 2015/2016; 

hier: Sanierung von Wasserversorgungs- und Ab-
wasseranlagen 

(Kap. 13 10 neuer Tit.) 

Drs. 17/4344  

25. Änderungsantrag der Abgeordneten Hubert  
Aiwanger, Florian Streibl, Dr. Karl Vetter u.a.  
und Fraktion (FREIE WÄHLER) 

Haushaltsplan 2015/2016; 

hier: Investitionskosten kommunale  
Krankenhäuser 

(Kap. 13 10 TG 71 und TG 72) 

Drs. 17/4345  

26. Änderungsantrag der Abgeordneten Hubert  
Aiwanger, Florian Streibl, Bernhard Pohl u.a.  
und Fraktion (FREIE WÄHLER) 

Haushaltsplan 2015/2016; 

hier: Leistungen nach dem ÖPNV-Gesetz 

(Kap. 13 10 TG 81) 

Drs. 17/4346  

27. Änderungsantrag der Abgeordneten Hubert  
Aiwanger, Florian Streibl, Eva Gottstein u.a.  
und Fraktion (FREIE WÄHLER) 

Haushaltsplan 2015/2016; 

hier: Sonderinvestitionsprogramm für den Erhalt 
und gegebenenfalls Neubau kommunaler 
Schulschwimmbäder 

(Kap. 13 10 neuer Tit.) 

Drs. 17/4347  
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28. Änderungsantrag der Abgeordneten Hubert  
Aiwanger, Florian Streibl, Peter Meyer u.a.  
und Fraktion (FREIE WÄHLER) 

Haushaltsplan 2015/2016; 

hier: Pensionsfonds 

(Kap. 80 46 Tit. 359 01) 

Drs. 17/4348  

29. Änderungsantrag der Abgeordneten Volkmar 
Halbleib, Stefan Schuster, Harald Güller u.a. SPD 

Haushaltsplan 2015/2016; 

hier: Steuermehreinnahmen im Staatshaushalt 
durch bessere Personalausstattung in der 
Steuerverwaltung 

(Kap. 13 01) 

Drs. 17/4369  

30. Änderungsantrag der Abgeordneten Volkmar 
Halbleib, Harald Güller, Reinhold Strobl u.a. SPD 

Haushaltsplan 2015/2016; 

hier: Streichung der Mittel 

(Kap. 13 03 Tit. 893 06) 

Drs. 17/4370  

31. Änderungsantrag der Abgeordneten Volkmar 
Halbleib, Harald Güller, Reinhold Strobl u.a. SPD 

Haushaltsplan 2015/2016; 

hier: Rückforderung von Flughafendarlehen 

(Kap. 13 06 neuer Tit.) 

Drs. 17/4371  

32. Änderungsantrag der Abgeordneten Volkmar 
Halbleib, Dr. Paul Wengert, Günther Knoblauch 
u.a. SPD 

Haushaltsplan 2015/2016; 

hier: Entschuldungsfonds für Kommunen  
zusätzlich zu den Bedarfszuweisun-
gen/Konsolidierungshilfen 

(Kap. 13 10 Tit. 613 31) 

Drs. 17/4372  

33. Änderungsantrag der Abgeordneten Volkmar 
Halbleib, Bernhard Roos, Dr. Paul Wengert u.a. 
SPD 

Haushaltsplan 2015/2016; 

hier: Schülerbeförderung zukunftsfähig machen 

(Kap. 13 10 Tit. 633 01) 

Drs. 17/4373  

34. Änderungsantrag der Abgeordneten Volkmar 
Halbleib, Kathrin Sonnenholzner, Dr. Paul 
Wengert u.a. SPD 

Haushaltsplan 2015/2016; 

hier: Sonstige Leistungen nach dem Kranken-
hausgesetz 

(Kap. 13 10 TG 72) 

Drs. 17/4374  

35. Änderungsantrag der Abgeordneten Volkmar 
Halbleib, Bernhard Roos, Dr. Paul Wengert u.a. 
SPD 

Haushaltsplan 2015/2016; 

hier: ÖPNV interkommunal und intermodal  
optimieren 

(Kap. 13 10 TG 81) 

Drs. 17/4375  

36. Änderungsantrag der Abgeordneten Volkmar 
Halbleib, Natascha Kohnen, Dr. Paul Wengert u.a. 
SPD 

Haushaltsplan 2015/2016; 

hier: Energieeffizienz im Wärmebereich – Energe-
tische Sanierung kommunaler Gebäude 

(Kap. 13 10 neuer Tit.) 

Drs. 17/4376  

37. Änderungsantrag der Abgeordneten Volkmar 
Halbleib, Dr. Paul Wengert, Günther Knoblauch 
u.a. SPD 

Haushaltsplan 2015/2016; 

hier: Härtefonds zur Sanierung kommunaler Bäder 

(Kap. 13 10 neuer Tit.) 

Drs. 17/4377  

 

III. Haushaltsgesetz 2015/2016 
(Drs. 17/2871) 

 

1. Änderungsantrag der Abgeordneten Margarete 
Bause, Ludwig Hartmann, Claudia Stamm u.a. 
und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
zum Gesetzentwurf der Staatsregierung zum 
Haushaltsgesetz 2015/2016 
(Drs. 17/2871) 
Drs. 17/4259   

2. Änderungsantrag der Abgeordneten Volkmar 
Halbleib, Stefan Schuster, Horst Arnold u.a. SPD 
zum Gesetzentwurf der Staatsregierung zum 
Haushaltsgesetz 2015/2016 
(Drs. 17/2871) 
Drs. 17/4378   
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3. Änderungsantrag der Abgeordneten Hubert  
Aiwanger, Florian Streibl, Peter Meyer u.a.  
und Fraktion (FREIE WÄHLER) 
zum Gesetzentwurf der Staatsregierung zum 
Haushaltsgesetz 2015/2016 
(Drs. 17/2871) 
hier: Wegfall des Stelleneinzugs nach Art. 6b HG 
Drs. 17/4379   

4. Änderungsantrag der Abgeordneten Hubert  
Aiwanger, Florian Streibl, Bernhard Pohl u.a.  
und Fraktion (FREIE WÄHLER) 
zum Gesetzentwurf der Staatsregierung zum 
Haushaltsgesetz 2015/2016 
(Drs. 17/2871) 
hier: Haushaltspolitik stärker auf Regionen  
   ausrichten 
Drs. 17/4380   

5. Änderungsantrag der Abgeordneten Hubert  
Aiwanger, Florian Streibl, Peter Meyer u.a.  
und Fraktion (FREIE WÄHLER) 
zum Gesetzentwurf der Staatsregierung zum 
Haushaltsgesetz 2015/2016 
(Drs. 17/2871) 
hier: Übernahme rechtskräftig festgestellter  
   Schmerzensgeldansprüche 
Drs. 17/4381   

6. Änderungsantrag der Abgeordneten Hubert  
Aiwanger, Florian Streibl, Dr. Hans Jürgen Fahn 
u.a. und Fraktion (FREIE WÄHLER) 
zum Gesetzentwurf der Staatsregierung zum 
Haushaltsgesetz 2015/2016 
(Drs. 17/2871) 
hier: Änderung des Bayerischen  
   Reisekostengesetzes 
Drs. 17/4382   
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